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Einleitung 

Die Diskussion über die Nutzung der Kernenergie für die Energiegewinnung ist in den 
letzten Jahren nicht nur in Österreich in vollem Umfang entbrannt. Diese Diskussion 
ist zweifellos legitim. da kaum eine andere En ergiequelle eine derart qualitative 
Bedeutung hat. Hier wird erstmals ei n Vorgang angewendet. der im allgemeinen 
dem Bürger nicht aus seinem persönlichen Erfahrungsbere ich vertraut ist ; die Ver­
brennung fossiler Brennstoffe zur Wärmegewinnung. die Erzeugung von Dampf. der 
wiederum Antriebskraft sein kann . die Verwendung fl ießenden Wassers als Antriebs­
kraft für Turbinen - das alles läßt sich. wenn auch in radikal vereinfachter Form . 
etwa im Haushalt beobachten. Für die Technik der Kernspaltung gibt es keine ver­
gleichba re Anwendung . die der Mensch in seinem Nahebereich beobachten könnte. 

Die ihm allenfalls zumindest bekannte Verwendung der Kernspaltung ist ihre mili­
tärisch e Anwendung: D ie Schreckensvision der Atombombe. deren verheerende Folge­
wirkung en in Japan studiert w erd en könn en und deren Verni chtungskraft breite 
Publizität gewidm et wurd e. ist freilich ein Hinweis. der dazu beiträgt. der Kern­
energie mit Mißtrau en und Reserve gegenüberzustehen. 

Es kann nicht geleugnet w erd en. daß ein Tei l der öffentli chen Disku ss ion eben dadu rch 
geprägt wi rd - die Vo rstellu ng. daß d ie Kernenergie geWissermaßen ine "gezä hmte 
Atombombe" ist. erscheint tatsächlich w enig beruhig end . Nur : W enn auch die Kern ­
energiegewin n ung dassei be G ru nd pr i nzi p verwendet. so ist si e doch völlig ei genstän­
dige W ege der Entwicklung gegangen. und jeder Vergleich mit den Kern waffen geht 
daher völlig daneben. 

Diese Tatsache allei nunterstreicht schon die Notwend ig keit. vor der In betriebnah me 
eines Kernkraftwerkes für ein e breite öffentlich e Information und Diskussion zu 
sorgen. um solche falschen aber wirkungsvoll en Vorstellungen aus der Welt zu 
schaffen . 

Die Diskussion muß aber auch ernstere Punkte anschneiden: Pr inzipi ell birgt jede 
Anwendung der Kerntechnologie die Möglichkeit in sich. daß Strahlung frei wird . 
die für den Menschen gefährlich werden kann . Diese Möglichkeit besteht sowohl beim 
Betrieb eines Kernkraftwerkes als auch bei der Lagerung der verschiedenartigen 
bestrahlten und selbst strahlenden Abfä"e, die beim Kraftwerksbetrieb zwangsläufig 
anfallen. 

Bei der Entwicklung der Kerntechnik war man sich dieser Problematik bewußt und 
hat daher einen Gutteil der Anstrengungen darauf verwendet. M ittel zu entwickeln. 
die dieses Risiko so reduzieren. daß es nach menschlichem Ermessen keinerlei Gefähr­
dung mehr darstellt. Gerade das österreichische Kernkraftwerk Zwentendorf wurde 
unter Berücksichtigung aller bisher gemachten Erfahrungen extrem sicher angelegt. 
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wobei die strengen gesetzl ichen Besti m mu ngen den Rah men fü r die ru nd 1000 detai l­
Iierten Sicherheitsauflagen abgeben. 

Kritiker der Nutzung der Kernenergie wenden demgegenüber ein, daß bei einer erst 
in einem relativ ku rzen Zeitraum erprobten Technologie zwar die bekannten Fehler­
quellen möglicherweise ausgeschaltet werden konnten , damit aber keine absolute 
Sicherheit gewährleistet werden kan n. Da die Auswi rku ngen ei nes großen Unfalls in 
einem Kernkraftwerk wegen der weit über den Unfallsort hinausreichenden und auch 
auf nachfolgende Generationen wirkenden Strahlung tatsächlich nicht mit anderen, 
stets auf den Ort des Unfalls beschränkt bleibenden Unfallgefahren verglichen werden 
können, argumentieren diese Kritiker, daß auch das verbleibende Risiko nicht toleriert 
werden darf. So wenig geleugnet werden kann, daß ein minimales Risiko bleibt, 
so seh r zeigt der störu ngsfreie Betrieb einer g roßen Zahl von Kern kraftwerken, 
daß es sich dabei um ein theoretisches, nicht um ein in der Praxis bedeutsames Risiko 
handelt. Die Unfall beispiele, die Kriti ker als Arg u mente heranziehen, stam men meist 
nicht aus dem Normalbetrieb von Kernkraftwerken, sondern aus früheren Phasen der 
wissenschaftlichen Erprobu ng solcher An lagen. 

Kritiker wenden darüber hinaus auch ein, daß selbst der störungsfreie Betrieb be­
trächtl iche U mweltbeei nträchtig u ngen zu r Folge habe. Diese Auswi rkungen, die sich 
vor allem auf die Folgewirkungen der Kühlprozesse beschränken, bei dem Wasser­
im Fall von Zwentendorf : Donauwasser - im erwärmten Zustand abgegeben wird, 
sind allerdings minimal im Vergleich zu jenen Umweltschäden, die andere Energie­
quellen verursachen. Insbesondere di e massive Beeinträchtigung der Luftqualität 
durch kalorische Kraftwerke ist für den Mensch en weit schädlicher als eine gering­
fügige Erwärmung großer Flußläufe. 

Im Mittelpunkt der Diskussion steht aber derzeit die Frage der Lagerung der Abfälle. 
In diesem Punkt wird eingewendet, daß die bisher erprobten Formen der Lagerung 
keine absolute Sicherheit gegen d ie Abgabe von Strahlung an die Außenwelt bieten 
können, wobei insbesondere auf die extrem lang en Zeiträume verwiesen wird, wäh­
rend derer für eine absolut sichere Lagerung hochaktiver Abfälle gesorgt werden 
mu ß. Auch dieses Arg u ment verdient eine ernsthafte Ausei nandersetzu ng: Tatsäch lich 
wurden in einer Reihe von Staaten, vor allem in der Frühzeit der Nutzung der Kern­
energie, Formen der Abfal lagerung angewendet, deren technischer Standard noch 
nicht so weit entwickelt war wie heute und bei denen in dem einen oder anderen Fall 
Behälter beschäd igt wu rden . Gi nge es daru m, derartige längst überholte Lagerformen 
zu verhindern, so wären die Argumente der Krit iker verständlich. 

Dabei wird aber übersehen, daß auch in diesem Bereich die Technik weiter fort­
geschritten ist und daß vor allem für die Endlagerung Methoden entwickelt wurden, 
bei denen nicht nur die Abfälle selbst in weitgehend sichere Behälter eingeschlossen 
werden, sondern auch für eine Lagerung in stabilen geologischen Formationen ge­
sorgt wird. Durch die unterirdische Lagerung wird zudem auch in fernster Zukunft 
die zufällige Öffnung solcher Lager weitgehend ausgeschlossen und damit die Not­
wendigkeit permanenter Sicherheitseinrichtungen massiv reduziert. 

In der konkreten österreichischen Situation. in der für die weitere Behandlung ab­
gebran nter Brennstäbe noch kei ne endgü Itige Lösu ng gefu nden werden kon nte und 
daher sowohl die Möglichkeit. daß die Brennelemente längere Zeit bis zur Wieder­
aufarbeitung lagern müssen (für die spätere Wiederaufarbeitung aber zugänglich 
bleiben) als auch die Möglichkeit, daß nichtwiederaufgearbeitete Brennelemente end-
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gelagert werden müssen, einzukalkulieren ist, muß das Lagerproblem besonders 
differenziert betrachtet werden. 

Es ist selbstverständlich, daß - so wie bei der Anlage von Zwentendorf - nur eine 
Lösung akzeptiert werden kann, die ein Höchstmaß an Sicherheit bietet und das Rest­
risiko auf ein minimcdes, vernachlässigbares Ausmaß reduziert. Die im Zusammenhang 
mit der Lagerproblematik vorgebrachten kritischen Argumente werden bei der 
Beurtei I u ng von Lösungsvorsch lägen ei ne wichtige Rolle spielen. 

Schließlich wird von seiten der Kritiker noch eingewendet, daß die Gefährlichkeil 
der Kerntechnologie sowohl beim Transport von radioaktivem Material als auch beim 
Betrieb des Kernkraftwerkes wie schließlich auch bei der Abfallagerung ein derartiges 
Maß an Sicherheitsvorkehrungen erforderlich macht, daß davon negative Auswirkun­
gen auf den demokratischen und rechtsstaatlichen Charakter unserer Gesellschaft zu 
befürchten sind. Diese Sicherheitsvorkehrungen, die nicht nur Anlagen der Kern­
technologie gegen unbefugte und unsachgemäße Behand I ung sch ützen sollen, 
sondern sich auch gegen vorsätzliche Eingriffe - etwa von Kriminellen oder politisch 
motivierten Terroristen - richten müssen, kön nten nach Mein u ng dieser Kriti ker letzt­
lich zu einem "Polizeistaat" führen . Dem ist entgegenzuhalten, daß auch heute schon 
hochkomplizierte technische Anlagen, deren Störung kaum weniger katastrophale 
Folgen haben würde, gegen den Zutritt und Zugriff Unbefugter geschützt werden, 
daß ständig Transporte hochexplosiver oder in anderer Weise gefährlicher Stoffe in 
Österreich unterwegs si nd, oh ne daß die notwend igen Sicherheitsvorkehru ngen zu 
etwas anderem geführt hätten als zu Ordnungsvorschriften, wie sie in jedem hoch­
organisierten Gemeinwesen auch aus anderen Gründen erforderlich sind. 

Die Nutzung der Kernenergie muß dabei freilich als Gesamtkomplex gesehen werden. 
So w enig, wie etwa der Betri eb von PKWs ausschli eß lich unter dem Gesichtspunkt 
diskutiert werden kann, daß si e eine gewaltige Beeinträchtigung der Umwelt mit 
sich bri ng en, sondern eben ihr wi rtschaftlicher Nutzen und ihre Bereicheru ng der 
Lebensgestaltu ng der Staatsbü rger mitzu berücksichtigen ist, so wenig kan n die 
N utzu ng der Kern energ ie aussch I ießlich unter dem Gesichtspu n kt der damit ver­
bu ndenen Risken diskutiert w erden . Den n nicht der Wunsch, di e modernste Tech­
nologie aus Prestigegründen auch in Österreich anzuwenden, hat zum Bau des Kern­
kraftwerkes Zwentendorf geführt, sondern der Druck der Energieversorgungslage. 

Von Fachleuten wird dargetan, daß in den nächste n Jah re n - nicht nur in Öster­
reich - eine Energielücke zu entstehen droht, die die Leistungsfähigkeit der öster­
reichischen Wirtschaft und damit die Sicherh eit der Arbei tsplätze ebenso gefährd en 
würde wie die direkte Versorgung der Bürg er als En ergi ekonsumenten. Diese Energie­
I ücke, so behau pten diesel ben Fach lF.!ute, ist durch den ständig steigenden Bedarf 
sowohl der Privathausholte als auch der Wirtschaft bedingt, wobei zwar mit einer 
Abflach u n9 der Zuwachsrate, aber sei bst bei rasch er Verwi rkl ichu ng aller tech n isch 
und wi r'tsc haftl ich ei nsetzbar n Spa rma ßnah men nicht mit ei ner Stag nation ge­
rechnet werden kann . 

Die Schließung dieser Lücke durch das Erschließen zusätzlicher Energiequellen in 
Österrei ch wird in den kommenden Jahrzehnten nicht möglich se in . So wenig Öster­
reich auf den weiteren Ausbau sei ner trad itionellen Energ ieq uellen , wie der Wasser­
kraft, und auf die Nutzung nichtkonventioneller Energien, wie beispielsweise der 
Sonnenene rgie, verzichten kann, so wenig wird auf di ese Weise in naher Zukunft 
ei ne Decku ng des wachsenden Bedarfes erzielt werden kön nen. 
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Auch in diesem Fall gibt es kritische Einwände. Gegner der Kernenergie verweisen 
auf die noch ungenützten Möglichkeiten der Einsparung von Energie und setzen ihre 
Hoffnung auf die neuen Energiequellen , von denen sie die Befriedigung des zu­
sätzlichen Bedarfes erhoffen. Dazu ist zu bemerken, daß die Wichtigkeit der Förderung 
des rationellen E nergieei nsatzes und der Entwickl u ng neuer Energ iequellen u n­
bestritten ist; bei allen Anstreng u ngen ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Ver­
wirklichung mancher energiesparender Maßnahmen sowie vor allem der Einsatz 
neuer Tech nolog ien im g roßen Maßstab Vorbereitu ngszeiten erfordert, die nur in 
Jahrzehnten ausgedrückt werden können. Daher ist damit zu rechnen, daß erst 
gegen Ende dieses Jah rtausends tech n isch ausgereifte und wi rtschaftl ich ei nsatzfäh ige 
neuartige Alternativen zur Kernenergie zur Verfügung stehen werden. 

Bleibt aber eine Lücke zu schließen, so bietet sich als Alternative zur Kernenergie nur 
der verstärkte Import an. Dieser wird - da die traditionellen Exportländer von 
Energie und Rohstoffen für die Energiegewinnung einen massiv wachsenden Eigen­
bedarf haben - zunehmend schwieriger. Die verbleibende massive Nachfrage wird 
überdies zu drastischen Preissteigerungen führen, die nachteilige Auswirkungen auf 
Österreich und seine Wirtschaft haben könnten . 

Die Belastu ng der österreich ischen Zah I u ngsbi lanz du rch Energ iei m porte hat bereits 
in den letzten Jahren stark zugenommen . 

Sie zeigt folgendes Bild: 1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 

7.571,76 Mio. S 
8.452,78 Mio. S 
8.729,24 Mio. S 

10.454,61 Mio. S 
20.236,25 Mio. S 
20.466,27 Mio. S 
24.931,99 Mio. S 

Die aufgezeigte Entwicklung legt es dringlich nahe, diese Importe nicht über das 
u n bed i ngt erforderliche Maß zu erhöhen. 

Wenn sich die Bundesregierung unter diesen Umständen - im Einklang mit Be­
schlüssen des Parlaments, der jahrelang von den im Parlament vertretenen Parteien 
zum Ausdruck gebrachten Haltung und in Fortsetzung der Politik früherer Bundes­
regierungen - grundsätzlich für die Nutzung der Kernenergie ausspricht, so hat sie 
dabei die kritischen Argumente gegen die Kernenergie nicht auf die leichte Schulter 
genommen. 

In ei nem demokratischen Staat können Entscheidu ngen nur dan n wi rku ngsvoll 
getroffen werden, wenn bei der Mehrheit der Bevölkerung Einverständnis hinsichtlich 
der Richtig keit und Notwendig keit der getroffenen Maßnah men herrscht. Deshai b 
ist es erforderlich, sich mit allen kritischen Einwänden gewissenhaft auseinander­
zusetzen, und dies um so mehr, als in manchen Argumenten ein richtiger Kern steckt. 
Diese Argumente waren auch der Anlaß, die diesbezüglichen Entscheidungen um so 
g rü nd I icher zu überprüfen. 

Die Bundesregierung ist an einer umfassenden Diskussion über die Nutzung der Kern­
energie in Österreich weiterhin interessiert; sie wird auch in Zukunft den Dialog 
hierüber fördern. 
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Die von der Bundesregierung in itii erte " Information Kernenergie" wurde jedenfalls 
zu m Rah men, innerhai b dessen sich die zentrale Diskussion abspielte. Anfangs nahmen 
die Massenmedien bedauerlicherweise wenig Notiz von diesem in ganz Österreich 
in Gang gekom menen I nfo r mationsprozeß. Er hat jedenfalls geholfen, reich haltiges 
und alle Standpunkte widerspiegelndes Material zur Verfügung zu stellen . Di e Grund­
lage dieses Informationsprozesses bi Idete di e intensive wissenschaftl iche Diskussion 
in zeh n thematisch gegl iederten Experteng ru ppen , in denen engagierte Befü rworter 
wie entschiedene Gegner der Kern energie mitarbeiteten . Bei der Auswahl der Mit­
arbeiter der Expertengruppen war man bemüht, Rücksicht darauf zu nehmen , daß 
Persönlich keiten. di e du rch ihre berufl iche Stell u ng auch nur den Anschei n ei ner 
Interessengebundenheit erwecken könnten, nicht herangezogen wurden . Die Er­
gebnisse der Gespräche der Experteng ru ppen bi Ideten die G ru nd lage fü r öffentl iche 
Pod i u md iskussionen der Experten, die in ei nem ständ ig steigenden Ausmaß auch die 
Bevöl keru ng inden Diskussionsprozeß ei n bezogen. Die Tatsache, daß dabei eh er 
organisierte Gruppen als informationssuchende Bürger an den Diskussionen teil ­
nahmen und daß es in einzelnen Fällen zu heftigen Aktionen dieser Gruppen kam, 
bewi rkte ei ne w esentl iche Beei nträchtig u ng des Informationsprozesses. 

D ie Ausa rbeitu ngen der Experteng ru ppen und die Ergebnisse der öffentlichen Dis­
kussion stellten sch I ießI ich die G ru nd lage fü r vier Sym posien dar, in denen Vertreter 
der Elektrizitätswi rtschaft und der Kernen ergi ewi rtschaft sowi e Repräsentanten von 
I nteressenvertretu ngen gemei nsam mit Wissenschaftern alle Aspekte der N utzu ng der 
Kernenergie diskutierten . 

Di e " I n itiative Österreich ischer Atom kraftwerksgeg ner" hatte es bedau erl icherweise 
für sich und fü r all e ihr angehörenden Gruppi erungen abg elehnt , an di ese n Symposien 
tei Izu neh men. 

Mit dieser I nformati on, deren Ergebn isse vo ll inhaltl ich vo rl ieg en, hat die Bu nd es­
r eg ieru n9 ihr Versprechen ei nge löst, Vertreter n versch iedener Auffass u ngen zu m 
Th ema K ern energi e Gelegenh ei t zu geben, i n gl eich er W eise di e Ö ffent l ich keit zu 
i nform ier en. In ihrer Reg ieru ngserkläru ng vom 5. Novem ber 1975 hat di e Bu nd es­
regierung darüber hinaus ang ekündigt , di ese Frag e - nach umfassend er und obj ek­
tiver Vorbereitu ng - ei ner Behand I u ng durch den National rat zuzufü h ren. was mit 
der Vorlag e di eses Berichtes erfolgt ist. 

D ie für den Bericht gewählte Form soll di e Notwendigkeit wid ers piegeln, nicht ein en 
von ku rzfristig en oder gar taktischen Interessen besti m mten Stand pu nkt ei nzu neh men. 
Der Bericht dokum entiert nicht nur die von der Bu ndesreg ieru n9 getroffen en Maß­
nahmen , sondern bezieht auch - in stark verkürzter Form - d ie technischen , wissen­
schaftl ichen und energ iepol itischen Informationen ei n, die ei nfach notwendig si nd, 
wenn die Frage der Nutzung der Kernen ergi e sachgerecht diskutiert werden soll . 

Die Bundesregierung hofft zugleich. daß die Diskussion - im Parlament wie in der 
interessi erten Öffentl ich keit - von diesen sachl ichen und obj ektiven Informationen 
bestimmt wird . 
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Der Energiebedarf und seine Deckung 

Noch vo r el nlgen Jah rzeh nten kan nte der Du rchsch nittsbü rger das Wort "Energi e" 
nur in der auf den Menschen angewendeten Bedeutung von Tatkraft und Durch­
setzu ngsvermögen. ( .. Er ist energ isch . ") Da ß die physi kai isch-tech nische Bedeutu ng 
des Wor tes, die früh er nur den Wissenschafter interessierte, in den letzten Jahren 
zu einem Haushaltswort und Diskussio nsth ema geworden ist, ist nicht nur auf d ie 
spürbaren Folgen des arabischen Erdö lembargos nach dem Jom-Kippur-Krieg vom 
Oktober 1973, sonder auch darauf zurückzuführen, daß sich in einem allmähl ichen 
Bewußtseinsbildungsprozeß di e Erkenntnis durchg esetzt hat, daß die Energie erstens 
etwas ungemein W ichtiges und Notwend iges und zwe itens keineswegs etwas so 
Unerschöpfliches und Selbstverständliches w ie etwa die Luft zum Atmen ist. 

Wohl hatte es inden Jah re n von 1939 bis 1945 und ei nig e Z eit danach Benzi n ratio­
nieru ng, Gassperrzeiten, Stromausfäll e und nicht ge n üg end Bren n material gegeben, 
aber damals hatte man sich kein e tieferen Gedanken darüber gemacht und es als 
kriegsbedingt und nicht als naturgegeben angesehen , weil ja auch viele andere 
Waren des täglichen Bedarfs knapp waren . 

In der Zwischenzeit jedoch ist fast jed ermann kl argeworden, daß die materielle 
Grundlage de r Wirtschaft und unseres Wohlstan des und Komforts und damit auch 
der sozialen Sich erh eit und der politischen Stab ilität nicht nur Rohstoffe , sondern 
auch genügende Mengen an Energ ie si nd und daß neben sich immer wieder er­
neuernden Naturschätzen - all e pflan zlichen und t ierischen Rohstoffe und bei der 
Energie beispie lsweise die (auch nicht in ausre ichendem Maße zur Verfügung stehende) 
Wasserkraft - viele Ressourcen auf unserem Wohnplaneten nur einmalig und be­
g renzt sind und in eini ge n Jahrzehnten zu Ende gehen werd en - vor allem, weil 
die Menschheit auf vielen Gebieten eine bedenkenlose Verschwendungswirtschaft 
betrei bt. 

Energieumwandlungen 

Die Energie ist nach Max Planck ("Vorlesungen über Thermodynamik", §§ 56 bis 58) 
die einem Körper oder Körpersystem innewohnende Fäh igkeit, beim Übergang von 
einem Zustand in einen anderen äußere Wirkungen - mechanische Arbeit: Hebung 
ei ner Last, Ü berwi nd ung des Atmosphärend rucks, Erzeug u ng "lebendiger Kraft", 
etwa eines Geschosses; oder eine Erwärmung der umgebenden Körper usw. -
hervorzu brin gen. Anders ausged rückt ist die Energ ie ei nes Systems die Su mme aller 
Wirkungen, die außerhalb des Systems hervorgebracht werden oder (zum Beispiel 
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im Fa ll e eines ge lagerten Brennstoffs oder des Wassers in einem Stausee) hervor­
gebracht werden können. 

Weniger präzise und auf die techni schen Anwendungen bezogen, ist Energie das 
Arbeitsvermögen eines Körpers oder Vcrgangs oder die in ihm enthaltene Wärme­
energie, wobei beides gemäß bEsti m mter experi mentell erm ittelter U mrech n u ngs­
faktoren gleichwertig ist. 

Eine genauere Unl'ersuchung zeigt, daß es keinen Vorgang in der belebten und in 
der unbelebten Natu r gi bt, der nicht von Energieu mwand lungen begleitet wäre: 
Die Energie ist der Antrieb, der das Universum in Bewegung hält. Auch die tägliche 
Nahrung des Menschen dient nicht nur der Erneuerung der Stoffe des Körpers, 
sondern ist gleichzeitig ei ne chemische Energieq uelle. 

Die Energie, die in mannigfachen Formen - als mechanische Energie, Wärme­
energie, chem ische Energ ie, Strahl u ngsen ergie, elektrische und mag netische Energ ie, 
Energie der Masse und Atomkernenergi e - auftritt, kann nach dem fundamentalen 
Naturgesetz von der Erhaltung der Energie weder geschaffen werden, also aus nichts 
entstehen (ein Perpetum mobile ist unmöglich), noch vernichtet werden, das heißt, 
spu rlos verschwi nden. Sie kan n r;u r nach besti m mten zah lenmäßigen Verhältn issen 
andere Formen annehmen oder von einem Körper auf einen anderen übergehen, 
wobei aber wed er Energie erzeugt wird noch verlorengeht: Der Gesamtvorrat des 
Weltalls an Energie ist unveränderlich. Auch die fälschlich so genannte Energie­
erzeug u n9, richtiger Energiegewi n nu ng, durch tech nische Prozesse ist nur ei ne 
Freisetzu ng von gebu nden gewesener En erg ie und ei ne gezielte Umwand I u ng von 
ei ner Energ ieform in ei ne andere. 

Nicht jede Energieform kan n vollstä nd ig in jede andere umgewandelt werden, 
und di e verschiedenen Energ ieformen si nd daher bezügl ich ihrer U mwandl u ngs­
fähigkeit nicht g leichwertig, Den An teil d r ursprünglichen Energie, der nicht di e 
gewünschte Form annimmt, nennt man "Verlust" . Wenn Energie sch einbar verloren­
geht, dann hat sie sich aber zumeist nur in nicht ausnützbare Wärme verwandelt. 
(Beispielsweise geht die ch emische Energie des Benzins nur zu einem Teil in die 
Antriebsenergie der Motorwelle über. Ein großer Teil der Energie wird über den 
Kühler an die Um ge bungsluft abgeführt. Aber auch die Antriebsen ergie der Motor­
weIle wird durch den Luftwiderstand, die Reibung der Straße und den Walkwider 
stand der Reifen in Wärme verwandelt. Diese Wärme kann nicht zurückverwandelt 
werden .) 

Wärme ist also eine Energieform, die aus anderen Energieformen entstehen und 
andererseits in andere Energieformen übergehen kann, wobei es allerdings charak­
teristisch ist, daß kein Weg denkbar ist, um Wärme zur Gänze, restlos, in mechanische 
oder elektrische Energie umzuwandeln. Auch im günstigsten Fall läßt sie sich nur 
zum Teil in andere En ergieformen umwandeln; der Rest bleibt stets Wärme. 

Die Energie kann in jeder ihrer Formen durch die gleiche Einheit ausgedrückt werden. 
Nach dem Maß- und Eichgesetz von 1973 (BG BI. 174/1973) verwendet man dazu 
auch in Österreich die Maßeinheit Joule (a bgekürzt J), die gleich einer Wattsekunde 
ist. Ei ne Kilowattstu nde ist dem nach das 1000-mal-3600-fache oder 3,6 Mi 11 ionen 
(3,6.10 6

) Joule oder 3,6 Megajoul e (MJ). Das Joule ist gleichzeitig die Maßei n heit fü r 
Energie, Arbeit und Wärmemenge. 

11 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original)12 von 177

www.parlament.gv.at



Die bisherige Wärmeeinheit Kilokalorie (kcal), die nach demselben Gesetz nur 
noch bis 31. Dezem ber 1977 offiziell verwendet werden darf, entspricht dem 860. T ei I 
einer Kilowattstunde oder umgekehrt 1 kWh = 860 kcal (1 kcal = 4186,8 J). 

Der Wirkungsgrad 

Das Verhältnis zwischen der "gewonnenen", das heißt, gezielt erzeugten, zu der 
gesamten umgewandelten Energie, heißt Wirkungsgrad. Da Verluste bei technischen 
Umwandlungsprozessen nicht zu vermeiden sind (zum Beispiel Reibung, Leitungs­
und Strahlungsverluste usw.), wozu noch die vorher genannte unvollständige Um­
wandelbarkeit der Wärmeenergie kommt, ist der Wirkungsgrad bei technischen 
Umwandlungsprozessen immer kleiner als 100 Prozent. (Das Kernkraftwerk in 
Zwentendorf wird einen Wirkungsgrad von etwas mehr als 34 Prozent haben, das 
heißt, von der thermischen Leistung des Reaktors von 2100 Megawatt findet sich eine 
elektrische Bruttoleistung von rund 723 Megawatt - das sind 34,43 Prozent der 
anfänglichen Wärmeenergie - an der Generatorklemme. Der Rest erwärmt das 
Kühlwasser aus der Donau und die Luft - und zwar nicht aus Unfähigkeit der 
Tech n i ker, sondern natu rgesetzlich.) 

Für die Energieversorgung ist Energie nicht nur eine physikalische Größe mit natur­
gesetzl ich woh Idefi nierter Wertig keit , sondern zugleich ei n Wi rtschaftsgut, ei ne 
"Ware". Die Energieversorgung ist eine Kette von mit technischen Mitteln vorzu­
nehmenden Umwandlungs-, Speicherungs- und Transportvorgängen von Energie. 
Diese Kette beg i n nt bei der "Pri märenerg ie" (Energ ieq uelle: Wasserkraft, fossiler 
oder nuklearer Bren nstoff usw.), geht oft über "Seku ndärenergie" (zum Beispiel 
elektrischen Strom oder Hei ßwasser) zu m Endverbraucher und endet bei ihm als 
Nutzenergie, wie Licht, mechanische Antriebsenergie, chemische Energie oder 
Nutzwärme. 

Elektrizität 

Ein besonders praktischer Zwischenträger und Energieübermittier ist die Elektrizität 
(elektrische Energie), weil sie im allgeme inen besser, bequemer, reiner, einfacher 
und mit höherem Wirkungsgrad als andere Energieformen übertragen, verteilt, 
kontrolliert und in andere Energieformen verwandelt werden kann. Der Anteil der 
Elektrizität an der gesamten Endenergie, die den Verbrauchern in Österreich 1975 
zugefü h rt wurde, betrug 13,5 Prozent. 

Der Verbrauch an elektrischer Energie könnte weit mehr als derzeit vorgesehen 
ansteigen, falls die Personen- und Lastautos in einigen Jahrzehnten auf elektrischen 
Antrieb (wahrscheinlich mit Wechselbatterien) umgestellt werden, was auf Grund 
der Entwicklung im Kraftfahrzeugwesen nicht auszuschließen ist und außerdem vom 
Stand pu n kt des Umweltschutzes in Ball u ngsgebieten zu beg rü ßen wäre. 
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Die Versorgung muß immer gewährleistet sein. Strom aber kann nicht ins Depot 
gelegt werden - in jedem Augenblick muß so viel Strom erzeugt werden, wie ver­
braucht wi rd. Die Elektrizitätswi rtschaft hat ei ne gesetzl iche Versorg u ngspflicht zu 
erfü lien. 

Kraftwerke lassen sich nicht von heute auf morgen realisieren. Es gibt strenge be­
hördliche Auflagen für Sicherheit und Umweltschutz, und von der Projektierung 
bis zur Inbetriebnahme dauert der Bau eines großen Kraftwerks sechs bis acht Jahre 
und manchmal sogar länger. Werden die Zuwachsraten nicht durch den Bau zusätz­
licher Kraftwerke abgedeckt, sind die Reserven bald erschöpft. Wir bekommen die 
Auslandsabhängig keit durch zusätzliche E nergiei mporte noch meh r zu spü ren. Der 
elektrische Strom aber muß jederzeit verfügbar sein, rund um die Uhr und das 
8760 Stunden im Jahr. 

Ursachen dieser Entwicklung sind das steigende Verlangen der Bevölkerung nach 
mehr Bequemlichkeit, ein Nachholbedarf in der technischen Ausstattung der Haushalte, 
der auf uns zukommt. Der elektrische Anschlußwert neuer Wohnungen beträgt in 
der Regel ein Vielfaches jener der Altwohnungen. 

Den geri ngsten Antei I am Inlandsstromverbrauch inder öffentlichen Elektrizitäts­
versorg u ng (1976) hat die Landwi rtschaft mit 2,8 Prozent, gefolgt von den öffentl ichen 
Anlagen mit 5,2 Prozent und dem Verkehr mit 5,7 Prozent. Das Gewerbe ist mit 
11 Prozent, und die Haushalte sind mit 22,3 Prozent am Stromverbrauch beteiligt . 
Der größte Stromverbraucher in Österreich ist derzeit die I nd ustrie mit ei nem Antei I 
von 40 Prozent. An Eigenverbrauch fallen 5,9 Prozent und an Verlusten 7,1 Prozent an . 
In acht Jahren dürfte der Stromverbrauch der Haushalte jenen der Industrie über­
flügeln. 

Was den Haushalt betrifft : 1,2 Million en Frauen in Österreich sind berufstätig . Nach 
einer im Jahre 1976 veröffentli chten Statistik sind erst 50 Prozent der Haushalte mit 
Waschmaschinen ausgerüstet, und Geschirrspül er haben einen Anteil von nur fünf 
Prozent. Bei Kühlschränken ist mit einem Anteil von 86 Prozent der Sättigungsgrad 
bald erreicht. Farbfernsehgeräte - sie verbrauchen etwa die doppelte Strommenge 
wie die Schwarz-Weiß-Geräte - haben einen Anteil von 15 Prozent. Der Anteil 
der elektrischen Beleuchtung an der gesamten Nutzenergie in Österreich beträgt 
nur etwa 0,2 Prozent. 

Der moderne Mensch der I nd ustriegesellschaft ist zu ei nem Großverbraucher von 
Energie geworden. Die vielen "Pferdestärken" 1), die in seinem Auto stecken, er­
fordern "Kraftfutter" in Form von chemischer Energie des Trei bstoffs, und inder 
Industrie, im Gewerbe, in der Landwirtschaft und im Haushalt benötigen die elek­
trischen Geräte, die uns vielfach die schwere Arbeit abnehmen oder erleichtern und 
dem Durchschnittsmenschen Annehmlichkeiten und einen Komfort bieten, wie ihn 
in früheren Zeiten selbst die Reichsten und Mächtigsten nicht hatten, ebenfalls Energie, 
wenn sie nicht stillstehen sollen . Die Energieversorgung ist daher von grundlegender 
Bedeutung für alle Bereiche des wirtschaftlichen und sozialen Lebens. 

1) Eine Maßeinheit, die ebenfalls Ende 1977 amtlich zugunsten des ausschließlichen Gebrauchs der 
Leistungseinheit Kilowatt -1 PS = 735,49875 Watt oder rund 0,735 Kilowatt und umgekehrt 1 kW = 
1,3596 oder rund 1,36 PS - verschwindet. 
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Energie in der Welt 

Welche Energieträger sind auf der Erde überhaupt vorhanden? Die Sonne ist unser 
Hauptenergielieferant. Die Strahlungsenergie, die der Erdball von ihr empfängt, 
bewirkt Windkraft, Wasserkraft, Wachstum der Pflanzen (Umwandlung in chemische 
Energie), die Meereswellenenergie und die Erwärmung der Ozeane. 

Holz, Kohle, Erdgas und Erdöl sind gewissermaßen Sonnenenergiekonserven. Wäh­
rend die drei letzteren im Verlauf von vielen Jahrm illionen aus den Überresten von 
Pflanzen und Tieren entstanden si nd und daher "fossil" gena nnt werden und nicht 
"nachwachsen", erneuert sich das Holz als lebende Substanz, ist aber für Energie­
zwecke im Weitmaßstab in viel zu geringer Menge vorhanden. In Österreich werden 
allerdings pro Jahr etwa 2 bis 2,5 M i llionen Festmeter Holz für Heizzwecke ge­
schlägert, und dieses Brennholz trägt vor allem zur Deckung des Bedarfs an Raum­
heizung und Kochwärme in ländlichen Gebieten bei. 

Die fossilen Energieträger sind nur begrenzt auf der Erde vorrätig: Die nach dem 
derzeitigen Stand der Technik förderbaren Weltreserven an Erdöl betragen laut 
Welt-Energiekonferenz 1974 91,5.10 9 Tonnen 2), das sind 4,02.10 21 Joule. Die För­
deru ng im Jah r 1975 betrug 2,6465.10 9 Ton nen oder 0,116.10 21 J. Danach reichen 
die Erdöl reserven bei Bei behaltu ng der Förderu n9 von 1975 ru nd 35 Jah re. 

Bei Naturgas machen die bekannten gewinnbaren Reserven laut Welt-Energie­
konferenz 1974 52,6.10 3 km 3 aus, nach Adams und Kirkby 65,1.10 3 km 3

, was 
2,37.10 21 J entspricht. Verg leicht man die größere Zah I mit der Förderu ng von 1975 -
1,2688.103 km 3 oder 0,046.10 21 J -, so kommt man auf 51 Jahre. 

Bei der Kohle werd en die förd erbaren Reserve n mit 595.881 .106 Tonnen oder 
17,46.10 21 J angegeben. Bei der Förderung von 1975 - 2634,3.106 Tonnen oder 
0,077.102 1 J - reicht dies für 226 Jahre. 

Allerd i ngs ist bei allen drei fossilen Bren nstoffen noch ei n Vielfaches an verm uteten 
Reserven vorhanden (bei Erdöl je nach Autor das 2- bis 20fache, bei Naturgas das 
2- bis 8fache und bei Kohle etwa das 20fache). Wieweit diese Reserven tatsächlich 
ausnützbar sind, ist fraglich. 

Die angegebenen Zeit rä u me fü r die derzeit als förderbar angesehenen Reserven 
si nd natü rlich nu r Du rchsch n ittswerte; je nach Land kan n das Ende der Förderu ng 
früher oder später kommen. Neue Fundstätten können den Termin hinausschieben, 
wäh rend ei ne verg rößerte Förderu ng ei n rascheres Versiegen nach sich ziehen wü rde. 
Das Wasserkraftpotential der Welt wird mit 9,802.10 6 Gigawattstunden oder 
0,035289.10 21 J pro Regeljahr angegeben. Tatsächlich erzeugt wurden aus Wasser­
kraft 1974 1,433.106 GWh oder 0,005159.10 21 J. Das hei Bt, daß etwa ei n Siebentel 
des Wasserkraftpotentials der Erde ausgenützt ist und daß die Wasserkraftwerke 
der Welt 1974 rund den 46. Teil der Energie lieferten, die 1975 durch Erdöl, Erdgas 
und Kohle (0,116 + 0,046 + 0,077 = 0,239.10 21 J) erzeugt wurde. Selbst bei Voll­
ausbau des Wasserkraftpotentials der Erde würde die hydraulische Energie nur etwa 
ein Siebentel des Energieinhalts der 1975 geförderten fossilen Brennstoffe ausmachen. 

2) Diese und alle weiteren Angaben sind dem "Taschenbuch für Energiestatistik" , Berichtsjahr 1975 
herausgegeben vom BMfHGul (Bohmann Verlag KG, Wien 1976), entnommen. 
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Müllverbren n u ng, Energiegewi n n u ng aus Abgasen, Biogaserzeug u ng aus Stroh und 
ähnliches sind wohl möglich 3), erbringen aber nur einen ganz geringen Beitrag 
zu r Decku ng des Energiebedarfs. 

Von der Sonne unabhängig ist die Gezeitenenergie (durch den Mond hervorgerufen), 
die aber nur an wenigen Stellen der Meeresküsten ausg enützt werden kann, die 
Erdwärme und die in Uran und Thorium (Kernspaltung) sowie in schwerem Wasser 
(Kernfusion) schlummernde Energie. 

Die Kernfusion 

Die kontrollierte Kernverschmelzung, die En ergi e für Jahrmillionen liefern könnte, 
da es in den Weltmeeren und Gl etschern etwa SO Billionen Tonnen des "Brennstoffs" -
schwerer Wasserstoff (Deuterium) - gibt, ist bisher im Laborator ium noch nicht 
gelungen , obwohl in allen großen Industriestaaten die besten Köpfe mit sehr viel 
Geld an der Lösung des ungemein schwierigen Problems arbeiten, Temperaturen 
von einigen Dutzend Millionen Grad in einem hinreichend dichten Deuterium­
"Plasma" 4) aufrechtzuerhalten - dies ist die Voraussetzung, daß der energieliefernde 
Prozeß abläuft. 

Die bisherigen Ergebnisse lassen es nicht ausschließen, daß mit einer der bisherigen 
experi mentell en Anord nung en, we n n sie in entsprechender Grö ße errichtet wi rd, 
eine positive Energiebilanz erzielt w erden kann . Die Schwierigkeiten, die noch 
bestehen, lass n aber ein s lehes Ergebn iS ni ch t vor 10 bis 15 Jahren erwarten. Di e 
technischen Probleme, di e sich dann für den Bau von Fusionskraftwerken erg eben, 
sind ebenfa lls noch un gelöst. Es ist zu erwarten, daß ein dera rti ges K raftwerk, w enn 
überhau pt, erst nach dem Jahr 2000 in Betr ieb gehen ka nn. 

Di e Kern fusion ver ursacht auf experim entell em Gebiet so hoh e Kosten, daß sich 
Österreich an der di es bezügl ich en Fo rschung nicht einmal im Wege einer Kooperat ion 
bei internatio na len Groß Cl nl age n zu beteiligen ve r mag. Jed och gibt es an der Uni­
versität In nsbruck ei ne seh r aktive Forsch u ngsg ru ppe, di e vor all em theoretisch, 
aber auch für di e Grundlagenfo rschung experim entell tätig ist. Si e ist auch in der 
Lag e, die Entwicklun g fachmönnisch zu verfolgen und aus erster Hand zu beurteilen . 

Die Bevöll<erungsexplosion 

Die Welt wird in Zukunft sicher mehr En ergie als heute benötig en, vor allem weil die 
Weltbevöl keru ng inden nächsten Jah rzeh nten stark zuneh men wi rd. Nach Angaben 

3) Die Möglichkeiten der Verwertung des Getreidestrohs in Österreich wurd en mehrfach geprüft. 
Die hohen Kosten des Einsammelns zur En ergi everwertung in größeren Anlagen schli eßen jedoch die 
Verwirklichung aus. 

4) Bei diesen Temperaturen existiert kein normales Gas mehr, sondern ein Gemisch elektrisch gelade­
ner Teilchen (Elektronen und Ionen, das sind Atome, denen in diesem Fall Elektronen entrissen wur­
den), das den Namen " Plasma " trägt. 
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des Population Reference Bu reau, Wash i ngton, wi rd sie von jetzt (Mitte 1977) 4083 Mil­
lionen bei Beibehaltun g des derzeitigen Anstiegs (1,8 Prozent Geburtenüberschuß 
pro Jahr) im Jahr 2000 6182 Millionen Menschen umfassen, das ist ein Zuwachs 
um etwas mehr als 50 Prozent oder mehr als zwei Milliarden Menschen im Verlauf 
von 23 Jahren. Bei diesem Tempo erfolgt eine Verdoppelung in 38 Jahren, also bis 
zum Jahr 2015. 

Die sich dauernd erhöhende Bevölkerungszahl erfordert ein proportionales Wachstum 
der Energie, auch wen n der Lebensstandard g le ich blei bt. Sei bst falls die reichen 
Länder bereit wären, ihren Wohlstand nicht weite r 2U steigern, werden die ärmeren 
Länder, in denen mehr als die Hälfte der Erdbewohner lebt, deren Anteil am Gesamt­
energieverbrauch der Welt aber nur 10 Prozent beträgt, auf jeden Fall nach Wirt­
schaftswachstum streben, wofür sie unweigerlich wesentlich mehr Energie als jetzt 
brauchen. Sollte die Mensch heit als ganzes ihren Energieverbrauch bei m jetzigen 
Stand einfrieren, was unwahrscheinlich ist, dann müssen entweder die reicheren 
Länder viel weniger Energie verwenden als heute, oder die einzelnen Einwohner 
der bedürftigen Länder werden infolge der Bevölkerungsexplosion von Jahr zu Jahr 
immer ärmer. 

Wenn der Lebensstandard der Entwicklungsländer, die einen gewaltigen Nachhol­
bedarf haben, im Laufe des nächsten Jahrhunderts jedoch jenem des heutigen West­
eu ropa nur an nähernd angegl ichen werden soll, muß der gesamte Weltenerg ie­
verbrauch auf das Fünf- bis Zehnfache des heutigen Jahresverbrauchs ansteigen. 

Unvermeidlicher Engpaß 

Rund zwei Drittel der Energie der industrialisierten Welt kommen derzeit von Erdöl 
und Erdgas (1974: Erdöl 49,4 Prozent, Erdgas 18,5 Prozent, zusammen 67,9 Prozent) 5). 
Eine weltweite Knappheit wird aber nicht erst kommen, wenn in einigen Jahrzehnten 
der letzte Tropfen Öl, das letzte Kubikmeter Erdgas aus dem Boden geholt sein wer­
den, sondern schon viel früher: Noch übersteigt das Angebot an Erdöl und Erdgas 
die Nachfrage, ja im Augenblick (Mitte 1977) ist sogar ein - vorübergehender -
Überschuß vorhanden, doch nach übereinstimmenden Voraussagen sowohl der 
maßgebenden Liefer- wie auch der Hauptverbraucherländer wird die Produktion 
in zehn bis fünfzehn Jahren nicht mehr mit dem Tempo des steigenden Verbrauchs 
mitkommen. Es erscheint unausweichlich, daß die ohnedies schon hohen Preise dann 
weiter stark steigen werden, weil sich die Verbraucher um die schwindenden Angebote 
gegenseitig überbieten werden. 

Das Sekretariat der Internationalen Energie-Agentur (IEA) sagt auf Grund sorgfältiger 
U ntersuchu ngen ernste Schwierig keiten inder Ölversorg u ng sogar schon fü r die 
Mitte der achtziger Jahre voraus. In Dokument IEAj GB (77) 16 heißt es in Punkt 2, 

5) Errechnet aus den Angaben des "Taschenbuchs für Energiestatistik" . Die anderen Anteile: Kohle 
29,7 Prozent, Wasserkraft 2,1 Prozent, Kernenergie 0,3 Prozent. 
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"daß die Weltnachfrage nach Öl aus den OPEC-Ländern im Jahr 1985 vermutlich 
zwischen 44 Millionen und 49 Millionen Barrels pro Tag liegen wird. Die rein tech­
nische Produktionskapazität der OPEC-Länder im Jahr 1985 wird zwar auf 44 Mil­
lionen Barrels pro Tag geschätzt, die zu diesem Zeitpunkt von den OPEC-Ländern für 
sie als vorteil haft angesehene Prod u ktion jedoch voraussichtlich nur 35 Mi 11 ionen 
Barrels pro Tag betragen. Dies weist auf die extreme Unsicherheit hin, ob die IEA­
Länder als Gruppe im Jah r 1985 entsprechend versorgt werden. I n jedem Fall wi rd der 
Ölmarkt aber sicherlich hart sein, was unvermeidliche Auswirkungen in der Richtung 
auf höhere Öl preise haben wird." 

Die Wirtschaftskommission der OPEC, die noch 1976 eine derartige Entwicklung 
bestritt, hat im Frü hjah r 1977 ei nen Bericht veröffentlicht, in welchem die Wah r­
scheinlichkeit einer globalen Energielücke sogar schon für spätestens 1980 behauptet 
wird. Die OPEC-Studie rechn et allerdings mit einem Anstieg des Ölpreises innerhalb 
der nächsten drei Jahre von insgesamt 35 Prozent, wodurch laut OPEC gemeinsam 
mit der Verwirklichung des Energi eplans von US-Präsident Carter ein e echte Energie­
krise verhind ert w erden dürfte. 

Aus den folgenden Überl egungen ergibt sich, daß dieser unvermeidliche Engpaß -
bevor neue Energiequellen (Kernfusion, Sonne) in großem Maßstab hoffentlich 
einspringen könn en - nur mit Hilfe der Energie aus der Kernspaltung überbrückt 
werden kan n. 

Kohle 

Einer w esentl ich ve r mehrten Verwend ung von Kohl e sind durch di e nicht genügende 
Zahl von ausgebild eten Bergl euten und besonders durch die Kosten der Förderung 
und des T ransports sowie vor all em durch di e hohen, derzeit nicht konkurrenz­
fähigen Kosten einer Umwandlung von Kohle in flüssig e Treib- und Brennstoffe oder 
in gasför migen ßren nsl'off G renzen gesetzt. 

Die Gründe, die zu einer Abkehr von der Verwendung der Kohle in der Industrie, 
im Eisenbahnwese n und beim Hausbrand geführt haben , waren neben den relativ 
höheren Kosten der Wärmeenergie der Kohle auch ihre gegenüber den si e ersetzen­
den Energieträg ern wesentl ich u n hand I ich ere und personalaufwendige Art der 
Verwend u ng, die Notwendig keit, fü r den Abtransport erheblicher Verbren n u ngs­
rückständ e (Aschen, Schlacke) sorgen zu müssen, die schmutzigere Betriebsweise, 
und die praktische Unmöglichkeit eines vollautomatischen Betriebes bei kleinen 
Anlagen . 

All diese Gründe sind neben der Tatsache, daß ein e Umstellung von kohlegefeuerten 
Kesseln auf Heizöl - od er Erdgasbetri eb leicht möglich ist, die Umstellung von heizöl­
oder erdgasgefeuerten Anlag en auf Kohlebelrieb jedoch nicht oder nur sehr schwer 
und mit hohen Kosten und unter allen Umständen mit einer Leistungseinbuße ver­
bunden ist, auch w eiterhin wirksam und sie begrenzen die Einsatzmöglichkeiten 
der Kohle unter den gegenwärtig herrschenden Bedingungen. 
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Neuartige Energiequellen 

Die neuartigen En erg iequellen (vor all em die Solarenergie) werden selbst bei größter 
Anstrengung bis zum Jahr 2000 keinen über zehn Prozent hinausgehenden Beitrag 
zur Deckung des Energiebedarfs leisten können, vor allem weil d ie Entwicklung 
effizienterer Tech nolog ien mi ndestens zwe i bis drei Jahrzeh nte dauert. Au ßerdem 
sind die Preise pro Energiee inheit - zum indest derzeit und in naher Zukunft - höher 
als das, was man derzeit dafür ausgibt, so daß nur ein geringer ökonomischer Anreiz 
für ein Umsteigen besteht, um so mehr als auch hohe Investitionskosten erforderlich 
und die derzeitigen Anlagen ja meist noch für längere Zeit gebrauchsfähig sind. 
Die unkonventionellen Energ iequellen kom men daher in erster Li n ie nur fü r neue 
Anlagen und für den Ersatz unbrauchbar gewordener alter Anlagen in Frage. 

Energie in Österreich 

Österreich gehört leider zu den Ländern mit begrenzten inländischen Energie­
vorkommen. Daher mußte unser Land 1975 61,S Prozent der Gesamtrohenergie 
aus dem Ausland einführen , während 38,S Prozent aus inländischen Primärenergie­
quellen aufgebracht werden konnten . 1976 lag der Importanteil schon bei 68 Prozent. 
Es ist vorauszusehen, daß sich diese Auslandsabhängigkeit noch sehr verstärken wird, 
erstens weil der Energiebedarf weiter steigt und zwe itens wei I ei n wesentlicher Tei I 
der inländischen Energ iereserven wah rsche i n lich im Zeitrau m bis 1990 weitgehend 
aufgebraucht sein wird . 

Bis Ende der achtziger Jahre rechnet man mit ei nem Importantei l der Gesamtenergie 
von nahezu 80 Prozent. Während noch im Jahre 1973 für Energieimporte rund 
10,5 Milliarden Schilling aufgewendet werden mußten, hat sich dieser Betrag 1975 
mit ungefähr 20,S Milliarden Schilling annähernd verdoppelt und ist 1976 auf nahezu 
25 Milliarden Schilling angestiegen. Die Energieversorgung schafft daher ein ernstes 
Zah lu ngsbilanzproblem. 

Unsere inländischen Reserven an Erdöl werden bei Beibehaltung der Förderung 
des Jahres 1975 elf Jahre sicher, wahrscheinl ich zwei Jahre länger, also bis 1990, 
und wenn vermutete und hypothetische Vorräte tatsächlich gewinnbar sind, bis zu 
weiteren 16 bis 20 Jahren anhalten. 

Das sicher gewinnbare Erdgas und Erdölgas reicht bei einer Förderung wie 1975 
sicher sechs Jahre, wahrscheinlich drei weitere Jahre (bis 1986) und möglicherweise 
bis zu weiteren 30 bis 34 Jahren. 

Die abbauwürdige Braunkohle entspricht 18mal der Fördermenge des Jahres 1975. 
Weitere wahrscheinliche Braunkohlenreserven sind noch einmal so groß. Mögliche 
weitere Reserven umfassen 64mal die Fördermenge von 1975. (Siehe Anhang, Teil 111 , 
6A.) 

In der Regierungserklärung vom 5. November 1975 wurden Maßnahmen zur syste­
matischen Exploration (Erkundung) und Prospektion (Aufsuchung von Lagerstätten 
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mit geologischen und bergmännischen Methoden) von fossilen Brennstoffen und eine 
Stru ktu rverbesseru ng des österreich ischen Koh len berg baus angekündigt. Ein erstes 
Ergebnis der inzwischen gesetzten Maßnahmen ist die Erschließung des neuen Braun­
koh lentageberg baues Oberdorf (Steiermark) mit ei nem Lagerstättenvorrat von 
35 Millionen Tonnen im Voitsberger Revier, von dem das dort zur Errichtung gelan­
gende 300-MW-Dampfkraftwerk Voitsberg III während seiner Bestandsdauer versorgt 
werden wird. 

Diese Maßnahme wird den Entfall der Förderung aus den im Sinne der Struktur­
verbesserung geschlossenen oder in Hinkunft zu schließenden hoffnungslos defizitären 
Bergbauen Pölfing-Bergla und Fohnsdorf zum erheblichen Teil kompensieren. 
Weiters hat die Bundesregierung die Absicht, in den Jahren 1978 und 1979 jeweils 
rund 18 Millionen Schilling für eine systematische Kohlenprospektion aufzuwenden, 
und zwar den überwiegend en Teil aus den Mitteln der Bergbauförderung und den 
zu r Vollzieh ung des Lagerstättengesetzes zu m ersten Mal von 1978 an bereitzustellen­
den Mitteln. 

Dadurch wird eine systematisch e Prospektion der noch vorhandenen Kohlenvor­
kommen in Österreich in der Zukunft sichergestellt. Für die Aufsuchung von Kohlen­
wasserstoffen auf eine systematischere Weise als bisher wird anläßlich der Anpassung 
bestehender Aufsuch u ngsverträge oder durch Neuabsch I u ß derartiger Verträge mit 
den Erdölgesellschaften entsprechend vorg esorgt werden . 

Wasserkraft 

Österreich ist ver hältn ismäßi g reich an sich stets e rn euernder Wasse rkraft . (Im Jah r 
1975 wu rd en in Österre ich ru nd 72 Prozent des elektrischen Stroms aus Wasse rkraft 
und 28 Prozent aus Wärm ekraft e rze ugt .) Vom gesamten wirtschaftlich ausbau­
fähig e n Wasserkraftpotential Öster rei chs von 44.100 Gigawattstund en pro Jah r 
(158,76 . 10 15 J/Jahr) sind de rzeit rund 26.500 GWh/Jahr (95,40 . 10 15 J/Jahr) aus­
gebaut oder im Bau , das sind rund 60 Prozent. Etwa 17.600 GWh/Jah r (63 ,36 . 10 15 J/ 
Jahr) stehen noch für den Ausbau zur Verfügung , wobei für di e Deckung des Grund­
lastbedarfs ein Laufenergiepotential von rund 10.700 GWh/Jahr (38,52.10 15 J/Jahr) 
verfüg bar ist. Die restlichen 6900 GWh jJah r (24,84. 10 15 J/Jah r) si nd in Form von 
Speicheren ergie vorhanden, di e nur in jenem Ausmaß, in welchem ein Bedarf an 
Spitzenenergi e besteht, ei ng esetzt werden kan n . 

Das Österreich ische Institut für Wirtschaftsforschung sagt in seinem Sonderdruck 
"Revision der Energieprognose bis 1990" (12/1976), die bereits ein geringeres Wachs­
tum als vorherige Prognosen ann immt, eine Zunahme des Bedarfs an elektrischem 
Strom von 30.293 GWh (109,05.10 15 J) im Jahr 1975 auf 39.443 GWh (141,99.10 15 J) 
im Jahr 1980, 50.678 GWh (182,44.10 15 J) im Jahr 1985 und 64.476 GWh (232,11.10 15 J) 
im Jah r 1990 voraus 6). Das hei ßt , di e Steigeru ng im gesamten Fü nfzeh njah rezeitrau m 

6) Das entspr icht e ine r jä hrlichen Zuwachsrate von 5,42 Prozent für 1975-1980, 5,14 Prozent für 
1980- 1985 und 4,93 Proze nt für 1985- 1990 und e in e r Verdopplungsze it des Bed a rfs von rund 14 Jah­
re n. 
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macht mit 34.183 GWh/Jahr (123,06.10 15 J/Jahr) rund das Doppelte des noch ausbau­
fähigen Wasserkraftpotentials aus. 

Die Differenz muß von irgendwoher kommen - entweder muß man mehr Erdöl, 
Erdgas oder Kohle für die Zwecke der Stromerzeugung importieren oder direkt 
elektrischen Strom einführen, oder man muß neue Energiequellen für die Strom­
erzeug u ng heranziehen. 

Zusätzl iche Importe 

Die Möglichkeit zusätzlicher Stromimporte ist grundsätzlich gegeben, bedarf zu 
ihrer Kon kretisieru ng jedoch mehrjähriger Vorbereitu ngen. Um den vorausgesagten 
Strombedarf zu decken, müßten aber auf jeden Fall auch zusätzliche konventionelle 
Wärmekraftwerke errichtet werden. 

Ihr Betrieb mit importiertem Erdöl und Erdölprodukten würde jedoch gegen die Ziel­
setzu ngen verstoßen, die Österreich durch die U nterzeich n u ng des "Ü berei n kom mens 
über ein internationales Energieprogramm" (BGBI. 317/1976) übernommen hat, in 
welchem im Kapitel VII, Artikel 41, Absatz 1 ausdrücklich erklärt wird, daß die Mit­
gliedstaaten "entschlossen sind, bei der Deckung ihres gesamten Energiebedarfs ihre 
Abhängigkeit von Ölimporten langfristig zu verringern". Darüber hinaus ist die früher 
geschilderte Knappheit in der Erdölversorgung zu erwarten. 

Da Österreich auch den von den Gasversorg u ngsu nterneh mu ngen prog nostizierten 
Gasbedarf durch Importe bei weitem nicht decken können wird, bleibt nur die ver­
mehrte Verwendung von Kohle für die Stromerzeugung, doch sind auch hier die 
Bezugsmöglich keiten nicht u n beg renzt. Abgesehen davon ist auch die Kohle i nfolge 
des Ausstoßes von Schwefeld ioxid, Stau b, Stickoxiden und sogar geri ngfüg igen 
Mengen an Radioaktivität in den Verbrennungsgasen nicht besonders umweltfreund­
lich. 
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Unkonventionelle Energiequellen 

Als unkonventionelle Energiequellen kommen für Österreich im Prinzip nur Wind­
kraft, Erdwärme, die di rekte Nutzung der Strahlungsenergie der Sonne sowie di e 
Kernkraft in Frage. 

Windenergie 

Die Wi nd kraft - bis zu m Ende des vorigen Jah rh u nderts Antri ebskraft der Segel­
schiffahrt und von Windmühlen und Wasserpumpen - ist in klein en Einheiten ge­
eignet, Wasser in die Höhe zu pumpen oder in kleinen Windkraftwerken elektrischen 
Strom zu liefern (10 bis 20, später vi ell eicht 100 Kilowatt), und zwar fü r Klei nver ­
braucher abseits von Stromversorgungsei nrichtung en, also etwa entlegene Bauern ­
höfe, Bergbau ern, Bergstatio ne n und Schutzhütten . Dagegen wurd en all e bisher 
in der Sowj etu nion , den USA und in Deutschland unter hohen Kosten erbauten 
großen Wi nd kraftwerke durch Stu r mei nwi rku ng nach verhäl1n ismäßig kurzer 
Betr iebsze it ze rstört und mußten abg ewrackt w erd en. 

W enn der großtechn isch e Einsatz der W ind k raft für d ie Erzeugung von elektr isch em 
Strom im Bereich von hu nderten Megaw att schon aus tech nischen und w i rtschaft­
lichen Gründen, abg esehen von Fragen des Landschaftsschutzes, außer Betracht 
bl eiben muß, so ist di e Nutzung der En ergi e der bew egten Luft für kl ein e Anlag en 
jedoch durchaus erwäg enswert. Dah er hat di e Bu ndesversuchs- und Forsch u ngsanstal t 
Arsenal im Auftrag des Bu ndesmi n isteri u ms fü r Wisse nschaft und Forschung im 
Burgenland ein e Versuch sanlag e err ichtet. Seit etwa zwei Jahren w erd en dort zw ei 
zu erst im W indkanal erprobte Typen von kl einen Windkraftanlag en unter Umwelt­
bedingung en erprobt. 

Die gewonnenen Erfahrungen werden dazu dienen, w eitere Anlagen mit auf öster­
reichische Verhältnisse optimierten Eigenschaften zu bau en. Derzeit wird eine weitere 
Versuchsan lag e, die speziell fü r die Elektrizitätsversorg u ng ei nes Bauernhofes ei n­
gesetzt werden soll, im Marchfeld errichtet. Das Bundesm inisterium für Wissenschaft 
und Forschung hat von 1974 bis Mitte 1977 für diese Zwecke 1,14 Millionen Schilling 
aufgewendet. 

Geothermische Energie 

Im Rah men des Österreichischen Forschu ngskonzepts des Bu ndesmi n isteri u ms fü r 
Wissenschaft und Forschung haben die führenden Fachleute unseres Landes auch die 
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Möglichkeiten der Erdwärme (geothermische Energie) untersucht. Das Ergebnis 
ihrer Arbeit ist eine Broschüre von 76 Seiten: " Forschungskonzept für Erschließung 
und Nutzung geothermischer Energ ie in Österreich" (Bu ndesm i nisteri u m fü r Wissen­
schaft und Forsch u ng, 1976). 

Danach besteht, sofern dies nicht durch gelöste korrosive Bestandteile oder ei nen zu 
hohen Salzgehalt (der bei Abkühlung Verkrustungen erzeugt) verhindert wird, die 
Möglichkeit der Nutzung von geothermischem Warm- und Heißwasser für Raum­
heizung, Klimaanlagen und Tiefkühlung, für die Landwirtschaft (Glashäuser, Ställe, 
Fischzucht) und fü r die Industrie im Wien er Becken, im süd bu rgen ländisch-stei rischen 
Becken und in der Molassezone (Nieder-, Oberösterreich, Vorarlberg), doch wird 
die geothermische Energie - jedenfalls in absehbarer Zeit - keine über eine lokale 
Bedeutu ng hi nausgehende Anwend ung fi nden. 

Auf Grund eingehender geologischer Gutachten wurden vom Bundesministerium 
für Wissenschaft und Forschung mehrere Projekte zur Nutzung der Erdwärme be­
gonnen. (Siehe Anhang, Teil 111, 6. B, a, Tabelle I). Darüber hinaus wurde in Zu­
sammenarbeit mit der ÖMV-Aktiengesellschaft vom Bundesministerium für Wissen­
schaft und Forschung an der Stadtgrenze Wiens eine Bohrung, die Warmwasser 
lieferte, als Versuchsstation ei ngerichtet. Die hier du rchgefü h rten Tests zu r Ermittlu ng 
der optimalen Förderbedingungen verliefen positiv, das geförderte Wasser mußte 
jedoch auf Grund der ökologischen und hydrologischen Verhältnisse und des hohen 
Gehalts an Mineralstoffen wieder in die Bohrung eingepreßt werden. 

Insgesamt hat das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung für die Zwecke 
der geothermischen Energie von 1974 bis Mitte 1977 1,74 Millionen Schilling auf­
gewendet. 

Da in Österreich keine extremen Anomalien der geothermischen Tiefenstufe vor­
kommen, ist mit der Erzeugung von natürlichem Wasserdampf, der für die Strom­
erzeugung verwendbar ist (wie in Italien, Kalifornien, Mexiko, Neuseeland) nicht 
zu rechnen. Bezüglich der Elektrizität kommen die österreichischen Experten zu 
folgender Schlußfolgerung (in der angeführten Broschüre auf Seite 8): 

"An eine Nutzung geothermischer Energie zur Erzeugung elektrischer Energie 
hingegen ist nur langfristig und bei Erreichen entsprechend hoher Temperatu ren zu 
denken. Die hiefür nötigen Forschungsarbeiten sind überaus kostspielig. Wegen des 
sehr hohen Risikos und der sehr begrenzt vorhandenen Mittel soll in dieser Beziehung 
derzeit im wesentlichen die ausländische Entwicklung auf diesem Gebiet sorgfältig 
verfolgt werden." 

Sonnenenergie 

Fü r die direkte Nutzu ng der Son nenenerg ie gi It bei m heutigen Entwickl ungsstand -
die Solartechnik befindet sich erst im Anfang der Anwendungsphase - ähnliches wie 
für die Windkraft: Sie ist in unseren Breiten vor allem für Kleinverbraucher ge­
eignet - für die Wohnraumheizung und die Warmwasserbereitung von Ein- oder 
Zweifamilienhäusern, für die Wasserwärmung von Schwimmbädern und ähnliches, 
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allerdings ohne Zusatzheizung zunächst nur in den Sommermonaten und vielleich 
auch noch in den Übergangsmonaten (Frühling und Herbst). Auf diesem Gebiet 
wird sie, auch in Österreich, bereits eingesetzt. In Österreich gibt es schon Industrie­
unternehmungen, die auf kommerzieller Basis Sonnenkollektoren oder ganze Solar­
anlagen zur Warmwassergewinnung für Wohnhäuser oder Schwimmbecken her­
stellen. 

Eine Deckung des gesamten Bedarfs an Wärmeenergie, auch dann, wenn geeignete 
Umwand I ungstech nolog ien zu r Verfüg u ng stehen, ist jedoch auf Gru nd der be­
nötigten großen Auffangflächen nicht denkbar. Um etwa den vollständigen Wärme­
bedarf eines Einfamilienhauses nur mit Sonnenenergie das ganze Jahr hindurch 
decken zu können, wären zur Zeit wirtschaftlich nicht mehr vertretbare Kollektor­
flächen und Wärmespeichervolumina erforderlich. (Das Problem der Speicherung 
der Wärme über mehrere bewölkte Tage, vor allem aber über die Wintermonate 
hinweg, ist bis heute noch nicht zufriedenstellend gelöst.) Eine Kombination von 
Solaranlagen mit konventionellen Anlagen zur Raumheizung und Warmwasser­
bereitung wird daher auch in naher Zukunft unumgänglich sein. 

Derzeit muß noch mit beträchtlich höheren Kosten einer Solarheizung gegenüber 
konventionellen Methoden gerechnet werden, die sich erst mit der Entwicklung 
verbesserter Solarsysteme, Massenproduktion und steigenden Kosten für die anderen 
Energieträger angleichen werden. Trotzdem gehen optimistische Schätzungen dahin, 
daß in 15 Jahren etwa 4 Prozent des österreichischen Energiebedarfs durch Sonnen­
energieanlagen gedeckt werden können. Dies würde eine willkommene Entlastung 
des Energ iehaushaltes bedeuten , hat aber vorerst nur ei ne u ntergeord nete Bedeutu ng, 
insbesondere wen n man dem gegen überstellt, daß der Gesamtenerg ieverbrauch 
nach der berei ts erwähnten Prognose des Österreichischen Instituts für Wirtschafts­
forschung im Zeitraum von 1975 bis 1985 jedes Jahr um 3,9 Prozent steigen wird . 
Das hei ßt, der Beitrag der Son nenenerg ie wü rde höchstens dem Bedarfszuwachs 
ein es Jahres entsprechen. 

Dessen ungeachtet hat das Bu ndesmi n isteri u m fü r Wissenschaft und Forsch u ng ei n 
breites Spektru m von Forschu ngen, Untersuch u ngen, i nd ustriellen Projekten und 
Prog ram men auf dem Gebiet der N utzu ng der Son nenenerg ie initiiert, in Auftrag 
gegeben und gefördert und für diese Zwecke von 1974 bis Mitte 1977 einen Betrag 
von 17,75 Millionen Schilling aufgewendet. (Siehe Anhang, Teil 111,6. B, b, Tabellen 11 
bis V.) Vom Bundesministerium für Bauten und Technik - Wohnbauforschung wur­
den einschlägige Projekte im Betrag von 2,9 Millionen Schilling gefördert. (Siehe 
Tabelle VI im Anhang.) 

Sonnenkraftwerke 

Die Erzeugung elektrischer Energie durch Sonnenkraftwerke ist unter den öster­
reichischen Gegebenheiten vorerst noch mit derart hohen Kosten verbunden, daß 
sie aus wirtschaftlichen Gründen in absehbarer Zeit nicht in Betracht kommt. Auf 
diesem Gebiet müssen die Erfahrungen abgewartet werden, die in den Regionen der 
Erde (den heißen Wüsten Afrikas, Asiens, der USA und Australiens) gewonnen werden, 
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in denen die pro Quad ratmeter aufgestrah Ite Son nenenergie meh r als doppelt so 
g roß ist wie in Österreich (Ei nstrahl u ng in W ien du rchschn ittlich 1120 Ki lowatt­
stu nden pro Quad ratmeter im Jah 1' , G raz 1198, Salzbu rg 1086) und wo auch die 
Dauer des di rekten Son nenschei ns zwei mal so lang ist (Wien 1891 Stu nden pro Jah r , 
G raz 1903, In nsbruck 1765, Salzbu rg 1712). 

Selbst in heißen Zonen rechnet man angesichts der großen Ausmaße eines Sonnen­
kraftwerks auch von bescheidener Leistung 7) und wegen der hohen Kosten der 
Wärmespeicherung, daß die Anlage drei- bis fünfmal so teuer ist wie ein konven­
tionelles oder ei n Kem kraftwerk. 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung wird an der 
Technischen Universität Wien (Prof. Dr. Hans F. Kleinrath) ein Sonnenkraftwerk von 
10 Ki lowatt elektrischer Leistu ng entwickelt, das fü r Entwicklu ngsländer mit gen ügend 
viel Son nenschei n gedacht ist. 

Das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung hat auch eine Studie über 
"Solarstrom in Österreich " ausarbeiten lassen . Darin kommt der Autor, Diplom­
ingenieur Norbert Weyss, zu der Schlußfolgerung, daß in Österreich nicht nur der 
heutige Strombedarf im "solar-hydraulischen (Sonn e-Wasserkraft-)Verbund" zu 
100 Prozent erzeugt werden könnte, sondern daß sich auch die Erfordernisse in 
den nächsten fünfzig Jahren allein aus solar-hydraulischen Kraftwerken decken 
ließen . 

Abgesehen davon, daß erst ei n Expertenteam d ie Stichhaltigkeit der Ergebnisse der 
Studie überprüfen mu ß, ni m mt auch Weyss das Jah r 1990 als frü hesten Begin n fü r 
das erste österreichische Sonnenkraftwerk an, und er ist der Ansicht, daß zur 
Abdeckung des zu erwartenden Fehlbetrages an elektr ischer Energie in den späteren 
achtziger Jah ren zwei Kern kraftwerke nötig si nd, aber auch ausreichen . 

Gesellschaft für Sonnenenergie 

Um die zahlre ichen und laufend geplanten Arbeiten auf dem Gebiet der Sonnen­
energie besser koordinieren zu können und die Anwendung der Sonnenenergie 
durch gezielte Information aller Interessierten rascher vorantreiben zu können, 
wurde im Juni 1976 die Österreichische Gesellschaft für Weltraumfragen GesmbH , 
die sich im ausschließlichen Eigentum des Bundes befand, auf die Österreichische 
Gesellschaft für Sonnenenergie und Weltraumfragen GesmbH (Austrian Solar and 
Space Agency, abgekürzt ASSA) erweitert. 

Dieser neuen Gesellschaft gehören auch vier namhafte private Gesellschaften an, 
wod u rch das besondere Interesse der österreich ischen Wi rtschaft an deren Arbeiten 

7) Ein Kraftwerk von 100 Megawatt (ein Siebentel von Zwentendorf) benötigt eine Bodenfläche von 
4 Quadratkilometer n, von denen 1,6 Quadratkilometer mit beweglichen (der Sonne nachgeführten) 
Spiegeln bedeckt sind und einen 200 Meter hohen Turm , auf dessen Spitze die Strahlen konzentriert 
werden und dort den Dampf für die Stromerzeugung produzieren. 
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beku ndet wi rd. Das Jah resbudget fü r den Sektor Son nenenerg ie beträgt 4 Millionen 
Schilling. Da die Forschungsarbeiten immer kapitalintensiver werden und auch die 
Zeit drängt, rasche Ergebnisse zu erzielen, werden sowohl im bilateralen als auch 
im multilateralen Rahmen größte Anst ren gungen unternommen, um gemeinsame 
Forsch u ngs- und Entwicklu ngsprojekte auszufü hren . 

Auf bilateraler Ebene plant Österreich gemeinsame Forschungsprojekte zur Nutzung 
der Sonnenenergie mit der Bundesrepublik Deutschland, Bulgarien , Israel und 
Saudiarabien. 

Im multilateralen Rahmen ist Österreich an den Arbeiten der Internationalen Energie­
agentur (IEA) sehr engagiert. So wurde am 20. Dezember 1976 das IEA-Überein­
kommen zur Durchführung gemeinsamer Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der 
N utzu ng der Son nenenerg ie fü r Heizu ngs- und Kü h I u ngszwecke auch von Österreich 
unterzeichn et. Weiters hat Österreich die Federführung in der Arbeitsgruppe "Kleine 
solare Kraftwerke" der IEA inne. 

Industrielle Sonnenl<olleldorenprodu ktion 

Du rch die Förderungsmaßnah men vor allem des Bu ndesmi nisteri u ms fü r Wissenschaft 
und Forschung wurden Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur Nutzung der 
Sonnen energie durch I nd ustrieu nternehmen initiiert, die dazu fü h rten, daß derzeit 
mindestens fünf österreichische Firmen (zum Beispiel Vereinig1e M etallwerke Rans­
hofen-Berndorf AG, Vogel & Noot und di e Firma Thalhammer in Graz) serienm äßig 
Sonnenkollektoren erzeug en. Weiters hat die Firma Swarovski in Tirol in Zusammen­
arbei t mit ei ner Schweizer Fi rma di e Prod u ktion von konzentrierenden Son nen­
kollektoren aufgenommen. Die VMW Ranshofen-Berndorf AG li efert se it Juli 1977 
bereits vollständige Solaranlagen zur Warmwasserberei tung . (Die Entwicklung 
wurde vom Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung mit einem Betrag 
von einer Million Schilling gefördert.) 

Zusammenfassend ist über die Aussichten der Sonnenenergie zu sagen, daß ihre 
breite Einführung selbst bei Senkung der Kosten derzeit deshalb auf Grenzen stößt, 
wei l ja kein Konsument, der bereits eine Heizung oder Warmwasseranlage hat, 
bereit ist, viel Geld für einen komplizi erten Umbau (Verlegung von Rohren vom 
Dach herab) auszugeben, wenn er nur im sonnigen Teil des Jahres versorgt wird 
und di e übrige Zeit ohnedies eine andere Heizart benötigt. Die Solarenergie kommt 
also, wie bereits früher festgestellt wurde, in erster Linie für Neubauten und vorerst 
vor allem für Ein- oder Zweifamilienhäuser in Betracht. 

Keine der drei nichtkonventionellen Energiequellen Windkraft, Erdwärme und 
Son nenenerg ie ist, wie gezeigt wu rde, inden nächsten ei nei n hai b Jah rzeh nten zu r 
Erzeugung von Elektrizität im Bereich von mehreren hundert oder gar tausend 
Megawatt geeignet, wobei noch bedacht werden muß, daß wir als kleines Land 
erstens nicht Pionier von Großanlagen spielen können und zweitens die Konkurrenz­
fäh ig keit der österreich ischen Wi rtschaft gegen über dem Ausland geschwächt werden 
würde, falls man inländische Energien heranzieht, die wesentlich teurer als aus­
ländische Importenergie sind. 
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Wirtschaftswachstum und Energie 

Wen n man ei n we iteres Wi rtschaftswachstu m zu r Erhaltu ng der Voll beschäftig u ng 
und zu r Arbeitsplatzsicheru ng anstrebt - ei n " Nu IIwachstu m", wie es manche ver­
treten, hätte schwerwiegende Folgen nicht nur für den Lebensstandard, da ja dann 
keine weitere Verbesserung, sondern nu r noch eine Umverteilung möglich wäre, 
sondern auch für unsere Wettbewerbsfäh igkeit am Weltmarkt -, wenn man die in 
den nächsten zehn Jahren erforderlichen rund 300.000 zusätzlichen Arbeitsplätze 
schaffen will, dann muß man auch für die Steigerung des Energieverbrauchs, die 
damit u ntren n bar verkn ü pft ist, entsprechende Vorsorgen treffen. 

Obwohl das Wachstum unvermeidlich einmal eine Grenze erreichen wird, ist es 
derzeit sicher noch nicht so weit. Wohl aber wird die Zunahme geringer, flacht die 
Kurve ab. Tatsächlich nimmt ja das Österreich ische Institut für Wirtschaftsforschung 
(WIFO) n ur noch eine jäh rliche Steigeru ng des Stromverbrauchs bis 1990 von ru nd 
5 Prozent an, während man in der Vergangenheit durchschnittlich 7 Prozent pro 
Jahr verzeichnet hat. 

Kernenergie 

Eine nüchterne Betrachtung alles vorher Gesagten, also der Weltsituation, der Energie­
reserven im Inland und der Möglichkeiten und Grenzen der nichtkonventionellen 
Energiequellen, führt zu der Schlußfolgerung, daß der zukünft ige Fehlbetrag zwischen 
Elektrizitätsverbrauch und Elektrizitätserzeugu ng in Österre ich, soweit er nicht 
durch si n nvolleren Ei nsatz der elektrische n Energie verr i nge rt werden kan n, am 
zweckmäßigsten durch die ei nzige techn isch-wi rtschaftlich bere its re ife neue Energie­
quelle aufgebracht werden kann : die Kernenerg ie. 

Die Kernspaltung von Uran (und Pluton ium) hat einen enormen Vorteil: eine große 
Energ iedichte. Ei n Ki log rom m Kern brennstoff (U ranox id) liefert die gleiche Strom­
menge (185.000 Kilowattstunden) wie 44.000 K i logramm Heizöl oder 60.000 Kilo­
gramm Steinkohle. Diese hohe Energ iekonzentration und Kompaktheit (Heizöl 
gleichen Energiei n halts ni m mt ru nd den hu nderttausendfachen Rau mi n halt ei n) 
bedeutet nicht nur, daß Strom aus einem Kernkraftwerk billiger ist als aus Kohle 
oder Öl, sondern sie ermöglicht auch einen viel billigeren Brennstoff transport und die 
Möglichkeit der krisensicheren Anlegung eines Vorrats für mehrere Jahre sowie 
eine relative Unempfindlichkeit gegenüber Preiserhöhungen . 

Diese Vorteile und die zu erwartende Öl knappheit führen zu einem vermehrten 
Einsatz von Kernenergie auch im Ausland, wie dies näher im Kapitel "Kernenergie 
in der Welt" dargestellt wird. 

In Zwentendorf machen die reinen Brennstoffkosten (Natururan und Anreicherung) 
ohne Brennelementefe rtigung - 3,5 Groschen Gestehungskosten je Kilowattstunde-
9 bis 11 Prozent, mit Brennelementefertigung - zusammen 5,6 Groschen - 15 bis 
18 Prozent der gesamten Stromgestehungskosten von 31,5 bis 37,2 Groschen je Kilo-
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wattstu nde aus 8), wäh rend der Bren nstoffkostenantei I bei ei nem Kohlekraftwerk 
mit Teilentschwefelung fast 60 und bei einem mit Ölfeuerung rund 45 Prozent betragen. 
Selbst wenn das Natururan doppelt so teuer werden sollte, würde der Kilowatt­
stundenpreis dadurch nur um 1,4 Groschen steigen! 

In Österreich sind in den letzten Jahren Vorkommen von Uranerz festgestellt worden, 
die bei den heutigen Preisen unter Umständen einen wirtschaftlichen Abbau er­
möglichen lassen. Die bisher bedeutendste festgestellte Lagerstätte liegt bei Forstau 
im Bundesland Salzbu rg. Sie wi rd gegenwärtig ei ngehend berg män nisch untersucht 
und aufgeschlossen. Die bisher erschlossenen sicheren und wahrscheinlichen Lager­
stättenvorräte werden mit 1800 Ton nen Uran-Metall bewertet. 

Die Sektion "Energiewi rtschaft" 

Die österreichische Bundesregierung hat der zentralen Bedeutung der Energie für 
die Volkswirtschaft und der Notwendigkeit einer Koordinierung der einschlägigen 
Belange auch durch die Schaffung der Sektion "Energiewirtschaft" im Bundes­
mi nisteri u m für Handel, Gewerbe und I nd ustrie mit 1. Jänner 1974 Rech n u ng getragen, 
in der die vormalige Sektion Elektrizitätswirtschaft des Bundesministeriums für Ver­
kehr sowie einschlägige Abteilungen anderer Sektionen des Bundesministeriums 
für Handel, Gewerbe und Industrie zusammengefaßt wurden . Diese Modernisierung 
der ad mi n istrativen Stru ktu r wu rde am 1. Februar 1977 vorläufig abgesch lossen , 
als die Sektion En erg iewi rtschaft mit der Berg bausektion des Bu nd esmi nisteri u ms fü r 
Handel, Gewer be und Industrie vereinigt wurde, um in dem Bereich "Energie -
Oberste Bergbehörde - Grundstoffe" sämtlich e für di e wirtschaftliche Seite der 
En ergieversorg u ng maßg ebl ichen Kom petenzen zu verei n igen . 

Die Aufgaben dieser Sektion umfassen nunmehr unter anderem die Elektrizitäts­
und Bren nstoffwi rtschaft, energiepolitische Fragen, internationale Energ ieangelegen­
heiten, rechtliche und betriebswirtschaftliche Aspekte der Energiewirtschaft, Ange­
legenheiten des Bergwesens und der mineralischen Roh- und Grundstoffe und ihres 
Aufsuchens. 

Das besondere Augenmerk, das Problemen des rationalen Energieeinsatzes gewidmet 
wird, zeigt die Einrichtung des Energiesparbeirates bei dieser Sektion . Der sparsame 
Umgang mit Energie verdient auch im Rahmen dieses Berichts eine kurze Be­
trachtung . 

B) Siehe Anhang, Teil 111, 3 
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Sinnvoll verwenden und nicht verschwenden 

Österreich kann auf eine jahrelange Tradition auf dem Gebiet des rationellen Energie­
einsatzes - vor allem auf dem Gebiet der Industrie - verweisen. Der Österreicher 
zäh It keineswegs zu den großen Energieverbrauchern. I n der Tabelle des Pro-Kopf­
Verbrauches rangiert Österreich am unteren Ende nach Frankreich und vor Italien. 
Portugal steht an letzter Stelle. Die USA und Kanada stehen an der Spitze. 

Es gibt aber auch in Österreich auf dem Sektor Energiesparen noch viele Möglich­
keiten, die ausgeschöpft werden können. Diese Tatsache ist schon vor einigen Jahren 
von der Bundesregierung erkannt worden; durch gezielte Information an die Haupt­
verbrauchergruppen wurden diese Möglichkeiten aufgezeigt. Es sind zusätzlich überall 
dort, wo die größten Energieeinsparungen erwartet werden können , dementspre­
chende Studien erarbeitet oder in Auftrag gegeben worden . Es hand elt sich dabei 
um Untersuchungen im Bereiche des Haushaltes, auf dem Gebiet des Verkehrs und 
der Industrie und Untersuchungen zum verstärkten Einsatz der Kraft-Wärme­
Kupplung im Bereiche der öffentlichen Versorgung 9) . 

Man muß sich aber darüber von vornherein im klaren sein, daß alle diese Ein­
sparungsmaßnahmen nicht zu einer Lösung der weitgefächerten Energieproblematik 
fü h ren können. Ei ne Energ ieei nsparung inder Größenord nu ng von 15 Prozent 
innerhalb von 12 Jahren dürfte für Österreich die Obergrenze darstellen, die nur 
unter Ergreifung aller praktisch durchführbaren Maßnahmen erreicht werden kann. 
Sie würde eine jährlich um ein Prozent niedrigere Energieverbrauchszunahme 
bedeuten. Diese Einsparungsmaßnahmen sind sehr kapitalintensiv, benötigen eine 
lange Anlaufzeit und verursachen vielfach Energiesubstitutionen, die zumindest 
während der Anlaufzeit einen erhöhten Bedarf an el ektrischer Energie erfordern. 
Was das Energiesparen betrifft, kann die Bundesregierung in erster Linie nur An­
regungen geben; die administrativen Kompetenzen liegen im wesentlichen bei den 
Bu ndesländern. 

Der Komplex Energie muß in seiner Gesamtheit betrachtet werden. Die Nutzenergie 
in Österreich (Stand 1975) wird zu 42 Prozent für Wärme für Raumheizung und 
Warmwasser aufgewendet. Der Wärmeanteil für Industriezwecke beträgt 33 Prozent, 
die mechanische Energie folgt mit 16 Prozent und die chemische Energie mit 8,8 Prozent. 
Die größten Erfolge beim Energiesparen sind überall dort zu erwarten , wo es sich 
um Wärmeenergie handelt. 

9) Siehe Anhang, Tei 1 111, 7: Die Förderung der zweckmäßigen Nutzung der Energie. 
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Kernphysik und Kernenergie 

Wie ein Kernreaktor funktioniert, kann man am besten verstehen, wenn man die 
grundlegenden Tatsachen der geschichtlichen Entwicklung der Kenntnisse über den 
Aufbau der Atome verfolgt. 

Der Neuseeländer schottischer Abstam mu ng Ernest Rutherford entdeckte 1911 in 
Manchester, daß ein Atom - die kleinste Einheit eines chemisch nicht weiter zer­
leg baren Stoffes - kei neswegs, wie man vorher geg lau bt hatte, ei ne stofferfüllte 
Vollkugel, sondern in Wirklichkeit ein fast gänzlich leerer, nur von Kräften erfüllter 
Rau m mit ei ner im Mittel pu n kt in ei ner klei nen Region konzentrierten elektrischen 
Zentrallad u ng ist, die er 1912 N ucleus (Iatei n isch, Kern) nan nte. 

Der stets positiv geladene Atomkern, um den bildlich gesprochen weit draußen die 
ungemein leichten negativen Elektronen ähnlich wie die Planeten um die Sonne 
kreisen und den Bereich des Atoms abgrenzen, enthält praktisch die gesamte Masse 
des Atoms, obwohl sein Durchmesser (je nach der Art von 1,6 bis 14 Billionstelmilli­
meter gehend) nur etwa ei n Zeh ntausendstel des Atomd u rch messers ist. 

Zwei Urbousteine : Proton und Neutron 

Die Atomkerne alle r Atome mit Ausnahme von Wasserstoff erwiesen sich als aus zwei 
Baustei nen zusam mengesetzt : Aus positivelektrisch geladenen Tei Ichen, die Ruther­
ford 1920 Protonen (proton, griechisch, das erste) taufte, und aus 1932 von dem 
Engländer James Chadwick entdeckten, elektrisch ungeladenen, also neutralen 
Teilchen, den Neutronen. 

So besteht beispielsweise der Atomkern von Uran-235 aus 92 Protonen und 143 Neu­
tronen (92+143 = 235) und der von Uran-238 aus 92 Protonen und 146 Neutronen . 
Da sich beide Uransorten chemisch gleich verhalten und daher im periodischen System 
der Elemente am gleichen Platz, in der gleichen Rubrik mit der Ordnungszahl oder 
Atomnummer 92 stehen, die mit der Protonenzahl übereinstimmt - die beiden Uran­
sorten unterscheiden sich nur durch ei ne verschiedene Anzahl von Neutronen - , 
nen nt man sie Isotope (isos topos, g riech isch, gleicher Platz). 

Der Wasserstoffatom kern - der leichteste und klei nste von allen - besteht nur aus 
einem Proton. Einen Atomkern aus einem Neutron allein gibt es nicht. Ein freies 
allei nstehendes Neutron (au ßerhal b von Atomen) hat kei ne lange Lebensdauer: Es 
wird entweder von einem Atomkern eingefangen, den es direkt trifft oder an dem es 
nahe und langsam genug vorbeifliegt, oder es zerfällt mit einer mittleren Lebensdauer 
von etwa einer Viertelstunde in ein Proton und ein Elektron (und ein von dem Öster-

29 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original)30 von 177

www.parlament.gv.at



reicher Wolfgang Pauli, der 1945 den Nobelpreis für Physik erhielt, 1931 theoretisch 
postu I iertes und 1956 tatsäch lieh nachgewiesenes weiteres klei nes u ngeladenes Tei l­
ehen, das sogenannte Neutrino) . 

Das Proton ist 1,6 Billionstelmillimeter groß und hat eine Masse von 1,67252 Quadril­
lionsteigramm (das ist das 1836fache der Masse eines Elektrons, das daher kaum zum 
Atomgewicht beiträgt). Das ebenso große Neutron hat eine etwas größere Masse von 
1,67482 Quadrillionsteigramm. 

Atomkernumwandlungen 

Der Atomkern ist chemischen Eingriffen und normalem Erhitzen gegenüber völlig 
unempfindlich und unveränderlich. (Daher konnten die Alchemisten früherer Jahr­
hunderte keine Elementumwandlungen durchführen, also etwa aus Blei Gold machen. 
Erst bei Temperaturen von Dutzenden oder hunderten Millionen Grad, wie sie im 
Inneren von Sternen herrschen, kann es zu Veränderungen der Atomkerne kommen.) 
Dagegen kann man auf Atomkerne einwirken und ihre Zusammensetzung - das 
heißt, ihre Protonen- und Neutronenzahl - ändern, wenn man mit geeigneten 
Methoden Geschosse - Protonen, Neutronen oder zusammengesetzte Atomkerne -
auf sie schleudert. Einen solchen Vorgang, der in einem Aufbau, Abbau, Umbau, 
ei ner Absplitteru ng oder Zerspaltu ng bestehen kan n, nen nt man Atomkern u mwand­
lu ng, Atom kern reaktion oder ku rz Kern reaktion. 

Nachdem die Neutronen 1932 entdeckt worden waren , erwiesen sie sich als ideale 
Geschosse für Atomkernumwandlungen, da sie als neutrale Teilchen nicht wie die 
positiven Protonen oder andere ebenfalls positive Atomkerne vom positiven Ziel­
atomkern abgestoßen , sondern sogar, wenn sie genügend nahe sind, angezogen wer­
den. 1934 entdeckte der Italiener Enrico Ferm i gemeinsam mit seinen Mitarbeitern, 
daß sich durch Zusammenstöße mit Atomkernen verlangsamte Neutronen im all­
gemeinen viel besser als Geschosse für Kernreaktionen eignen als schnelle Neutronen, 
da sie länger im Bereich eines Atomkerns und damit im Bereich seiner anziehenden 
Kraft verweilen und so leichter in ihn hineingezogen werden können. 

Zu Anfang mußten die Neutronen mühsam erzeugt werden - bei Kernreaktionen, 
bei denen sie abgesplittert wurden . Die Ausbeute war sehr klein. Im Winter 1938/39 
wurde jedoch eine Entdeckung gemacht, die zur Massenproduktion von Neutronen 
in wirklich großem Maßstab führte. Die Deutschen Otto Hahn und Fritz Straßmann 
fanden, daß bei der Bestrahlung von Uranatomkernen mit Neutronen Atomkerne von 
Barium, Lanthan und Cer entstehen, die nur etwa die halbe Masse der Uranatom­
kerne haben. 

Spaltung 

Der Österreicher Otto Robert Frisch und dessen Tante Lise Meitner (der Hah n sei ne 
Ergebnisse mitgeteilt hatte) erklärten diese Erscheinung durch die Annahme, daß der 
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Uran kern nur ei ne geringe Formfestig keit besitzt und sich nach Ei nfang eines Neutrons 
in zwei Atomkerne von ungefähr gleicher Größe teilen kann (von denen einer zum 
Beispiel Barium sein kann). Diese zwei Bruchstücke werden einander stark abstoßen 
und daher eine große Bewegungsenergie erlangen. Die beiden Forscher nannten 
den Vorgang "Spaltung" (Fission). 

Frisch wies dann experimentell nach, daß die beiden Spalttrümmer tatsächlich mit 
großer Geschwi ndig keit in entgegengesetzte Richtu ngen ausei nanderfliegen. Lise 
Meitner sprach die Vermutung aus, daß die Spaltung von Neutronenaussendung 
begleitet ist. Und man fand wirklich, daß bei jeder Spaltung auch zwei bis drei Neu­
tronen abgesplittert oder ausgestoßen werden. 

Kettenreal<fion 

Damit ergab sich die Möglichkeit einer "Kettenreaktion" : Wenn die bei der Spaltung 
eines Uranatomkerns freiwerdenden Neutronen von anderen Uranatomkernen ein­
gefangen werden, müssen sie weitere Spaltungen verursachen und dabei weitere 
Neutronen liefern. Dieser Prozeß würde sich lawinenartig dauernd wiederholen , 
solange noch u ngespaltene Uranatom ke rne vorhanden si nd, die he ru mfliegende 
Neutronen ei nfangen und von ihnen gespalten werden kön nen . 

Man könnte sich nun die Frage vorl egen , wi eso dieser Vorgang sich nicht schon vor 
Jahrmillionen im U ranerz abspi elte, so daß heute gar kein Uran mehr vorhanden 
wäre. (Tatsächlich begann vor 1,7 Milliarden Jahren in W estafrika bei einem jetzt 
Oklo genannten O rt in Gabu n in ei nem uranreichen Gebi et, in w elchem di e ent­
sprechenden Bedin gu nge n vorhanden w are n, eine solch e sich se lbst in Gang haltende 
Spaltungskettenreaktion, die mehr als 150.000 Jahre andauerte .) 

Ein Grund ist der, daß das Uran ziemlich rein und in genügender Menge vorhanden 
sein muß, ein w eiterer, daß sich Uran-235 und Uran-238 bei Neutronenbeschuß 
verschieden verhalten . (Im Uran , wi e es in der Natur vorkommt, sind 99,2739 Prozent 
U ran-238, 0,7205 Prozent U ran-235 und 0,0056 Prozent U ran-234 enthalten . Auf 
138 Atomkerne von Uran-238 kommt also erst ein Atomkern von Uran-235.) 

Der Däne Niels Bohr fand im Frühjahr 1939, daß das leichtere Uranisotop U-235 
hauptsächlich durch langsame Neutronen - Geschwindigkeit etwa zwei Kilometer in 
der Sekunde - gepalten wird 10) . Uran-238 dagegen wird nur von schnellen Neutro­
nen gespalten. Mittelschnelle Neutronen bleiben im Atomkern von U-238 stecken und 
dieser wandelt sich im Verlauf einiger Tage in einen Atomkern von Plutonium-239 
um, der selbst wieder spaltbar ist. 

10) Nach Einverleibung des N eutrons geht das Z erplatzen des Atomkerns von Uran-236 (Uran-235 
plus ein Neutron) innerhalb von etwa einer Hundertmillionstelsekunde vor sich . In fast 15 Prozent der 
Fälle kommt es jedoch zu keiner Spaltung. Die ungespaltenen Atomkerne von U-236 sind radioaktiv 
mit ein er mittleren Lebensdauer von 350.000Jahren . In geringerem Maß fangen sie auch Neutronen 
ein und werden so zu U-237. 
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Kritische Masse und Moderatoren 

Will man, daß es zu eine r Kettenreakt ion in Natururan kommt, daß also so viele 
Uran-235-Kerne gespalten werden, daß die Kette nicht abre ißt, muß man daher 
erstens trachten, daß mög lichst wen ige Neutronen durch die Oberfläche des U ran­
körpers in die freie Umgebung entweichen können , woraus folgt, daß eine Mindest­
menge an Uranmasse - die sogenannte " k r itische Masse" - vorhanden sein muß, 
und daß zweitens von den innerhalb der Uranmasse verbleibenden Neutronen auf 
jedes spaltende wieder ein spaltendes folgt. Dazu ist es notwendig, die bei der Spaltung 
freiwerdenden Neutronen, die eine Geschwindigkeit von rund 20.000 Kilometern pro 
Seku nde haben, rasch zu verlangsamen und über den "gefäh r lichen " Geschwi nd ig ­
keitsbereich hinwegzubringen , so daß nicht zu viele von ihnen von den viel zahlreiche­
ren Uran-238-Atomkernen verschluckt und so gewissermaßen aus dem Verkehr ge­
zogen werden. (Da ein Teil der Neutronen unvermeidlich von Uran-238-Kernen ein­
gefangen wird, läßt sich di e Plutoniumproduktion nicht verhind ern, sondern ist sie 
eine zwangsläufige Beg leiterscheinung.) 

Das Abbremsen der Neutron en geschi eht durch sog enannte Moderatoren, Substanzen 
mi t kleinen und leichten Atomkernen, die mögl ichst w enige N eutronen verschlucken. 
Bei Zusammenstößen de r Neutron en mit den Atomkern en des Moderators geht ein 
Teil der Bewegu ngsenerg ie der N eutron en auf den betroffenen Atom kern über. 
Gute Moderatoren sind schwerer Wasserstoff (Deuterium, chemisches Symbol D) , 
Beryll i u mund Koh lenstoff (G raphit). Da Sauerstoff wen ig Neutronen versch luckt, 
ist auch die Verbindung von schwerem Wasserstoff und Sauerstoff D20 - schweres 
Wasser 11) - ein sehr guter Moderator. 

Auch gewöhnliches, " leichtes" Wasse r (H20) ist ei n N eutron enve r langsamer. Da 
aber der darin enthaltene leichte Wasse rstoff (H) i n geri ngem Maß N eutronen ein­
fängt, kommt es bei Verwendung von gewöhnl ich em, lei chte m Wasser in Natururan 
zu kei ner Ketten reaktion - der Neutronenver lust durch Ve rsch I ucku ng von Neu­
tronen vor allem durch die H-Afomkern e ist etwas zu gro ß. 

Will man trotzdem gewöhnliches Wasser verwenden (schweres W asser ist sehr teuer), 
muß man den Anteil des Uran-235 und damit der spaltbaren und neue Neutronen 
liefernden Atomkerne von den 0,7 Prozent des Natururans auf etwa 3 Prozent er­
höhen. Diese "An reicheru ng" gesch ieht mit Hi Ife ei nes seh raufwendigen und kost­
spieligen Verfahrens. 

Im Reaktor in Zwentendorf bet r ägt die Anreicherung 2,7 Prozent, das heißt, im ein­
gesetzten Uran ist der Anteil des spaltbaren U-235 so g r oß. Die restlichen 97,3 Prozent 
sind Uran-238. Das bedeutet, daß ein U-235-Kern auf 36 U-238-Kerne kommt. Der 
Brennstoff in Zwentendorf ist aber nicht Uran, sondern Uranoxid (U02). (In Oklo 
funktionierte der Naturreaktor mi t gewöhnlichem Wasser als Moderator vor 1,7 Mil­
liarden Jahren, weil der Uran-235-Anteil im Natururan damals noch 3 Prozent aus­
machte. Erst in der Zwischenzeit ver r ingerte er sich auf die jetzigen 0,72 Prozent. 
Beide Uranisotope sind nämlich radioaktiv. Sie zerfallen aber mit verschiedener 

11) Schweres Wasser wiegt um 10,6 Prozent mehr als gewöhnliches Wasser. Es ist darin im Verhält­
nis 1: 6500 (0,015 Prozent) enthalten und kann daraus gewonn en we rd e n. 
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Geschwindigkeit, das Uran-235 mit einer Halbwertszeit 12) von 710 Millionen Jahren 
und das Uran-238 von 4,51 Milliarden Jahren.) 

Kernenergie ist Wärmeenergie 

Wo kommt nun eigentlich die Wärmeenergie her, die wir in den Reaktoren der 
Kernkraftwerke zur Dampferzeugung ausnützen? Die beiden Spaltbruchstücke 
rasen, wie geschildert, mit großer Geschwindigkeit - zu Anfang rund 10.000 Kilo­
meter in der Sekunde - auseinander. Wenn sie durch Materie hindurchgehen, werden 
sie jedoch rasch, nach einem Weg von Bruchteilen eines Millimeters, gebremst und 
durch die dabei auftretende Reibung wird die umgebende Substanz erwärmt. Die 
Uranspaltung ist also eine Wärmequelle. 

Der einzelne Spaltprozeß erzeugt zwar nur eine ungeheuer winzige Wärmemenge, 
gerade genug, um ein Billionstelgramm Wasser um 7,3 Grad Celsius zu erwärmen. 
Aber wenn eine Billion Uranatomkerne zerplatzen, dann kann man schon eine 
Billion mal so vi el, also ein ganzes Gramm Wasser , um 7,3 Grad erhitzen, und eine 
Trillion Spaltungen erhöhen bereits die Temperatur von einer Tonne Wasser um 
7,3 Grad oder von 100 Kilogramm um 73 Grad. (In Zwentendorf kommt es zu 65,5 Tril­
lionen Spaltungen pro Sekunde.) 

Wenn sich de r Vorgang der Kernspaltung in 2,6 Quadrillionen Uran-235-Atomkernen 
abspielt, die zusammen ein Kilogramm wiegen, dann werden dabei fast 80 Billionen 
(80 . 101 2

) Joule od er 22 Millionen Kilowattstund en 13) an Wärme erzeugt. Um diese 
Wärmeme ng e aus der ch emischen En ergie von konventionellen Brennstoffen zu ge­
winnen , muß man 2500 Tonnen oder 2,5 Millionen Kilogramm bester Anthrazitkohle 
verbrenn en, also die 2,5million enfach e Menge. 

Die Geburt des Atomzeitalters 

In dem unter der Leitung des vor dem Faschismus in die USA emigrierten italienischen 
Physikers Enrico Fermi errichteten ersten Kernreaktor der Welt, aus 50 Tonnen 
Uran metall- und Uranoxidstücken und 385 Ton nen hoch rei nen Graphitziegel n 
(als Moderator) aufgeschichtet, begann am 2. Dezember 1942 um 15.25 Uhr Ortszeit 

12) Unter Halbwertszeit versteht man die Ze it, innerhalb der di e Hälfte der Atomkerne zerfallen ist , 
das heißt, si ch unter Aussendung von Teilchen in and er e Atomk erne umgewandelt hat. Halbwerts­
zeiten gehen von Bruchteilen von Sekunden bis zu Trillionen Jahren. 

13) Die elektrische En ergie, die man daraus gewinnen kann, beträgt je nach Wirkungsgrad etwa 
30 bis 40 Prozent davon. Man muß beachten, daß erst 37 K ilogramm Zwentendorfer angereichertes 
Uran ein Kilogramm Uran-235 enthalten . VOll den 90 Tonnen Uran im Zwentendorfer Reaktor sind 
zu Beginn etwas mehr als 2,4 Tonnen spaltba r es Uran-235. Tatsächlich aufgebraucht werden davon 
1,7 Tonn en. Der Rest von 0.7 Tonnen U-235 findet sich in den abgebrannten Brennelementen. Im 
Falle der Wiederaufarbeitung wird er wiederverwendet. 
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in Chicago 28 Minuten lang die erste sich selbst in Gang haltende Kernspaltungs­
kettenreaktion abzulaufen. Sie lieferte nur ein halbes Watt thermische Leistung, was 
nicht einmal ausreicht, um das Lämpchen einer Taschenlampe zum Leuchten zu 
bringen. 

Zehn Tage danach wurden dann 200 Watt (thermisch) erreicht, womit man bei Um­
wandlung in Elektrizität mit einem W irkungsgrad von 30 Prozent gerade eine 60-
Watt-Lampe betreiben kann. 35 Jahre später hat der derzeit größte Kernreaktor der 
Welt in Biblis (BRD) eine elektrische Bruttoleistung von 1300 Megawatt oder 1,3 Mil­
liarden Watt. 

Die ersten Reaktoren, die nach dem Versuchsreaktor in Chicago in den USA gebaut 
wurden, dienten nicht der Stromerzeugung - im Gegenteil: die entstehende Wärme 
von Mi lIiarden Kilowattstu nden war ei n u nerwü nschtes Neben prod u kt und gi ng un­
genützt in das Kühlwasser des Columbia River -, sondern der Gewinnung von 
Plutonium für den Bau der Atombombe. Das erste Kernkraftwerk der Welt, mit einer 
Leistung von 5 Megawatt (elektrisch) ging am 27. Juni 1954, vor 23 Jahren, in Obninsk, 
150 Kilometer südwestlich von Moskau, in der Sowjetunion in Betrieb. 

Die Regelung und Abschaltung von Reaktoren erfolgt durch Stangen aus stark neu­
tronenverschluckenden Materialien (Bor, Kadmium), die mehr oder weniger stark 
in die Reaktionszone hi nei ngeschoben werden (Kontroll-, Regel- oder Steuerstäbe). 
Indem sie die Neutronenzahl verringern, können sie ein Gleichgewicht zwischen der 
Zahl der bei Spaltungen erzeugten und der Zahl der für weitere Spaltungen zur 
Verfügung stehenden Neutronen herstellen oder die Kettenreaktion ganz unter­
brechen und zu m Stillstand bri ngen . 

U ran-235 kan n au ßer durch langsame auch durch sch nelle Neutronen gespalten 
werden, wenn auch mit geringerer Wahrscheinlichkeit. Man kann daher auch 
Reaktoren ohne Moderatoren bauen, bei denen schnelle Neutronen die Spaltungen 
(auch von einem Teil des Urans-238) bewirken. Voraussetzung ist allerdings, daß der 
Bren nstoff stark mit spaltbarem PI uton i u m angereichert ist. 

Thermische und schnelle Reaktoren 

Man unterscheidet daher zwei Hauptgruppen von Kernreaktoren: Thermische 
Reaktoren, die hauptsächlich mit langsamen (sogenannten "thermischen") Neutronen 
(Geschwindigkeit rund 2 kmjs), und schnelle Reaktoren, die mit schnellen Neutronen 
(Geschwi nd ig keit etwa 4000 bis 40.000 km /s) arbeiten. I n den sch nellen Reaktoren 
wird als Brennstoff ein Uran-Plutonium-Gemisch verwendet, bei dem der Plutonium­
anteil 20 bis 30 oder mehr Prozent beträgt. Ein Typ von schnellem Reaktor ist der 
"schnelle Brüter", der mehr Plutonium erzeugt, als er Uran verbraucht. Für je 10 ge­
spaltene Atomkerne werden 12 bis 14 Plutoniu matomkerne erzeugt. 
Zusammenfassend kann man also sagen, daß ein Kernreaktor eine geeignete An­
ordnung von Brennstoff 14) (natürlichem oder angereichertem Uran, Plutonium oder 

14) Der Ausdruck "Brennstoff" ist eigentlich irreführend, weil er ja nicht brennt, sondern sich in 
seinem Inneren nur eine Kernspaltungskettenreaktion abspielt. 
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einer Mischung von beiden), einem Moderator (der bei schnellen Reaktoren wegfällt) 
und einem Kühlmittel ist, das die Wärme ableitet. Je nach Brennstoff, Moderator und 
Kühlmittel und ihrer Anordnung gibt es verschiedene Reaktortypen. 

Der Siedewasserreaktor 

Hier sei nur der Siedewasserreaktor beschrieben, da der Reaktor in Zwentendorf 
von diesem Typ ist. Derzeit gibt es 15) 53 Siedewasserreaktoren mit insgesamt 26.948 
Megawatt elektrischer Nettoleistung auf der Welt (davon sechs in der BRD, sieben in 
Japan, vier in Schweden, fünf in der Sowjetunion und 25 in den USA), das sind 30,5 Pro­
zent der gesamten i nstall ierten Kern kraftwerksleistu ng . Zusam men haben sie bis 
Oktober 1977 bereits 298 Betriebsjah re hi nter sich, si nd also g ründlichst erprobt. 

Im Bau oder geplant sind 75 weitere Siedewasserreaktoren mit 76.487 Megawatt 
elektrischer Nettoleistung (davon drei in der Schweiz, vier in der BRD, vier in Spanien, 
drei in Italien, neun in Japan und 42 in den USA). Am längsten, nämlich seit August 
1960, also seit mehr als 17 Jahren, ist der 200-Megawatt-Siedewasserreaktor "Dres­
den-1" in Morris im US-Bundesstaat Illinois in Betrieb. Sein Vorgänger, der experi­
mentelle Siedewasserreaktor (EBWR) im Argonne National Laboratory (USA) von 
5 Megawatt (elektrisch), erzeugte das erstemal am 23. Dezem ber 1956 Elektrizität. 

Der Siedewasserreaktor ist ein thermisch er Leichtwasserreaktor. Bei ihm dient 
gewöhnliches leichtes Wasser gleichzeitig als Neutronenbremsmittel (Moderator) und 
als Wärmetransportmittel ( .. Kühlmittel") . 

Das w esentli che Kennze ichen des Si edewasserreaktors besteht darin, daß das voll ­
entsal zte Wasser, das den Reaktorkern (wo sich der Kernbrennstoff befindet) von 
unten nach oben durchströmt und dabei die inden Bren nstoffstäben entstehende 
Wärme aufn i mmt, du rch entsprechende Ei nstell u ng des Drucks schon im Reaktor­
druckg efäß sieden und tei Iweise (Zwentendorf: zu etwa 13 Gewichtsprozent) ver­
dampfen kann und daß der vom flüssigen Wasser getrennte, in Zwentendorf 282 Grad 
Celsius heiße Dampf unmittelbar auf di e Turbine geleitet wird; nachdem er kon­
densiert (wieder flüssig wird), wird er als Wasser nach Durchlaufen einer Reihe von 
Vorwärmstufen (in Zwentendorf mit 215 Grad Endvorwärmetemperatur) in den 
Reaktorkern wieder zurückgepumpt. Wie bei allen Wärmekraftmaschinen muß beim 
Kondensieren des Dampfes ein Großteil der im Kraftwerk erzeugten Wärme un­
gen utzt an ei n äu ßeres Kü hlsystem (Zwentendorf: durch das Kraftwerk hi nd u rch­
geleitetes Donauwasser) abgegeben werden (Abwärme). Ein kleiner Teil wird jedoch 
fü r Heizzwecke innerhai b des Kraftwerks verwendet. 

Der Direktkreislauf im Siedewasserreaktor erlaubt eine kompakte Anordnung der 
Reaktoranlage. Damit wird es möglich, den Reaktor in einem verhältnismäßig kleinen 
druckfesten und gasd ichten kugelförmigen Sicherheitsbehälter ei nzuschließen. 
(Näheres siehe bei der eigentlichen Besch rei bu ng des Gemei nschaftskern kraftwerks 
Tullnerfeld.) 

15) Die Angaben sind dem Buch " Power Readors in Member States", Ausgabe 1977, der Internationalen 
Atomenergieorganisation in Wien entnommen. 
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Den zentralen Teil des Reaktors, in welchem die Kernspaltung vor sich geht, nennt 
man Reaktorkern 16) (englisch: core). Dort befindet sich der Kernbrennstoff, in 
metall ischen Roh ren ei ngesch lossen. Diese Roh re bi Iden die Bren nstäbe, die ihrerseits 
zu "Bren nelementen" (Anord nungen von vielen parallelen Bren nstäben) zusam men­
gesetzt si nd. Die Bren nelemente kön nen als Ei n heiten ei ngesetzt und ausgewechselt 
werden - von oben mit Hilfe der vollautomatischen Brennelementwechselmaschine. 
Wenn der Reaktor in Betrieb ist, strömt das Kühlwasser zwischen den Brennstäben 
hindurch, wird dabei erhitzt und im Siedewassertyp, wie beschrieben, zum Teil direkt 
zu Dampf. 

30 Prozent Plutoniumspaltung in Zwentendorf 

In den Brennstäben eines Siedewasserreaktors entsteht aus dem Uran-238 auch 
Plutonium, und zwar werden bei je zehn Kernspaltungen rund sechs Atomkerne von 
Plutonium erzeugt. Ein Teil dieses Plutoniums befindet sich in den "abgebrannten" 
Brennelementen, wenn sie nach drei bis vier Jahren aus dem Reaktor herausge­
nommen werden. Ein anderer Teil wird jedoch bereits im Reaktor gespalten und 
liefert ebenso wie das Uran-235 nutzbare Energie . Von der gesamten Energie, die in 
einem Siedewasserkernkraftwerk gewonnen wird, stammen bereits mehr als 30 Pro­
zent oder u ngefäh r ei n Drittel aus der PI uton i u mspaltu ng ! 

16) Es ist irreführend, daß man das "Herz" des Kernreaktors auf deutsch Reaktorkern oder kurz Kern 
nennt, weil dadurch eine Verwechslungsmöglichkeit mit dem (Atom-)Kern gegeben ist. 
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Kernenergie in der Welt 

Mit Stichtag 1. März 1977 waren in aller Welt 197 Kernkraftwerke mit einer Gesamt­
leistung von 88.248 Megawatt in Betrieb 17). Weitere 367 Kraftwerksblöcke mit 340.350 
Megawatt waren zu diesem Zeitpunkt im Bau oder bestellt. Das ergibt insgesamt 
564 Anlagen mit 428.598 Megawatt. In der ganzen Welt zählt man an die tausend 
Reaktoren, die Antriebsreaktoren der nuklearen Flotten inbegriffen. Die damit 
gewon nenen Erfah ru ngen reichen über ei n ige tausend Reaktor-Betriebsjahre. 

In der Geschichte der Kerntechnik sind bisher sieben Personen durch Strahlung 
umgekommen : Drei bei der Atombombenentwicklung , eine in einem Forschungs­
reaktor in Jugoslawien und drei in einem militärischen Reaktor in den USA. Es ist 
aber bisher kein Mensch außerhalb eines Kernkraftwerkes durch Störungen in einem 
Kraftwerk ums Leben gekommen. Auch bei den Betriebsmannschaften der kommer­
ziellen Kern kraftwerke ist bisher kei n ei nziger Todesfall durch Strah lu ng zu beklagen . 
Im Kernkraftwerk Gundremmingen (BRD) sind zwei Arbeiter bei einer Revision 
(unsachg emäßes Hantieren) durch Dampf getötet worden . 

Präsident Ca rter hat bei se in er ersten Rede vor dem US-Kongreß am 20. April 1977 
detailli erte Ford erung en zur Energieeinsparung aufgestellt und vor all em von der 
I nd ustr ie di e Umstellu ng von Gas und Öl auf Koh le verlangt. Bis zu m Jah re 1985 
soll di e Kohl enfö rd erung um 60 Prozent auf eine Milliarde Tonn en erhöht w erd en. 
Der Ausbau und der Betrieb von Kernkraftwerken müsse weitergeführt werden. 
Er forderte mehr Sicherheitsmaßnahmen, den Bau von Kraftwerken außerhalb 
dichtbesiedelter Gebiete, sprach von ein er Erhöhung der Lag erkapazität für abge­
bran nte Bren nelemente, von frühzeitigen Standort-Vorbescheiden und neuen Ge­
setzen zu r Besch leu nig u ng der Geneh mig ungsverfahren . Präsident Carter hat zwei 
Wochen zuvor, am 7. April 1977, bereits ausschließlich zur Kernenergie Stellung 
genommen, wobei jedoch nicht die energiewirtschaftlichen Aspekte, sondern die 
militärpolitische Seite im Vordergrund stand . Die Plutoniumwirtschaft sei zu ver­
hindern , die Entwickl u ng natriu mgeküh Iter, sch neller Brüter sowie die Wieder­
aufarbeitung bestrahlter Brennstoffe sei zurückzustellen. Der Weiterverbreitung von 
Atomwaffen solle ein Riegel vorgeschoben werden. Diese Ansichten werden zweifellos 
bedeutenden Einfluß auf die Entwicklung der Kernenergie in der nächsten Zeit 
ausüben. 

Wir Österreicher bleiben von der von Präsident Carter behandelten Thematik 
weitgehend unberührt: Mit Kernwaffen haben wir nichts zu tun, eine Wiederauf­
arbeitungsanlage kommt für die Republik nicht in Frage, und überdies hat Österreich 
den Atomwaffensperrvertrag unterzeichnet. 

17) International Afomic Energy Agency, Vienna 1977: " Power Reactors in Member States" . 
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Im Rahmen des Atomwaffensperrvertrages sind die Nichtatomwaffenstaaten ver­
pflichtet, ih re Bestände an nu klearem Material (Thori u m, Uran, PI uton i u m) der 
Kontrolle der Internationalen Atomene rgie-Organisation zu unterstellen, die diese 
Kontrolle du rch ei ne zentrale Erfassu ng aller Material bestände und detaillierte 
Ü berprüfu ngen an Ort und Stelle durch Inspektoren ausü bt. Bei den Inspektionen 
werden u. a. auch Proben von Kernmate r ial entnommen, welche sodann in dem 
in Österreich auf dem Gelände der ÖSGAE in Seibersdorf errichteten Safeguards 
Analytical Laboratory (SAL) analysiert werden. Die Analysen beziehen sich vor 
allem auf Proben aus abgebrannten Brennelementen, die bekanntlich u. a. auch 
einen gewissen Anteil an Plutonium enthalten , das zwar einen wertvollen Brennstoff 
für den Betrieb von Kernkraftwerken darstellt, jedoch auch für nicht-friedliche 
Zwecke Verwendung finden kann. Die im SAL durchzuführenden Analysen sollen 
daher vor allem den Gehalt an Plutonium in den abgebrannten Brennelementen 
bestimmen, um damit die vorhandene Gesamtmenge dieses Materials zu erfassen . 
Etwa 15 Wissenschafter aus aller Welt werden im SAL tätig sei n. Österreich hat nicht 
zuletzt auch mit der Ermöglichung dieser Einrichtung einen Beitrag zur Verwirk­
lichung des Gedankens der Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen (Nonprolifera­
tion) geleistet. 

Kernkraftwerke: Rege Bautätigkeit in Europa 

In allen an Österreich grenzenden Ländern - mit Ausnahme von Liechtenstein -
sind Kernkraftwerke im Betrieb oder in Bau , einige davon unmittelbar an unseren 
Grenzen. Die Lage in Europa auf dem Kernenergiesektor ist weiterhin durch intensive 
Bautätig keit geken nzeich net, die sich all mäh lich auch stärker inder In betriebnah me 
neuer Kernkraftwerke niederschlägt. Bei vielen Anlagen sind Terminverschiebungen 
aufgetreten, die auf Verzögerungen bei den Genehmigungsverfahren und auf Än­
derungen infolge nachträglicher Auflagen der Genehmigungsbehörden während 
der Bauzeit zurückgehen. In 24 europäischen Ländern (laut der IAEO-Broschüre 
"Power Readors in Mem ber States" 1977) ei nsch ließlich Osteu ropas waren 312 Kern­
kraftwerksblöcke mit zusammen 222.000 Megawatt in Betrieb, Bau oder Planung. 
Im Vergleich dazu die Leistung des Kernkraftwerkes Zwentendorf: 700 Megawatt. 

In unseren Nachbarländern (Bundesrepublik Deutschland, Italien, Jugoslawien, 
Schweiz, CSSR und Ungarn) sind derzeit 20 Kernkraftwerke in Betrieb und 45 Kern­
kraftwerke im Bau oder projektiert. Aus europäischer Sicht gesehen hat die Schweiz 
mit 20 Prozent der Stromerzeugung aus drei Kernkraftwerken im Jahre 1976 den 
größten Kernenergieanteil an der Stromerzeug u ng erreicht. Ei nes, das Kern kraft­
werk Mühleberg, ist nur 14 Kilometer vom Bundestagsgebäude in Bern entfernt 18). 

18) Im Anhang, Teill I, wird ausführlich zum Thema " Grenznahe Kernkraftwerke" eingegangen. 
Bisher sind wegen geplanter Kernkraftwerke mit der Schweiz (Standort Rüthi), mit der Bundesrepublik 
Deutschland (Standorte Pleinting und Marienberg) und mit der CSSR (Standort Dukovany) Kontakte 
aufgenommen worden. 
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Nach der bereits zitierten Statistik waren folgende Kernkraftwerke bereits in Be­
trieb oder in Bau bzw. in Bestell u ng : 

Land I n Betrieb In Bau 
oder bestellt 

Argentinien 1 2 

Belgien 4 5 

Bulgarien 2 2 

Kanada 8 12 
Schweiz 3 4 

Tschechoslowakei 1 11 

Deutsche Demokratische Republik 3 10 

Bu ndesrepu bli k Deutschland 13 27 

Spanien 3 15 

Frankreich 10 30 

G roßbritan n ien 33 7 

Indien 3 5 

Italien 3 5 

Japan 15 16 

Niederland e 2 

Pakistan 1 1 

Schwed en 5 7 

Sowjetunion 26 31 

USA 61 148 

Österreich 1 

Brasilien 3 

Kuba 2 

Finnland 5 

Ungarn 4 

Israel 5 

Korea 3 

Mexiko 2 

Philippinen 1 

Polen 1 

Rumänien 1 

Thailand 1 
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Land I n Betrieb In Bau 
oder bestellt 

Jugoslawien 1 

Südafrika 1 

In der ganzen Welt sind demnach 197 Kernkraftwerke, die über eine Gesamtleistung 
von 88.248 Megawatt verfügen, in Betrieb und weitere 367 Kraftwerksblöcke mit 
340.350 Megawatt Gesamtleistung in Bau oder bestellt. Das ergibt insgesamt 564 An­
lagen mit 428.598 Megawatt. Die derzeitige Engpaßleistung aller für die Versorgung 
in Österreich verfüg baren Kraftwerke beträgt ru nd 10.000 Megawatt. Die elektrische 
Leistung des Kernkraftwerkes Zwentendorf wird etwa 700 Megawatt betragen. 

Es ist jedoch gleichzeitig festzustellen , daß die Kernenergieprogramme vieler Länder 
auf Grund politischer Widerstände gegen ihre Durchführung und wegen der ge­
änderten Konju nktu rlage meh rfach red uziert werden mu ßten. 
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Die Strahlung und der Mensch 

Rund vier Monate nachdem Wilhelm Conrad Röntgen am Abend des 8. November 
1895 im Physi kalischen I nstitut der Universität Wü rzburg ei ne neue Art von "alles 
durchdringenden" Strahlen entdeckt hatte, am 1. März 1896, fand Henri Antoine 
Becquerel in Paris, daß Uran u nu nterbrochen du rchdri ngende unsichtbare Strahlen 
aussendet, die eine lichtdicht verpackte Photoplatte schwärzen. 

Zwei Jahre später extrahierten der Franzose Pierre Curie und seine aus Polen 
stammende Gattin Marie Curie aus einer Tonne Rückstand des Uranerzes Pechblende, 
die ihnen die österreichische Regierung kostenlos zur Verfügung gestellt hatte, zwei 
neue Grundstoffe, die millionen mal stärkere Becquerelstrahlen aussenden als Uran: 
Polonium und Radium. Madame Curie führte für die Erscheinung der Becquerel­
strahlen den Namen Radioaktivität (radius, lateinisch, Strahl) ein. 

I n den Jah ren 1899 und 1900 wu rd e dan n festgestellt, daß rad ioaktive Stoffe drei 
Arten von Strahlen aussenden, di e nach den ersten Buchstaben des griechischen 
AI phabets AI pha-, Beta- und Gam mastrah len getauft wu rd en. AI pha- und Beta­
strah len bestehen aus Tei Ichen, Gam mastrah len si nd ei ne energ iereiche, röntgen ­
ähnliche W el lenstrahlung . 

Die Radioaktivität erwi es sich später als di e Eigenschaft vieler Atomkerne, plötzlich 
und ohne irg endeine äußere Einwirkung ein Teilchen (Alpha-, Betateilchen) auszu­
stoßen und sich dadurch in einen anderen Atomkern zu verwandeln ("radioaktiver 
Zerfall") . Die Gammastrahlen ihrerseits sind nicht mit eine r Atomkernumwandlung 
verknüpft, sondern eine Abstrahlung überschüssiger innerer Energie des Atomker ns. 
Die Radioaktivität läßt sich durch keine äußere Einwirkung verändern (außer durch 
Besch u ß des Atom kerns mit ei nem energ iereichen Tei Ichen, also durch ei ne Kern ­
reaktion). Es gibt rund 60 natürliche radioaktive Kernsorten (darunter die Isotope 
von Uran, Thorium, Radium und Polonium). 

Ein Gramm Radium sendet 37 Milliarden Alphateilchen pro Sekunde aus, das heißt, 
37 Milliarden Atomkerne "zerfallen" in der Sekunde 19) und verwandeln sich dabei 
in Atomkerne des ebenfalls radioaktiven Gases Radon, das seinerseits zu radio­
aktivem Polonium zerfällt. Über sechs weitere strahlenaussendende Zwischenstufen 
entsteht stabiles (nicht radioaktives) Blei. Es dauert 1620 Jahre, bis die Hälfte einer 
Menge Radi u m zerfallen ist (" Hol bwertszeit") . Radon dagegen hat ei ne Hol bwertszeit 
von 3 Tagen 20 Stu nden . 

19) 37 Milliarden Kernzerfälle pro Sekunde wurd en unter der Bezeichnung Curi e zur Maßei nheit der 
Aktivität einer radioaktiven Substanz erklärt. In der Praxis rechnet man meist mit Mikrocuries (mil­
lionstel Curies) . 
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Kein Ansprechen der Sinne 

Radioaktive Strah I u ng (" Atomstrah lu ng" ) hat ei ne äh n liehe Wi rku ng wie Röntgen­
strahlung. Wir können beide nicht sehen , nicht r iechen , nicht schmecken, nicht hören 
und nicht spüren (daher sind si e den Menschen unheimlich) und obwohl sie Ver­
brennungen hervorrufen können, gibt es bei ihrer Einwirkung kein Gefühl der 
Hitze. Der Körper gibt überhaupt kein Warnzeichen, wohl aber gibt es billige, 
hochempfindliche Anzeige- und Meßinstrumente, die auch winzigste Strahlungs­
mengen melden und genau messen. 

Da die Strahlen mit den menschlichen Sinnesorganen nicht wahrnehmbar sind, 
glaubte man anfänglich, sie seien harmlos, und ging mit den Röntgenapparaten 
weitgehend unbesorgt um. Ärzte, Techniker und Krankenschwestern setzten sich daher 
in der Anfangszeit der Röntgenmedizin in Unkenntnis der schädigenden Wirkung 
der Röntgenstrah len u n bekü mmert sei bst großen Strah lu ngsmengen aus. (Es ist ei n 
trag isches Paradoxon, daß die Strah lung sowohl "heilt", indem sie kranke Gewebe, 
Wucherungen usw. zerstört, als auch K re bs - " Strahlenkrebs" - verursacht.) 

Viele der Pioniere der Röntgenologie und Radiologie (darunter auch der Wiener 
Guido Holzknecht, 1872-1931) mußten ihre Begeisterung für die neue medizinische 
Diagnose- und Behandlungsmethode mit jahrelangem qualvollem Leiden und schließ­
lich mit dem Leben bezahlen und wurd en Opfer ihres Berufes. Im Jahre 1936 wurde 
im Garten des Allgemeinen Krankenhauses Sankt Georg in Hamburg ein Gedenkstein 
für die Märtyrer der Strahlenheilkunde aller Nationen errichtet. Mehr als 200 Namen 
sind inzwischen dort eingemeißelt. 

Lehren aus der Vergangenheit 

Die Tragödie der Wegbereiter und Bahnbrecher der Strahlendiagnose und Strahlen­
heilkunde, abl'!r auch der Bergarbeiter im Erzgebirge (in Schneeberg , jetzt DDR, 
und Sankt Joachimsthal, jetzt Jachymov, CSSR) , die radioaktiven Gesteinsstaub ein­
atmeten und Lungenkrebs ("Schneeberg er Lungenkrankheit" ) entwickelten, und der 
Arbeiterinnen, die Leuchtfarben mit rad ioaktiven Bestandteilen auf Zifferblätter 
auftrugen , dabei den Malpinsel immer w ieder mit der Lippe zuspitzten und später 
jah relang an Blutkran kheiten und Knochen krebs dah i nsiechten, zeigen anderseits, 
daß die biologische Wirkung der Atomstrahlung und ihre Gefahren nichts Neues 
sind. 

Die Strahlenwirkung wird schon seit mehr als 80 Jahren studiert, und das erwies sich 
als günstiger Umstand, we i l man nach der En tdeckung der Kernspaltung, die große 
Mengen künstl icher Radioaktivität mit sich brachte, bereits wußte, wie man mit 
Strahlung umzugehen hat. (Jetzt kommt es ja auch nicht mehr vor, daß sich ein 
Röntgenologe, wie in der Anfangszeit, einer Aufeinanderfolge von Amputationen, 
beginnend mit den Fingerspitzen und sich über Hände und Vorderarm bis zum 
ganzen Arm fortsetzend, unterziehen muß und schließlich an einer Ausbreitung des 
ursprünglichen Hautkrebses auf die inneren Organe stirbt. Man kann sich nämlich 
entsprechend dagegen schützen.) 
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Künstliche Radioaktivität 

Die künstliche Radioaktivität wurde Anfang 1934 von der Tochter des Ehepaars Curie, 
Irene Joliot-Cu r ie und ihrem Ehemann Fn§deric Joliot entdeckt: Es gibt eine sehr 
große Anzahl von Kernreaktion en (durch Beschießung von Atomkernen mit Teilchen 
hervorg erufen), bei denen nicht sofort i rg endei n Bestandtei I des Zielatom kerns 
abgesplittert und ausgestoßen wird, sondern erst Sekunden, Minuten, Jahre und selbst 
Jahrhunderte, Jahrtausende oder Jahrmi"ionen später. Hier wird also die Erscheinung 
der Radioaktivität künstlich erzeugt. 

Der Uranatomkern kann bei der Spaltung auf mehr als 40 verschiedene Arten zer­
platzen, und daher entstehen meh r als 80 versch iedene Spalttrü m meratomkerne, die 
fast durchwegs kü nstlich rad ioaktiv si nd. Da auch die "Tochteratom kerne", in die 
sie zerfallen , und ihre "Enkelatomkerne" meist ebenfalls radioaktiv sind und erst 
nach deren Zerfa" ein stabiler, nicht mehr strahlenaussendender Kern entsteht, 

-gibt es ungefähr drei Mal 80 verschi edene künstlich radioaktive "Spaltprodukte" -
mit Halbwertszeiten zwischen Sekundenbruchteilen und mehr als 200.000 Jahren -, 
von denen aber nu r etwa die Hälfte wesentlich in Erscheinung tritt ; die anderen 
sind sehr selten . 

Dazu komm en noch etwa 20 rad ioaktive Atomkern e, die im Reaktor aus Uran durch 
Anlagerung von Neutronen entstehen , Isotope des Urans und der sogenannten 
Transu ran e (trans, latei nisch, jenseits, darü ber hi naus) Neptu n i u m, Plutoni u m, 
Am ericium und Curium, die in den abgebrannten Bre nnelementen zu find en sind . 

Ei n G roßtei I a" di ese r " Radioisotope" od er "Rad ion u klid e" (radioaktive Kernsorten) 
ist so ku rz lebi g, daß er praktisch keine Roll e spie lt. Di e vom Standpunkt der mensch­
lichen Ges u nd heit gefäh rlich en radioakt iven Stoffe si nd jene mit ei ner Hai bwertszeit 
bis zu inigen tause nd Jah re n. Isotope mit Halbwertsze iten von Mi"ionen bis zu 
M i"iard en Jah re n sind dagegen keine g ro ße Gefahr, wei l ihre St rahlung (da si e 
sich ja über einen so langen Z ei traum erst reckt) sehr gering ist. Gelangen radioaktive 
Stoffe in den Kö rper , so ist ihre Wirkung besonders dann gefährlich, wenn sie sich 
in bestimmten Organen ansammeln, zum Beispi el di e "Knochensucher" Strontium 
und Radium in den Knoch en. 

Die Strahlenschäden 

Die ionisierenden Strahlen 20) erzeugen, wenn sie in zu großen Mengen auf den 
menschlichen Organismus einwirken, Schädigung en der blutbildenden Organe 
Knoch enmark und Lymphg ewebe (zum Beispiel Leukämie), Hautschädigungen mit 

20) Röntg en- , Alpha -, Beta- und Gammastrahlen , N eutronen- und Protonenstrahlen sow ie Strahlen 
aus zusamm engesetzten Atomkernen . Sie heißen so, weil sie bei ihrem Durchgang durch Materie den 
Atomen El ektron en entreißen und auf diese Weise Ionen - elektrisch geladene Teilchen - erzeugen , 
nämlich (n egative) Elektron en und (posit ive) Atom e, denen Elektronen fehlen . 
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der Tendenz krebsig zu werden , Li nsentrü bungen des Auges (g rauer Star, Katarakt), 
Stroh len krebs, verm i nderte Fruchtbarkeit oder zeitweise oder dauernde U nfrucht­
barkeit und Erbschäden sowie Erbkran kheiten (Erhöh u ng der Mutationsrate), im 
Falle von Embryonen Mißbildungen und Fehlgeburten; bei sehr großen Strahlungs­
mengen fü hren sie zu r Strahlen kran kheit ("akutes Stroh lensynd rom CI) und zum Tod. 
Die meisten dieser Folgen sind im Falle eines Atomkrieges und beim Einsatz der 
"Neutronen bom be" zu erwarten. 

Alphateilchen sind wegen ihrer ger ingen Durchdringungsfähigkeit - sie werden 
durch 8 Zentimeter Luft, weniger als 0,1 Millimeter Körpergewebe oder ein Blatt 
dickes Papier gestoppt - von außen kommend relativ harmlos, aber im Inneren 
des Körpers ist eine eingeatmete oder mit der Nahrung aufgenommene alpha­
strahlenaussendende Substanz besonders gefährlich, weil die konzentrierte Strahlung 
in einem kleinen Volumen des Gewebes die Wahrscheinlichkeit von Krebs zehn 
oder zwanzig Jahre später erhöht. 

Betastrahlen haben eine Reichweite in Luft von einigen Metern, im Körpe rgewebe 
von höchstens ein Zentimeter und in Metall etwa ein Millimeter. Röntgen- und Gamma­
strahlen gehen durch den Körper hindurch, wobei sie aber eine schädliche Wirkung 
ausüben . Neutronen durchdringen mehrere Zentimeter Körpergewebe. 

Rem und Millirem 

Die Maßeinheit für die Schädlichkeit einer St rahlung für den Menschen ist das Rem 
(Abkürzung von radiation equivalent man, gleiche Strahlungswirkung für den 
Menschen), das die unterschiedliche biolog ische Wirkung der verschiedenen Strah­
lu ngsarten berücksichtigt ; ei n Tausendstel davon ist das Mill i rem (m rem). 

Die Wirkung einer bestimmten Strahlendosis hängt von verschiedenen Faktoren ab, 
von der Strahlenart, der Art des bestrahlten Gewebes, dem zeitlichen Abla uf der 
Bestrahlung usw. Größenordnungsmäßig läßt sich die Gefährlichkeit einer Strahlung 
jedoch an ihrer rem-Zahl ablesen. 

Man muß streng zwischen Ganzkörper- und Teilkörperbestrahlung (Kleinraum­
bestrahlung) unterscheiden. Eine Strahlungsmenge, die für den ganzen Körper 
schweren Schaden bringt, kann in einem einzelnen Organ oder einem noch kleineren 
Bereich ohne böse Folgen fü r den Organ ismus als ganzes oh ne weiteres ertragen 
werden. Dies wird in der Strahlenheilkunde ausgenützt. 

So werden bösartige Geschwülste (Krebs) mit Strahlungsmengen bis zu 5000 rem 
(5 Millionen Millirem!) bestrahlt, zum Beispiel bei Schilddrüsenkrebs mit radio­
aktivem Jod 131 (das sich dort ansammelt und ei ne örtliche Strah lenwi rku ng entfaltet), 
während schon etwa 600 rem Ganzkörperbestrahlung fast sicher zum Tode führen. 

Während der Strahlenbehandlung (bei der der ganze Körper etwa 75 rem empfängt) 
ist der Patient so radioaktiv, daß er isoliert werden muß, weil eine Krankenschwester, 
die zwei Stunden bei ihm bleibt, eine Strahlungsmenge erhält, die größer als die für 
beruflich strahlenexponierte Personen erlaubte ist. 
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Umgekehrt entsteht Strahlenkrebs bei lokalen Bestrahlungen mit Dosen von mehr 
als 2000 rem (2 Millionen mrem). Der Strahlenkrebs wächst verhältnismäßig langsam 
und bricht im Du rchsch nitt erst nach 15 bis 20 Jah ren aus. Die Meh rzahl der Strah len­
krebse kann geheilt werden. 

Wenn auch 20 bis 30 rem (20.000 bis 30.000 mrem) Ganzkörperbelastung die maxi­
male zulässige Dosis sind, wenn klinische Schäden mit Sicherheit vermieden werden 
sollen, ist bei ei ner Strahlen menge von weniger als 75 bis 100 rem ei ne Erhol ung 
ohne weitere Behandlung zu erwarten. Bei einer Strahlendosis von mehr als etwa 
500 rem bleibt jede Behandlung erfolglos. Bei 400 rem führt die schwere Strahlen­
krankheit in etwa 50 Prozent aller Fälle zum Tode (mitteIletale Dosis). 

Mit diesen Zahlen muß man jene Menge an Radioaktivität vergleichen, die am Zaun 
eines Kernkraftwerks bei Normalbetrieb auftritt: ein Millirem (ein tausendstel rem) 
oder weniger pro Jahr. 

Strahlenschutz 

In einem Kernkraftwerk bilden sich wohl außerordentlich große Mengen radio­
aktiver Stoffe, aber der Strahlenschutz hat einen Grad erreicht, wie man ihn bei 
kein er and eren Gefahr des modernen Lebens findet . (Die Arbeiter im Kernkraftwerk 
sind kein e Selbstmörd er .) All e radioaktiven Isotope sind hinsichtlich ihrer schädlichen 
Eigenschaften genau bekan nt, was bei kei ner and eren physi kai isch en oder ch em ischen 
Schadwi rku ng der Fall ist. 

Intensive Forschung hat das Ri siko, das mit der steig end en Anwendung der Kern ­
energie ve rbund en sei n kann , rechtze iti g er ken nen lassen. Si e hat gegenüber der 
Erforschung vi eler ch emischer Umweltg efahren , wi e etwa der Verseuchung von 
Wasse r, Luft und Nahrungsmitteln durch Qu ecksilber, Kadmium, Bl ei und andere 
Gifte, ein en jahrzehntelangen Vorsprung. 

Ei ne eig ene internationale Kom mission, die 1928 geg rü ndete I nternationale Kom­
mission fü r Strah lenschutz (I nternational Com mission for Radiation Protection, 
abgekürzt ICRP), der die führenden Experten aller damit zusammenhängender 
Fachgebiete der Welt angehören , beschäft igt sich seit fast einem halben Jahrhundert 
mit Strahlenfragen und erarbeitet unter Beachtung der neuesten Erkenntnisse Emp­
fehlungen über maximale Strahlenbelastbarkeit und für Strahlenschutzmaßnahmen, 
die dann den Internationalen Kongressen für Radiologie vorgelegt und dort diskutiert 
werden. 

Strahlung in der Natur 

Wenn die Strahlenarten, die in großen Mengen gesundheitsschädlich, ja sogar tödlich 
sind, auch erst vor acht Jahrzehnten entdeckt wurden, so waren sie selbstverständlich 
auch bereits vorher in der Natur vorhanden, und die Menschheit und alles pflanzliche 
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und tierische Leben waren ihnen seit Anbeginn ausgesetzt, jedoch offensichtlich meist 
in einer Menge, die keine nachweisbaren degenerativen Folgen nach sich zog, denn 
die biolog ische Evolution hat sich trotz ihrer dauernden Ei nwi rku ng vollzogen. 

Die Geophysiker haben festgestellt, daß der größte Teil der Wärme der Erdkruste 
unterhalb der unmittelbaren Oberfläche nicht von außen, von der Sonne, und auch 
nicht vom heißen Erdzentrum stammt - erstens müßte die Erdkruste im Lauf der 
Jahrmilliarden sonst viel mehr ausgekühlt sein und zweitens ist die Wärmeleitfähigkeit 
der tieferen Schichten dafür viel zu gering -, sondern daß die Wärme an Ort und 
Stelle erzeugt wird : von radioakt iven Stoffen , die in den Oberflächengesteinen, vor 
allem im mengen mäßig vorherrschenden Granit, in Tonschiefer und in geringerem 
Maße in Basalt, weit verbreitet si nd 21). Der Gestei nsmantel der Erde hat ei nen 
mittleren Gehalt von 3 Gramm Uran, 12 Gramm Thorium und 3 Gramm radioaktives 
Kalium je Tonne. 

Der radioaktiven Strahlung, die aus dem Erdboden, aber auch aus den Wänden 
unserer Stein-, Ziegel- und Betonhäuser kommt, sind wir unvermeidlich ausgesetzt, 
und zwar in einer Menge, die von der Gesteinsart unter unseren Füßen und vom 
Baumaterial abhängt. Aus dem Uran in den Gesteinen entsteht über mehrere Zwischen­
stufen das radioaktive Edelgas Radon, das zum Teil aus dem Boden in die Atmosphäre 
entweicht. 

Die kosmische Strahlung 

Am wenigsten terrestrische (Erd-)Strahlung erhalten wir auf einem See und auf 
dem Meer, dagegen hat es wenig Sinn , sich in die Höhe zu begeben, etwa in einem 
Düsenflugzeug 10.000 Meter hoch zu fliegen, weil aus dem Weltall ebenfalls eine 
äu ßerst energ iereiche Strah I u ng. gl ücklicherweise sehr stark verd ü n nt (am Boden 
etwa 2 Teilchen pro Quadratdezimeter pro Sekunde). in die Lufthülle hineinschießt. 
bis zum Meeresniveau vorstößt, sogar hunderte Meter in die Erdrinde eindringt und 
natü rl ich auch unseren Körper durch boh rt: die 1912 von dem Österreicher Victor 
Franz Hess (der dafür den Nobelpreis erhielt) entdeckte kosmische, Weltraum­
oder Höhenstrahl u ng, deren u ngeheu res Du rchd ri ng u ngsvermögen das der Röntgen­
und Atomstrahl u ng weit übertrifft. Da die Atmosphäre ei ne tei Iweise Abschi rm u ng 
für sie ist und den Großteil in höheren Schichten abfängt. wächst ihre Stärke mit 
zuneh mender Höhe, aber ihre du rchd ring u ngsfähigsten Bestandteile sind auch noch 
in Bergwerken nachweisbar. 

Die kosmische Strahlung bewirkt auch eine Kernreaktion in der Atmosphäre: die 
Umwandlung von Atomkernen des Stickstoffs in solche des radioaktiven Kohlenstoffs 
mit der Massenzah I 14 (Abkü rzu ng C 14). Der "Radiokohlenstoff" verbi ndet sich 
mit dem Sauerstoff der Luft zu Kohlendioxid, das von den Pflanzen aufgenommen 
wird . Daher enthalten alle Pflanzen C 14. und so gelangt es auch in alle Tiere und 
Menschen. 

21) Beim radioaktiven Zerfall wird Energie frei . die sich zum Großteil als Wärme bemerkbar macht. 
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Alle Menschen sind radioaktiv 

Ein 65 Kilogramm schwerer Mensch hat 18 Milliardstelgramm C 14 in seinem Körper. 
Davon zerfallen in einer Minute rund 180.000 Atome und senden dabei Betastrahlen 
aus, die den menschlichen Körper aber nicht verlassen, da sie nur eine Reichweite 
von 0,3 Millimeter haben . 

Der Mensch enthält neben C 14 noch zwei andere radioaktive Substanzen in nach­
weisbaren Mengen , die ebenfalls durch Nahrung und Trinkwasser in den Körper 
gelangen und sich dort ablagern : winzige Spuren von radioaktivem Kalium (K 40) 
und Radium. Kalium ist einer der wichtigsten Bodennährstoffe der Pflanzen; es ist 
auch in vielen Düngemitteln enthalten. Der Anteil des radioaktiven Isotops mit dem 
Atomgewicht 40 im natü rl ichen Kai i u m beträgt stets 0,012 Prozent. 

Ein 65 Kilogramm schwerer junger Mann hat 13 Dekagramm Kalium in seinem 
Körper ; davon sind 0,012 Prozent oder 1,5 Hundertstelgramm K 40. (Eine Frau hat 
etwas weniger, da sich das Kalium hauptsächlich im Muskelgewebe ansammelt.) 
In der Minute zerfallen rund 230.000 Atome und senden Beta- und Gammastrahlen 
aus. Die letzteren, die durchdringend genug sind, um den Körper zu verlassen, 
können gemessen werden . (So wurde tatsächlich der Kaliumgehalt von Männern und 
Frauen bestimmt; er nimmt mit zunehm endem Alter parallel mit der Verminderung 
des Muskelg ewebes ab.) 

Aus der Analyse der Asch e kremierter Leichen wurd e ermittelt, daß ein Erwachsener 
zwischen 38 und 400 Billionstelgramm Radiu m enthält, während sich in der Asch e 
ei nes N eug eborenen (es wu rden Totgebu rten verb ran nt) nur etwa ei n hai bes Bi IIionstel­
gramm des strahl enden El ements befind et , wobei aber zu bedenken ist, daß ein N eu­
geborenes nur ein Z wanzi gstel od er wenige r ei nes Erwachse nen wi eg t. 

All erdings ist di e Radioaktivität des Radiums im Körper ger ing - 100 bis 1000 Atom­
zerfälle pro Minute - , so daß si e geg enüber C 14 und K 40 vernachlässigt werden 
kann . Diese beid en radioaktiven Stoffe se nden in ein em 65 Kilogramm schweren 
Menschen pro Minute rund 400.000 Teilchen (180.000 und 230.000) aus. In einem Tag 
sind das rund 600 Millionen Atomzerfäll e. 

Das scheint eine riesengroße Zahl zu sein; in Wirklichkeit ist sie aber gering im 
Vergleich zur Gesamtzahl der Atome im menschlichen Körper : Von je 10 Trillionen 
Atomen im Organismus des Menschen zerfällt im Tag nur eines. Trotzdem kann man 
sagen: alle Menschen sind radioaktiv. 

90 bis 190 mrem pro Österreicher 

Wie groß sind nun die Mengen der natürlichen Hintergrundstrahlung, der der 
Mensch bereits vor dem Atomzeitalter, ja schon während seiner ganzen Entwicklungs­
geschichte ausgesetzt war? 

47 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original)48 von 177

www.parlament.gv.at



Die Strahlungsbelastung "von innen" beträgt etwa 25 mrem pro Jahr, die Höhen­
strahlung liefert in Meereshöhe einen Beitrag von 35 mrem, in 1000 Meter Höhe von 
80 und in 3000 Meter Höhe von 160 mrem im Jahr. Die terrestrische Strahlung macht 
je nach Bodenart 30 bis 100 mrem pro 12 Monate aus. In einem Betonhaus kommen 
20 bis 30 mremj Jahr hinzu. Der Umzug von einem Holzhaus in ein Ziegel haus macht 
schon ei nen großen U ntersch ied inder jäh rlichen Strah lu ngsmenge aus. Als Folge 
der früheren Kernwaffenversuche in der Atmosphäre, die die Spaltprodukte unge­
hindert verstreuten, muß man noch immer mit etwa 3 mremjJahr Strahlungsbelastung 
rechnen. 

Die Su m me aus dieser von verschiedenen Quellen stam menden Strahlen belastu ng 
liegt in Österreich je nach Gegend etwa zwischen 90 und 190 mrem pro Jahr. Drei 
Stunden Farbfernsehen im Tag bringen weitere 1 bis 2 mrem pro Jahr, eine Düsen­
flugreise in die USA ergibt wegen der kosmischen Strahlung eine Erhöhung um 2 bis 
5 mrem. Röntgendiagnosen belasten den Körper mit durchschnittlich 20 bis 50 mrem. 

Das eine Millirem pro Jahr, das bei Normalbetrieb am Kernkraftwerkszaun höchstens 
abgegeben wi rd (etwa ei n Prozent der natü rl ichen Strahlen belastu ng), vermi ndert 
sich zu weniger als einem hundertstel Millirem in 30 Kilometer Entfernung, und die 
Gesamtbevölkerung erhält von einem Kernkraftwerk nur tausendstel mrem pro 
Jahr, was angesichts dessen, daß schon der Untersch ied zwischen einer Asphalt­
straße (45 mrem) und einer Granitstraße (110 mrem) in Wien 65 mremj Jahr aus­
macht, eine vernachlässigbare Menge ist. 

Wesentlich dabei ist, daß sich die biologische Wirkun g der natür lichen Radioaktivität, 
die ständig vom Erdboden und vom Kosmos auf den Menschen einwirkt und die er 
teilweise in seinen Körper aufnimmt, bei gleicher mrem-Dosis (die ja die gleiche 
Schädlichkeit ausdrückt) . gleicher zeitlicher Dosisverteilung und an der gleichen 
KörpersteIle nicht von jener der künstl ichen Radioaktivität unterscheidet, die bei 
der medizi n ischen Anwend u ng von Rönfgensfrah len oder radioaktiven Isotopen 
oder durch die Kernt2chnik erzeugt w i rd. (I n be ide n Fällen ist der gleiche Mechanismus 
der Schädigung von Körperzellen wi r ksam .) Daher ist es mögl ich, die Belastung des 
Menschen durch kü nstlich erzeugte rad ioaktive Strah I u ng mit der natü rlichen Strah len­
belastung zu vergleichen. 

Deren Schwanku ngsbreite je nach Unterg rund, Bau material des Woh n hauses und 
der Arbeitsstätte, See höhe usw. ist, wie gezeigt, viel mal größer als die radioaktive 
Belastung der Bevölkerung durch de n Normalbetrieb eines Ke r nkraftwerks. Zwischen 
natürlichen und künstlichen Radionukliden kann es allerdings darin Unterschiede 
geben, wie sie sich im Verlauf der Nahrungskette Pflanze-Tier-Mensch (etwa das 
Strontium 90 der Kernwaffenversuche auf dem Weg von der Pflanze über die Kuh 
in die Milch oder ins Fleisch) prozentuell anre ichern oder verdünnen. (Beim Radio­
strontium erfolgt eine Verringerung des Prozentsatzes auf dem Weg vom Boden über 
die Nahrungsketfe in die Knochen des Menschen .) 

Die verschiedenen Radionuklide - egal ob "natürliche" oder "künstliche" -
unterscheiden sich außer in anderen Eigenschaften (Strahlenart, Energie der Strahlung 
usw.) nicht nur durch ihre physikalische (radioaktive), sondern auch durch ihre 
biologische Hai bwertszeit, das hei ßt, die Zeit, innerhai b der ei n biologisches System, 
ein Mensch oder ein Tier, auf natürlichem Wege die Hälfte der aufgenommenen 
Menge des Radionuklids wieder aus dem Organismus ausscheidet. Die biologische 
Halbwertszeit kann von Stunden bis zu Jahrzehnten gehen. 
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Struhlenarbeiter: 5 rem pro Jahr 

Das Bundesgesetz vom 11. Juni 1969 (BGBI. 227/1969) über Maßnahmen zum Schutz 
des Lebens oder der Gesundheit von Menschen einschließlich ihrer Nachkommen­
schaft vor Schäden durch ionisierende Strahlen (Strahlenschutzgesetz) gibt keine 
bestimmte maximal zulässige Strahlungsmenge an, sondern schreibt nur in § 4 (1) 
vor, daß "jede Ei nwi rku ng ionisierender Stroh len auf den mensch lichen Körper so 
nied rig wie mögl ich zu halten ist; jede unnötige Ei nwi rku ng ist zu vermeiden". 
Laut § 4 (2) dürfen ionisierende Strahlen ausschließlich für medizinische Zwecke 
angewendet werden. 

Im § 27 wird es noch genauer ausgeführt: "Beim Umgang mit radioaktiven Stoffen 
und bei m Betrieb von Strahlenei n richtu ngen ist durch geeignete Arbeitsmethoden 
und geeignete Schutzmaßnahmen dafür zu sorgen, daß 0) die Strahlen belastung von 
Personen so niedrig wie möglich gehalten wird, b) die Gefahr der Aufnahme radio­
Clktiver Stoffe in den menschlichen Körper auf ein Mindestmaß beschränkt wird 
und c) möglichst geringe Mengen radioaktiver Stoffe in Luft, Wasser oder Boden 
gelangen. " 

Die Strahlenschutzverordnung vom 12. Jänner 1972 (BGBI.47/1972) sieht im § 12 (3) 
vor, daß die Ganzkörperbestrah I u ng oder die Bestrahlu ng der Kei md rüsen oder 
des roten Knochenmarks bei beruflich Strahlen ausgesetzten Personen 5 rem 
(5000 mrem) pro Jahr nicht überschre iten darf; für bestimmte Körperteile oder 
Organe, die in § 12 (6) angeführt sind, wird eine höhere Maximaldosis erlaubt. 

Bevölkerung: 170 mr'ern pro Jahr 

Im § 15 heißt es dann: "Außerhalb von Kontroll- und Überwachungsbereichen dürfen 
Personen pro Jah r kei ner höheren Stroh len belastu ng ausgesetzt w erden, als ei nem 
Dreißigstel der gemäß § 12 Abs, 3 und 6 jährlich höchstzulässigen Dosen entspricht." 

Das bedeutet ei ne Jahresdosis von 170 mrem (5 rem = 5000 mrem dividiert durch 30) 
Ganzkörperbestrahl u ng fü r die allgem ei ne Bevöl keru ng. Dies sti In mt mit den Em p­
fehlung en der Internationalen Kommission für den Strahlenschutz (ICRP) überein. 
Über den Grenzwert der genetischen (die Vererbung betreffenden) Dosis wird nämlich 
in der ICRP-Publikation Nr.9 in den Ziffern 85 und 86 folgendes gesagt: "Die ge­
netisch wi rksame Stroh len belastung der Bevöl keru ng soll so geri ng wie mögl ich sei n 
und nicht mehr als 5 rem in 30 Jahren betragen, zusätzlich zu der Dosis, die vom 
natü rlichen Hi nterg ru nd und von medizi n ischer Anwend u ng stam mf." 

Die Überlegungen, die zu diesem Wert geführt haben, waren folgende: Im Jahre 
1927, also vor fünfzig Jahren, machte der amerikanisch e Zoologe Hermann Joseph 
Muller (der dafür den Nobelpreis erhielt) die wichtige Entdeckung, daß energie­
reiche ionisierende Stroh lu ng Mutationen - spru ng hafte, fast aussch ließlieh nach­
tei lige, nicht wieder rückgängig zu machende, also bleibende und sich vererbende 
Änderungen an den winzigen erbtragenden Strukturen (Genen) und damit Ände­
rungen eines Erbmerkmals und in vielen Fällen einen Erbschaden oder eine Erb­
krankheit - hervorrufen ("strah len i nd uzierte Mutationen"). 
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Im zweiten Weltkrieg studierte man die Kampfgase genauer und fand dabei, daß 
auch das im ersten Weltkrieg ve r wen dete Senfgas (Lost, Gelbkreuz) Mutationen 
bewirkt. Weitere Untersuchungen nach dem Krieg ze igten dann, daß eine bedenklich 
hohe Zahl von Chemikalien des modernen Lebens (Pflanzenschutzmittel, Insekten­
vertilg u ngsm ittel wie DDT, Konservieru ngsmittel, Farbstoffe, Arznei mittel, Schwer­
metallsal1.e, sogar Koffei n usw.) ebenfalls Mutationen ( .. chemisch i nd uzierte Muta­
tionen") verursachen können (sofern sie durch den Stoffwechsel in ausreichender 
Konzentration in die Kei md rüsen gelangen) und wah rschei nlich ei ne größere 
Zivilisationsgefahr bilden als die Atomstrahlen. 

Mutationen ("spontane Mutationen") kommen vor allem in der Natur vor (sie wurden 
im Jahr 1900 entdeckt) - ausgelöst zu einem kleinen Tei! - etwa zu einem Zehntel­
durch die natü rliche Hi nterg ru ndstrah I u ng, durch "U nfälle" und Fehler bei den 
Vorgängen in den Keimzellen (Samen- und Eizellen) und ein erheblicher Teil durch 
i rn normalen oder gestörten Stoffwechsel innerhai b der Zelle auftretende körpereigene 
chemische Substanzen . Die spontanen Mutationen waren übrigens neben der natür­
lichen Auslese einer der Faktoren der Evolution, der Entstehung und Wandlung der 
Arten in der Stammesgeschichte und damit der Entwicklung des Lebens auf der 
Erde vom Einzeller zum Menschen. 

Mutationen auch bei kleinen Dosen? 

Während merkbare Folgen einer Bestrahlung in den Körperzellen (außerhalb der 
Kei mzellen) erst bei verhältnismäßig größeren Strahl u ngsdosen ei ntreten, si nd 
Mutationen in den Ke imzellen auch bei kle inen Dosen zu befürchten . (Allerdings 
wu rden inzwischen natü rl iche Reparatu rmechan ismen gefu nden, die genetische 
Schäden ausbessern kön nen. Die Untersuch u ng dieser Repa ratu rvorgän ge ist ei n 
Forsch u ngsschwerpu n kt des Instituts fü r Biolog ie im Fo rsch u ngszentru m Sei bersdorf.) 
Daher wi rd der höchstzulässigen Strah I u ngsmenge fü r die Gesamtbevöl keru ng in 
erster Linie die Mutationsgefahr zugrunde gelegt, um Schäden für künftige Genera­
tionen weitestgehend auszuschließen. 

Dabei wird davon ausgegangen, daß die natürliche Mutationsrate in der für Ver­
erbu ngsfolgen kritischen Zeitspan ne bis zu m mittleren Fortpflanzu ngsalter von 
30 Jahren möglichst wenig erhöht werden soll. (30 Jahre entsprechen auch etwa 
einer Generation.) Auf Grund eingehender Untersuchungen und Diskussionen ist 
man so zu der oben genannten Dosis von 5 rem in 30 Jahren für die Keimdrüsen 
(Hoden und Eierstock) gelangt, den Ort, wo sich für die Nachkommenschaft schäd­
liche Mutationen ereignen können. Um diesen Wert im genetisch empfindlichsten 
Körperteil ganz sicher nicht zu überschreiten, hat man ihn für die Ganzkörperbe­
strahlung übernommen. 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz legt außerdem Ober­
grenzen für zulässige Abgaberaten einzelner Radionuklide fest. 

Tierversuche, bei denen die gleiche Gesamtstrah I u ngsmenge entweder ku rzzeitig 
in großen Teilbeträgen oder aber ununterbrochen oder in zeitlichen Abständen in 
geringer Dosis verabreicht wurde, haben gezeigt, daß eine viel größere Strahlungs-
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menge toleriert wi rd, wen n sie in klei ne Portionen unterteilt ist. Dies deutet darauf 
hi n, daß klei nere Strah I u ngsschäden tei Iweise ausheilen, "repariert" werden, daß 
also keine oder keine vollständige Kumulierung (Summierung, Verstärkung der 
Wi rku ng durch fortgesetzte Verabreichu ng) erfolgt. Trotzdem wird bei der Fest­
setzu ng der höchstzu lässigen Werte sicherheitshai ber mit ei ner Ku mul ieru ng ge­
rech net. 

Auf 60 m rem herabgesetzt 

Bei der Genehmigungspraxis für Leichtwasserreaktoren in der BRD hat man den 
höchstens zul ässigen Wert weiter herabg esetzt, nämlich auf 2 rem (2000 mrem) 
in 30 Jahren, das sind rund 60 mrem pro Jahr. (Die restlichen 3 rem in 30 Jahren 
sollen für andere künstliche Strahlenbelastung en "in Reserve" gehalten werden.) 
Diese 60 mrem pro Jahr wurden auf 30 mrem Strahlenbelastung durch Abluft und 
30 mrem für Abwasser in der näheren Umgebung der Kernkraftwerke aufgeteilt. 

Da das Kernkraftwerk in Zwentendorf nach erprobten Vorbildern unter maßgeb­
licher Mitwirkung der deutschen Firma Kraftwerk Union AG (KWU) errichtet wird, 
die bereits 15 Kern kraftwerke gebaut hat und derzeit 14 weitere errichtet, werden 
diese Grenzwerte auch bei uns einge halten, in der Praxis aber w eit unterschritten 
werden. 

Tatsächlich li egt die von kernt echnisch en Anlag en ausgehend e Strahlenbelastung 
laut dem Diskussionsl eitfaden "E nergi e" (Fo rum der SPD, herausgegeben vom 
Parteivorstand, Geleitwort von Will y Bran dt, Bo nn , März 1977) in der Bundesrepublik 
Deu tschland im ge mittelten Gesa mtdurchschni tt unter ei nem Millirem pro Jahr. 
Sch lüsse lt man di ese durchschnittliche Gesamtbelastung auf, so ergeben sich folgende 
Werte: Die maximale, ungünstigste St rahlenexposition in der Umg ebu ng von Kern­
kraftwerken durch die Abgabe radioaktiver Stoffe mit der Abluft beträgt zwischen 
0,02 mrem und 0,7 mrem pro Jahr. Die maximale Strahlenexposition durch Abgabe 
radioaktiver Stoffe in Gewässer beträgt zwischen 0,01 und 0,04 mrem pro Jahr. 

In dem Diskussionsleitfaden heißt es wörtlich (Seitp. 65) : "Auf Grund der vorliegenden 
Erfahrungen bei Menschen und Tieren über die krebserzeugende Wirksamkeit 
ionisierender Strahlen ist bei der maximalen Individualdosis von beruflich nicht 
strahlenexponierten Perso nen von 70 X 30 mrem im Laufe des Lebens ein zusätzliches 
Strahlenrisiko durch bösartige Spätschäden (Krebs, Leukämie) von weniger als ein 
Zehntausendstel des derzeitigen mittleren Krebsrisikos in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu erwarten. Für die Gesamtbevölkerung ist bei einer zusätzlichen mittleren 
Lebenszeitdosis von 70 mrem pro Kopf der Bevölkerung mit ei nem zusätzlichen 
Strahlen risi ko von wenig er als ei nem Drei hunderttausendstel des derzei tig en Krebs­
risi kos inder Bu ndesrepu bli k Deutsch land zu rech nen. Die Fachwissenschaft hält 
solche Aussagen über Risi koerwartu ngen durch die Langzeitbelastu n9 mit klei nen 
Strah lendosen überwiegend fü r ei ne Abschätzu ng der pessi mistischerweise höchstens 
zu erwartenden Wi rku ngen, nicht aber fü r die wah rschei nlichsten Werte. 

Die Grundlage für die Beurteilung des genetischen Strahlenrisikos ist die spontane 
Erbg utveränderu ngs-(Mutations-)rate bei m Menschen. Bei ei ner Generationsdosis von 
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30 mrem ist eine Erhöhung der spontanen Mutationsrate beim Menschen um 0,03 bis 
0,15 Prozent pro Generation zu erwa rten . Davon entfällt etwa ei n Drittel auf do­
minante Mutationen , die als Erbanomal ien in den unmittelbar nach uns folgenden 
Generationen in Erschei nu ng treten kön nen . 

Diese Schätzu ng des strah lengenetischen Risi kos des Menschen beruht auf ei ner 
Extrapolation (Hochrechnung) der Ergebn isse von Tierversuchen , wobei der unter­
schiedliche Gehalt an genetischem Material von Menschen und Tieren soweit wie 
möglich berücksichtigt ist. Vergleichende Tierversuche zeigen, daß bei Säugetieren 
die Form der Dosis-Wirkung-Beziehung für ionisierende Strahlen und erbgut­
verändernde chemische Fremdstoffe ähnlich ist." 

Strenge Überwachung 

Ei ne unreal istische Überschätzu ng des Strah len risi kos, die nicht im Ei nklang mit 
allen Erfah ru ngen steht , kan n ebenso schädl ich sei n wie ei ne Bagatellisieru ng der 
Strahlengefahren. Alle Formen der Strahlenbelastung , die mit dem Betrieb von Kern­
energ iean lagen verbu nd en si nd , bed ü rfe n zweifellos ei ner strengen Ü berwachu ng. 

Abgesehen von zahlreichen behördlichen Kont rollen und Überwachungen im Inneren 
des Kernkraftwerks in Zwentendorf werd en daher die radioaktiven Emissionen an 
die Umgebung rn it automatischen Reg istr iergeräten dauernd gemessen und auf­
gezeichnet, und die Aufzeichnungen we rden vom Bundesmin isterium für Gesund­
heit und Umweltschutz überprüft. 

In ei nem eigens dafü r er r ichteten Laborator i u m werden ständig Nah ru ngsmittel­
proben (Milch , Gemüse, Donaufische usw.) , Regenwasserproben, Grundwasserproben 
usw. aus der Umgebung des Kernkraftwe r ks auf ihren Gehalt an radioaktiven 
Stoffen gemessen werden. Falls die Höchstwerte ü be rsch ritten werden sollten, WI rd 
der Betrieb eingeschränkt und erfo rde r lichenfa lls der Reaktor abgeschaltet. 

Auch Kern kraftwerke u nterl iegen der Aufsicht der Arbeitsi nspektion und kön nen 
auf Grund des Arbeitsinspektionsgesetzes (BGBI. 143/1974) jederzeit von den Arbeits­
inspektoren betreten und kontroll iert werden. 
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Die Kernenergie und ihre Risl<en 

"Das Leben des Menschen ist lebensgefährlich!" Dieser Ausspruch stammt von Erich 
Kästner und er bezieht sich auf die zahlreichen Risken, die unseren Alltag bestimmen. 
Ein Leben ohne Risiko ist undenkbar, nirgendwo gibt es eine hundertprozentige 
Sicherheit. In der Kernenergie ist das Risiko nicht hoch , jedoch das Schadenspotential 
sehr groß. Dieses Risiko zu quantifizieren, ist überaus schw ierig. Doch die Formel 
"Risiko = Häufigkeit X Schadensumfang" läßt sich in den meisten Fällen anwenden. 
Daß die Kerntechnik Gefahren in sich birgt, ist nicht wegzudiskuti eren . Dieses Ge­
fahren potential aber muß im allgemein en Zusammenhang gesehen werden - in 
den richtigen Proportionen. 

Verantwortu ngsbewu ßte Wissenschafter und Tech ni ker haben sich schon immer 
mit dem Problem Sicherheit auseinandergesetzt. Als Nobelpreisträger Enrico Fermi, 
der Entdecker der Kernu mwand I u ng durch Neutronen besch u ß, im Herbst 1942 mit 
seinen Mitarbeitern in einem Turnsaal in Chicago den ersten Reaktor baute und 
den heute schon historisch geword enen " pile" errichtete, hatte er ein ebenso primitives 
wi e auch wirksam es Schutzsystem errichtet. 

Als di eser erste Kern reaktor am 2. Dezember 1942 erstmals kriti sch wurde, hing an 
einem auf der Dachgal erie befestigten Sei l ein mit ei ner Kadmiumsa lzläsung gefü llter 
Kübel. Während des Aufbaues des Atomm eil ers waren auf di ese r Dachgalerie zwei 
Assistenten posti ert . Ei ner der Wissenschafter hi elt ei ne Axt in sei ner Rechten. Bei 
Gefahr im Verzuge - dem Versagen der Kontrollstäbe - hatte er den Auftrag, das 
Seil zu kappen. Augenblicklich wäre di e Kettenreaktion gestoppt worden. Dieses 
erste Reaktorschutzsystem ist unter dem Nam en "liquid control squad " in die literatur 
ei ngegangen . 

Das war sozusagen in der Urzeit des Atomzeitalters. Nur dreieinhalb Jahrzehnte 
liegen zwischen diesem ersten Reaktorschutzsystem und der derzeit praktizierten, 
hochentwickelten Technologie. Obwohl es bis heute in einem kommerziell betriebenen 
Kernkraftwerk noch kei nen Toten durch Strah lenei nwi rku ng gegeben hat, w erden 
die Sicherheitsmaßnahmen stetig erweitert, ergänzt und verfeinert . Damit - wenn 
auch die Zahl der Kernkraftwerke zunimmt, die Wahrscheinlichkeit eines Unfalls 
nicht gräßer wird. 

Der Rasmussen-Report 

Die Sicherheit ei nes Kern kraftwerkes hat schon aus betriebstech nischen und betriebs­
wirtschaftlichen Gründen Vorrang. Ein aus welchen Gründen auch immer stillstehen­
des Kraftwerk bedeutet für seinen Betreiber einen Verlust. Wie sieht es nun mit der 
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Sicherheit aus? Das Risi ko ei nes Menschen, durch ei nen Reaktoru nfall ums Leben 
zu kommen, liegt bei eins zu fünf Milliarden . Die Gefahr, von einem Blitz erschlagen 
zu werden , ist 2000mal so groß. So steht es im Rasmussen-Report über Reaktorsicher­
heit. Professor Dr. Rasm ussen hat inden Jah ren 1972 bis 1975 mit ei nem Team (160 
Experten) ei ne Stud ie über die Unfall risken ameri kan ischer Leichtwasser reaktoren in 
Kern kraftwerken untersucht. Alle erden klich en Störfälle wu rden in dieser 3300 Seiten 
umfassenden Arbeit hi nsichtl ich ihrer Wah rschei n lich keit abgeschätzt und auf mög­
liche Nebenwirkungen auf die Umgebung untersucht. Diese Studie wurde, wie ur­
sprünglich geplant, einer Kritik ausgesetzt und auf Grund der erhaltenen Stellung­
nahmen überarbeitet. Dies änderte die ursprünglichen Resultate nicht wesentlich . 
Die zweite Fassung des Rasmussen-Reports kann als ausgereift bezeichnet werden. 

Dieser revidierte Rasmussen-Report enthält unter anderem folgende Feststellungen : 

• Als schwerster Schadensfall wird das Abschmelzen des gesamten Reaktorkerns 
definiert, wie es bei einem totalen Ausfall der Reaktorkühlung eintreten könnte. 
Seine Konsequenzen hängen von einer Reihe von Begleitumständen ab. 

• Die Wah rschei n I ich keit eines solchen Unfalls mit Du rchsch melzen des Reaktor­
Druckgefäßes und des Sicherheitsbehälters und ansch lieBendem Versi n ken der 
Schmelze im Untergrund liegt bei etwa 1 : 20.000 pro Jahr und Kraftwerk. Seine 
Konsequenzen sind mit jenen eines durchschnittlichen Autounfalls vergleichbar 
(wen iger als ei n Toter, weniger als ei n Schwerverletzter). 

• Die Folgen eines Schmelzen des Reaktorkernes sind stark abhängig von verschie­
denen Faktoren ; deshalb führt der Wahrsche inlichkeit nach nur jeder zehnte Fall 
von Durchschmelzen zu Beeinträchtigung der Gesundheit von Bewohnern in der 
Umgebung. So steht es im neuen Rasmussen-Bericht (Main-Report Wash 1400). 

• Der extreme Fall ei nes Reaktorunfalls mit 1000 Toten hingegen kom mt nach der 
Rasm ussen-Stud ie unter der Annahm e, daß 100 Kern kraftwerke in Betrieb si nd, nur 
mit einer Wahrscheinlichkeit von 1: 1 ,000.000 pro Jahr vor. Die Wahrscheinlichkeit 
ei ner solchen Katastrophe ist ebenso geri ng wie die Wah rschei n lich keit, daß 1000 Men­
schen von einem Meteor erschlagen werden . 

• Ein Reaktorunfall mit mehr als 100 Toten ist alle 5000 Jahre in den USA zu erwarten. 
Ein Flugzeugabsturz mit 100 Toten auf US-Territorium ist alle drei Jahre wahrschein­
lich. Auf Österreich bezogen , unter der Annahme, daß drei Kernkraftwerke in Betrieb 
stehen, wäre alle 160.000 Jah re ei n Reaktoru nfall mit meh r als 100 Toten statistisch zu 
ermitteln. 

• Die tödliche Chlorfreisetzung aus chemischen Anlagen mit ähnlichen Auswirkungen 
ist 1000mal wah rschei nlicher als ei n groBer Reaktoru nfall. 

• Die Wahrscheinlichkeit, bei einem Verkehrsunfall getötet zu werden, ist 15.000mal 
gröBer, als bei einem Reaktorunfall ums Leben zu kommen. Der Tod auf der StraBe 
ist zur Pest des 20. Jahrhunderts geworden und man müßte sich eigentlich die Frage 
stellen, weshalb das Auto - gemessen an den strengen kerntechnischen Standards -
noch nicht behördlich verboten wo rden ist. Allein in den USA werden 55.000 Ver­
kehrstote und 1,5 Millionen Verletzte jährlich gezählt. In der Bundesrepublik Deutsch­
land verzeichnete man im Jahre 1974 22) 14.061 Tote und in aller Welt sind beispiels-

22) IRF-World-Road-Statistik 1976. 
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weise im Jah re 1973 nach ei ner I ücken haften Aufstell u ng (oh ne osteu ropäische Län­
der, u nvollständ ige Angaben aus asiatischen Ländern) 216.752 Tote zu verzeich nen. 
Experten schätzen global auf mindestens 300.000 Verkehrstote im Jahr. 

Auf die Relation 1 : 1 5.000 (Reaktorunfall-Verkehrsunfall) sei nochmals hingewiesen. 

Risiko Straßenverl<ehr 

Um beim Risiko Verkehrsunfall zu bleiben. Im Jahre 1975 waren in Österreich 
2203 Tote und 66.145 Verletzte im Straßenverkehr zu beklagen. 2203 Tote je Jahr 
werden von der Öffentlichkeit zur Kenntnis genommen , und sollte der Setzer um 
eine Z ehnerpotenz irren, würde vielen Leuten auch das nicht auffallen. 2203: Das 
könnten auch alle Einwohner der niederösterreichischen Gemeinde Mautern an der 
Donau sein , oder die Bürger der Tirol er Ortschaft Nassereith, die vom Moloch 
Straßenverkehr verschlungen worden sind. Und 66.145 Verletzte im Jahr - sie ent­
sprechen den Einwohnern einer Stadt in der Größenordnung etwa von Villach oder 
von Klagenfu rt. 

Das Phänomen : Nur die wenigsten glauben, in einen tödlichen Verkehrsunfall ver­
wickelt zu werden . Dabei ist aus der Unfallstatistik zu ersehen, daß - auf die öster­
reichische Bevölkerung von 7,5 Millionen Einwohnern bezogen - von je 3300 Per­
sonen ei n Mensch jäh rl ich durch ei nen Verkeh rsu nfall getötet wi rd . 

Ein Null-Ri siko ist nicht realisierbar 

Di e Risken im Alltag sind Legion . Ein Null-Risiko ist nicht realisierbar; Naturgewalten, 
Krankh eiten und nicht zuletzt die techn ische Entwicklung haben das Leben lebens­
gefäh rl ich gemacht. Bei der Energ ieversorg u ng beispielsweise müssen in di e Risi ko­
betrachtung nicht nur der Reaktorbetrieb, sondern alle Möglichkeiten von Schäden 
einbezogen w erden. Bei Wasserkraftwerken sind Dammbrüche zu verzeichnen, 
Supertanker explodi eren auf offener See oder geraten im Hafen beim Beladen oder 
Entladen in Brand . Einige dieser Schiffsgiganten stranden und ihre Ladungen ver­
seuch en di e Küste. Manche Bohrplattform ist schon versunken . Erdgastanker zählen 
zu den gefährlichsten Transportern. 

Auf den Straßen sind die "rollenden Bomben" zum Alptraum geworden. Für den 
I nd ivid ualverkeh r si nd di ese Tan kwagenzüge ei ne potentielle Gefah r. Zahl reiche 
Tote gehen auf das Konto di eser schweren Fahrzeuge. Bei Tankwagenunfällen wird 
das Grundwasser verseucht. Ein Liter Dieselöl kann im ungünstigsten Fall eine Million 
liter Trinkwasser ungenießbar machen. 

Kohle- oder ölgefeuerte Kraftwerke stoßen giftige Stoffe aus; zum Teil handelt es 
sich auch um krebsfördernde Substanzen. Die gesundheitliche Belastung durch die 
Einwirkung von Abgasen (S02, N02), Staub usw., aus Kohlekraftwerken ist erheblich 
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größer als die durch Kernkraftwerke. Die Schäden durch Schwefeloxidemissionen 
im Jahre 1974 an Gebäuden , Anlagen, Gesundheit und Vegetation werden mit etwa 
1,8 Milliarden Schilling beziffert. D ie Schäden durch Stickstoffoxide mit 77 Millionen 
Schilling und durch Staub mit 238 Millionen. Die Emissionsschäden betragen damit 
jäh rlich insgesamt 2,124 Mi lI iarden Schi Ili ng 23). 

Auch Kohlekraftwerke verbreiten Radioaktivität in die Umwel t, da in den meisten 
Kohlenarten Uran enthalten ist. Bei der Verbrennung wird das Uran in der Asche 
angereichert, zum Teil kommt es stark konzentriert vor und damit auch dessen 
natürliche Zerfallsprodukte wie Radium-226. Das Radium wird mit der Flugasche 
verstreut und eingeatmet. Es ist als IIKnochensucher" weitaus gefährlicher als das 
Edelgas Krypton-8S, das die Hauptbelastung durch Kernkraftwerke bewirkt. Es 
zeigt sich, daß die gesundheitliche Belastung der Bevölkerung durch Radioaktivität 
aus dem Kohlekraftwerk weitaus größer sein kann als die aus dem Kernkraftwerk. 

Die Kohle muß zumeist aus den tief unter der Erdoberfläche liegenden Flözen abgebaut 
werden. Alljährlich verlieren auf der Welt hunderte Kumpels bei Grubenkatastrophen 
ihr Leben. Kohle und Öl sind außerdem transportaufwendige Güter. Kohle ist der 
risikoreichste Energieträger. 

Das Berufsrisiko in der Kerntechnik - von der Urangrube bis zur Wiederaufarbei­
tung - ist zehnmal ge r inger als auf dem Kohlensektor. 

Jede Statistik muß problematisch bleiben 

Die Statistik sagt nicht, wann ein Ereignis, von dem nur die relative Häufigkeit seines 
Eintritts quantifiziert wird , tatsächlich eintritt. Theoretisch könnte der von Professor 
Dr. Rasmussen prog nostizierte Kernschmelz-U nfall allerschwerster Konseq uenz noch 
heute eintreten, wenn auch die Wahrscheinlichkeit bei 1 :20.000 pro Jahr und Kraft­
werk liegt. 

Der Einsturz der Wiener Reichsbrücke ist mit der Sicherheit von Kernkraftwerken in 
Verbindung gebracht worden. Man argument iert, daß die Tatsache eines relativ 
seltenen Brückenei nstu rzes mit der Wah rschei n lich keit ei nes schweren Reaktoru nfalls 
in Verbindung gebracht werden könnte. Nur ist der Vergleich mit einem Kernkraft­
werk nicht zielführend . Wäre die Reichsbrücke nach ähnlichen Sicherheitsüberlegun­
gen wie das Kernkraftwerk Zwentendorf gebaut worden, dann müßte sie statt zwei 
Pfeiler sechs Pfeiler, statt vier Pylonen zwölf Pylonen , statt zwei Ketten sechs Ketten 
und statt einem Tragwerk drei Tragwerke gehabt haben. Mit anderen Worten: Das 
einstürzende Tragwerk wäre von dem darunter befindlichen Tragwerk aufgefangen 
worden. Unter diesem Tragwerk hätte sich noch ein weiteres Tragwerk befinden 
müssen. 

Auch die Jumbo-Katastrophe auf Teneriffa ist zum Vergleich mit der Sicherheit 
von Kernkraftwerken herangezogen worden. Bei dieser Katastrophe hat es sich so-

23) Österreichischer Energieplan 1976, Tabelle 19. 6 , S. 238, nach Univ.-Prof. Dr. O. Preining vom 
1. Physikalischen Institut der Universität Wien. 
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zusagen um einen "Verkehrsunfall auf der Rollbahn" gehandelt. Ein Jumbo hat 
eine gesperrte Kreuzung überfahren, der Rollweg war von der Startpiste nicht einmal 
durch ein Rotlicht abgesichert gewesen, der Nebel behinderte die Sicht, es gab nicht 
einmal Bodenradar. Korrekt auf das Kernkraftwerk bezogen bedeutet das mindestens 
fünf materielle Barrieren: Stahlschranken oder ausfahrbare Bremsklötze, jede 
Barriere in sich autark und die andere überlappend, wären in diesem speziellen 
Fall erforderlich gewesen. 

Die Risken müssen so klein wie nur möglich gehalten werden. In diesem Zusammen­
hang sei der Vergleich mit der Energieerzeugung aus Wasserkraft angestellt. Die 
Rasm ussen-Studie sagt: Ei n Dom m bruch ist 10.000mal wahrschei n licher als ei n großer 
Reaktorunfall. Würde man die Speicherkraftwerke mit einer den Kernkraftwerken 
entsprechenden Sicherheit erbauen, dann wären beispielsweise für die 120 Meter 
hohe, 446.000 Ku bi kmeter Maueri n halt umfassende Li m bergsperre der Kraftwerks­
gruppe Glockner-Kaprun, die immerhin 86 Millionen Kubikmeter Wasser bändigt, 
noch zwei weitere solche Bogen-Gewölbemauern als "Sicherheitsreserve" zu er­
richten. Das gilt auch für alle anderen Talsperren der Welt, ob es sich nun um den 
Boulder-Dam in Colorado, die Grand-Coulee-Sperre im Bundesstaat Washington, 
den Wolga-Staudamm bei KUibyschew, oder um den Assuan-Staudamm in Ägypten 
handelt. 

Störfölle in der Geschichte der Kerntechnik 

In der Kernenergie hat man w ie in keiner anderen Technologie zuvor frühzeitig 
aus der Erkenntn is des hohen Gefahrenpotentials Sicherheitsanalysen mit ein er bis 
dahi n nie gekan nten G rü nd I ich keif du rchg efü hrt. Zwischenfälle lassen sich nicht ver­
heimlichen, sie müssen der Behörde gemeldet werd en. Die Reports werden ver­
öffentl icht, sämtl iche Zwischenfälle werden diskutiert und du rch neue Sicherheits­
maßnahmen wird gesorgt, daß sich solche Fehler nicht wiederholen. Hier einige 
Beispiele markanter Unfälle : 

• Wi ndscale (G roßbritannien), 1957 : Graph itbrand in ei nem PI uton i u m-Prod ukfions­
reaktor. Da diese, militärischen Zwecken dienende Anlage noch nicht durch Sicher­
heitsbehälter und gesch lossenen Kü h I kreislauf gesch ützt war, kon nte radioaktives 
Jod aus den durch das Feuer beschädigten Brennelementen in die Umgebung ge­
langen. Gesundheitliche Schäden wurden aber weder beim Werkspersonal noch bei 
der Bevöl keru ng beobachtet. Der Reaktor wu rde sti IIgelegt. 

• Idaho-Falls (USA), 1961: Freisetzu ng von rad ioaktiven Stoffen in ei nem Armee­
reaktor . Dieser Unfall, dem drei Soldaten zum Opfer fielen, wurde durch grobe Fahr­
lässigkeit des Bedienungspersonals verursacht ; das heute übliche, mehrfache Reaktor­
sch utzsystem hätte Störfall und Auswi rku ngen verh i ndert. 

• Lucens (Schweiz), 1969: Kühl mittelverl ust mit Sch melzen von Bren nelementen in 
dem in eine Felskaverne eingebauten Versuc:hsreaktor. Personen kamen nicht zu 
Schaden, da die Sicherheibeinrichtungen funktionierten. Der Reaktor wurde demon­
tiert. 
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• Li n gen (Bu ndesrepu bli k Deutschland) , 1969 : Ü bersch re iten der zu lässigen Abgabe­
werte von radioaktiven Stoffen in ei nen FI u ß durch Feh Ischaltu ng. Personen kamen 
nicht zu Schaden , der Fisch bestand wu rde ni cht beei nträchtigt. Du rch konstru ktive 
Änderu ng ist ei ne Wiederhol u ng des Störfalles ausgesch lossen worden. 

• Obrighei m (Bu ndesrepu bli k Deutsch land), 1972 : Be rsten ei nes Entwässeru ngs­
behälters mit Beschädig ung von An lageteilen in nerhai b des Sicherheitsbehälters. 
Kei ne Personenschäden und kei ne u nzu lässigen Aktivitätsfreisetzu ngen. Das Kern­
kraftwerk hat seinen Betrieb wieder aufgenommen, nachdem nach Ansicht der Ge­
neh mig u ngsbehörde ei ne Wiederhol u ng des Störfalles ausgeschlossen werden kon nte. 

• Wü rgassen (Bu ndesrepu bli k Deutschland), 1972: Leck im Kondensationsbecken auf 
G ru nd von "Wasserschlägen" wäh rend Prüfu ngsarbeiten zu r I nbetriebnah me des 
Kern kraftwerkes. Du rch Sch nellabschaltu ng des Reaktors wu rde verhi ndert, daß 
weitere Schäden auftraten . Keine Personenschäden und keine unzulässige Aktivitäts­
freigabe. 

• Browns-Ferry (USA), 1975: Brand ei nes Kabelstranges auf G ru nd fah rlässigen 
Umgangs mit offenem Feuer im Kabelschacht. Da bei d ieser amerikanischen Reaktor­
anlage, anders als bei deutschen Reaktoren und im Kernkraftwerk Zwentendorf, 
die Kabelführung nicht auf verschiedene Schächte ve rteilt war, fiel durch diesen 
Kabelbrand ei n großer Teil der Sicherheits- und Steuerei n r ichtu ngen aus; den noch 
konnte der Reaktor - es waren noch fünf unabhängig arbeitende Systeme einsatz­
bereit - nach der Abschaltung nachgekühlt werden . 

• Gu nd rem mi ngen (Bu ndesrepu bl ik Deutsch land), 1975: Hei ßdam pfaustritt durch 
unsachgemäß du rchgefü h rte Wartu ngsarbeiten im stillgelegten Kernkraftwerk. Zwei 
Arbeiter erlitten durch den heißen Dampf tödliche Verbrühungen. 

Wie sehr das Leben lebensgefährlich ist , w ird bei de r täglichen Lektüre der Zeitungen 
offenkundig. Aber schon am nächsten Tag ist das Ereignis vergessen , je größer die 
Entfernung zum Unfallsort, desto kle iner der Nachrichtenwert. In geballter Form 
werden diese Risken nur selten aufgezeigt. I n der "Encyclopedia Ame r icana" (1976) 
findet man diese Tragödien gewissermaßen auf engstem Raum unter dem Schlagwort 
"Disasters" kleingedruckt: Drei Seiten zu je zwei Spalten und pro Spalte 104 Zeilen. 

Um einen Eindruck zu vermitteln, seien nur die spektakulärsten Ereignisse sporadisch 
zitiert. Ausschließlich auf die be iden vergangenen Jahrzehnte - seit dieser Zeit 
gibt es Kernkraftwerke - wird Bezug genommen. In der Aufstellung werden Natur­
katastrophen nicht aufgenommen , sondern nur Unfallereignisse, die technische 
Ursachen hatten. 

Brandkatastrophen und Explosionen 

• 1956: Kolumbien sechs LKWs mit Dynamit 
• 1960: Guatemala Krankenhausbrand 
• 1960: Syrien Kinobrand (Kinder) 
• 1961: Brasilien Zirkusbrand (Kinder) 
• 1963: Vietnam Brand im Hafenviertel 
• 1964 : Algerien Explosion , Munitionsschiff 
• 1967: Belgien Brand im Kaufhaus 
• 1970: Frankreich Brand im Tanzclub 
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• 1971: Korea Hotelbrand 163 Tote 
• 1972: Japan Brand im Kaufhaus 115 Tote 

• 1974: Brasilien Hochhausbrand 227 Tote 

Grubenkatastrophen 

• 1956: Belgien Brand 263 Tote 

• 1958: Indien Gasexplosion 180 Tote 
0 1960: Südafrika Gasexplosion 437 Tote 

• 1960: DDR Gasexplosion 123 Tote 

• 1961 : CSSR Gasexplosion 108 Tote 

• 1962: Bundesrepublik Gasexplosion 299 Tote 

• 1966: Großbritannien Rutschu ng-Abrau mhalde 172 Tote 

• 1969: Mexiko Gasexplosion 156 Tote 

• 1972: Rhodesien Gasexplosio n 427 Tote 

• 1977: Moc;a m bi q u e Gasexplosion 150 Tote 

Luftfahrt 

• 1956: USA Kollision, dann Absturz 128 Tote 

• 1957: Japan Absturz 67 Tote 

• 1958: USA Kollision, dann Absturz 49 Tote 

• 1962 : Kam e ru n Absturz 134 Tote 

• 1963: Kanada Absturz 118 Tote 

• 1965: Ägypten Absturz 117 Tote 

• 1966: Frankre ich Kollision mit Baufahrzeug (Piste) 119 Tote 

• 1967 : Zypern Absturz 129 Tote 

• 1968 : Ve nezuela Absturz 155 Tote 

• 1970 : Kanada Absturz 108 Tote 

• 1971 : Alaska Absturz 111 Tote 

• 1972 : UdSSR Absturz 176 Tote 

• 1973 : Ni ge ri a Absturz 176 Tote 

• 1974 : Pa ri s Absturz 346 Tote 

• 1977: Te neriffa Jumbo-Kollision mit Jumbo 576 Tote 

Schiffskatastrophen 

• 1956: New York Kollision (" Andrea Doria") 50 Tote 

• 1958: Türkei Fährboot 238 Tote 

• 1960: Kuba Munitionsschiff 100 Tote 

• 1961 : Dubai Schiffsbrand 212 Tote 

• 1963: USA US-Atom-U-Boot "Tresher" 129 Tote 

• 1963: Ägypten Fähre 206 Tote 

• 1965: Malawi Fähre 150 Tote 

• 1968: Azoren US-Atom-U-Boot "Scorpion" 99 Tote 

• 1968 : Philippinen Fähre 206 Tote 

• 1970: Kariben Fähre 150 Tote 

• 1970: Korea Fähre 170 Tote 

• 1973: Burma Kollision Fähre-Frachter 200 Tote 

Eisenbahnkatastrophen 

• 1955: Mexiko in Sch lucht gestü rzt 300 Tote 

• 1956 : Indien in Fluß gestürzt 264 Tote 

• 1957: Pakistan Kollision 250 Tote 

• 1958: Brasilien Kollision 128 Tote 
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• 1960:CSSR 
• 196'2: Japan 
• 1970: Argentinie n 
• 1970: Nigeria 
• 1972: Frankreich 

Kollision 
Kollision 
Ko llision 
Kollision 
Kollision im Tunnel 

110 Tote 
163 Tote 
139 Tote 
132 Tote 

92 Tote 

Diese Katastrophenbilanz ließe sich beliebig fortsetzen. Zur Frage des allgemeinen 
Risikos untersch rieben elf Nobel preisträger im Jän ner 1975 folgendes Man ifest: 
"Übera", wo Energie freigesetzt wird, entstehen Risiken, und da macht auch die 
Kernenergie keine Ausnahme. Die Sicherheit dieser Energieform jedoch steht unter 
öffentlicher Überwachung in einem Ausmaß, wie sie bisher in der Geschichte der 
Technik keine Para"ele aufzuweisen hat. Wie jeder neuen Technologie muß auch 
dieser eine Anlaufphase zugebilligt werden . Im Gegensatz zu der publizistischen 
Panikmache, die mit einigen Störfä"en betrieben wurde, ist keine nennenswerte 
Menge an radioaktiven Stoffen aus irgendeinem kommerziellen Kernkraftwerk in 
den USA entwichen. Wir vertrauen darauf, daß technische Erfindungsgabe und Sorg­
falt im Betrieb die Sicherheit in allen Phasen des Kernenergieprogramms weiterhin 
verbessern, auch in den schwierigen Bereichen des Transportes und der Beseitigung 
radioaktiver Abfä"e." 

Dieses Manifest ist von den Nobelpreisträgern Luis W. Alvarez, John Bardeen , Hans 
A. Bethe, F. Bloch, Edward M. Purcell, I. I. Rabi, Eugene P. Wigner, Wi"ard F. libby, 
Edwin M. McMillan, Glenn T. Seaborg und Joshua Lederberg unterzeichnet. 

Der Reaktor ist keine Atombombe 

Ein Kern kraftwerk fu n ktion iert wie ein konventionelles, kalorisches Kraftwerk, nur 
daß die für die Dampferzeugung nötige Wärme durch den kontrollierten Zerfa" 
der imKern bren nstoff zu etwa drei Prozent angereicherten U ran-235-Atome erzeugt 
wird . Der entstehende Dampf treibt die Turbine und den mit ihr gekuppelten Ge­
nerator. Die im Reaktorkern entstehenden radioaktiven Stoffe werden durch eine 
ganze Reihe von Sicherheitsbarrieren zurückgehalten: Durch den Kernbrennstoff 
selbst, die Brennelementhü"en, durch das Reaktordruckgefäß, durch die Beton­
um hü" u ng, durch den druckfesten und gasdichten Reaktorsicherheitsbehälter (Con­
tainment) mit dem ständig auf Unterdruck gehaltenen Raum zwischen Sicherheits­
behälter und Dichthaut, aus dem Spuren von aus dem Containment auftauchenden 
Gasen sofort abgesaugt werden. Das Risiko ist auf ein Minimum heruntergedrückt 
worden. 

Dieses der Reaktorsicherheit zugrundeliegende Konzept läßt sich durch das Beispiel 
fünf ineinanderstehender Kochgeschirre vergleichen. Der Satz von Pfannen sorgt 
fü r die optimale Dichtig keit. Sollte die klei nste, die innerste Pfanne undicht werden, 
sind noch vier andere Gefäße da, die Flüssigkeit aufzunehmen. Nehmen wir an, daß 
die Wahrscheinlichkeit des Leckwerdens der innersten Pfanne 1 :100 beträgt, so ist 
sie für das gleichzeitige Auftreten eines Lecks bei der zweiten Pfanne hundertmal 
kleiner. Mit jeder weiteren Pfanne nimmt die Wahrscheinlichkeit um weitere hundert-
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mal ab, so daß sie bei der letzten nur noch 1 : 10.000,000.000 beträgt. Ei ne astro­
nomische Zahl mit zehn Nullen, das Verhältnis beträgt eins zu zehn Milliarden. 

Es kann gar nicht oft genug gesagt werden: Der Reaktor ist keine Atombombe, auch 
keine gezähmte Kernwaffe. In einer Atombombe werden bestimmte Mengen reinen 
Spaltmaterials - fast hundertprozentig angereichertes Uran - in Millionstelsekunden 
zu einer dichten Masse zusammengepreßt, damit sich die Kettenreaktion explosions­
artig ausbreiten kann . Solche Bedingungen aber können in einem Kernkraftwerks­
reaktor, der höchstens mit dreiprozentigem Uran-235 und noch dazu in einer durch 
Metallrohre und Wasser "verdünnten" Form arbeitet, unter keinen Umständen 
auftreten. 

In der Sicherheitsauslegung der Reaktorkonstruktionen wird von der mehrfachen 
Vorsorge wichtiger Anlagenteile Gebrauch gemacht. Viele Geräte oder Aggregate 
müssen doppelt, dreifach, manchmal sogar fünffach eingebaut werden . Nur auf diese 
Weise kommt man nahe an die vollkommene Zuverlässigkeit heran. Man hat es mit 
einem System von tief gestaffelten, ineinander verschachtelten Sicherheitsbarri eren 
zu tun. 

So bewi rken beispielsweise meh rere vonei nand er u nabhäng ig arbeitende Systeme 
bei Kühlmittelverlust die Abkühlung des Reaktorkernes. Sollte so eine Hochdruck­
Kühlmittelleitung platzen, tritt ein Hochdruck-Einspeisesystem in Funktion. Sollte 
das nicht klappen, werden augenblicklich einige Niederdrucksysteme mobilisiert. 
Eines davon ist das Kernflutsystem. Dann gibt es noch das Nachkühlsystem, das über 
vier unabhängig e Leitungsstränge verfügt. Sollten zwei dieser Leitungssträng e aus­
fallen , genügt die Leistung der beiden verbliebenen Sträng e noch immer für di e 
Nachkühlung . 

So gibt es auch beispi elsweise ne ben den verschiedenen, von au ßen komm end en 
Stromanspeisungen vi er Notstromaggregate. So llten sämtli che Netze und zw ei 
di eser v ie r Rese rvegeräte trotzdem str eiken, dann genügt di e von den beiden 
restlichen Notstroman lag en prod uzi erte Energi e. Sollte ei ne Maschi ne ei nen Kol ben­
fresser haben und auseinand erplatzen, dan n dürfen die wegflieg end en Bruchteil e 
die anderen D ieselmaschinen nicht beschädigen. 

Fü r das Sch nellabschalten des Reaktors gi bt es drei versch iedene, von ei nand er u n­
abhängig arbeitend e Systeme. All e Betätigun gse lemente arbeiten nach dem sog enann­
ten Ruhestromprinzip. Ein Stromausfall löst der Reihe nach di e Sicherh eitsmaßnahmen 
aus. "Fail safe" sag en dazu die Experten , die sogenannten " common mode failures" 
müssen vermieden werden - jene Mechanismen, die mehr als ein System oder eine 
Kom ponente beschäd igen kön nten, müssen dementsprech end durch die Ausleg u ng 
der Anlage abgesichert sein. Mit anderen Worten: Der allfällige Bruch einer druck­
führenden Leitung darf nicht eine andere Leitung beschädigen. 

Diese Art der Sicherheitsauslegung bekommt immer neue Aspekte: Man ist in die 
Rolle des Advocatus diaboli geschlüpft, jenes Geschöpfes also, das beim Kanonisations­
verfahren im Namen des Teufels Einspruch geg en die vom sogenannten Advokaten des 
Himmels befürwortete Aufnahme eines Verstorbenen in das Verzeichnis der Seligen 
erhebt. Die Gutachter für das Genehmigungsverfahren zum Betrieb des ersten öster­
reichischen Kernkraftwerkes führen auch alle möglichen Argumente ins Treffen -
oberstes Ziel: So nahe wie möglich an die vollkommene Sicherheit heranzukommen. 
Alle nur erdenklichen Zwischenfälle, und mögen sie noch so unwahrscheinlich sein, 
müssen einkalkuliert werden. 

61 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original)62 von 177

www.parlament.gv.at



Von Jahr zu Jahr sind diese Sicherheitsbarrieren verbessert worden. In der Automobil· 
tech n i k hat man heute beispielsweise zwei vonei nander getren nte Bremssysteme. In 
der Kerntechnik aber geht man noch weiter: Jede Anordnung besteht für sich allein, 
es müßten also, um beim Beispiel der Kfz·Bremse zu bleiben, für das Fahrzeug vier 
einzelne, zu jedem Rad führende, gegen Steinschlag und Brand gesicherte Brems· 
schläuche, vier Bremszyl inder für jedes Rad und derg leichen meh r zu r Verfügu ng 
stehen. Wäre auch nur einer dieser 16 Bremsschläuche undicht, dann würde sich der 
Wagen erst gar nicht starten lassen. 

Österreichische Beteiligung am internationalen 
Reaktorsicherheitsforschungsprogramm 

Am 2. Februar 1977 hat die Republik Österreich der Österreichischen Studiengesell· 
schaft für Atomenergie Ges. m. b. H., ÖSGAE, den Auftrag erteilt, alle der Republik 
aus der Beteiligung an der Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der nuklearen 
Sicherheit im Zusammenhang mit dem Sicherheitsforschungsprogramm der Inter· 
nationalen Energieagentu r erwachsenden Rechte und Pflichten wahrzu neh men. In 
der Folge haben die ÖSGAE und die Nuclear.Regulatory.Commission (NRC) der 
USA im März 1977 ein Abkommen über die österreichische Beteiligung an den 
ameri konischen Reaktorsicherheitsforsch u ngsprog rom men u nterzeich net. Danach 
erhält die ÖSGAE alle Informationen über die Ergebnisse der Forschung und ent· 
sendet Wissenschafter zu den An lagen. 

Das Gutachterteam der ÖSGAE ist unabhängig, und durch Vertrag wurde vereinbart, 
daß niemand auf die sicherheitstech nische Beu rtei I u ng Ei nflu ß ni m mt. Die neuesten 
Erfah ru ngen auf dem Gebiet der Reaktorsicherheitsforsch ung si nd ei n bezogen. 
Auf drei Großversuche - deren Ergebn isse das Restrisi ko noch verri ngern - soll 
besonders hingewiesen werden. 

• Leistungsstoßanlage (Power Burst Facility - PFB) zur Untersuchung von Ver· 
sagensmechanismen von Brennstoff und Brennstoffhüllen bei Störfällen und Unfällen. 

• Testanlage für Kühlmittelverlust (Loss of Fluid Test Facility - LOFT). 

• Halden·Reaktor-Prog rom m (Halden-Reactor-Project·Prog rom me Halden) zu r 
U ntersuchu ng von Reaktorschutzsystemen, Reaktorsch utzrechnern und fü r Bren n· 
stoffu ntersuch u ngen. 

Es handelt sich um überaus aufwendige Versuche - es wird nichts simuliert, sondern 
inder Praxis erprobt. Das Power-Burst·Facility·Prog rom m ist bereits im Jah re 1976 
angelaufen und wi rd voraussichtl ich bis zu m Jah re 1984 dauern. Bisher si nd etwa 
40 Millionen Dollar investiert worden, die jährlichen Betriebskosten werden mit 
etwa vier Millionen Dollar beziffert. Teile eines Brennstoffbündels werden unter­
sucht und der in Idaho-Falls befindliche Versuchsreaktor (40 Megawatt Leistung) 
wi rd in nerhal b ei ner Milliseku nde in ei nem u nvorstell baren Ausmaß belastet: Mit 
dem extrem hohen Leistungsstoß von 240.000 Megawatt wird er sozusagen "geschockt" 
und das Verhalten des Kern bren nstoffes soll unter diesen schwierigen Bedi ng u ngen 
erforscht werden. Diese Spitze entspricht im merh i n ei nem beträchtlichen Teil der in 
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den USA installierten elektrischen Kraftwerksleistu ng. Der Reaktor wi rd von ei ner 
etwa ei nen Ki lometer entfernten , fern bed ienten Warte gesteuert. 

Das Loss of Fluid Test Facility Programm (LOFT) hat den Zweck, den größten an­
zunehmenden Unfall, den sogenannten GAU - von den Technikern auch Aus­
legungsunfall genannt - in der Praxis durchzuführen. Die Folg!=n dieses Auslegungs­
unfalls müssen beherrscht werden, es darf kei ne unzulässigen Aktivitätsfreisetzu ngen 
geben. Der GAU wird durch einen plötzlichen Kühlmittelverlust, beispielsweise 
durch den vollständigen Bruch ei ner Küh I mittelleitu ng bei Versagen aller Notkü h 1-
systeme, verursacht. Die Berechnungen sollen durch den Versuch überprüft wer­
den. 

Dieser Versuch wird ebenfalls in Idaho-Falls durchgeführt, in einem riesigen, nur 
schwach besiedelten Gebiet, und dort befi ndet sich auch jener Kern reaktor, an dem 
dieser maximale, denkbare Unfall durchgeführt wird . Der Reaktor ist auf einem 
massiven, stählernen Chassis aufgebaut, das auf vier Eisenbahnschienen steht und für 
Testzwecke in eine Sicherheitshülle eingeschoben wird. Dort werden die Folgen des 
Kühlmittelverlustes getestet. 

Im kurzen Zeitraum von acht bis fünfzehn Millisekunden öffnen sich die Schnell­
ablaßventile und leiten den Kühlmittelverlust ein. Der Ablauf dieses extremen Aus­
leg u ngsu nfalls - der nach der derzeit pra ktizierten Sicherheitsausleg u ng beherrscht 
werden muß - wird in diesem Versuch in allen Einzelheiten beobachtet werden. 
Dieser "Reaktor auf Rädern" hat zwar nur ein FünfZigstel der Leistung eines Kern ­
kraftwerkes, die Meßerg ebnisse aber sind repräsentativ und lassen sich dement­
sprechend fü r ei ne weitere Verbesseru ng der Ausl eg u ng verwend en. 

500 Mitarbeiter sind mi t dem LOFT befaßt. D ie Investition en betrag en an die 200 Mil­
lionen Dollar, di e jährlich en Betr iebskosten si nd mit 20 Mill ionen Dollar präliminiert. 
Die Vorarbeiten sind abgeschlosse n, mit den nuklearen Tests ist ab 1978 zu rechnen . 
Bis zum Jahre 1986 w ird di eses Testprog r amm laufen. Oberstes Z iel : Bestät igung 
der Wi rksam keit der bestehenden Notkü h Isysteme und An haltspu n kte fü r deren all­
fällige w ei tere Verbesseru ng . Auch bei m größten anzu neh menden Unfall muß man 
die Betri ebszustände im Reaktor unter völlig er Kontroll e behalten. Die Schutzhüll e 
muß dem auftretenden Druck widerstehen können . Am LOFT-Programm sind außer 
den USA und Österreich die Bundesrepublik Deutschland , Japan und die vier skandi­
navischen Länder beteiligt. 

Das Halden-Reactor-Project-Programm hat zwei Aufgaben : Untersuchung des Brenn­
stoffverhaltens und Erforschung der Wirksamkeit der Reaktorschutzsysteme. Die 
Reaktorschutzsysteme werden optimiert , Normen und Standards weltweit zusammen­
gefaßt. Ei n Fehler des Reaktor-Operators darf unter kei nen Umständen zu ei nem 
gefäh rlichen Betriebszustand imKern kraftwerk füh ren. Das Reaktorsch utzsystem 
mit seinen zahlreichen Sensoren und Fühlern fragt im ununterbrochenen Dialog den 
jeweiligen Betri ebszustand ab und löst bei U n regel mäßig keiten den Stop aus. 

Reaktor-Operatoren werden in aufwendigen Simulatoren - ähnlich einer Schalt­
zentral e - dem Troubl e Desk - Unfälle vorgetäuscht, und diese Pannen sind zu 
meistern. Jede Situation muß unter Kontrolle gehalten werden, eine etwaige Panne 
darf nicht nach dem Domino-Prinzip eine Kette weiterer Störungen auslösen. Damit 
das ausgeschlossen wird, blockt eine der zahlreichen Barrieren den Fehler jeweils 
ab. Es darf zu keiner unzulässigen Freisetzung von Radioaktivität kommen. 
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Die Bedienung eines Kernkraftwerkes muß "fool-proof" sein, was so viel wie "narren­
sicher" bedeutet. Das Reaktorsch utzsystem besitzt vier und manch mal sogar noch 
meh r zusätzliche, vonei nander u nabhäng ige Absicheru ngen. Es erken nt die Trends, 
verkn ü pft ei ne Vielzah I von Sig nalen, inden "proced ures" gibt es ei ne Hierarchie, 
die Entwicklung wird vorzeitig erkannt und die Gegenmaßnahmen werden ein­
geleitet - noch lange, bevor sich die Gefahrensituation aufbauen kann. 

50 Mi Ilionen Schi Ili ng si nd von der Elektrizitätswi rtschaft fü r die Teil nah me Öster­
reichs am I nternationalen Reaktorsicherheits-Forsch u ngsprog ram m oh ne jede Be­
dingungen bereitgestellt worden und mit der ausdrücklichen Verpflichtung, aus der 
vollen Tragung der Österreich erwachsenden Kosten kein Recht auf Einflußnahme 
abzuleiten. Der Betreiber eines Kernkraftwerkes hat nämlich schon aus wirtschaft­
lichen Gründen ein besonderes Interesse am sicheren, reibungslosen Betrieb seiner 
viele Milliarden Schilling kostenden Anlage. Bei allen diesen Kraftwerksbauten 
wird ei n Opti m u m an Sicherheit angestrebt, die Risken werden heru nterged rückt 
und weltweit ist ein Standard erreicht worden, wie er in keiner anderen Technologie 
verzeich net werden kan n. 

Das genetische Risiko 

Prinzipiell ist bei Einwirkung auch geringer Dosen ionisierender Strahlung ein 
genetischer Schaden möglich. Die natürliche Mutationsrate in den menschlichen 
Keimzellen ist allerdings vergleichsweise wesentlich höher. Daher konnten genetische 
Schäden nur bei sehr hohen Strahlungsdosen beobachtet werden. Man nimmt an, daß 
durch eine Strahlungsdosis von 30 rem (30.000 Millirem) eine Verdoppelung der 
natü rl ichen Mutationsrate ei ntritf. (Laut M. Eisen bud: "Envi ron mental Radioactivity", 
Acad. Press, N.Y. (1973), Seite 36.) Im Vergl eich dazu ist die genetische Strahlen­
belastung eines Kernkraftwerkes etwa ein Zehntausendstel dieses Wertes. 

Auch die natürliche Strahlung, die mindestens um das Hundertfache über der mitf­
leren genetischen Dosis durch ein voll entwickeltes Kernenergieprogramm (Jahr-
2000-Studie: "Potential Radiological Implications of Nuclear Facilities in the Upper 
Mississippi-River Basin in the Year 2000." Wash 1209 aus dem Jahre 1973) liegt, hat 
somit eine genetische Wirkung, die weniger als ein Vierhundertstel der genetischen 
Wi rku ng durch andere im Alltag vorkom mende Su bstanzen beträgt. 

Solche Substanzen mit hoher genetischer Wirkung stellen beispielsweise Alkohol, 
Kaffee, Tee und Thalidomide (Beruhigungstabletten) dar, die freiwillig, teilweise in 
hohem Maße, konsumiert werden. Genetische Schäden in unserer Gesellschaft werden 
daher zu ei nem hohen Prozentsatz durch solche Su bstanzen ausgelöst. 

Laut Rasm ussen-Report (zweite Fassu ng , Wash 1400) ist bei ei nem extrem schweren 
Reaktorunfall, der mit einer Wahrscheinlichkeit von 1:1,000.000 anzusetzen ist, mit 
25 genetischen Effekten pro Jahr zu rechnen. Der schwerste in diesem Rasmussen­
Report behandelte Unfall löst 170 genetische Effekte pro Jahr aus. Die Eintritts­
wah rschei n lich keit so ei nes Unfalls wu rde 1: 1.000,000.00J pro Jah rund Reaktor 
abgeschätzt. Vergleichsweise werden dazu in einem gleich großen Personenkreis 
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durch die natürliche Strahlung hervorgerufene genetische Schäden mit 8000 pro 
Jahr angegeben. 

Seit dem Jahre 1945 werden von der japanisch-amerikanischen Atombomben­
Untersuchungskommission ungefähr 75.000 Kinder strahlengeschädigter Eltern 
(Atombombenabwürfe über Hiroshima und Nagasaki) in regelmäßigen Abständen 
untersucht. Es konnte bisher keine erhöhte Anzahl an angeborenen Mißbildungen, 
Totgeburten, Todesfälle von Neugeborenen oder Wachstums- und Entwicklungs­
abnormitäten (genetische Schäden) in der ersten Generation der Nachkommen fest­
gestellt werden. (S. Jablon: "The Origin and Findings of the Atomic Bomb Casualty 
Commission. Nuclear Safety 14 No. 6, 1973.) Die mittlere Dosis der Strahlenopfer 
betrug etwa das 20.000fache der Jahresdosis jener Personen, die in unmittelbarer 
Nähe eines Kernkraftwerkes wohnen. 

Im übrigen wird auf das Kapitel "Die Strahlung und der Mensch" in diesem Bericht 
verwiesen. 

Die wirkliche Gefahr: Kernwaffen 

Weniger als 10 Kilogramm hochgradig angereichertes Uran 235 oder weitgehend 
rei nes Plutoni u m 239 ( .. Bom ben pi utoni u m" mit nur geri nger Bei mischu ng anderer 
PI utoni u misotope) genügen, um ei ne Sprenglad u ng herzustellen, deren Explosiv­
energie der von vielen tausend Tonnen des herkömmlichen chemischen Sprengstoffs 
Trinitrotoluol, abgekürzt TNT, gleichkommt. 

TNT, auch Trotyl genannt, der am häufigsten verwendete militärisch e Sprengstoff 
(für Min en, Granaten, Geschosse und Torpedos), der pro Kilogramm ei ne Explosions­
wärm e (Wärmeenergi e) von rund 4 Millionen Joule od er 1,1 Kilowattstunden 24) 
entwickelt, wird zum Vergleich der Sprengwirkung von Kernwaffen herangezogen, 
wobei für 1000 Tonnen die Bezeichnung Kilotonne und für ei ne Million Tonnen 
Megatonn e verwendet wird. 

Ein Kilogramm Uran 235 liefert bei vollständiger Ausnützung eine thermische Energie 
von 80 Billionen Joule oder 22 Millionen Kilowattstunden. Das entspricht daher 
20 Millionen Kilogramm oder 20.000 Tonnen - 20 Kilotonnen - TNT. Die Spreng­
kraft der Hiroshima-Atombombe wird mit 20 Kilotonnen TNT angegeben, obwohl 
der in ihr enthaltene Kernsprengstoff etwa 50 Kilogramm ausmachte. Inzwischen hat 
man schon einen viel "besseren" Wirkungsgrad erreicht. 

Die Explosionsenergie von Uran- oder Plutonium-Ladungen (die aus physikalisch­
technischen Gründen eine bestimmte Größe nicht überschreiten können) kann in 
ei nem Bereich von ei nigen Ton nen oder Ki loton nen (taktische Kernwaffen fü r Ar­
ti Iierieg ranaten und Artillerieraketen) bis zu u ngefäh r 500 Ki loton nen (ei ne hai be 
Megatonne) variiert werden. 

24) Ein Kilogramm Steinkohle liefert bei der Verbrennung mehr als siebenmal so viel Wärmeenergie 
wie ein Kilogramm TNT; die Wirkung des Sprengstoffs ist deshalb so zerstörerisch, weil bei ihm die 
Energie in Millionstelsekunden schlagartig frei wird. 
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"Saubere" und "schmutzige" H-Bomben 

Mit einer Uran- oder Plutoniumladung , die eine Temperatur von einigen bis zu 
einigen Dutzend Millionen Grad erzeugt, als Zünder kann in schwerem und über­
schwerem Wasserstoff (Deuterium und Tritium) der Vorgang der Kernfusion (Kern­
verschmelzung, thermonukleare Reaktion) ausgelöst werden, der pro Kilogramm 
etwa drei bis vier Mal so viel Energie liefert wie die Kernspaltung. Die Explosions­
wirkung einer solchen "sauberen" Wasserstoffbombe (die Kernfusion liefert nur 
wenig radioaktiven Abfall) geht bis zu einigen Megatonnen. 

Umgibt man eine derartige H-Bombe mit einem Mantel von Uran 238 (also mit 
relativ billigem Natururan, das zu 99,3 Prozent Uran 238 enthält), das unter dem 
Ei nfl u ß der sch nellen Neutronen, die bei der thermon uklearen Reaktion in großer 
Menge entstehen, durch Kernspaltungsprozesse ebenfalls Sprengenergie liefert, 
erhält man ei ne "sch m utzige" Dreistufen bom be (i n nen Kernspaltu ng von Uran 235 
oder Plutonium 239, in der Mitte Kernfusion , außen Kernspaltung von Uran 238), 
deren Megatonnage nahezu unbeschränkt ist. 

Die völlige Spaltung von 1000 Kilogramm Uran 238 durch schnelle Neutronen ent­
spricht der Energiefreisetzung von 20 Millionen Tonnen oder 20 Megatonnen TNT, 
das ist tausendmal die Energie der H i roshima-Bombe. Man spricht von schmutziger 
Bombe, weil sie als Nebenprodukt viel e hundert Kilogramm radioaktive Spalt­
prod u kte liefert, die dan n als vom W i nd vertragener "Fallout" (N iedersch lag) auf 
die Erde niedergehen. 

Zum Unterschied von TNT haben Ke r nwaffen neben der Sprengwirkung auch noch 
eine sofortige Hitzestrahlungs- und eine Kernstrahlungswirkung - Gamma- und 
Neutronenstrahlen 25) - sowie eine gefährliche langdauernde Nachwirkung in Form 
des radioaktiven Fallouts. 

Eine Kernwaffe ist jedoch für die gleiche Explosionsenergie militärisch nicht so wir­
kungsvoll wie eine Vielzahl kleiner konventionel ler Sprengkörper, weil sie den 
Explosionsort "ü berzerstört" (aber sie läßt sich natü rlich leichter transportieren): 
20 Kilotonnen TNT in Form von 20.000 Bomben zu je einer Tonne können ein zehn­
mal so großes Gebiet zerstören w ie die Atombombe von Hiroshima. 

Im ganzen Zweiten Weltkrieg wurden etwa 5 Millionen Tonnen oder 5 Megatonnen 
Sprengstoff verbraucht. Das ist der Energ iei n halt ei ner ei nzigen 5-Megaton nen­
Wasserstoffbombe, die zwar eine Großstadt und ihre Umgebung vernichten kann , 
aber natürlich nicht die gleiche Wirkung hat wie die Milliarden Sprengkörper, die 
in den Jahren von 1939 bis 1945 eingesetzt wurden . 

USA und Sowjetunion: 14.000 Megatonnen 

Allerdings enthielten die strategischen Trägerwaffen (interkontinentale Landraketen, 
ballistische Unterseebootraketen und nuklearstrategische Bewaffnung der Lang-

25) Die Neutronenstrahlen sollen in der N eutronenbombe - in Wirklichkeit dem Sprengkopf von 
Artilleriegeschossen und taktischen Raketen - ausgenutzt werden. 
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streckenbomber) der USA nach einer Berechnung des Instituts für militärstrategische 
Grundlagenforschung an der Landesverteidigungsakademie Wien im Jahre 1976 
eine Gesamtsprengenergie von 2399 Megatonnen. Bei der Sowjetunion lautet die ent­
sprechende Zahl 11.784 Megatonnen. Frankreich besitzt 45,3 und Großbritannien 
38,4 Megatonnen an beförderbarer nuklearstrategischer Sprengkraft. 

Das ergibt zusammen (ohne China) 14.266,7 Megatonnen in den existierenden und 
jederzeit einsetzbaren Trägerwaffen von vier Mitgliedern des "Atomklubs" oder 
mehr als 2800mal die gesamte Explosivmenge des Zweiten Weltkriegs, also trotz 
der "Überzerstörung" in der Wirkung ein Vielfaches davon. 

Dabei sind die taktischen Kernwaffen (USA in Europa 7000, Sowjetunion 3500) nicht 
mitgerechnet, die aber "nur" einige Megatonnen beisteuern, und auch nicht der 
Kernsprengstoff, der als Reserve in den Arsenalen lagert, aber nicht in Trägerwaffen 
ei ngebaut ist. Fü r die Zweitschlag kapazität der beiden Su permächte, das hei ßt, die 
Zerstöru ng des anderen nach ei nem nu klearen Erstsch lag des Gegners, wü rde sei bst 
unter u ng ü nstigen Umständen ei n Fü nftel bis ei n Zeh ntel ihrer Megaton nage ge­
nügen. (Die größere Megatonnage der Sowjetunion wird derzeit durch die größere 
Zielgenauigkeit der Amerikaner aufgewogen.) Die USA und die Sowjetunion haben 
daher ei ne mi litärisch unnötige mehrfache Overkill kapazität. 

Bei 4 Milliarden Erdbewohnern kommen auf jeden Menschen Kernbrennstoff im 
Ausmaß von 3,5 Tonnen TNT. Es gibt keine Garantie für die Nichtverwendung dieser 
Waffen. Der frü here US-Au ßen mi nister Hen ry Kissi nger stellte daher fest: "Zu m 
ersten Mal in der Geschichte haben zwei Nationen die Fähigkeit, die Menschheit zu 
zerstören", wobei schon US-Präsiden t John F. Kennedy warnte, daß das größte 
Risi ko der Verwend u ng der Massenvernichtu ngswaffen im großen nicht inder be­
wußten, vorsätzlichen Absicht liegt, sondern in "falscher Berechnung, Verrücktheit 
oder Unfall" . 

Unfälle mit Kernwaffen 

Im Jah rbuch 1977 des Sfockhol mer Internationalen Friedensfc r.:ichu ngsi nstituts (SIPRI) 
"World Armaments and Disarmament" wi rd berichtet, daß es von 1945 bis 1968 
mindestens 32 große Unfälle von US-Kernwaffen gab, wobei das Kernwaffenträger­
system (Flugzeug , Rakete, Schiff usw.), das eine Kernwaffe enthielt, vollständig zer­
stört wu rde oder der Kernspreng kopf sei bst zerstört wu rde oder verlorengi ng. 
Weiters gab es etwa fünfZig kleinere Unfälle bei der Wartung, beim Transport oder 
bei der Modernisierung von US-Kernwaffen. Sicher ereigneten sich ähnliche Unfälle 
auch in der Sowjetunion. Glücklicherweise gab es aber bei den Unfällen bisher 
kei ne ei nzige Kernexplosion. 

Der Diebstahl oder Raub einer taktischen Kernwaffe, die schon fertig ist, durch Ter­
roristen, ist auch eine realere Gefahr als daß jemand Plutonium stiehlt und unter 
großer Gefahr für sich selbst eine wahrscheinlich nur schlecht funktionierende Atom­
bombe baut. 

Nachdem mehr als 400 Kernwaffenversuchsexplosionen, darunter Tests von H-Bom­
ben mit bis zu SO Megatonnen (Sowjetunion 1961), die Atmosphäre verseucht hatten , 
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was noch heute nachwirkt, wurde am 5. August 1963 der Vertrag über die Einstellung 
der Kernwaffenversuche in der Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser von den 
Außenministern Gromyko (Sowjetunion), Rusk (USA) und Lord Home (Großbritan­
nien) u nterzeich net. Frankreich und eh i na sch lossen sich dem Atomteststoppvertrag 
jedoch bisher nicht an. 

Aus all dem Gesagten ergibt sich, daß in Wirklichkeit die von der Öffentlichkeit 
"vergessenen" und aus dem Bewußtsein "verdrängten" Kernwaffen die größte 
Bedrohung für das Überleben der Menschen sind. Ihr Vernichtungs- und Gefährdungs­
potential hat eine Größenordnung, die alle aus der friedlichen Nutzung der Kern­
energie herrührenden Risken auch in bezug auf hypothetische Störfälle weit in den 
Schatten stellt. Ihnen sollte daher die Hauptsorge der Menschen gelten . 

Kernkraftwerke im Krieg 

Bei einer Meinungsumfrage im Auftrag der österreich ischen Elektrizitätswirtschaft 
ergab sich die überraschende Tatsache, daß unter der Motivation gegen den Bau von 
Kernkraftwerken das Argument, sie seien im Kriegsfall ein bevorzugtes Angriffsziel, 
mit 68 Prozent den Spitzenplatz einnahm. Da alle anderen vorgebrachten Vorbehalte 
im Rahmen dieses Berichtes behandelt werden, sei auch auf diesen eingegangen: 

Das Militär der großen Nuklearmächte, aber auch der neutralen Staaten Schweiz 
und Schweden, hat sich mit der Frage der Verwundbarke it von Kernkraftwerken 
durch kriegerische Ereignisse eingehend auseinandergesetzt, aber keinen schwer­
wiegenden Ei nwand gegen die Errichtu ng von Kern kraftwerken vorgebracht. 

Gegen Luftangriffe und Beschuß aus großer Entfernung mit konventionellen Spreng­
lad u ngen si nd Kern kraftwerke heutiger Bauweise auf G ru nd ih rer mehrfachen 
dicken Abschirmung wie ein massiver Bunker weitgehend geschützt, doch könnte ein 
Di rekttreffer zu r Freisetzu ng von Spaltprodu kten füh ren. (Ei ne Beschießu ng aus der 
Nähe würde den Angreifer selbst gefährden.) 

Ein gezielter Angriff auf ein Kernkraftwerk in einem Mitgliedsstaat einer Militär­
allianz mit konventionellen Waffen, der zur Freisetzung radioaktiver Substanzen führt, 
würde aber einen Akt darstellen, der einem Nuklearangriff gleichzusetzen ist, und 
daher von den Nuklearmächten entsprechend beantwortet werden. 

Ein Angriff gegen ein Kernkraftwerk in einem neutralen Staat wie Österreich wäre 
militärisch überhaupt nicht motiviert. Außerdem muß bezweifelt werden, ob es für 
ei nen Ang reifer si nnvoll- wäre, Radioaktivität gewollt in ei nem Land freizusetzen, 
das er doch wahrscheinlich besetzen will. 

Erfolgt der Angriff mit Kernwaffen, dann ist ein Direkttreffer erstens kriegstechnisch 
"unökonomisch" - es gibt "lohnendere" Ziele - und würde zweitens meist zu 
einem weit höheren Schadensausmaß durch die Kernwaffe selbst führen. 

Wenn man die Energieversorgung eines Gegners zerstören will, muß man keineswegs 
seine Reaktoren bombardieren. Außerdem könnten in Krisenzeiten die Kernkraft­
werke stillgelegt werden. (Die Radioaktivität klingt innerhalb einer Woche auf den 
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10., innerhalb eines Monats auf den 18. Teil ab.) Die radioaktiven Brennelemente 
könnten entnommen und zum Beispiel in Stollen (die aber bereits vorbereitet sein 
müßten) sicher gelagert werden. 

Jeder künftige Krieg in Mitteleuropa würde auf jeden Fall weitgehend das Ende 
unserer derzeitigen Zivilisation bedeuten, ob mit oder ob ohne Kernkraftwerke. 
Aus all diesen Gründen werden die Kernkraftwerke bisher in keinem Land, auch 
nicht bei den Supermächten, die am ehesten einen direkten Atomkrieg zu gewärtigen 
haben, gegen Kernwaffen gesichert. 
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Das Abfallproblem und die Entsorgung der Kernkraftwerke 

In Österreich fallen jährlich 2,535.460 Tonnen Müll an. Der Hausmüll mit 1,787.460 
Tonnen steht an der Spitze, gefolgt vom Gew erbe- und Geschäftsmüll mit 448.000 Ton­
nen und an dritter Stelle l iegt der Sonderabfa ll mit 300.000 Tonnen 26). 2,535.460 Ton­
nen - das ist ein beachtliches Gewicht. Um diese 2,535.460 Tonnen Müll zu trans­
portieren, würde man 126.773 Eisenbahnwaggons mit einer Ladefähigkeit von je 
20 Tonnen brauchen und der große Raumbedarf des Mülls wäre dabei noch gar nicht 
berücksicht igt. Um diese Transportaufgabe zu bewä lt igen, würd e man einen 1267 Ki­
lometer langen Eisenbahnzug benötigen. Das entspricht einer Enffernung vom Bur­
genland nach Vorarlberg und wieder zurück. 

Allein die Europäische Gemeinschaft mit einer Bevölkeru ng von etwa 260 Millionen 
Menschen "erzeugt" jährl ich etwa 1,5 M illi arden Tonnen Abfall aller Art. Das Müll­
problem mit allen seinen Auswirkungen stellt fü r die Ö kologie ein e außergewöhnliche 
Belastu ng dar. Fü r die Abfall beseitig u ng in Österreich gibt es ei n Rah men konzept; 
das Recycling in seinen mannigfaltigen Formen setzt sich langsam durch. 

Im Vergle ich mit der Kernenerg ie si nd au f dem Abfallsektor die Größenordnungen 
zurechtzurücken. Bei den radioaktiven Rückständen handelt es sich um kleine Quan­
titäten und man hat sie außerdem im Griff. Der gesamte, jährlich anfallende hoch­
aktive Abfall aus fü nf schwedischen Kern kraftwerken beispielsweise kön nte in einem 
zehn Kubikmeter großen Raum untergebracht we rden - das entspr icht einer kleinen 
Kammer, etwa der Kubatur eines Abste ll raumes. Das Problem radioaktiver Abfälle 
ist somit kein quantitatives, sondern ein qualitatives. 

Zuerst einige grundsätzliche Bemerku ngen . Bei m Betrieb ei nes Kern kraftwerkes 
fallen gasförmige, flüssige und feste Abfälle in geringen Mengen an . Sie gehören zu 
den Kategorien schwach- und mitte laktive r Abfälle. Feste und flüssige Abfälle werden in 
Fässern , beziehungsweise anderen Behältern vorerst im Kernkraftwerk gelagert. 
Nach einer Volumsverkleinerung oder einer Eindickung werden die schwach- und 
mittelaktiven Abfälle mit Beton oder Bitumen vermengt, in Stahlfässer abgefüllt und 
deponiert. Nur schwachaktive Gase und Flüssigkeiten werden zum Tei l nach ent­
sprechender Reinigung kontrolliert an die Außenluft, beziehungsweise an das Ab­
wasser abgegeben. Dabei ist, auch unter Berücksichtigung der Anreicherungseffekte 
in der Nahrungskette, keinerlei Gefährdung der Menschen in der Umgebung ge­
geben. 

26) Rahmenkonzept für die Abfallbeseitigung in Österreich, Österreichisches Bundesinstitut für Gesund­
heitswesen , 1976. 
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Bei den im Verg leich zu anderen Tech nologien überaus geri ngen Rückständen handelt 
es sich bei den hochaktiven Abfällen nur um ein Prozent des ohnehin sehr kleinen 
Abfallvolumens. Dieses eine Prozent enthält aber 99 Prozent der gesamten im Reaktor 
produzierten Radioaktivität. Mit der Lagerung dieser hochaktiven Rückstände hat 
man seit mehr als 30 Jahren Erfahrungen gesammelt. Zum erstenmal wurde hoch­
aktiver Abfall während des Zweiten Weltkrieges im Rahmen des Atomwaffen- und 
Verteid ig u ngsprog ram mes inden Verei nigten Staaten erzeugt. I m Rah men dieses 
Programmes sind bisher in verfestigter Form insgesamt 200.000 Kubikmeter hoch­
aktiven Abfalls gelagert. Diese Menge kön nte man in ei nem Woh n block (100 Meter 
Länge, 50 Meter Breite, 40 Meter Höhe) deponieren. Das ist um 700mal mehr als 
jene 300 Kubikmeter, die von kommerziellen Kernkraftwerken stammen. In den 
USA wird der hochaktive Abfall aus zivilen Reaktoren erst Mitte der neunziger Jahre 
oder gar erst zu Beginn des nächsten Jahrhunderts aufzehn Prozent des Abfallvolumens 
aus militärischen Programmen anwachsen. 

In Frankreich wird der gesamte zwischen 1974 und dem Jahr 2000 anfallende Abfall 
aus Kernkraftwerken in verfestigter Form (nicht auslaugbar) kaum mehr Platz ein­
nehmen als ein Schwimmbecken für Sportbewerbe. 

Mit radioaktiven Substanzen verunreinigte brennbare Stoffe werden in 
Asche verwandelt 

Wie schon kurz erwähnt, untersch eidet man beim radioaktiven Abfall solchen mit 
schwacher, mit mittlerer und mit hoh er Aktivität , je nach dem Rad ioisotopengehalt 
und der Wärmeentwicklung. Di e Behandlung der schwachaktiven und der mitteI­
aktiven Rückständ e ist mit nur geri ngen oder kei nen Schwierig keiten verbu nden. 
Der hochaktive Abfall hing ege n erfordert ei ne umfang reichere Behandl u ng. Die 
technischen Voraussetzungen dafür sind bereits geschaffen; die derzeitige Aufgabe 
besteht darin, unter mehreren M ethod en jene für die kommerzi ell e Anwendung 
geeigneteste auszuwählen . 

Bei der gewöhnlichen Müll-Lagerung gibt es vor allem Platzprobleme : Die Abfälle 
sind zu voluminös, die Lagerplätze werden zu klein, die sperrigen Güter lassen sich 
nur mit g roßen Schwierig keiten transportieren. Deshai b si nd inden Müllautos Zer­
kleinerungseinrichtungen installi ert. Die hydraulisch betriebenen, stählernen Stempel 
pressen die vielen Kubikmeter Abfall auf einen Bruchteil des ursprünglichen Volumens 
zusammen. Der solcherart zusammengepreßte Abfall läßt sich einfacher lagern und 
er kann auch billiger - weil weniger Fuhren notwendig sind - zur Müllverbren­
nungsanlage transportiert werden. 

Ähnliche Probleme gibt es auch mit dem radioaktiven Müll, und das betrifft die schwach­
bis mittelaktiven Rückstände. Auch dieser Müll muß vorerst kräftig im Volumen re­
duziert werden , wenn die Lagerung vereinfacht werden soll. Ein kontaminierter 27

), 

von der Isotopenstation eines Krankenhauses stammender, großer Plastikbehälter 

27) Fachausdruck für " mit radioaktiven Substanzen verunreinigt". 
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mit Injektionsspritzen, Handschu hen, Sch ü rzen und Flaschen beispielsweise kan n auf 
die Größe eines Zigarrenkistchens zusammengedrückt werden. Geht man noch 
einen Schritt weiter, wird auch dieses verpreßte, radioaktive Kunststoffpaket im 
Volumen stark reduziert: Es wandert in einen Ofen besonderer Art und wird ver­
brannt. Der Aschenrückstand könnte in einem Fingerhut aufbewahrt werden. Die 
Verwandlung vom sperrigen Behälter zum Häufchen Asche (Veraschung) ist technisch 
kei n Problem. 

Im eidgenössischen Kernforschungszentrum Würen lingen in der Nähe von Zürich gibt 
es seit etwa zwei Jahren eine Verbrennungsanlage für radioaktive Abfälle. In Öster­
reich wird neben dem Forschungszentrum Seibersdorf derzeit so eine Anlage gebaut, 
die von einer eigenen Betriebsgesellschaft geführt werden wird. Sie soll dazu bei­
tragen, daß strahlende Substanzen nicht zum Umweltproblem werden. 

Das feste Endprodukt besteht nur aus Asche und Schlacke. Durch die Veraschung 
werden die radioaktiven Substanzen, die die Kontaminierung von brennbaren Ab­
fällen herbeigeführt haben , in eine potentiell sichere Form übergeführt. Eine Ent­
zündung der Abfälle durch Unachtsamkeit, Blitzschlag, Brand oder dergleichen 
mehr - verbunden mit der Freisetzung von radioaktiven Aerosolen - ist damit 
ausgeschlossen. 

Der nicht brennbare Abfall wird nach dem Verpressen in Fässern einbetoniert. Nach 
dem Abbinden des Betons werden die Fässer in eine Waschbox weitergeleitet. Erst 
nach der Endkontrolle (Wischtests) dürfen die Fässer in eine Lagerstätte gebracht 
werden. 

Ei ne wes~ntliche Aufgabe haben inder Verbren n ungsan lage die Abgasfilter zu 
erfüllen. Durch Serienschaltung von Filtern mit einem Abscheidgrad von 99,7 Prozent 
wird ei ne den strengen Anforderu ngen gerechte Rei n ig ung der Abgase erzielt. Die 
Filter müssen in periodischen Abständen, ihren Belastungen entsprechend, erneuert 
werden. Die verbrauchten Filter wandern zerkleinert und verpackt ins Abfalldepot. 

"So niedrig wie möglich!" 

"So niedrig wie möglich!" - Das ist der wichtigste Grundsatz des Strahlenschutz­
gesetzes. In der Kerntechnik ist man bestrebt, die aus Sicherheitsgründen ohnedies 
extrem niedrig angesetzten Grenzwerte noch wesentlich zu unterschreiten. Im Kern­
kraftwerk Neckarwestheim in der Bundesrepublik Deutschland beispielsweise ist eine 
von der Vereinigten Edelstahlwerke-AG VEW (früher Böhler) und der Österreichi­
schen Studiengesellschaft für Atomenegie Ges. m. b. H. im Forschungszentrum Seibers­
dorf gemeinsam entwickelte zweistufige Reinigungsanlage für radioaktive Abwässer 
in Betrieb. Die Leistungsfähigkeit dieser "atomaren Kläranlage" ist beachtlich: Das 
österreich ische Edelstah lu nterneh men hatte inder Aussch rei bu ng ei ne Kapazität 
von 2000 Litern pro Stu nde zugesichert, die An lage aber schaffte ei nen Du rehsatz 
von 2800 litern . Der Reinigungsgrad war mit 1 :1.000,000.000 garantiert, tatsächlich 
aber schaffte diese Apparatur einen Reinigungsgrad von 1 :5.000,000.000. Das ent­
spricht etwa dem Verhältnis vom Inhalt eines Fingerhutes zur Transportkapazität von 
250 großen Tankwagenzügen. 
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Entsorgung von hochradioaktivem Abfall 

I n den meisten Ländern ist ei n starker Trend zu r Verfestig u ng der hochaktiven Ab­
fälle zu verzeichnen . In jüngster Zeit hat sich die Debatte über die Sicherheit der Kern­
kraftwerke auf das Problem der Abfallbeseitig u ng verlagert. Die Energiegewi n n u ng 
aus Kernkraftwerken bringt Probleme und Gefahren mit sich, die durch einen hohen 
Aufwand an Sicherheitsvorkeh ru ngen gemeistert werden. 

Ursache dieser Gefahren ist die Radioaktivität, die bei der Kernspaltung entsteht. 
Nicht nur die "atomaren Tei Ichen" der Kernspaltu ng si nd radioaktiv ; zusätzlich 
verwandeln die Neutronen, die nicht auf einen Urankern treffen, andere vorhandene 
Atomkerne im Brennstoff, im umgebenden Hüll- und Strukturmaterial und im Kühl­
wasser, ebenfalls in radioaktive Elemente. Nutzen und Risiko der Kernenergie sind 
gleichermaßen im Kernspaltu ngsprozeß beg rü ndet: Die Freisetzu ng großer Energ ien 
und die gleichzeitige Prod u ktion radioaktiver Stoffe. 

Nach etwa dreijäh rigem Einsatz imKern kraftwerk ist das im Bren nelement enthal­
tene Uran-235 weitgehend verbraucht, andererseits fangen die mittlerweile gebildeten 
Spaltprod u kte immer meh r Neutronen weg und behi ndern solcherart die Ketten­
reaktion. Die "abgebrannten Brennelemente" also müssen ausgetauscht werden. 
U ngefäh r 30 Ton nen solcher Bren nstoffelemente fallen jäh rlich in ei nem großen 
Kernkraftwerk mit 1300 Megawatt elektrischer Leistung an. 

Abgebrannte Brennelemente werden zunächst etwa ein Jahr im Inneren des Kern­
kraftwerkes, also innerhalb des Reaktorg ebäudes, in einem Wasserbecken gelagert, 
um den Zerfall der kurzlebig en radioaktiven Substanzen abzuwarten . Die ver­
bl ei bend e, noch immer se h r hohe Rad ioa ktivität erford ert es, daß bei m Abtransport 
speziell e Behälter verwen det w erd en. Diese Behälter sind so konstrui ert , daß es auch 
bei ei nem Verkeh rsu nfall zu kei ner Freisetzu ng von Radioaktivität komm en darf. 

Die Ford erungen lauten : Nach ein em freien Fall aus der Höhe von neun Metern muß 
der Behälter dicht bleiben. Man geht aber über diese Norm hinaus. Bei einem Crash­
Test ließ ei n Hu bsch rau ber so ei nen acht Ton nen schweren Transportbehälter aus 
einer Höh e von 600 Metern in die Wüste fallen. Die Aufprallgeschwindigkeit betrug 
etwa 400 Stundenkilometer, einig e Meter tief hatte si ch das mit Stahl ummantelte, 
bleigepanzerte Gebilde in die Erd e gebohrt. Der Behälter blieb dicht. Weitere be­
hördliche Auflagen : Der Behälter muß eine Feuerprobe bestehen und eine halbe 
Stunde lang einer Temperatur von 800 Grad Celsius standhalten. Auch ein freier 
Fall aus ein Meter Höhe auf die Spitze eines 152 Millimeter starken Stahldorns muß 
ohne Nachteil für die Dichtheit bleiben, ebenso bleibt der Behälter bei einem Ein­
tauchen über acht Stunden lang im Wasser dicht. 

Man nimmt die schlimmsten Unfallsursachen für die Auslegungserfordernisse des 
Behälters an. Angenom men, ei n Eisen bah nzug entg leist auf ei ner über ei ne Straße 
führenden Brücke, der Waggon stürzt auf die Fahrbahn, und ein Tankwagen mit 
Anhänger rammt das Wrack. Der Treibstoff im Tankwag enzug entzündet sich, und 
ein Großbrand ist die Folge. Dies alles darf zu keiner Beschädigung des Behälters 
führen. 

Während der 25 Jahre, in denen radioaktive Materialien transportiert werden, ist 
noch nie jemand als Folg e der Freisetzung von Radioaktivität verletzt oder getötet 
worden. 
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Die abgebrannten Brennelemente werden entweder über ein Zwischenlager in ein 
Dauerlager gebracht, oder sie kommen in eine der Wiederaufarbeitungsanlagen, die 
es nur in den großen Industrieländern gibt. Dort werden die Hauptbestandteile des 
verbrauchten Brennelements - Uran, Transurane, vor allem Plutonium und Spalt­
produkte - voneinander getrennt. Das Uran und das Plutonium stehen für die Ver­
wendung in neuen Brennelementen zur Verfügung. Das solcherart zurückgewonnene 
Uran kan n in die Uranan reicherungsanlagen zu rückgefü h rt und wieder zu Bren n­
elementen verarbeitet werden. 

Man hat es mit einem Brennstoffkreislauf zu tun. Auch das Plutonium kann als Kern­
brennstoff genutzt werden. Schon heute sind solche plutoniumhältige Brennelemente 
versuchsweise im Kernkraftwerk Mühleberg bei Bern und in einigen deutschen Leicht­
wasser-Kern kraftwerken im Ei nsatz. 

Sicher verpackt und tief gelagert 

Die stark strahlenden, aber nur geringen Mengen der hochaktiven Abfälle können 
durch Verglasung mit geeign eten Materialien zu langzeitlagerfähigen Blöcken ver­
schmolzen, in Edelstahlbehältern aufbewahrt und versiegelt werden. Im Kern­
forschungszentrum Karlsruhe - wo sich auch eine Prototyp-Wiederaufarbeitungs­
anlage befindet - lagern in einem Zwischendepot 50 Kubikmeter flüssiger, hoch­
aktiver Abfall; diese Rückstände werden in einen festen Zustand gebracht. Diese 
Menge könnte man auch in einem kleinen Raum deponieren. 

In Schweden wurde eine Methode entwickelt, bei der die Pulvermetallurgie Pate 
gestanden hat: Jene Tech nolog ie, nach der metallisches Pulver unter hohem Druck 
zu Formkörpern gepreßt und anschließend einer Wärmebehandlung - dem Sintern -
unterzogen wird. Dies gesch ieht unterhai b des Sch melzpu n ktes und ermög licht 
unter Umgehung des Schmelzprozesses die Herstellung kompakter, dichter Körper. 
In derartiges Material soll in Schweden der hochradioaktive Abfall gepackt werden, 
weil er daraus auch nicht ausgelaugt werden kann. 

So ei n Block übertrifft auch alle bekan nten Gesteinsarten an Festig keit. Er ist hart 
wie Diamant, 10,3mal härter als Granit und er ist mit der Kraft von 3000 kp j cm 228

) 

bei extrem hohen Temperaturen bis zu 1750 Grad Celsius zu einer kompakten Einheit 
zusammengepreßt. Diese Blöcke sind gleichwertig mit den härtesten Materialien, die 
die geologische Entwicklung auf unserem Planeten hervorgebracht hat. 

In der Schweiz will man die hochaktiven Abfälle - entsprechend konditioniert und 
verpackt - in sicheren geologischen Formationen lagern. In Frankreich werden 
in den Anlagen von Marcoule (im Rhone-Tal) und in der Wiederaufarbeitungsanlage 
von La Hague (Atlantikküste) die hochaktiven Abfälle in Tanks aus rostfreiem Stahl 
gelagert. Die in der Versuchsanlage PIVER in Marcoule erzeugten hochaktiven Bor-

28) 29.420 N/cm 2 • 
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silikatgläser lagern seit einigen Jahren in einem Betonbunker. Die Erfahrungen, die 
man mit dieser Pilot-Anlage gemacht hat, sind zufriedenstellend. Derzeit wird in 
La Hag ue ei ne Verg lasungsanlage im g roßtech n ischen Maßstab errichtet. 

In der Wiede raufarbeitungsanlage werden die Brennstäbe zunächst mit Scheren 
und fernbedienten Sägen unter Wasser zerschnitten, und dann werden die zerschnit­
tenen Teile (unter and erem die Rohre mit den Brennstoff-Tabletten) mit Säure aus­
gelöst. Aus den Lösungen gewinnt man in komplizierten chemischen Verfahren Uran, 
Plutoni u mund Spaltprod ukte. Ei n geri nger Prozentsatz an Rest-PI uton iu mund der 
Großteil der Spaltprodukte sind im zunächst flüssigen, hochaktiven Abfa ll . Das wieder­
gewonnene Uran und Plutonium wird zu neuen Brennelementen verarbeitet. Wie 
schon erwähnt, ist es nicht sinnvoll, diese strahlenden Relikte für längere Zeit in 
flüssiger Form zu lagern. In Marcoul e werden sie verfestigt und deponiert 29

). 

In Frankreich zeichnet sich der Trend zur Verglasung der hoch radioaktiven Rück­
stände ab. Die Vergangenheit hat gezeigt, daß vulkanische Gläser große geologische 
Zeiträume unbeschadet überdauert haben. Die französische Glasindustrie ist leistungs­
fähig und verfügt über ein vorzügliches technisches know-how. 

Auslaugbeständigkeit und Abschluß von der Biosphäre 

Diese Verglasung (" Vitrification " ) geht folgend ermaßen vor sich : Die hochaktiven, 
flüssig en Rückständ e w erd en mit glasbild end en Substanzen zu Glas verschmolzen 
und bil de n mit diese m eine homoge ne M asse; sie sind gleichsam ein Bestandteil des 
Glases. Di e zä hfl üssige M asse ersta rrt in ihrer stäh lernen Matrix . Di ese r rostfreie 
Stah I behälter wi rd noch zusätzli ch verschwei ßt. Er ist I uftd icht und wasserdicht. 

Ei n Spezlal fah rze ug br i ngt das in ei nem stahlg epanzerten Blei behälter befind liche 
Faß direkt aus der Verglasungsanlag e über eine kurze Strecke zum Zwischenlager, 
das wi e folgt beschaffen ist: Ein massiver Betonblock steht in einem vielfach isolierten, 
doppelwandigen Trog, der seinerseits auf ein em extrem starken Fundament ruht. 
32 stahl - und bl eig epanzerte Löcher, jed es 10 M eter tief, nehmen den verglasten, 
bereits verpackten Abfall auf. 20 solche Stahlkammern finden in einem runden 
Schacht Platz. Auf einer verhältnismäßig kleinen Fläche - der Betonblock hat die 
Dimension eines Einfamilienhauses - finden sämtliche strahlenden Relikte des mehr 
als zwei Jah rzeh nte wäh renden französischen Atomzeitalters Platz, und erst 1985 
dürfte dieses Lager voll belegt sein . 

Der Vorteil dieser in Marcoule praktizierten Methode: Sollte selbst der unwahr­
schei nliche Fall auftreten, daß bei ei nem Erd beben ei n im homogenen Beton block 
steckender, im Stahl verpackter Glasblock zerbricht, kann nichts passieren : Die 
radioaktiven Rückständ e sind gebunden, sogar bei einem Wassereinbruch können 
sie nicht ausgelaugt werd en. 

29) " Marcoule - Industrial Nuclear Center" fCommissariat a l'Energie Atomique, 1976. 
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Bundesrepublik Deutschland: Salzstöcke bevorzugt 

Ein etwa 220 Millionen Jah re alter Salzstock in Niedersachsen fungiert bereits als 
Prototyp für ein geologisches Dauerlager. Schon seit einem Jahrzehnt nimmt das 
ehemalige Salzbergwerk Asse 2 - etwa 80 Kilometer von Hannover entfernt -
die aus Medizin, Technik, Forschung und Kerntechnik anfallenden schwach- und 
mittelaktiven Abfälle auPO) . Für den hochradioaktiven Abfall muß noch ein End­
lager gesucht werden . Die Region um die Ortschaft Gorleben an der Grenze BRD-DDR 
ist neben anderen Standorten im Gespräch . 

Dieses aus wi rtschaftlichen G rü nden aufgelassene ehemalige Salzbergwerk inder 
acht Kilometer langen Asse (ein Höhenzug zwischen Braunschweig und Goslar) 
ist mit einem riesigen, unterirdischen Gebäude zu vergleichen. Es gibt ein gut aus­
gebautes Straßensystem mit asphaltierten Fahrbahnen, und mit Dieselfahrzeugen 
werden die einzelnen Deponien erreicht. 

Über 78.000 Fässer schwachaktiver und über 1300 Fässer mittelaktiver Abfall sind 
in d iesem Bergwerk gelagert. Manche dieser Fässer (der Abfall ist zusätzl ich in Bitu­
men eingebettet) sind noch mit einem starken Betonmantel umgeben. Es wurden 
Fallversuche aus 40 Meter Höhe du rchgefü h rt. Jede Blechton ne hat ei nen Fassungs­
raum von 200 litern . 

Bei den schwachaktiven Abfällen kan n man sich oh ne Gefäh rdu ng in unmittel barer 
Nähe aufhalten. Die Transportfahrzeuge, Schubraupen und Hubstapler haben auch 
keine Bleipanzer, die Männer brauchen keine Spezial kleidung . Dieses unterirdische 
Gru bengebäude, ei ngebettet in das Salz des Zechste ins, befindet sich in ei ner geologi­
schen Formation, in der es se it Auffaltung der Alpen vor 120 Millionen Jahren keine 
Gebirgsbewegung en gegeben hat. 

Die Fässer werden in den Kammern eingelagert und mit Salz abgedeckt. Schon 
die geringe Überdeckung mit einer nur 60 Zentimeter starken Schicht bringt eine 
Abschirmung von der Strahlung . Der Aufenthal t und selbst die ständige Arbeit in 
dieser u nteri rd ischen Depon ie ist sicher: D ie Rapporte der Strah lenschutzbeauftragten 
berichten von einer monatlichen Dosisbelastung von nur 40 Millirem. (Bei einer einzi­
gen Röntgenaufnahme beispielsweise bekommt man das Vielfache ab. Die zulässige 
Belastu ngsg renze fü r strahlenexponierte Personen I iegt bei 5000 Milli rem pro Jah r.) 
Die Rückstände können so verpackt werden, daß die Lagerung als optimal sicher 
bezeich net werden kan n. Ei n Beispiel dafü r ist die Lagerung der mittelaktiven Ab­
fälle. Sie sind so verpackt, daß damit vom Personal gefahrlos hantiert werden kann. 
Ein Spezialfahrzeug in 490 Meter Tiefe übern immt den etwa acht Tonnen schweren 
Transportbehälter und stellt ihn auf ei ne ferngesteuerte Beschickungsplattform. Der 
Elektromagnet eines Krans ergreift das Faß und senkt es durch einen zylindrischen 
Schacht in die darunter befindliche Lagerkammer. 

Mit einer Fernsehkamera werden die Arbeitsvorgänge überwacht. Dann klinkt der 
Elektromagnet das Faß aus, das in der Lagerkammer liegen bleibt. Ein schleusen­
ähnlicher Bleiplattenverschluß macht die Lagerkammer wieder dicht. In dieser 

30) .. Lagerung radioaktiver Abfälle"jKernenergie - eine Bürgerinformation. Bundesminister ium für 
Forschung und Technologie, Bonn (Oktober 1975). 
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g roßen Kam mer herrscht U nterd ruck. Sollte der vielfach abgesicherte Schacht fü r 
die TV-Kamera oder durch das mit etlichen Filtern bestückte Abluftsystem undicht 
werden, so kann keine Luft aus dieser Kammer in das übrige Schachtlabyrinth 
dringen. 

Für die Lagerung von hochaktivem Abfall ist das Verhalten der Salzformation bei 
hohen Temperatu ren zu prüfen . Dazu sollen im Si mulationsversuch in vier Bohr­
löchern die Lagerung von bereits verpackten, hochaktiven, in fester Form befindlichen 
Rückständen erprobt und die sich einstellenden Temperaturverhältnisse gemessen 
werden. Die Sonden werden dann zugepfropft, mit Bleibarrieren abgesichert und 
versiegelt. Nach Auffüllung des Schachtes mit Salz befinden sie sich im Zentrum dieser 
mächtigen Zechstei nformation. 

Vorerst will man mit elektrischen Erhitzern die Bohrlöcher aufheizen. Diese Groß­
versuche dienen zur Bestätigung der Vorberechnungsergebnisse, die notwendiger­
weise aus rechnerischen Gründen mit großen Vereinfachungen vorgenommen 
wurden. Über das Verhalten von Steinsalz unter höheren Temperaturen weiß man 
Bescheid. Auch über die Wärmeleitfähigkeit stehen Werte zur Verfügung. 

Die zusätzlich in Edelstahlbehälter verpackten Abfälle haben eine Temperatur von 
höchstens 300 Grad Celsius. Der Mindestabstand der Bohrlöcher muß so bemessen 
sein, daß dieser Wert nicht überschritten werden kann. 

Das Endlager muß die überaus strengen Normen, die an die Beseitigung des hoch­
aktiven Abfalls gestellt werden, erfüllen: Da man später das Grubensystem nach und 
nach mit Salz verfüllt, und es mit der umgebenden Formation eine kompakte Einheit 
bildet, ist ei n Ei nstu rz der Schächte ausgesch lossen . Ei nen Wasserei n bruch hat es seit 
220 Millionen Jahren nicht gegeben; und sollte es dennoch zu einem solch en kommen, 
dann können die in der Tiefe befindlichen Rückstände praktisch nicht ausgelaugt 
werden, da si e an and ere Materiali en gebunden sind. 

Sollte in den nächsten Jahrtausenden das Wissen über dieses Dau rlag er verloren 
gehen - die geringen Mengen der strahlenden Substanzen sind unschädlich, denn 
man hat sie in den Salzstock injiziert und gleichsam eingebacken . Si e können nicht 
in die Biosphäre gelangen. 

Mit der Lösung des Lagerproblems sind di e für di e Zukunft entscheidenden Energie­
fragen eng verbunden. Das in den hochaktiven Abfällen befindliche Plufonium spielt 
in der Debatte eine große Rolle. Die Reichweite seiner Strahlung ist zwar so gering, 
daß sie die verhornten Schichten der menschlichen Haut nicht durchdringen kann, 
doch wird es allerdings dann für den Menschen gefährlich, wenn es vom Organismus 
aufgenommen wird. Die Giftigkeit ist außerordentlich hoch, wenn es auch wesentlich 
giftigere Substanzen , beispielsweise Arsen, gibt. Die Giftigkeit kommt allerdings nur 
in disperser, also fei nstvertei Iter Form, zu r Wi rku ng, nicht in kompakter Form . 
Dies ist ähnlich wie bei Blei. Plutonium ist mit 24.360 Jahren Halbwertszeit sehr 
langlebig . Da es jedoch spaltbar ist, kann es durch Verwendung als Brennstoff im 
Reaktor aufgebraucht werden . Durch eine weltweite Plutoniumökonomie könnte 
daher trotz einer steigenden Zahl von Reaktoren die Gesamtmenge an Plutonium 
beg renzt blei ben . 

Über das Verhalten von Plutoni u m in geolog ischen Formationen gi bt es zah Ireiche 
wissenschaftliche Untersuch u ngen. Ei n geradezu klassisches Beispiel ist der natü rliche 
Reaktor bei Oklo in Gabun (Afrika) . In dieser Uranlagerstätte gab es, wie bereits 
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erwähnt, vor mehr als 1,7 Milliarden Jahren eine natürlich ablaufende Kettenreaktion, 
die mindestens 150.000 Jahre lang anhielt. Wie in allen Reaktoren entstand dabei 
auch PI uton i u m. Forsch u ngen haben ergeben , daß dieses PI uton i u m den Ort sei ner 
Entstehung nicht verlassen hat, sondern an Ort und Stelle langsam zu nicht radio­
aktiven Elementen zerfallen ist. 

Die Lagerung hoc:haktiver Abfälle in Österreich 

Die in Österreich befindlichen Salzstöcke sind für eine Dauerlagerung hochradioakti­
ver Abfälle nicht geeignet. Es kommen dafür Granitformationen in Frage. Der öster­
reich ische Tei I des sogenan nten "Böh mischen Massivs" im Waldviertel kön nte sich 
fü r ei ne Dauerlageru ng eig nen. Diese Gran itformation verzeich net nur ei ne schwache 
seismische Tätigkeit; in tiefen Schichten sind die Erschütterungen minimal. Seit 220 Mil­
lionen Jahren ist diese Formation stabil, 600 Millionen Jahre ist diese große Scholle 
alt. Die hochaktiven Abfälle, nach den neuesten, in diesem Bericht ausführlich ge­
schilderten Technologien verpackt, könnten in der Tiefe mit optimaler Sicherheit 
deponiert werden. 

Was die hochradioaktiven, abgebrannten Brennelemente betrifft, ist die österreichische 
Elektrizitätswi rtschaft bem ü ht, diese im Ausland wiederaufarbeiten zu lassen. Bisher 
liegt noch kein diesbezüglicher Vertrag vor, doch werden die Bemühungen um den 
Abschluß eines Vertrages fortgesetzt. Es hat sich jedoch bisher erwiesen, daß jede 
ausländische Wiederaufarbeitungsanlage die Forderung nach der Rückübernahme 
der aus der Wiederaufarbeitu ng stam menden hoch rad ioaktiven "verpackten" Ab­
fälle stellt. 

Um von der zwingenden Notwendigkeit einer Wiederaufarbe itung unabhängig zu 
sein, verfolgt die österreichische Elektrizitätswirtschaft den weiteren Plan, die ab­
gebran nten Bren nelemente oh ne Wiederaufarbeitu I1g ei ner Dauerlageru ng auf 
beliebig lange Zeit zuzuführen. Es muß gewährleistet sein, daß dabei keinerlei 
Schädigung der Umwelt hervorgerufen wird und daß eine Wiederaufarbeitung 
jederzeit noch erfolgen kann . 

Die "Mehrwegestrategie" 

Es zeichnet sich eine Reihe von Wegen ab, die für die Behandlung und Lagerung 
der aus dem Kernkraftwerkbetrieb entstehenden radioaktiven Abfälle vorgeschlagen 
werden können. Jeder dieser Wege wird von der Behörde unter der Auflage be­
trachtet, daß durch ihn jedenfalls die sichere und zeitlich unbegrenzte Lagerung der 
radioaktiven Abfälle gewährleistet sein muß. Dies ist möglich. Daher ist die Auswahl 
des einzuschlagenden Weges nicht eine Frage unterschiedlicher Sicherheit. 

So sind zum Beispiel folgende Alternativen möglich. Die Dauerlagerung abgebrannter 
Brennelemente würde folgendermaßen vor sich gehen: Die in Bleihüllen verpackten 
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abgebrannten Brennelemente werden zusätzlich mit einem wasser- und luftdichten 
Edelstahl mantel umgeben und kommen nach einem Aufenthalt in einem Wasser­
becken (Zwischenlager) in das oberirdische Trockenlager, das auch als Dauerlager 
ausgeführt werden kann . Man kann die Brennelementbündel beliebig lange lagern, 
auch für unendli che Zeiträume. Sollten sich Möglichke iten für eine Wiederaufarbei­
tung ergeben, dann kann man die abgebrannten Brennelemente aus diesen Depots 
nehmen und in di e betreffende Anlage schicken. Die Wiederaufarbeitung kann jeder­
zeit erfolgen, man hat immer Zutritt zu den ei ngekapselten Bren nelementen . 

Nach den Berechnungen von Experten 31) stellt sich die Dauerlagerung derzeit billiger 
als die Wiederaufarbeitung . Die erforderlichen Anlagen (Naß-Zwischenlager und 
Trocken-Dauerlager) bed ü rfen behörd licher Geneh mig u ng. Fü r abgebrannte Bren n­
elemente kann auch an einem Standort außerhalb des Kernkraftwerkes ein externes 
Lager gebaut werden. Österreich als klei nes, neutr ales Land wü rde somit unabhäng ig 
sei n. Die Ausarbeitu ng ei nes Projektes fü r die End lageru ng von hoch radioaktivem 
Abfall wi rd wegen der geolog ischen Untersuch u ngen fü r ei n Tiefenlager meh rere 
Jahre in Anspruch nehmen. Diese Abfä lle we rden aber erst Anfang der neunziger 
Jahre zu lagern sein. 

Neue Pe rs pektiven auf de m Entsorgungssektor hat ei ne Ankündigung des amerikan i­
schen U mweltmi nisteri u ms vom 18. Oktober 1977 eröffn et, inder festgestellt wi rd, 
daß die Regieru ng der USA pri nzi pie 11 berei t s2i, abgebran nte Bren nelemente aus 
anderen Staaten zur Lagerung zu übernehmen. Es handelt sich da bei um eine Grund­
satze r klärung ; d ie Einzelheiten we rd en derzeit in den USA ausgearbeitet und sollen 
im Mai 1978 vo r l iege n. I m Rah men der Politi k d resterreich ischen Bu ndesregi eru ng, 
sä mtl ich e bei der En tso r g u ng in Frage ko m men den Mögl ich kei ten zu überprüfen 
und offen zu halten, ist ei ne Kontaktnahme von se iten des Bun desministeriums für 
Auswärti ge Ange lege nheiten mit den zuständig en am er ikanisch en Stell en bereits 
erfo lgt ; das Interesse Öste rreichs an eine r Bete il ig un g an diesem Prog ramm wu r de 
deponi er t. D iese Kon tak te werd n in den ko mme nd en M onaten laufe nd fortgesetzt 
w erd en. 

Um nochmals auf die Größe nordnung en hinzuweisen , di e mit dem Problem der 
Entsorg u ng des Kern kraftwerk es Zwentendorf verbu nd en si nd , sei ci n Vergleich 
gestattet: Jeder österreichische Bürg er verbraucht pro Jahr rund 4300 kWh . Würden 
diese 4300 kWh ausschli eßlich du rch Kern energi e erzeugt, ergäbe dies etwa zwei 
Gramm hochaktiven Abfall pro Jahr und Kopf. 

Die hochaktiven Abfälle müssen wegen der Wärmeentwicklung in kl einen Chargen 
abgepackt und versiegelt, die Um hü 11 u ng muß korrosionsbeständ ig sei n, und Aus­
tritte von Radioaktivität an die Oberfläch e sind wegen der überaus geringen Wan­
deru ngsgeschwi ndig keiten nach mensch lichem Ermessen auszusch ließen. Ei ne Aus­
laugung darf nicht stattfinden. Die vom hochradioaktiven Abfall ausgehende Strahlong 
kann vom Menschen nicht beeinflußt werden - ihrer physikalischen Gesetzmäßig­
keit nach klingt si e im Laufe der Zeit ab. In di eser verpackten , festen Form werden 
es zwei Kubikmeter hochradioaktiver Abfall sein, die beim Vollbetrieb von Zwenten­
dorf jährlich anfall en. 

31) Vortrag von Prof. Dr. Michaelis auf der Reaktortagung in Mannheim. 
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Der Weg nach Zwentendorf 

Österreich hatte sich bereits frü h an den internationalen Arbeiten über die fried liche 
N utzu ng der Kernenergie beteiligt. Diese Tatsache ist gerade jetzt von au ßerordent­
licher Bedeutung, da das Land dadurch heute über eine große Zahl von Fachleuten 
verfügt, die auch auf eine jahrelange Praxis verweisen können. 

Österreich ist auch Mitglied bedeutender internationaler Organisationen, die auf den 
Gebieten der Energie- und der Kernforschung tätig sind und beteiligt sich rege an den 
einschlägigen internationalen Konferenzen. Wien wurde im Jahre 1957 zum ständigen 
Amtssitz der Internationalen Atomenerg ieorganisation (IAEO) bestimmt, wodurch 
ei ne seh r intensive Mitar beit Österreichs in bedeutenden internationalen Organisa­
tionen beg ü nstigt wu rde. 

Fast 20 Jahre Erfahrung 

I m Forsch u ngszentru m Sei bersdorf, wo sich ei ner der drei Forschungsreaktoren Öster­
reichs befindet und se it 17 Jahren störungsfr ei arbeitet, besitzt unser Land eine aus­
gezeich nete, auch international anerkan nte Forsch u ngsstätte fü r Kern physi k, Kern­
technik und alle damit zusammenhängenden Gebiete. 

Die Österreichische Studiengesellschaft für Atomenergie GesmbH (ÖSGAE), die das 
Forsch u ngszentru m betrei bt , hat sich von Anfang an den Problemen der Reaktor­
sicherheit und Abfall beseitigung zugewendet. Daher hat die Republik Österreich der 
ÖSGAE am 2. Februa r 1977 durch ei nen Bevoll mächtig u ngsvertrag den Auftrag er­
teilt, alle der Republik aus der Beteiligung an der Forschung und Entwicklung auf dem 
Gebiet der nuklearen Sicherheit erwachsenden Rechte und Pflichten wahrzunehmen. 
Zahlreiche Mitarbeiter der ÖSGAE haben auf den Gebieten der Reaktorsicherheit und 
der Abfall beseitig u ng Erfah ru ngen im Ausland erworben und sich wäh rend vieler 
Jah re durch umfang reiche experi mentelle Arbeiten, Berech nu ngen oder Konstru k­
fionen als Experten qualifiziert. Daher ist die ÖSGAE zu Recht 1971 als Haupt­
sachverständiger fü r die Sicherheitsbeu rteil u ng des Kernkraftwerkes in Zwentendorf 
bestellt worden und seither mit einem Team von bis zu 60 Experten an der intensiven 
Prüfung von Planung und Bau der Anlage beteiligt. 

Das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung fördert im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten zielbewußt und mit vollem Einsatz alle förderungswürdigen 
Bestrebungen und Projekte sowohl der internationalen als auch innerstaatlichen 
Forschung und Entwicklung. 
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Daher entsprechen das Niveau der österreichischen Wissenschaft und Technik, die 
hervorragenden theoretischen Kenntnisse und das praktische know-how unserer 
Fachleute in jeder Hinsicht dem internationalen Standard. Aus diesem Grund kann 
man den österreichischen Wissenschaftern und Tech ni kern, die auf dem Gebiet der 
praktischen Anwendung der Kernenergie tätig sind, und ebenso den Behörden, die 
diese Tätigkeit kontrollieren und überwachen, völliges Vertrauen in ihre Kompetenzen 
und ihr Verantwortungsgefühl entgegenbringen . 

Die staatlichen Stellen und das Parlament haben durch internationale Verträge, den 
Beitritt zu internationalen Konventionen, durch Gesetze und Verordnungen den 
gesetzlichen Rahmen für die Nutzung der Kernenergie unter Beachtung des Schutzes 
des Lebens und der Gesundheit der Bevölkerung geschaffen . 

Öffentlichkeit für Kernkraftwerke 

Es began n schon inder Mitte der sechziger Jah re: Die internationale Entwicklung hatte 
ein Stadium erreicht, in der auch für Österreich die Errichtung von Kernkraftwerken 
realistisch zu werden begann. Zudem wurden bereits damals gewisse strukturelle 
Schwächen in der österreichischen Energ iebasis absehbar. 

Der Anstoß zu konkreten Maßnahmen kam gleichermaßen aus dem Kreis der Landes­
Elektrizitätsgesellschaften wie von der damaligen Bundesregierung . Die Landes­
geseIlschaften tri eben - vor allem bei der am 18. Oktober 1967 vom Verkehrs­
ministerium abgehaltenen Enquete " Atomenergi e in Österreich" - auch den öffent­
lichen Meinungsbildungsprozeß voran . Im Rahm en dieser Enquete betonte beispiels­
weise Generaldirektor Musil (STEWEAG), daß "weder noch zu errichtende Wasser­
kraftwerke noch konventionell e Wärm ekraftwerke .. . billigeren Strom als bisher 
liefern (können), nur der Einsatz von Kern energie bi etet ein e solche Chance" 32). 

Im Apri I 1968 erfolgte mit der Grü nd u ng der Kern kraftwerk-Planu ngsgesellschaft 
m. b. H. (KKWP), an der der Verbund konzern und di e Landesgesellschaften je zur 
Hälfte beteiligt sind, der erste konkrete Schritt. Verkehrsminister Dr. Ludwig Weiss 
legte damals 33) Wert auf die Feststellung: "Di e auf meinen Wunsch . .. gegründete 
Kernkraftwerk-Plan u ngsgesellschaft ist inder ersten Phase ihrer Planu ngsarbeiten. " 

Probleme im Zusammenhang mit der Errichtung von Kernkraftwerken in Österreich 
wurden damals noch kaum gesehen . So betonte Minister Dr. Weiss in einer Presse­
konferenz am 10. Februar 1970 ausdrücklich: "Es bestand . .. kein Zweifel, daß die 
moderne Technik und die Rechtssprechung alle Sicherheiten für Leben und Gesundheit 
von Menschen, die in unmittelbare oder mittelbare Berührung mit der Nutzbar­
machu ng der Kernenergie kom men, zu gewäh rleisten imstande si nd 34)." 

Die Bejahung der Kernenergie und der Wunsch nach einem Kernkraftwerk durch­
zog - und dies noch lange Jahre hin - alle politischen Lager. Der FPÖ-Abgeordnete 

32) Bericht in " Die Presse", 30. Dezember 1967. 
JJ) Protokoll des Ministerrates vom 4. Dezember 1969, Berichtszahl 58.219/14-IV/5/68. 

34) Presseunterlage zur Pressekonferenz am 10. Jänner 1970. 
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G redler hatte bereits 1958 betont, lIes wi rd in Österreich unsere Aufgabe sei n 
daranzugehen, mit Hilfe eines Atomreaktors auch die Atomenergie in Österreich 
nutzbar zu machen" 35) . Abgeord neter Fr ied rich Peter hob 1968 in ei ner Anfrage an 
die damal ige Bu ndesregieru ng hervor, daß "fü r den Standort ei nes kü nftigen Kern­
kraftwerkes das Land Oberösterreich besonders geeig net" isf3 6

). Und die Abgeord ne­
ten Peter, Melter und Genossen forde rten 1969 in ei ner Anfrage im National rat, 
"daß die für die Errichtung des ersten Atomkraftwerkes in Österreich nötigen Vor­
arbeiten so rasch wie möglich abgeschlossen werden" 37). 

Auch der niederösterreichische Landeshauptmann Maurer stellte im Anschluß an 
ei ne Auslandsreise fest: "lch konnte mich dabei von der Leistu ngsfäh ig keit dieser 
Anlagen überzeugen und gleichzeitig feststellen, daß die Menschen, die in der Nach­
barschaft solcher Werke wohnen , keine Angst kennen, weil sie genau wissen, daß für 
ihre Sicherheit vorbildlich gesorgt isf3 8

)." 

Zugleich wurde auch die österreichische Energieplanung darauf ausgerichtet, einen 
Teil der notwendigen Energie aus dieser neuen Quelle zu beziehen. Das im Mai 1969 
fertiggestellte Energiekonzept der Bu ndesregieru ng Dr. Klaus sah in ei nem "Koordi­
nierten Kraftwerks-Bauprogramm der Verbundgruppe und der Gruppe der Landes­
gesellschaften für die Jahre 1969 bis 1979" neben zwei neuen Laufkraftwerken erst­
mals auch den Bau eines Kernkraftwerkes vor. 

Die Gründung der GKT 

In der Zwischenzeit hatten gründliche Voruntersuchungen über mögliche Standorte 
fü r dieses erste österreichische Kern kraftwerk stattgefu nden . Aus den zah I reichen 
mögl ichen Standorten kristallisierte sich mehr und mehr der bei Zwentendorf als 
günstig heraus, wobei politische I nterventionen zug u nsten dieses Standortes nicht ganz 
bedeutungslos waren. So betonte der nieder österreichische Landeshauptmann Maurer 
am 2. Februar 1969: "Die ersten Kontaktgespräche haben gezeigt, daß die Energie­
fachleute in den interessierten Bundesländern damit einverstanden sind, daß das neue 
Atom kraftwerk sei nen Standort auf niederösterreichischem Boden haben soll 39). " 

Den vorläufigen Abschluß dieser Vorbereitungsarbeiten bildete die - wohl auch 
unter dem Eindruck der bevorstehenden Nationalratswahl - am 10. Februar 1970 
zustandegekommene Gründung der "Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld Gesell­
schaft m. b. H . (GKT)." An dieser Gesellschaft beteiligten sich die Verbundgesellschaft 
mit 50 Prozent, die Landesgesellschaften von Tirol (13,34 Prozent), Niederösterreich 
(10,83 Prozent), Steiermark (10 Prozent) , Oberösterreich (8,33 Prozent), Kärnten 
(3,33 Prozent), Salzburg (2,5 Prozent) und Vorarlberg (1 ,67 Prozent). Nicht beteiligt 
sind die Landesgesellschaften der Bundesländer Wien und Burgenland. Die ent-

35) Abg. Gredler am 29. Februar 1958 im Nationalrat. 
36) Anfrage des Abg. Peter vom 14. März 1968. 

37) Anfrage der Abg. Peter, Melter und Genossen vom 21 . Mai 1969. 
38) ORF, 1. August 1969. 
39) ORF, 2. Februar 1969. 
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sprechenden Beschl üsse inden Landesgesellschaften kamen durchwegs nach Konsul­
tationen mit den verantwortlichen Landespolitikern zustande. 

Damit war aber der Bau des Kernkraftwerkes Zwentendorf noch keineswegs ge­
sichert. Den n inden Jah ren 1970 und 1971 flam mte unter den Gesellschaftern der G KT 
eine ernste Diskussion über den Zeitpunkt des Baubeginns auf, die auch die Öffentlich­
keit stark engagierte. Die Verbundgesellschaft hatte sich zunächst - nach neuerlicher 
Prüfung der Kosten- und Risken-Problematik - für eine Verschiebung des Baubeginns 
um zwei Jahre eingesetzt. In einem Memorandum wies die Verbundgesellschaft 
da rauf hi n, daß die im Februar 1971 bekan ntgewordenen Kosten des Kern kraftwerkes 
Zwentendorf sie zur Überprüfung ihres gesamten Ausbauprogrammes zwängen. 
Davon ausgehend sprach sich die Verbundgesellschaft für die Vorziehung des Donau­
kraftwerkes Altenwörth aus und beg rü ndete dies mit wi rtschaftl ichen Vorteilen (i m 
Hinblick auf den Donauausbau und den nahtlosen Übergang der Bauarbeiten von 
Ottensheim auf Altenwörth), mit geringeren Strom kosten und mit dem bedeutend 
geringeren Ausfallrisiko eines Laufkraftwerkes 40). 

Diese Haltung der Verbundgesellschaft stieß auf energische Kritik der beteiligten 
Landesgesellschaften, die in einem Schreiben an die Verbundgesellschaft "Ver­
wunderung und Bestürzung" zum Ausdruck brachten 41) und ultimativ die Einberufung 
einer Gesellschafterversammlung verlangten 42). 

Auch auf politischer Ebene kam es zu erregten Stellungnahmen. Seitens der Industrie 
wurde massiv der Baubeginn gefordert 43) . Besonders massiv wurden niederösterrei­
chische Politiker. Landeshauptmann-Stellvertreter Ludwig erklärte wörtlich: "Ich bin 
von der getroffenen Entscheidung, den Bau des Kernkraftwerkes Zwentendorf zu­
r ückzustell en, sehr enttäuscht ... Kein esfall s Nutzni eßer dieser Entwicklung ist die 
österreich ische Wirtschaft und sind all e Stromkonsum enten Österreichs. Sie haben 
damit zu rechn en, daß di e Verhaltensw eise der derzeitigen Bundesregi erung zu einer 
folg enschweren Strom k r ise fü h re n ka n n 44)." Land eshau ptma n n Mau rer wu rd e 
ebenso deutli ch : " Unser Bun desland hat nicht nur deshalb, weil das neue Atomkraft­
werk sein en Standort auf ni ederösterreichisch em Boden haben wird, ganz besond eres 
Interesse an di ese m Großproj ekt .. . Unbestritten ist, daß dabei dem Bau eines Kern­
kraftwerkes ein gewisser Vorrang zukomm en sollte 45)." 

Di ese massiven Stell u ng nah men reichten aus, um letztlich doch fü r den Bau begi n n 
von Zwentendorf zu entscheiden . Die Entscheidung fiel am 22. März 1971 in einer 
außerordentl ich en Generalversammlung der GKT, die unter dem Vorsitz von General­
direktor Gruber (NEWAG) tagte. Gleichzeitig wurde von den Landesgesellschaften 
die sofortige I nang riffnah me der Vorarbeiten fü r ei n zweites Kern kraftwerk gefor­
dert, wobei NEWAG und STEWEAG als Wortführer auftraten. Diese Vorbereitungs­
arbeiten wurden der KKWP übertragen und führten letztlich zur Gründung der 
"Gemeinschaftskraftwerk Stein Ges. m. b. H . (GKS)" im Februar 1974. 

40) Me morandum de r Verbundgesellschaft vom Februar 1971 . 

41) Bri ef de r ne un Land esgese llschafte n an d ie Ve rbundg ese llschaft vom 16. Februar 1971 . 

42) Br ief der ne un Landesgesellschafte n an d ie G KT vom 16. Februar 1971 . 

43) .. Di e Industri e", 5. März 1971 . 

44) " Volkspresse", 25 . Februar 1971 . 

45) ORF, 28. Februar 1971 . 
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Die rechtliche Situation 

Zu den Aufgaben der Bundesreg ierung gehört es , die Gesetze zu vollziehen. Sie hat 
darüber hinaus wichtige gesellschaftl iche Tendenzen, die gesetzlich noch nicht ge­
regelt sind, im Auge zu behalten , um im r ichtigen Zeitpunkt gesetzliche Regelungen 
vorzuschlagen, die eventuell drohende Schäden abwenden können. Diese Haltung 
muß die Bundesregierung auch gegenüber dem Fragenkomplex der Kernkraftwerke 
einnehmen. 

Das Bewilligungsverfahren für das Kernkraftwerk Zwentendorf erfolgt nach den Vor­
sch riften des Allgemei nen Verwaltungsverfah rensgesetzes und den Besti m mu ngen der 
einschlägigen, vom Parlament durchwegs einstimmig beschlossenen Gesetze. Jede 
andere Vorgangsweise würde die Rechtsstaatl ichkeit verletzen . 

Die entscheidende rechtliche Grundlage ist das Strahlenschutzgesetz 1969 und die 
darauf aufbauende Strahlenschutzverordnung 46). Daneben finden Vorschriften aus 
dem Wasserrecht, dem Dampfkesselrecht, dem Baurecht, dem Energierecht, dem 
Luftfahrtrecht, dem Forstrecht, dem Eisen bah nrecht, dem Rau mordn u ngsrecht und 
dem Naturschutzrecht Anwendung. 

Ei ner behördlichen Bewill ig u ng bedarf dabei die Ei n r ichtu ng jeder Anlage fü r den 
Umgang mit radioaktiven Stoffen . Diese Bestimmung ist bewußt weit gefaßt und soll 
sicherstellen, daß bereits bei m Bau solcher An lagen die notwendigen Sch utzei n rich­
tungen errichtet werden. Allerdings ist weder eine "Bedarfsprüfung" durch die 
Behörde vorgesehen, noch eine eigene "Standortbewilligung". Das bedeutet, daß 
eine behördl iche Feststellung eines für An lagen , d ie mit rad ioaktiven Stoffen arbeiten, 
besonders "günstigen " Standortes nicht erfolgt ; selbstverständlich sind aber die 
etwaigen Mängel eines vorgesehenen Standortes bei der Bewilligung der Errichtung 
solcher An lagen zu berücksichtigen. 

Gesondert von dieser Errichtungsbewilligung ist die Betriebsbewilligung zu sehen. 
Sie ist dann zu erteilen, wenn die tatsächlich errichtete Anlage allen erlassenen Vor­
schriften und den bei der Errichtungsbewill igung vorgeschriebenen Bedingungen und 
Auflagen entspricht und damit beim ordnungsgemäßen Betrieb eine Gefährdung des 
Lebens und der Gesundheit von Menschen nicht zu befürchten ist. Auch die Betriebs­
bewilligung kann wieder Bedingungen und Auflagen für den Betrieb der Anlage ent­
halten, um ein Höchstmaß an Sicherheit zu gewährleisten . 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß - entsprechend den rechtsstaatlichen Grund­
sätzen - bei Erfüllung aller Voraussetzungen ein Rechtsanspruch auf Erteilung einer 
Errichtungs- bzw. Betriebsbewil l igung besteht. Diese Regelung stellt sicher, daß seitens 

46) Bundesgesetz vom 11. Juni 1969, BGBI. 227/1969, über Maßnahmen zum Schutz des Lebens oder 
der Gesundheit von Menschen einschließlich ih re r Nachkommenschaft vor Schäden durch ionisierende 
Strahlen; Verordnung des Bundesm iniste rs fü r sozia le Verwa ltung, des Bundesministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie , des Bund esm inisters für Wissenschaft und Forschung und des Bundesministers 
für Unterricht vom 12. Jänner 1972 üb e r Maßnahmen zum Schutz des Lebens oder der Gesundhe it 
von Menschen e inschließlich ihrer Nachkommenschaft vor Schäden durch ionisierende Strahlen, 
BGBI. 47/1972. 
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der staatlichen Behörden nur strikt nach dem Gesetz vorgegangen werden kann und 
jede Willkür ausgeschlossen ist. 

Die grundlegende Frage, ob eine "Anlage für den Umgang mit radioakti ven Stof­
fen" - und darunter fällt sowohl ein Kernkraftwerk wie eine Lagerstätte - an 
einem bestimmten Ort errichtet wird , fällt aber nicht in die Kompetenz der Bundes­
verwaltung. Die Widmung eines Grundstückes für eine derartige Verwendung und 
die Erteil u ng der erforderlichen bau behörd lichen Geneh mig u ng ist Sache der be­
troffenen Gemeinden, die hier als Baubehörde Erster Instanz tätig werden. Konkret : 
Ob etwa eine Wanne zur Lagerung von Brennstäben errichtet wird, ist zunächst 
Sache der Entscheidung der zuständigen Gemeinde. Die Überprüfung, ob diese 
Wanne den Erfordernissen des Strahlenschutzes entspricht, hat dann durch die zu­
ständigen Bundesbehörden zu erfolgen. 

Zwentendorf: 1000 Sicherheitsauflagen 

Bei einer so komplexen Anlage, wie sie ein Kernkraftwerk darstellt, können die 
auftretenden Fragen nicht pauschal beantwortet werden. Auch die Errichtung einer 
solchen Anlage vollzieht sich ja nicht in einem Zug , sondern stufenweise in mehreren 
Abschnitten . Dementsprechend erfolgen auch Genehmigung en entsprechend den 
sachlichen Erfordernisse n fü r ei nzel ne An lagetei le od er System e durch Teil besch eid e. 
Di e GKT beantragte nach dem in dieser Gesellschaft erfolgten Baubeschluß die 
Errichtu ngsbewi lIig u ng fü r das Kern kraftwerk Z w entendorf. Das dafü r erford erlich e 
Verfahren wurd e am 18. Juli 1971 eingel eitet und dauert se ith er an. Im Z ug e di eses 
Verfahrens wurd en bisher 50 Teilerrichtungsbescheide erlassen, in denen mehr als 
1000 Sicherheitsauflagen gemacht wu rd en. Sie alle si nd volli n halflieh zu erfüllen, 
damit es zu m entsprechenden Zeitpu n kt zu ei ner Betriebsbewillig u ng kom men kan n. 
Jede der notwendigen Überprüfu ngen wu rde dabei unter Heranziehu ng erstra ng iger 
Fachleute vorgenommen. Neben den Amtssachverständigen sind etwa 100 weitere 
Experten im Einsatz, die zum größten Teil Universitätslehrer, Mitarbeiter der ÖSGAE 
und Mitarbeiter des Technischen Überwachungs-Vereins Wien (TÜV) sind. Da 
neben den strah len rechtlichen Besti m m u ngen ja auch andere Rechtsvorschriften 
zu beachten sind, wurde eine enge Zusammenarbeit mit allen für diese zuständigen 
Dienststellen hergestellt. (Details über die rechtlichen Grundlagen und über die bis­
herige Durchfüh ru ng des Genehmig u ngsverfah rens siehe Anhang, Tei I 11.) 

Da bei einer so komplizierten Anlage, wie es ein Kernkraftwerk ist, die rechnerische 
Sicherheitsbeu rtei I u ng und die bloße Vorsch rei bu ng von Auflagen allei n fü r ei nen 
sicheren Betrieb nicht als ausreichend angesehen werden , werden di ese zur Über­
prüfung durch die begleitende Kontrolle ergänzt. Diese Kontrolle , die vor allem 
durch Mitarbeiter des TÜV und der ÖSGAE erfolgt, prüft all e für die Sicherheit 
wichtigen Systeme von der Einzelanfertigung der Bauteile beim Erzeuger über die 
Montage an der Baustelle, in den Funktions- und Abnahmeprüfungen, in den Lei­
stu ngsprüfungen und später inden Wiederhol u ngsprüfu ngen. Dad u rch wi rd fü r ei ne 
stete Einsatzbereitschaft der sicherheitstechnischen Installationen vorgesorgt. 
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Betriebsaufnahme nur bei Erfüllung aller Bedingungen 

Die GKT hat auch die Einleitung des Bewilligungsverfah rens für die Betr ie bsaufnahme 
beantragt. Dieses Verfah ren wurde am 4. Oktober 1974 eingeleitet. Dabei sind drei 
Stufen für die Erteilung der Betr ie bsbewill igun g in Aussicht genommen: 

• In der ersten Stufe soll die Beladung des Reaktors und die Erprobung der sogenann-
ten "Null-Leistung" (unter einem Tausendstel der Endle istung) bewilligt werden. 

• In der zweiten Stufe soll die Erprobung bei steigender Leistung bewilligt we rden. 

• Die dritte Bewilligungsstufe schl ießl ich sieht den Normalbetr ieb vor. 

Dabei ist zu berücksichtigen , daß bereits die erste Bewilligungsstufe letztlich zur 
Auslösung des Prozesses der Erzeugung von Radioaktivität im Reaktor führt, der zwar 
jederzeit abgebrochen werden kann, aber Radioaktivität hinterlassen würde, die 
ullerd i ngs nach ei nem " Nu li-Leistungs betrieb" rasch ei n ge r i nges Maß er reicht. 
Daher wurde deutlich gemacht, daß auch die Betriebsbewilligung für d ie erste Stufe 
nur dan n erteilt werden kan n, wen nunter anderem die Entsorgu ngsfrage befried i­
ge nd gelöst ist. Dazu gehört insbesondere neben der Erfüllung der im Rahmen der 
Verfah ren fü r die Errichtung und Betri ebsbewi II ig u ng erteilten Auflagen auch die 
Erfüll u ng aller sonstigen in Betracht kom menden Rechtsvorsch riften . 

So hat die GKT einen Alarmplan für den Fa.1I von Zwisch enfäll en vorg elegt, der die 
Auswirkungen solcher Zwischenfälle so gering wie möglich halten soll. Dieser Plan 
wird derzeit geprüft, wobei auch darauf geachtet werden wird, daß vor Erteilung der 
Betriebsbewilligung auch Alarmpläne für einen weiteren Raum zum Schutz der 
Bevölkerung vorliegen. 

Besonders wicht ige Anlageteile - wi e das Reaktordruckgefäß - werden natürlich 
einem besonderen Prüfaufwand unterworfen. Weite rs wurde nach einem Kabelbrand 
im Kernkraftwerk Browns Ferry in den USA eine zusätzli che, noch umfangreichere 
Ü berprüfu ng angeord net, die siche rstellen soll , daß alle w ichtigen Kabelst ränge über 
mehrfache, vonei nander unabhängige Sicheru ngen verfügen . Sch ließI ich werden 
strenge Bedi ngu ngen hi nsichtl ich der Qu al in kation des Betriebspe rsonals und der 
verantwortlichen Betriebsleiter gestellt, die ebenfalls vor ei ner Betriebsbewi Ilig u ng 
erfüllt werden müssen. 

Schließlich müssen auch entsprechende Sicherheitsvorkeh ru ngen gegen über mög­
lichen Zugriffen unbefugter Personen geschaffen werden. Hiezu wurde von der GKT 
sei bst ei n internationalen Em pfeh I ungen entsprechendes Sicherheitssystem ei n­
gerichtet, der Gendarmerieposten Zwentendorf wu rde personell verstärkt und es 
wurden Alarmpläne ausgearbeitet. Um Sicherheitsmaßnahmen auch gesetzlich vor­
sch rei ben zu kön nen, wi rd derzeit ei ne Novelle zu m Sicherheitskontrollgesetz vor­
bereitet. 

Die Frage der Entsorgung 

Die Erfüllung aller dieser Auflagen, Bedingungen und speziellen Regelungen wird 
allerdings nur dann für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ausreichen , wenn 
auch die Kernfrage nach der Lagerung der Abfälle befriedigend gelöst ist. 
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Die schwachaktiven Abfälle (z. B. Luftfilter, Schutzkleid u ng, Reparatu rsch rott) und 
die mittelakti ven Abfälle (z. B. Filterharze) sollen auf Grund eines Vertrages mit der 
ÖSGAE auf deren Gelände in Seibersdorf gelagert werden. Die dort im Bau befind­
liche Anlage für die Verbrennung schwachaktiver Abfälle soll ebenso rechtzeitig 
fertig werden wie die in Planung befindliche Anlage für die Konditionierung schwach­
und mittelaktiver Abfälle. Selbstverständlich werden auch diese Anlagen den ge­
schilderten strengen Kontrollen unterworfen und nach Erteilung der Betriebsbewilli­
g u ng von ei ner Betriebsgesellschaft gefü h rt werden . 

Die Frage der Lagerung hochaktiver Abfälle kann auf mehreren Wegen gelöst 
werden. Zunächst können sie - allerdings nur für einige Jahre - als Bestandteile der 
abgebrannten Brennelemente in dem im Reaktorgebäude von Zwentendorf be­
stehenden internen Bren nelementelagerbecken lagern. 

Dieses La ger becken ist schon deshai b notwend ig, um die Entlad u ng des gesamten 
Reaktorkerns zu ermöglichen. Die Errichtung des Beckens wurde, da es diesen Voraus­
setzung en entspricht, genehmigt. Über den gesamten Reaktorkern hinaus kann es 
noch weitere 30 Prozent einer Ladung Brennstäbe aufnehmen, was für eine kurz­
fristige Lagerung ausreichen würde. 

Die GKT ging ursprünglich davon aus, daß es möglich sein werde, nach einer sol­
chen - seit mehr als 20 Jahren in aller Welt problemlos praktizierten Lagerung -
die Brennstäbe zur Aufbereitung ins Ausland zu bringen. Der bei der Aufbereitung 
anfallende hochaktive Müll wäre - diesen Vorstellungen entsprechend - im Rahmen 
einer Gesamtlösung von den Wiederaufarbeitungswerken beseitigt worden. 

Diese Erwartung en haben sich nicht erfüllt : es konnten kein e Verträge mit Wieder­
aufarbeitu ngsan lag en abg esch lossen w erd en, da vor ei n ig en Jah ren ei ne gewisse 
Stagnation auf di ese m Sektor eing etreten war. Verschärft durch di e öffentliche Dis­
ku ss ion um di e Kern energ ie waren ei nerse its di e von den Sicherh eitsbehö rd en auf­
gestellten Fo rd eru nge n nach fester - statt wi e bisher flüssig er - Ei n bettu ng hoch­
radioaktiver Abfäll e zu erfüll en und and ererseits d ie Erweiterungsarbeiten für große 
Kapazitäten durchzuführen. Diese Umstellung ist nun abgeschlossen und wird zur 
Errichtu ng großer Wi ederaufarbeitu ngsa n lagen fü h ren. Da ei ne Wiederaufarbei­
tungsanla ge erst bei einer Kapazität von 30 bis SO Kernkraftwerken als ständigen 
"Kunden" wirtschaftlich arbeitet, sch eid et eine österreichische Anlage dieser Art 
auch th eoretisch und auch für die fernste Zukunft aus. 

Mehrere Varianten 

Damit ergibt sich aber die Notwendigkeit, für eine Lagerung zu sorgen, die selbst 
dan n volle Sicherheit gewäh rleistet, wen n es auf längere Zeit zu kei ner Wieder­
aufarbeitung kommt. 

Deshalb müssen mehrere Varianten überlegt werden. Die GKT hat im Jänner 1977 
beantragt, im Bren nelementlagerbecken sei bst ei n sogenan ntes "Kompaktlager" 
errichten zu können. Dieses mit neutronenabsorbierenden Materialien errichtete 
Lager soll die abgebrannten Brennelemente bis zur Mitte der achtziger Jahre auf-
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nehmen. Über diesen Antrag ist derzeit noch nicht entschieden, da eine außerordent­
lich gründliche Prüfung durchgeführt wird. 

Wenn - wie anzunehmen ist - in den achtziger Jahren die gelagerten Brennstäbe 
der Wiederaufarbeitung zugeführt werden können, dann wäre darüber hinaus für 
die zu erwartende Rücknahme der hochaktiven Abfälle ein geologisches Endlager 
erforderlich. Für den Fall, daß ein Wiederaufarbeitungsvertrag entweder nicht ein­
gehalten (z. B. durch au ßen politische Umstände) oder gar nicht abgeschlossen werden 
kan n, erg i bt sich bereits jetzt die Notwend ig keit, ein standortbezogenes Projekt fü r 
ein externes Brennelementlagerbecken, bestehend aus Naßlager, Trockenlager und 
Kond itionieru ngsanlage, auszuarbeiten und fü r dessen Errichtu ng vorzusorgen. 

Die Bundesregierung hat von allem Anfang an stets auf die Notwendigkeit verwiesen, 
für das Problem der Abfallagerung eine Lösung zu finden. Sie hat bereits in den von 
ihr am 15. Jänner 1974 beschlossenen "Leitlinien für einen österreichischen Energie­
plan" an erster Stelle unter den aus der damaligen Perspektive langfristig zu lösenden 
Problemen "die Lagerung und Aufarbeitung von abgebrannten Brennstoffelementen, 
die unschädliche Lagerung des Atommülls und das das jetzige Ausmaß noch weit­
gehend unterbietende Freisetzen von radioaktiven Stoffen, speziell im gasförmigen 
Zustand" genan nt 47). 

Im Energieplan 1975, den der Ministerrat am 15. März 1975 zur Kenntnis nahm, 
wurde erneut mit aller Deutlichkeit unterstrichen, wer für diese Lösung die Verant­
wortung zu tragen hat: "Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen haben die Frage 
der Wiederaufarbeitung von Brennelementen aus österreichischen Kernkraftwerken 
ehestmöglich einer Lösung zuzuführen. Gleichzeitig ist auch das Problem der Zwi­
schen- und Endlagerung radioaktiver Abfälle vordringlich zu behandeln 48)." Die 
gleiche Feststellung findet sich auch im Energieplan 1976 49

). 

Wen n die Elektrizitätsversorg u ngsunterneh men bisher kei ne Wiederaufarbeitungs­
verträge abschließen konnten - was unter anderem darauf zurückzuführen ist, daß 
man 1971/72 hoffte, später Verträge zu günstigeren Konditionen absch ließen zu 
können - so kann dafür ebensowenig die Bundesregierung verantwortlich gemacht 
werden wie für die Tatsache, daß der Baufortschritt des Kernkraftwerkes Zwentendorf 
relativ weit gediehen ist, ohne daß bisher Anträge für Lagerungsstätten gestellt 
wurden , die eine umfassende Lösung dieses Problems gewährleisten. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten gerne Initiativen der 
Elektrizitätswi rtschaft unterstützen - so wie sie beispielsweise als G ru ndeigentü mer 
geologische Eig n u ngsuntersuch ungen auf dem Gelände des Truppen übungsplatzes 
Allentsteig ermöglichte - aber sie hält daran fest, daß nur durch die bewährte Tren­
n ung zwischen dem Träger ei nes Projektes und den sei ne Tätigkeit überprüfenden 
staatlichen Einrichtungen jeweils ein Höchstmaß an Kontrolle und Sicherheit gewähr­
leistet wird. Dies muß gerade in einer so bedeutsamen Frage wie der der Lagerung 
der Brennstäbe bzw. Abfälle so gehalten werden: Projekte, die seitens der Elektrizitäts­
versorgu ngsu nterneh men unterbreitet werden, werden gründ lich überprüft, inwieweit 

47) Leitlinien für einen österreich ischen Energieplan, Seite 29. 

48) Energieplan 1975, Seite 225, 4. Absatz. 

49) Energieplan 1976, Seite 245, 5. Absatz. 
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sie dem strengen Sicherheitsstandard entsprechen und inwieweit sie eine Lösung des 
Problems beinhalten . 

Immerhin muß darauf verwiesen werden, daß das Problem - selbst im ungünstigsten 
Fall - bewältigbar ist. Die hochaktiven Abfälle des Kernkraftwerkes Zwentendorf 
umfassen jährlich lediglich zwei Kubikmeter, was bei einer zwanzigjährigen Betriebs­
dauer eine Menge von 40 Kubikmetern bedeuten würde. Die Möglichkeiten für die 
Lagerung radioaktiver Substanzen in Österreich wurden bereits ausführlich in diesem 
Bericht erörtert. 

Jedenfalls gilt, daß seitens der Bundesregierung erst bei Vorliegen eines konkreten 
Antrages zu überprüfen se in wird, inwieweit die von der Elektrizitätswirtschaft aus­
gewählte und vorgeschlagene Lösung den Sicherheitserfordernissen entspricht. Eine 
Lösung ist nur ein auf einen konkreten Standort bezogenes technisches Projekt. 
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Das Kernkraftwerk 

Das Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld (GKT) befindet sich rund 40 Kilometer 
(Luftlinie) nordwestlich vom Wiener Stadtzentrum, etwa 2 Kilometer nordwestlich 
von der Gemeinde Zwentendorf und ungefähr ebenso weit nordöstlich von Bärn­
dorf am rechten Ufer der Donau (bei Stromkilometer 1976,5) in der Bärndorfer Au 
in Niederösterreich. 

Du rch Aufsch üttu ng des Kraftwerksgeländes ist es absol ut hochwasserfrei. Der Bau­
grund ist geologisch erstklassig tragfähig. Nach einem seismologischen Gutachten 
vom 27. Oktober 1971 lag der Raum Zwentendorf noch niemals im Epizentrums­
bereich ei nes füh I baren Erd bebens, woh I aber im Gebiet niederösterreichischer 
Starkbeben, in welchem noch Erschütterungen wahrnehmbar waren . Das Kraftwerk 
und der Reaktor sind so erdbebensicher gebaut, daß sie das stärkste in di esem Gebiet 
bekannte Beben (Neulengbach im Jahr 1590: 9 Grad auf der Mercalli-Sieberg-Skala 
im Epizentralbereich, 7,5 Grad im Raum Zwentendorf) ungefährdet überstehen. 

Die Dampferzeugung 

Die im GKT eingesetzte nukleare Dampferzeugungsanlage besteht aus einem Einkreis­
Siedewasserreaktor mit Zwangsumlauf. Sowohl als Moderator (Neutronenbrems­
mittel) wie auch als Wärmetransportmittel dient gewöhnliches ("leichtes") voll­
entsalztes Wasser, das den Kreislauf Reaktor-Turbine-Reaktor nicht verläßt. 

Es durchströmt die Brennelemente von unten nach oben , nimmt dabei die in den 
Bren nstoffstäben durch die Kernspaltu ng entstehende Wärme auf und verdam pft 
zum Teil. Von den ungefähr 30.000 Tonnen Wasser, die pro Stunde den Reaktorkern 
passieren, werden 4084 Tonnen (rund 13 Prozent) zu Dampf von 286,4 Grad Celsius 
Temperatur und 72 ata (Atmosphären absolut) Druck. 

Das Wasser im Reaktor wird durch sechs Umwälzpumpen (Zwangsumlaufpumpen), 
die auch die Leistung regeln, in Zirkulation gehalten . Falls das Wasser schneller um­
gewälzt wird, werden die Dampfblasen rascher aus der Reaktionszone entfernt, das 
Wasser wird dichter und bremst dann mehr Neutronen : der Moderatoreffekt und 
damit die Kernspaltungsrate und die Wärmeerzeugung werden erhöht. 

Der Dampf wird zuerst im Dampf-Wasser-Abscheider und dann im Dampftrockner 
(beide oberhalb des Reaktorkerns) vom flüssigen Wasser getrennt und über Frisch­
dampfleitungen zu einer viergehäusigen Turbine mit einem Hochdruck- und drei 
Niederdruckgehäusen geleitet, wo 3702 Tonnen Dampf je Stunde mit einem Druck 
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von 68,4 ata und einer Temperatur von 282 Grad eintreffen, die Turbinen in Drehung 
versetzen (3000 Umdrehungen pro Minute) und so ihre Energie abgeben . 

Ein mit der Turbine gekoppelter und von ihr angetriebener Generator liefert eine 
Bruttoleistung von 723 Megawatt (elektrisch) an der Generatorklemme. Da die ther­
mische Leistu ng des Reaktors 2100 Megawatt beträgt, ist der Wi rku ngsg rad ru nd 
34 Prozent, das heißt, von der aus Kernenergie gewonnenen Wärmeenergie wird 
etwas mehr als ein Drittel in elektrische Energie umgewandelt. 

Der Eigenbedarf des Kraftwerks an elektrischer Energie ist 31 Megawatt, so daß die 
elektrische Nettoleistu ng, die von der Oberspan n ungsklem me des Maschi nentransfor­
motors an das Netz abgegeben wird, 692 Megawatt beträgt, d. h. rund 700 Megawatt. 

Nach Durchlaufen der Turbine wird der entspannte Dampf in drei Kondensatoren 
niedergesch lagen (verflüssigt) und das Wasser über ei ne Kondensatrei nig ungsan lage 
und ei ne meh rstufige Vorwärman lage wieder inden Reaktor zu rückgespeist. 

Zur Kühlung der Kondensatoren dienen 30 Kubikmeter Wasser je Sekunde, das sind 
108.000 Kubikmeter in der Stunde, die bei Stromkilometer 1976,5 der Donau ent­
nommen und nach Du rehlaufen der Kraftwerksanlage rund 150 Meter stromabwärts 
in den Fluß zurückgeleitet werden . Die mittlere Kühlwassertemperatur beim Eintritt 
ins Kraftwerk ist 8 Grad Celsius. Das Kühlwasser wird um 11,7 Grad erwärmt. 

Die mittlere Wasserführung der Donau beträgt bei Tulln rund 1900 m3jsec, die 
geringste Wasserführung 529 m3j sec. 

Brennstoffladung : 90 Tonnen Uran 

Der Reaktorkern, der aktive Te il des Reaktors, in w elch em die Kernspaltungsketten­
reaktion vor sich geht, besteht aus 484 Brenn elementen von 4,5 M etern Höhe und 
ei nem q uad ratisch en Quersch n itt von rund 14 mal 14 Zenti metern . In jedem Bren n­
element befind en sich, quadratisch angeordn et, 8 mal 8 parallele Brennstäbe von 
3,71 Metern Läng e und 1,25 Z entimetern Durchmesser. 

Jeder Brennstoffstab besteht aus einem 0,8 Millimeter starken Hüllrohr aus der gas­
und wasserdichten, korrosionsfesten, auch bei hohen Temperaturen mechanisch 
festen, gut wärmel eitenden und wenig Neutronen verschluckenden, also neutronen­
durchlässigen Zirkoniumlegierung S0) Zircalloy 2, in die wie in ein langes Arznei­
röh rehen Tabletten aus gesi ntertem U rand ioxid (U02) ei ngeh ü IIt sind. In jedem 
Brennelement befinden sich 185 Kilogramm auf 2,7 Prozent U 235 angereichertes 
Uran, so daß das gesamte Urangewicht in den 484 Brennelementen rund 90 Tonnen 
ausmacht. (Davon sind 2,4 Tonn en U 235.) Die Brennelemente werden durch ein 
oberes und ein unteres Kerngitter in ihrer Position gehalten . 

In den Zwischenräumen zwisch en den Kästen von jeweils vier benachbarten Brenn­
elementen befinden sich die 113 Steuerstäbe von kreuzförmigem Querschnitt und 
3,6 Meter "Yergiftungslänge". Sie enthalten in Stahlröhrchen das stark neutronen-

50) Zirkonium ist ein stahlähnliches, sehr widerstandsfähiges Metall. 
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verschluckende (also wie ein "Gift" wirkende) Borkarbid. Wenn sie eingefahren 
sind, verschlucken sie so viele Neutronen, daß sich keine Kettenreaktion ausbilden 
kann. Die Steuerstäbe werden normal durch Elektromotoren angetrieben und haben 
dann eine Einfahrzeit von 122 Sekunden (rund 2 M inuten). Falls eine SchneIlabschal­
tung notwendig sein sollte, werden sie hydraulisch in 2,5 Sekunden eingeschossen. 

Darüber hinaus steht ein System ("Vergiftungssystem") zur Verfügung, bei dem mit 
dem neutronenverschluckenden Natrium-Pentaborat versehenes Wasser unter hohem 
Druck unmittelbar in das Wasser im Reaktorkern gepumpt wird, wodurch in einem 
Notfall die Kettenreaktion unabhängig von den Steuerstäben sofort gestoppt werden 
kann. 

Die automatische Leistungsregelung des Reaktors erfolgt durch Drehzahländerung 
(und damit Änderung der Pumpmenge) der Umwälzpumpen auf die oben geschilderte 
Weise sowie durch mehr oder weniger starkes Einfahren der Steuerstäbe. 

Reaktordruckgeföß und Sicherheitsbehölter 

Der Reaktorkern, der von einem als Neutronenschild dienenden "Kernmantel" 
umgeben ist, ist im Reaktordruckgefäß untergebracht, einem zylindrischen Stahl­
behälter von 5,4 Metern Innendurchmesser, 20,S Metern Höhe und einer Wandstärke 
von 13,25 Zentimetern. Er hat einen Tellerboden und einen halbkugelförmigen 
Deckel, der beim Wechsel der Brennelemente abgenommen wird. Das Druckgefäß 
ist innen mit rostfreiem Stahl plattiert. 

Das Druckgefäß steht in einer Betonkammer, deren Wände die Funktion der bio­
logischen Abschirmung ("biologischer Sch i ld " ) übernehmen, das heißt, die Menge 
der ionisierenden Strahlung auf Werte verringern , die für den Menschen ungefährlich 
sind. 

Das Reaktordruckgefäß samt dem biologischen Schild wird von einem doppelwandi­
gen, druckfesten und gasdichten Stahlsicherheitsbehälter (Containment) von 26 Metern 
Innendurchmesser und einer Wandstärke von 1,8 bis 4,8 Zentimetern umschlossen , 
der innen mit 30 bis 40 Zentimeter dickem Splitterschutzbeton ausgekleidet ist. 

Die innere Wand der Kugel ist die Druckschaie, die äußere die gasdichte Dichthaut 
(Lining). Der Zwischenraum wird unter Unterdruck gegenüber der Außenatmosphäre 
gehalten, so daß aus der Sicherheitsumschließung kein radioaktives Gas nach außen 
entweichen kann. 

Der Dampf aus dem Druckgefäß wird über vier Frischdampfleitungen durch den 
Sicherheitsbehälter herausgeführt. Alle Leitungen sind innerhalb und außerhalb 
des Sicherheitsbehälters mit schnell schließenden Ventilen ausgerüstet, die im Falle 
eines Rohrbruches außerhalb des Sicherheitsbehälters den Austritt radioaktiver 
Stoffe verhindern. Es ist Vorsorge getroffen, daß im Falle eines Rohrbruches innerhalb 
des Sicherheitsbehälters der radioaktive Dampf nicht nach außen entweichen kann. 
Bei Ausfall der normalen Kühlung des Reaktorkerns, der auch nach dem Abschalten 
weiter Wärme erzeugt (es sind die radioaktiven Spaltprodukte, die diese Wärme 
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abgeben 51)), wird eine Überhitzung und damit Beschädigung der Brennstoffhüllen 
durch mehrere unabhängig voneinander wirkende Notkühlsysteme verhindert. 

Überwachung und Kontrolle 

Zur Überwachung des Reaktorkerns und zur Abbrandkontrolle gibt es eine nukleare 
Reaktorkerni nstrumentierung mit 112 Leistungsbereichsdetektoren. Diese Meßfühler 
sind über den ganzen Reaktorkern verteilt und führen ihre Meßwerte dem Anlagen­
und Steuerstabfahrcomputer zu. Ein Anlagencomputer liefert an den Steuerstabfahr­
computer ein Stabfahrgramm, mit dem ein optimaler Abbrand des Reaktorkerns 
erreicht wird. Der Steuerstabfah rcom puter fü h rt das Prog ramm aus, indem er fü r 
die entsprechende Bewegung der Steuerstäbe sorgt und diese auch überwacht. Ein 
Reaktorschutzsystem überwacht seinerseits die Anlage und löst im Falle eines irre­
gulären Betriebszustandes oder einer Störung eine Schnellabschaltung aus. 

Der Brennelementewechsel, der einmal im Jahr durchgeführt wird und bei dem 
ein Drittel bis ein Viertel des Brennstoffs ausgetauscht wird, erfolgt unter Wasser bei 
abgeschaltetem Reaktor. Hiezu wird die 1,6 Meter dicke Betondecke abgehoben 
und dann werden der Beladedeckel des Sicherheitsbehälters und der halbkugel­
förmige Deckel des Reaktordruckgefäßes abgenommen und auf diese Weise beide 
Behälter geöffnet. Danach wird der Raum oberhalb des Reaktordruckgefäßes ge­
flutet. Die abgebrannten Brennelemente werden dem Reaktor entnommen und unter 
Wasser dem Brennelementelagerbecken .zugeführt, worin sie im Normalfall zum 
Abklingen der Radioaktivität mehrere Monate (unter Wasser - zur Kühlung) bleiben, 
ehe sie in dickwandigen Bleibehältern zur Wiederaufarbeitungsanlage ins Ausland 
transportiert werden sollen. (Dort werden Uran und Plutonium von den Spalt­
produkten getrennt.) 

Der Sicherheitsbehälter mit dem Druckbehälter samt Reaktorkern ist im Reaktor­
gebäude untergebracht. Die Ei n richtu ngen zum Bren nelementewechsel, das Bren n­
stofflagerbecken und eine Abwasseraufbereitungsanlage befinden sich in diesem 
Reaktorgebäude, an das sich das Maschinenhaus mit der konventionellen Dampf­
kraftanlage, dem Generator und verschiedenen Hilfseinrichtungen anschließt. 

Abluft und Abwässer 

Für die kontrollierte Ableitung von Abluft in der zulässigen Abgaberate sorgt ein 
110 Meter hoher Abluftkamin. Radioaktive Abluft wird vor ihrer Ableitung durch 
Rei nig ungs- und Verzögeru ngsan lagen geleitet. 

Radioaktive Abwässer werden der Abwasseraufbereitungsanlage im Reaktorgebäude 
zugeführt, wo sie bis auf ein zulässiges Ausmaß an radioaktiven Beimengungen ge-

51) Ein Kilogramm Spaltprodukte liefert im Lauf der Zeit eine Wärmemenge von rund 6 Billionen 
(6.1012) Joule, den Großteil noch im Reaktor, einen Teil im radioaktiven Abfall. 
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reinigt und nach vorheriger Kontrolle zusammen mit dem Kondensatorkühlwasser 
in die Donau gele itet werden . 

Die Anlagen zur Reinigung der Abluft und des Abwassers sind technisch so ausgelegt, 
daß die Strahlen belastung in der Umgebung des Reaktors nur einen äußerst geringen 
Bruchtei I jener Strah len belastu ng beträgt, die auf G rund der Strahlenschutzverord­
nung (§ 15) für Einzelpersonen der Bevölkerung zulässig ist. 

Die Abluft wird vor Eintritt in den Abluftkamin kontinuierlich auf ihren Aktivitäts­
gehalt überwacht. Unregelmäßigkeiten werden spätestens an dieser Stelle so recht­
zeitig festgestellt, daß die Anlage abgeschaltet oder ihre Leistung gesenkt werden 
kann. 

Fünf Schufzbarrieren 

In sicherheitstech nischer Hi nsicht sieht das Konzept des Kern kraftwerkes Zwenten­
dorf fünf geschlossene Schutzbarrieren, nach der Art konzentrischer Kreise jede 
innerhalb der darauf folgenden, vor: 

• die Brennstabhüllrohre (die den Austritt der Spaltprodukte verhindern), 

• das Reaktord ruckgefäß, 

• den Sicherheitsbehälter, 

e die Dichthaut, 

• das Reaktorgebäude. 

Durch die große Anzahl von sorgfältig durchdachten , mehrfachen und unabhängig 
vonei nander fu nktionierenden Sicherhei tsvo r kehru ngen wi rd gewäh rleistet, daß auch 
bei Störungen des Betriebes aus dem Kernkraftwerk keine unzulässig hohen Abgabe­
raten von Radioaktivität an die Umgebu ng abgegeben werden und durch eine 
erhöhte Strahlen belastu ng die Bevöl kerung gefäh rdet werden kan n. 

Rund um das Kraftwerksgelände befindet sich ein Doppelzaun, der entsprechend 
ausgeleuchtet und optisch (d u rch Fernseh kameras) und elektronisch überwacht 
wird. Sämtliche Eingänge sind verschlossen und bei unerlaubtem Türöffnen wird 
Alarm gegeben. Alle Räume sind versperrt und nur wer die entsprechende Erlaubnis 
hat, bekommt einen Schlüssel. Ausreichende technische und organisatorische Maß­
nahmen gegen Terror und Sabotage wurden getroffen. 

Die Brennsfoffkosten 

Man rechnet für das Kernkraftwerk Zwentendorf mit einer Amortisationszeit von 
20 Jahren und einer tatsächlichen maximalen technischen Lebensdauer von 40 Jahren . 
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Bei 6000 Vollaststu nden im Jah r 52) und ru nd 700 Megawatt elektrischer Nettoleistung 
li efert das Kraftwerk in einem Jahr 4,2 Mill iarden Kilowattstunden , das sind in der 
Abschreibungszeit von 20 Jahren 84 Milliarden Kilowattstunden. 

Nach Angaben der Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld GmbH vom 24. Februar 
1977 werden im gleichen Zeitraum von 20 Jahren 17 Milliarden Schilling an Fix­
kosten - Gesamtanlagekosten 6,7 Milliarden Schill ing 53), Zinsen , Personalkosten , 
I nstand haltu ngskosten , Steuern und Versicheru ng 54) - auflaufen. 

17 Milliarden Schilling dividiert durch 84 Milliarden Kilowattstunden ergeben Ge­
stehungskosten von 20,2 oder rund 20 Groschen für ein e Kilowattstunde zum Be­
rechnungszeitpunkt 1977. 

Hiezu kommen 9,3 Groschen je Kilowattstunde für den Brennstoff - Kosten des 
Natu ru rans, der An reicheru ng, der Bren nelementefert ig u ng und der Wiederaufar­
beitung einschli eßlich des Transports 5S)-, so daß sich eine Summe von 29,3 g/ kWh 
ergibt. 

Dazu muß man jedoch noch die Kosten für die Entsorgung sowie für die Stillegung 
des Kernkraftwe r ks nach Ablauf der Lebensdauer rechnen. Für die Entsorgung 
(Zwischenlageru ng der abgebran nten Bren nelemente vor dem Abtransport zu r 
Wiederaufarbe itu ng und Zwisch en- und Endlagerung des radioaktiven Abfalls) 
muß man je nach Annahme 1,2 bis 5,9 g/ kWh einsetzen. Di e Still egungskosten werden 
mit 1 bis 2 g/ kWh angenommen . 

Damit ergeben sich Gesamtg estehungskosten fü r eine Kilowattstund e, die zwischen 
31 ,5 und 37,2 Grosch en liegen. In diese n Zahlen is t di e Verteuerung durch die Bau­
verzögerung (tatsächliche Inbetri ebnahm e Au gust 1978 statt wi e vorg esehen März 
1976) bere its ber ücksi chti gt. 

Ersparnis: 22 Milliarden Schilling 

Demgegenüber betra ge n di e kalkulierten Gestehungskosten der elektrisch en Energie 
für das proj ekti erte Braunkohlendampfkraftwerk Vc itsberg 111 nach dem vom Pro­
jektprüfu ngsaussch u ß der Verbu ndg esellschaft bereits überprüften Projekt der Öster­
reich isch en Drau kraftwerke AG (Preis basis Ende 1976) zwisch en 55,37 und 58,68 g/ kWh, 
das sind selbst bei Annahm e des oberen W ertes beim Atomstrom rund 50 Prozent 
mehr. 

52) Obwohl ein Jahr 8760 Stunden hat, haben auch Dampfkraftwerke auf Kohle- oder Öl basis in der 
Regel nicht mehr als 6000 Vollaststund en im Jahr , vor a ll em weil nicht immer di e gl eiche M enge an 
Strom gebraucht wi rd. 6000 Stund en entsprech en 250 Tag en zu 24 Stund en. Ein Tei l des Restes -
115 Tag e oder fast vi er Monate - wird fü r den allj ährl ich en Brennstoffwechsel und di e gl eichzeitig 
stattfind ende Inspektion und Revision sowi e für eventu elle Reparaturen verwendet. Der Brennstoff­
w echsel , der einige Woch en in Anspruch nimmt, wird am besten im Sommer vorg enommen, w enn 
der Strom bedarf am ger ingsten ist. 

53) Österreichischer lieferanteil r und 70 Prozent. 

54) Detai ls im Anhang , T ei l 111 , 3. 

55) Siehe Anhang Teil , 111, 3. 

95 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original)96 von 177

www.parlament.gv.at



Die rei nen Bren nstoffkosten des Kern kraftwerks Zwentendorf pro Jah r betragen 
bei einem mittleren Jahresarbeitsvermögen von 4,2 Milliarden Kilowattstunden und 
einem Brennstoffpreis von 5,6 g/ kWh (ohne Wiederaufarbeitung) 235 Millionen 
Schilling oder aufgerundet 240 Millionen Schilling. (Siehe auch die letzte Tabelle im 
Anhang, Teil 111, 7. für den Zeitraum 1978/79 bis 1982/83. Am Anfang ist für die Kosten 
des "Erstkerns" ein höherer Betrag eingesetzt.) 

Will man die gleiche Menge an elektrischer Energie in einem konventionellen Kraft­
werk gewinnen, benötigt man dazu (siehe die vorgenannte Tabelle) 4 Millionen 
Tonnen Braunkohle, die (Preise von 1976) 1330 Millionen Schilling kosten, oder 
1 Million Tonnen Öl, die (1976) 1350 Millionen Schilling kosten. 

Das heißt, die Brennstoffkostenersparnis in einem Jahr beträgt gegenüber einem 
Braunkohlekraftwerk 1090 Millionen und gegenüber einem Ölkraftwerk 1110 Mil­
lionen Schilling. Für die Amortisationszeit von 20 Jahren macht also die Ersparnis 
an Brennstoffkosten auf der Preis basis von 1976 gegenüber Braunkohle 21.800 und 
gegenüber Öl 22.200 Millionen Schilling aus - in beiden Fällen rund 22 Milliarden 
Schill i ng 56). 

In Wirklichkeit ist mit einer weit größeren Ersparnis zu rechnen: Erstens ist anzu­
nehmen, daß der Preis für fossile Brennstoffe in den nächsten Jahrzehnten stärker 
ansteigen wird als der der nuklearen und zweitens wird die tatsächliche Betriebs­
dauer des Kernkraftwerks Zwentendorf eher dreißig bis vierzig Jahre sein. 

56) Falls die abgebrannten Brennelemente wiederaufgearbeitet werden , verringert sich dieser Betrag 
auf rund 19 Milliarden Sch i lling. In den rund 110 abgebrannten Brennelementen, die im Gleichge­
wichtszustand (bei 6000 Vollaststunden pro Jahr) jährlich in Zwentendorf entladen werden, befinden 
sich ungefähr 19,3 Tonnen Uran (in Urandioxid) und 160 Kilogramm Plutonium. Von dem Uran 
sind zirka 160 Kilogramm - 0,83 Prozent - spaltbares Uran-235, das heißt, es ist gegenüber 
Natururan, das 0,72 Prozent U-235 enthält, noch immer leicht angereichert. Von den insgesamt 160 
Kilogramm Plutonium sind 100 bis 110 Kilogramm (62 bis 68 Prozent) spaltbares, als Kernbrennstoff 
verwendbares Plutonium-239 und Plutonium-241. Der Wert dieses Urans und Plutoniums pro Jahr 
zu heutigen Preisen beträgt etwa 38 Millionen Schilling. 
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Schlußfolgerungen 

Ziel der österreich ischen Bu ndesreg ieru ng ist es, den Energiebedarf in ei nem solchen 
Ausmaß zu decken, wie er der jeweiligen Wirtschafts- und Gesellschaftsentwicklung 
entspricht. Dabei ist zu berücksichtigen, daß diese Energie zu einem Preis bereit­
gestellt wird, der nicht über dem internationalen Durchschnitt liegt. Dies ist unter 
anderem auch deshai b notwendig, dam it es der österreich ischen Wi rtschaft ermög­
l icht wird , ihre Positionen auf dem Weltmarkt nicht nur zu halten , sondern sie im 
Interesse der Sicherheit der Arbeitsplätze auch weiter zu verbessern. 

D ie Sicheru ng der Energ ieversorg u ng ist also von vorrangiger Bedeutu ng fü r die 
weitere Entwicklung der österreichischen Volkswirtschaft und damit für die weitere 
Verbesserung des Lebensstandards der österreichischen Bevölkerung. Die Bundes­
regierung hat dieser Notwendigkeit in ihrem Energieplan, der den Rahmen für eine 
gesicherte Energieversorg u ng inden kom men :l en Jah ren bi Idet, entsprochen. 

Dabei ist sie davon ausgegangen, daß eine Befriedigung des Bedarfes sowohl eine 
vermehrte En ergi eproduktion als auch eine ration ell e und sparsam e Verwendung 
der vorhand enen En ergieressourcen zu berücksichtigen hat. Si e hat dah er der Frage 
des sparsamen Umgang es mit En ergi e besond er e Aufm erksamk eit zugew endet und 
zah I re iche Initiativen erg riffen und geförd ert. 

Dabei sind neben der Tätigkeit des beim Bund esministerium für Handel, Gewerbe 
und I nd ustrie ei ngerichteten En erg iespa rbei rates, dessen vi er Arbeitsg ru ppen seit 
über drei Jah ren tätig si nd und zah I reiche Empfeh lung en und Untersuch u ngen aus­
gearbeitet haben, die umfangreichen Studi en zu Fragen der rationell eren Nutzung 
von Heizsystemen un :J der Fernwärmeversorgung zu nennen, die vor kurzem abge­
schlossen wurd en und Grundlage für die Besprechung von Maßnahm en zur konkreten 
Durchsetzung von Energiesparmaßnahmen mit den Bundesländern bilden werd en. 

Zu r intensiven Förderu ng und Verbreitu ng des Gedan kens des rationellen Energie­
ei nsatzes inder Bevöl keru ng wu rde weiters auf Verei nsbasis die "Energieverwertu ngs­
agentu r " geschaffen, die starken Widerhall gefunden hat. Ih r gehören Repräsentanten 
des Bundes, der Bund esländer und der Wirtschaft an. 

Energie steht in unterschiedlichen Formen zur Verfügung. Die einzelnen Energie­
träger verfügen über Vor- und Nachteile, von denen in den letzten Jahren jene, die 
die Umwelt berühren, immer stärker in den Vordergrund der Diskussion gerückt 
sind. Gerade wenn man von einem ständig steigenden Energiebedarf ausgeht, sind 
etwaige Umweltbeeinträchtigungen von Energieträgern nicht außer acht zu lassen. 

Daher tritt die elektrische Energie immer stärker in den Vordergrund, da sie -
im Gegensatz zu anderen Energieträgern - rückstandslos verwendet wird. Auch 
international diskutierte Vorstellungen - wie etwa die Verlagerung von Transporten 
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von de r St raße auf di e Schiene ode r die Schaffung von umweltfreundlichen PKWs -
laufen stets auf die Ersetzu ng an derer Energ ien durch Elektrizi tät hinaus. 

Zu r Siche rhe it de r Energi eversorg u ng gehört auch d ie Siche r u ng ei nes Höchst­
maßes an Unabhängig keit . Sich erlich ist ei ne vö ll ig auta rke Energ ieverso rg ung 
undenkbar, abe r je geringer die Importe sind, um so we nige r besteht die Gefahr 
unerwarteter Preisschü be mit u n ka i ku I ierbaren Fo lg en, oder die Mög I ich keit von 
Versorg u ngsl ücken, wen n bisherig€ Energi eexporteu re aufg r und ei nes wi r tschaft­
lichen und sozialen Wa ndels einen verstä r kten Eigen bedarf ha ben. Hinzu kommt 
aber vor allem die Tatsach e, daß Energiei mporte in wachsendem Ausmaß auch 
ei ne stru ktu rell e Belastu ng der Handels- und Zah I u ngsbi lanz nach sich ziehen . 

Deshol b haben a l le öste r re ich ischen Bu ndesregieru ngen der Schaffu ng neuer Pro­
du kt ionsstätten fü r elektri sche Energie stets beso nderes Augen mer k zugew endet. D as 
galt un d gi It fü r d ie Errich tu ng von ka lorischen K raftwer ken ebenso w ie für d ie 
Nutzun g de r Wasserk r aft und fü r di e Förd er un g neuer Techno logien . 

Die konventionellen Mög lich keifen de r Erzeug u ng elektrisch er Energie si nd heute 
zwar nicht zur Gänze ausgesch öpft, d ie dadu r ch erz iel baren Z uwächse sind aber 
beg renzt. Fü r kalorische Kraftwerke stehen öster r jchische fossil e Bren nstoffe nur 
in geri ng em U mfa ng und zu wenig gü nstigen Preise n zu r Verfügu ng . Internat io nal 
ist - neben der erwähnte n Prob lematik ein es steige nde n Importes - m it steigen den 
Preisen und einer Verkn appung zu rechnen . D ie W asse rk raft ist selbst bei Vollausbau 
nicht in der Lage, den prog nosti zi erten Sfrom bedarf zu decke n, wozu noch kommt, 
daß nun - nach de m Ausbau der günst igsten Sta ndo r te - sich auch die Kosten­
situation neuer Kraftwerke verschlechtert. D as bedeutet ni cht, daß nicht auf d iesen 
Gebieten weiterh in alle Bemüh ungen unterno mmen we rden sollen - aber es ist 
klar, daß mit diesen En erg iequ ell en a ll ein de r österreichi sch e Energ iebed ar f ni cht 
oder nur unter u ngü nstig en Voraussetzu nge n ged eckt w erden kan n. 

Dahe r hat sich Österr eich bereits in der M itte der fünfZiger Jah re bemüh t, die Er­
sch ließu ng neuer, unkonventione l ler Energ ieq uellen voranzutrei ben . D ies g i It fü r 
d ie Kernenergie, aber in den letzten Jahr en auch für d ie W indk r aft, geother mische 
Energie und Sonnenenergi e. Vo n d iesen neuen Energiequellen w erden die zuletzt 
genan nten auch bei massi vem Ei nsatz von Fo rschu ngsm ittel n im nächsten Jah rzeh nt 
nur ei nen geri ngfügigen Beitrag zur D ecku ng des öster reich ischen Energ iebedarfes 
le isten können . Dennoch wi rd si ch die Bu ndesregierung auch weiterh in bemü hen, 
diese neuen Energiequell en zu fördern. 

Zusätzliche Energie kann unter d iesen U mstände n vo r all em du rch die Nutzung der 
Kernenergi e angeboten we r den . Diese Tatsache ist sei t de r Mitte der fünfZiger Jahre 
immer stärker erkan nt worden. Öste r reich hat sich deshol b vorwiegend in i nter­
nationaler Kooperat ion an der Entwi cklu ng der Kerne nergie beteiligt. Ü ber diese 
internationale Kooperation ist das Parlament stän d ig inform iert wo rden. Es hat diese 
Entwicklung durch zahlreiche die Kernenergie fö r dernde Gesetze, die überwiegend 
ei nsti m mig besch lossen wu rde n, unterstützt . Auch inder öffent l ichen Mei nu ngs­
bi Id u ng haben Vertreter de r im Nati o nal rat vertretenen Parteien und der großen 
Interessenverbände stets die Notwend igkeit der Nutzu ng der Kernenergie betont 
und dom it ei nen w ichtigen Be itrag zu r Mei n u ngsbildu ng geleistet. (Si eh e auch A n­
hang, Teil 1.) 
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Auf diesen Grundlagen aufbauend hat die Kernenergie auch ihren Platz in der 
Energ ieplanu ng bereits der frü heren Bu ndesregieru ng gefu nden. In Realisieru n9 
dieser Plan u ng hat die frü here Bu ndesregieru ng die Grü nd u n9 der Kern kraftwerk­
Planungsgesellschaft m. b. H. und der Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld Ge­
sellschaft m. b. H. gefördert und befürwortet. 

Die N utzu ng der Kernenergie hat ei ne umfassende öffentl iche Diskussion ausgelöst, 
in der sowohl Bedenken angemeldet wie die unleugbaren Vorteile dieser Energie­
quelle hervorgehoben wurden . 

Dabei sind auf der wirtschaftlichen Seite klare Vorteile zu erkennen: Das in Kraft­
werken verwendete Uran ist außerordentlich krisensich er, da bei den geringen be­
nötigten Mengen mehrjährige Vorräte an Brennstoff angelegt werden können, 
was bei kei nem anderen Energieträger mög I ich ist. Der Bren nstoff ist preisg ü nstig 
und sei bst massive Preiserhöh ungen schlagen nur geri ngfügig auf die Gesteh u ngskosten 
des Stroms durch. Da die Versorgung mit Pr imärene r gie auch aus neutralitäts­
pol itischen G r ü nden aus mögl ichst vielen Staaten erfolgen soll, ist die Möglich keit, 
Uran aus Staaten beider politischen Systeme zu beziehen, von Bedeutung; außerdem 
verfügt Öste rreich selbst über abbauwürdige Uranvorkommen. 

Gerech net auf heutiger Preisbasis und unter Berücksichti g u ng ei ner zwanzigjäh rigen 
Betrie bszeit des Kernkraftwerkes Zwentendorf bedeuten diese Faktoren eine Ersparnis 
von 22 Milliarden Schill ing gegenüber der Berei tstellun g der gleichen Elektrizitäts­
men ge auf der Basis von importierten fossil en Brennstoffen . 

Demgegenübe r w erd en Bed en ken ge ltend gemacht, di e sich zunächst auf die Sicher­
heit des Rea ktorbetri ebes bez iehe n. Diesen ist en tgegenzuha lten, daß eingehende 
Studien, wie sie in di esem U mfang noch bei keiner Technologie durchgeführt wurden , 
ze igen. daß das mi t dem Betrieb von K rnkraftwerken verbundene Ri siko weit 
gerin ger ist als das altern ati ver Formen der Elektrizitätserz ugung . 

Der Normal betr ieb ei nes Kern kraftwerk es fü h rt zu ei ner Abgabe von Radioaktivität, 
d ie im Ver g leich zu r natü r l ichen Strah len belastu ng des M enschen unbede utend ist. 
Eine Gefährdun g ist nur bei U nfä ll en denkbar. Hi er ist es zweifellos von Vorteil , 
daß das Kernkraftwerk Zwentendorf zu ein em Zeitpunkt geplant wurd e, zu dem 
man bere its auf eine rund zwanzigjährige Erfahrung andere r Staaten im Betrieb 
solcher An lagen zurückbl icken konnte. Daher ist Zwentendorf als eines der sichersten 
Kernkraftwerke der Welt anzusehen, bei dem auch die seltenen negativen Erfahrungen 
im Betr ieb von Kernkraftwerken voll berücksichtigt wurden. Mehrfache Sicherheits­
barrieren und meh rfache, von ei nander unabhängige Ausleg u ng der entscheidenden 
System e sichern auch in vorstell ba re n Störfällen die Bevöl keru ng. 

Die Wahrschei nl ich keit ei nes Reaktorunfalles, der über den Bereich des Kern kraft­
werkes hinausgeht und so auch die Bevölkerung in Mitl eidenschaft zieht, ist - vor 
allem auch unter Berücksichtigung der internationalen Erfahrung - so minimal, daß 
die Gewinnung von Strom aus Kernenergie als sicherer betrachtet werden kann als 
die Gewinnung von Strom aus andere n Energiequellen. 

Die strengen Normen für die Errichtung und den Betrieb derartiger Anlagen, die 
vom Parlament geschaffen wurden, gewährleisten diesen hohen Sicherheitsstandard 
und wu rden im Fall des Kern kraftwerkes Zwentendorf au ßerordentlich sorgfältig 
und streng angewendet. Die Erfüllung und die Kontrolle der Einhaltung der mehr 

99 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original)100 von 177

www.parlament.gv.at



als 1000 erteilten Sicherheitsauflagen gewährleisten nach menschlichem Ermessen 
ei nen gefah riosen Betrieb. 

Sicherheitsbeden ken werden aber auch gegen über den bisher diskutierten Varianten 
der Abfallagerung geltend gemacht. Die Bundesregierung ist - wie bei der Er­
richtung des Kernkraftwerkes selbst - lediglich mit den vom Bauträger konkret 
gestellten Anträgen befaßt. Die Aufgabe der Organe der Bundesverwaltung ist es, 
auch gegenüber solchen Lage rei n richtu ngen die strengen Sicherheitsbesti m m u ngen 
zur Anwendung zu bringen, um damit dafür Sorge zu tragen, daß von solchen Lager­
stätten keine Gefährdung der Bevölkerung ausgeht. In diesem Fall wird aber darüber 
hinaus auch zu prüfen sein, ob die beantragten Einrichtungen eine problem- und 
gefährdungsfreie Lösung auf Dauer ermöglichen. Es erscheint undenkbar, an sich 
korrekte Ei nzelein richtu ngen zu r Gru nd lage ei ner Betriebsgeneh mig u ng zu machen, 
solange nicht die Kette der Entsorgungsmaßnahmen bis zur Endlagerung geschlossen 
oder als gesch lossen anzusehen ist. 

Dabei ist neben den technischen Gesichtspunkten auch zu berücksichtigen, daß in 
einem demokratischen Staat eine solche Lösung nicht gegen die - theoretisch -
betroffene Bevölkerung gefunden werden kann. 

* 
Aus allen diesen G rü nden beabsichtigt die Bu ndesreg ieru ng, nach Absch I uß der 
umfassenden Prüfu ngs- und Bewi II ig u ngsverfah ren unter der Voraussetzu ng der 
Erfü I1 u ng aller Auflagen kei ne Ei nwände gegen die In betriebnah me des Kern kraft­
werkes Zwentendorf durch die Gemei nschaftskern kraftwerk-Tull nerfeld Ges. m. b. H., 
die sich im Eigentu m der staat l ichen Verbu ndgesellschaft sowie von sieben landes­
ei genen Elektrizitäts-Verso rg u ngsu nte r neh m u ngen 57) befr ndet, zu erheben. 

Zu dieser Voraussetzung gehört sei bstverständ I ich auch die Lösu ng der Entsorgu ngs­
frage. Anträge auf Genehmigungen solcher Lösungen sind vom Bauträger zu stellen. 
Bisher wu rde led ig I ich die Errichtu ng ei nes "Kompaktlagers" als Zwischen lager 
beantragt. 

So notwend ig vom energiewi rtschaftl ichen Stand pu n kt die N utzu ng der Kernenergie 
ist und so undenkbar es anges ichts der europäischen Entwicklung - es gibt bereits 
82 in Betrieb befr ndliche und 137 in Bau stehende bzw. bestellte Kern kraftwerke 
(Eu ropa oh ne Sowjetu n ion) - erschei nt, die berei ts getätigten hohen Investitionen in 
Z wentendorf u ngen ützt zu lassen, so wi rd die Bu ndesreg ieru ng aus ihrer Verant­
wortu ng fü r die Sicherheit der österreich ischen Bevöl keru ng nu r solchen Lösu ngen 
zusti m men, die in Abwäg u ng von energiewi rtschaftl ichen Stand pu n kten sowie solchen 
des U mwelt- und LandschaHssch utzes, insbesondere aber der Gewäh rleistu ng der 
Sicherheit der Bevö lkerung, in umfassender Weise Rechnung tragen . 

57) Die Landesgesellschaften von Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark , 
Tirol, Vorarlberg. 
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1. 

Teil I 

Darstellung der bisherigen internationalen Entwicl<lung 
auf dem Gebiete der friedlichen Nutzung der Kernenergie, 

soweit diese Entwicl<lung auf Österreich Einfluß hatte 

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat am 4. 12. 1954 mit der Reso­
lution 810 (IX) die Erschließung der Atomenergie für friedliche Zwecke eingeleitet. 
Teil A dieser Resolution drückt die Hoffnung aus, daß die Internationale Atomenergie­
Organisation ohne Verzug errichtet werden wird; Teil B en thält den Beschluß, daß 
eine Internationale Tech nische Konferenz unter den Auspizien der U NO abgehalten 
werd en so ll, um die M ittel für die Entwicklung der friedlichen Anwendung der Kern­
ene rgi e durch internationale Zusa m menarbeit zu untersuchen, um besonders di e 
Entwicklung der Kern energi e zur Stromerze ugung zu studieren, um andere tech­
nische Gebiete, so lche wi e Biologi e, Medi zin, Strahlenschutz sowie Grundlagen­
forsch u ng, in Betracht zu ziehen, dam it ei ne international e Zusam menarbeit wi r­
ku ngsvoll ausg efü h rt werden kan n. Die Konferenz sollte ni cht später als im Aug ust 1955 
stattfind en. Gleichzeitig wurden die notwendig en Maßnahm en zur Verwirklichung des 
Beschlusses getroffen. 

Di e Ausarbeitung der Satzungen der späteren IAEO nahm eine gewisse Zeit in An­
spruch. Diese Satzungen wurden dann auf einer Konferenz im Septemb r/Oktober 
1956 im Hauptquartier der Vereinten Nationen einstimmig angenommen, zur Unter­
zeich n u ng aufg eleg t und ei ne "Vorbereitende Kom mission" errichtet, die die erste 
Generalkonferenz der IAEO, die vom 23. 9. bis 1. 10. 1957 in Wien stattfand, vor­
zu bereiten hatte. 

Die 1. IAEO-Generalkonferenz in Wien faßte auch den Beschluß, Wien zum ständigen 
Amtssitz der IAEO zu wählen . 

Die Statuten der IAEO (BGB!. 216/1957) defini eren das Ziel der Organisation wie folgt: 
" .. . den Beitrag der Atom energie zum Frieden, zur Gesun dheit und zum Wohl ­
stand auf der ganzen W elt rascher und in größerem Ausmaß wirksam werden zu 
lassen. Si e stellt soweit wie möglich sicher, daß di e von ih r oder über ihr Ersuchen 
oder unter ihrer Überwach u ng oder Kontroll e geleistete Hilfe nicht zu r Förderu ng 
militärisch er Zwecke verwendet wird ." 

Die IAEO, der heute rund 110 Staaten angehören , hat ein selbständiges Programm 
und ein eigenes Budg et, das gegenwärtig ca. 40 Millionen Dollar beträgt. Von dem 
umfangreichen Aufgabengebiet sind die Ausarbeitung von Grundnormen für den 
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Strahlenschutz, in denen den Empfehlungen der Internationalen Strahlenschutz­
kommission (ICRP) Rechnung getragen wird, die Sammlung praktischer Richtlinien 
u. a. für die sichere Beförderung radioaktiver Stoffe, die als Grundlage für inter­
nationale Vorsch riften und innerstaatliche Gesetze dienen kön nen, hervorzu heben . 
Für den Strahlenschutz wurden eigene Handbücher herausgegeben. Ein Programm 
zur Ausarbeitung von Sicherheitskriterien für Leistungsreaktoren wurde erstellt. Ein 
Fachausschuß beschäftigt sich mit Fragen des radioaktiven Abfalles, seiner Verfestigung 
und Beseitigung. 

Ein bedeutendes Aufgabengebiet der IAEO besteht in der Durchführung von Sym­
posien, Seminaren und dergleichen, in der Ausarbeitung von Studien, Analysen und 
Untersuchungen sowie in der Bereitstellung von Informationen in den verschiedenen 
Detailgebieten an die Mitgliedstaaten. Hiebei liegt ein besonderes Schwergewicht 
auf der technischen Hilfe, in deren Rahmen Stipendiaten aus Mitgliedstaaten geschult 
werden, sowie Unterstützung bei der Anwendung und Nutzung der Kernenergie in 
Entwicklungsländern durch Beratung an Ort und Stelle geleistet wird. 

Besondere Bedeutung kommt der Arbeit der IAEO auf dem Gebiet der atomaren 
Sicherheit und des Umweltschutzes zu, wobei die Haupttätigkeit in der Erstellung von 
Codes, Standards und Richtli n ien liegt. So wu rden fü r Kernkraftwerke Sicherheits­
codes und Richtlinien für die fünf Bereiche staatliche Organisation, Standortwahl, 
Konstruktion, Betrieb und Qualitätssicherung erarbeitet. Internationale Arbeits­
gruppen befassen sich zum Beispiel mit den Problemen der Errichtung regionaler 
Kern bren nstoff-Kreislaufzentren, der Anwend u ng von Kernexplosionen fü r friedliche 
Zwecke und der Brüterreaktoren. Auch auf dem Gebiet der internationalen Hilfe­
leistung bei Strahlenunfällen ist die IAEO bemüht, Richtlinien zu erarbeiten. Öster­
reichischerseits wird diese Tätigkeit besonders begrüßt, da nach Ansicht der zu­
ständigen Stellen eine multilaterale Regelung dieses Bereiches zweckdienlicher wäre 
als bilaterale Abkommen mit einzelnen Staaten und dies darüber hi naus auch im 
Interesse einer weiteren Stärkung der Rolle der IAEO liegt. 

Eine der Hauptaufgaben der IAEO ist die Ausübung der Sicherheitskontrolle, um zu 
gewährleisten, daß das Kernmaterial nur für friedliche Zwecke verwendet wird. Hier 
soll hervorgehoben werden, daß sich Österreich bei allen sich bietenden Gelegen­
heiten für eine Koordination bei den AufgabensteIlungen und Tätigkeiten inter­
nationaler Organisationen, z. B. Sicherheitskontrollen im Rahmen der IAEO und der 
OECD, ausgesprochen hat, und heute eine sehr enge Zusammenarbeit zwischen diesen 
internationalen Organisationen besteht. 

2. 

Von größter Bedeutung für die praktische Entwicklung der Kernenergie in der Welt 
war die von den Vereinten Nationen vom 8. bis 20. August 1955 in Genf veranstaltete 
erste internationale Konferenz für die friedliche Entwicklung der Kernenergie. 

Von dieser, aber auch bereits von den sehr umfangreichen internationalen und 
nationalen Vorbereitungen gingen sehr starke Impulse auf die Forschung und 
technische Tätigkeit aus. 

Die Konferenz selbst, die unter Vorsitz von Dr. H. J. BHABHA (Indien) abgehalten 
wurde, brachte über 2000 Personen, Diplomaten, Wissenschaftler, Ingenieure und 
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Vertreter der Publizistik zusammen. Gleichzeitig fand auch die erste Atomausstellung 
statt. Auf der Konferenz selbst wurden nicht zugänglich gewesene Informationen 
über die wissenschaftlichen und besonders über die technischen Fortschritte auf dem 
Sektor der Kernenergie bekannt gemacht. Auch die Frage einer technischen Energie­
gewin n ung durch gesteuerte Versch melzungsreaktionen leichter Atom kerne war 
vom Vorsitzenden aufgeworfen worden. Von sowjetischer Seite war die Inbetrieb­
nahme eines ersten industriellen Kernkraftwerkes für 5000 kW bekanntgegeben 
worden . 

Über die praktischen Möglichkeiten der friedlichen Anwendung der Kernenergie 
verbreitete sich Optimismus, der sich hinsichtlich der Elektrizitätsproduktion aus 
Kernenergie im Zusammenhang mit der Suez-Krise im Jahr 1956 dann noch ver­
stärkte. 

3. 

Diese beiden angeführten Ereignisse - Vorbereitungen zur Gründung der IAEO, die 
dann 1957 erfolgte, und Abhaltung der 1. Genfer Atomkonferenz der UNO - haben 
nicht nur in zahlreichen Ländern zu einer Intensivierung der Anstrengungen auf den 
verschiedensten Gebieten der Kernenergie geführt, z. B. zur Errichtung von For­
schungs- und Entwicklungsanlagen, sondern auch zu einer sehr deutlichen Ver­
stärkung der internationalen Zusammenarbeit im Rahmen regionaler Organisationen 
Anlaß gegeben . 

4. 

Auf dem rein wissenschaftlichen Gebiet ist di e "Europäische Organisation für Kern­
forschu ng "CERN" (Consei I Eu ropeen pou r la Recherche Nucleai re) (BGBI. 41 /1960 
und BGBI. 176/1971) anzuführen, deren Anfäng e bis zum Dezember 1949 bzw. 1951 
zurückreich en. Unter der Ägide der UNESCO wurde das CERN geschaffen, die 
Konvention über die Errichtu ng trat am 29. 9. 1954 in Kraft. 

Österreich ist als 13. Staat beigetreten. Vom CE RN si nd zwei große Tei lehen beschleu­
niger gebaut worden: Ein Synchrozyklotron mit einer Energie von 600 MeV, seit 1957 
in Betrieb, und ein Protonensynchrotron für Energien von über 28 GeV. Das CERN 
fördert die internationale Zusammenarbeit in der Kernforschung und hat außerhalb 
seiner Laboratorien durch den Austausch von wissenschaftlichen Arbeiten sowie durch 
seine Kontakte mit übrigen nationalen Forschungseinrichtungen, z. B. mit dem Kern­
forschungszentrum in Dubna, wissenschaftliche Verbindungen. 

Aufgrund des neuen Programms (siehe BGBI. 176/1971) wurden Planung und Bau mit 
anschließendem Betrieb eines Laboratoriums mit einem Protonensynchrotron für 
Energien von etwa 300 GeV ausgeführt. 

Diese sehr zufriedenstellend arbeitende internationale Organisation und auch die 
Errichtung und der Betrieb ihrer großen Anlagen waren ein gewisses Vorbild für die 
später im Bereich der OECD zur Planung und Ausführung gelangten gemeinsamen 
Projekte. 
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5. 

Es wäre auch anzuführen, daß die kommunistischen Staaten am 26.3.1956 in Moskau 
ei n gemei nsames Institut fü r Kernforsch u ng errichtet haben, das, wie bekan nt, in 
Dubna (N ahe Moskau) seine Anlagen hat. Auch dort sind unter anderem zwei große 
Teilchen besch leu n igeran lagen entstanden . 

6. 

Bestehende regionale Organisationen, im besonderen die OEEC bzw. OECD, bei 
denen der Schwerpu n kt der zwischenstaatlichen westeu ropäischen Arbeiten lag, 
sowie die Europäische Atomgemeinschaft, haben sich, ausgehend vom Energie­
problem, dem Studium der Kernenergie und gemeinsamen Tätigkeiten zugewandt. 

7. 

Im Jahr 1953 waren bei der OEEC Untersuchungen über das europäische Energie­
problem eingeleitet worden. Louis ARMAND, der Präsident des Aufsichtsrats der 
Französischen Staatseisen bah nen, arbeitete 1954 ei ne allgemei ne Stud ie aus, inder die 
steigenden Energiekosten und der zunehmend zu erwartende Energieengpaß dar­
gestellt wurden, durch den die europäische Wirtschaft bedroht war. 

Im Jahr 1955 wurde durch eine OEEC-Expertengruppe (Vors itz: Sir Harold HARTLEY) 
eine weitere Studie über das Energiewachstum und das sich ergebende Energie­
defizit erarbeitet. Die Arbeiten veran laßten auch die OEEC, sowoh I fü r die Ei n leitu ng 
ei ner auf wi rtschaftlichen Erwäg ungen abgestellten Energ iepol iti k, die auf die Ver­
hältnisse und Interessen der Mitgliedsländer abgestellt ist, als auch auf ein e gemein­
same Vorgangsweise bei der Planung und Entwicklung der Kernenergie zu sorgen. 

Der OEEC-Ministerrat setzte am 10.6.1955 eine Gruppe von drei unabhängigen 
Fachleuten, bestehend aus den Herren Prof. L. NICOLAIDES (G riechenland) R. OCK­
RENT, (Botschafter, Belgien) , Sir W. HARPHAN (En gland) ein, die den mög­
lichen Umfang, die Form und die Methoden für eine wirtschaftliche und finanzielle 
Zusammenarbeit der OEEC-Länder auf dem Atomgebiet zu prüfen hatte [C (55) 112 
final]. Der Bericht dieser Experteng ru ppe vom 15. 12. 1955 [C (55) 305] wu rde nach 
Sond ieru ngen in 12 Hau ptstädten, daru nter in Wien, im Jän ner 1956 veröffentlicht. 
Der Bericht befaßt sich einleitend mit der Nachfrage und den technischen Gegeben­
heiten der Erzeugung von Kernenergie. 

Die Anregungen dieser Gruppe bezogen sich vor allem auf einen Erfahrungsaustausch; 
auf ei ne Gegenü berstellu ng nationaler Prog ram me; ei ne An passung nationaler 
Gesetzgebungen, vor allem auf den Gebieten Gesu nd heitssch utz und Haftpflicht; die 
Schaffu ng ei ner gemei nsamen Sicherheits kontrolle ; Förderu ng der Forsch u ng; Aus­
bildung von Fachkräften und die Unterstützung gemeinsamer Projekte, die über die 
Wi rtschafts- und Fi nanzkraft der ei nzel nen Mitg liedstaaten hinausgi ngen. 

Die Experten sprachen sich weiter für die Einsetzung eines Kontrollbüros zur Über­
wachung der Verwendung von spaltbarem Material sowie für die Gründung von 
internationalen U nterneh m u ngen fü r besti m mte Forsch u ngsvorhaben aus. 
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--- --------------- ----- -----

Dieser Bericht wurde am 29.2.1956 vom OEEC-Minister rat in seinen Grundzügen 
gebilligt und ein Sonderkomitee für Kernenergie eingesetzt, in dem die 17 M itg lied­
staaten zusammen mit den assoziierten Mitgliedern, die Vereinigten Staaten und 
Kanada, vertreten waren [Dokument c (56) 57]. 

Dieses Komitee hatte die Aufgabe, die aufgrund einer Ser ie von bilateralen Kontakten 
erstellten Vorsch läge der drei u na bhängigen Experten im multi lateralen Rah men in 
die Tat umzusetzen; das Ergebnis seiner Arbeiten bildete die Grundlage des Rats­
besch lusses vom 18. 7. 1956, betreffend ei ne gemei nsame Aktion der Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet der Kernenergi e [Dokument c (56) 168 final]. Durch diesen Rats­
beschluß wurde ein Direktionskomil'ee als ständiges Organ der Organisation auf dem 
Gebiet der internationalen Zusammenarbeit bei der friedlichen Verwertung der 
Kernen ergie eingesetzt, das u. a. auch die Voraussetzungen für die Gründung der 
Europäischen Kernenergie-Agen tur schuf. 

Die Statuten der Europäischen Kernenergie-Agentur (ENEA) , die vom Rat der OEEC 
am 20. 12. 1957 verabsch iedet wu rden und mit 1. 2. 1958 in Kraft traten, sind in 
BGB!. 141 /61 entha lten. 

8. 

Am 20. 12. 1957 unterzeichneten alle OEEC-Mitgliedstaaten die "Internationale 
Konvention über die Sicherh eitskontroll e auf dem Kerne nerg iesektor" (BGB!. 20/ 
1960). Zwölf Mitg li edstaaten g rü nd eten di e "Eu ropäische Gesellschaft fü r die che­
mische Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe" (Euroch emic), zu dieser Zeit das 
erste gemeinsame internat ional e Projekt auf dem Gebief der friedlich en Nutzu ng der 
Atomen erg ie (BG BI. 243/1959). 

Der Zweck der OEEC-Sicherheitskontro" e war es, zu gew ährleisten, daß der Betrieb 
von Gemei nsch aftsu nter neh m u nge n d r 0 rganisat ion sowie Material ien, Ausrüstu n­
gen und Dienstleistu ng en, d ie aufg ru nd zu sch li eßender Verei n ba ru ngen von der 
Ag entur oder unter ihrer Aufsicht zur Verfügung gestellt w erden, keinen militärischen 
Zwecken dienen . In d n Rahm en dieser Kontrolle wurd en vor allem di e Gemei n­
schaftsunternehmung en HALDEN, EUROCHEMIC und DRAGON einbezogen. Später 
ist auch di ese Sicherhei tskontroll e ausges tzt und im Zusammenhang mit der IAEO­
Kontrolle vorgenommen worden. 

Aufgabe der Gesellschaft "EUROCHEMIC" war es, ein W erk und Labor für die Auf­
arbei tung bestrahlter Kernbrennstoffe zu errich ten und zu betreiben, die Entwicklung 
der Verfahren und die Ausbildung von Fachkräften auf di ese m Gebiet sicherzustellen 
sowie jed e Forschu ngs- und i nd ustrielle T ötig keit du rchzufü h ren, um die Mitglied­
staaten der OEEC bzw. dann der OECD in die Lage zu versetzen, sich mit dieser 
neuartig en Tech nolog ie vertraut zu machen und die in ihren Atom reaktoren ver­
wendeten Kernbren nstoffe unter wi rtschaf1'lichen Bedi ng u ngen aufzuarbeiten. Die 
G rü ndu ng dieses Unternehmens erfolgte ei nerseits, um ei nem eu ropäischen Bedü rfnis 
Rechnung zu tragen, und anderersei ts, um auch kl eineren Ländern die Teilnahme an 
der modernen Entwicklung zu ermög lich en. 

Der EUROCHEMIC-Vertrag wurde auf 15 Jahre abgeschlossen. Nach dieser Zeit 
wurde der Aufarbeitungsbetrieb am 1.1.1975 eingestellt. Für eine Dauer von weiteren 
5 Jahren (1974- 1979) wird ein gemeinsames Arbeitsprogramm zur Behandlung und 
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Beseitig u ng der wäh rend des Aufarbeitungsbetriebes am Sitz des U nterneh mens in 
Mol (Belgien) vorhandenen rad ioaktiven Abfälle durchgeführt. Auch die Abwicklung 
eines zusätzlichen Forschungsprogramm es im Zusammenhang mit den Arbeiten der 
IEA (Internationale Energ ie Agentur) ist im Studium begriffen . 

9. 

Der Vollständigkeit halber soll bemerkt werden , daß sich der Name der OEEC durch 
Unterzeichnung der Konvention über die Organisation für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit und Entwicklung, die am 1.10.1961 wirksam wurde, in OECD geändert hat, 
nachdem die USA, Kanada und Japan ihren Beitritt vollzogen hatten . 

Die Europäische Kernenergie-Agentur (ENEA) wurde 1972 unter Weglassung des 
Wortes "europäisch" in "NEA" übergeführt, nachdem Japan Vollmitglied geworden 
war. Die USA und Kanada sowie auch Australien, die einen assoziierten Status hatten, 
sind dann später der NEA beigetreten. 

10. 

Zu einer Darstellung über die internationale Zusammenarbeit gehört auch der 
Hinweis auf die von den 6 Ländern der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl - alle auch OEEC-Länder - im Zusammenhang mit den Tagungen in Messina 
am 1./2.6.1955 und in Brüssel geschaffenen Grundlagen für die Europäische Atom­
gemeinschaft (EURATOM), deren Gründungsvertrag am 1. 1.1958 wirksam wurde. 
Mit dem EURATOM-Programm, der Gemeinsamen Kernforschungsstelle und gemein­
samen Projekten wurde und wird auf die Kernenergie-Entwicklung ein nicht un­
wesentlicher I m puls ausgeü bt. 

11. 

Österreich hat aufgrund besonderer Nachkriegsbedingungen - der Österreichische 
Staatsvertrag wurde im Mai 1955 abgeschlossen - die internationale Kernenergie­
Entwicklung erst nach der 8. Generalversammlung der Vereinten Nationen 1953, 
bei der der damalige amerikanische Präsident Eisenhower seine Vorschläge über die 
friedliche Nutzung der Kernenergie darlegte, beobachtend verfolgen können. Eine 
aktive Befassung wurde durch die Einladung Österreichs zur Teilnahme an der 
1. Genfer UNO-Konferenz für die friedliche Verwendung der Atomenergie und durch 
eine Einladung zum Abschluß eines bilateralen Vertrages mit den USA herbei­
geführt. 

12. 

Die bilateralen Verträge waren vom Anbeginn der Tätigkeiten auf dem Atomgebiet 
für Empfängerländer die wahrscheinlich wertvollsten Instrumente, mit deren Hilfe 
Informationen auf dem Gebiet der Kernwissenschaft und Technik, der Gesundheit 
und Sicherheit, von Ausbildungsmöglichkeiten, Ausrüstung, Forschungsreaktoren mit 
Bau- und Betriebsinformationen, Spaltstoffe bei Gewährleistung der rein friedlichen 
Verwendung beschafft werden konnten. 
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Österreich schloß, wie viele andere Staaten, mit den USA ein Abkommen über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der friedlichen Verwendung der Atomenergie, das 
am 8.6.1956 vor<:: rst mit einer Gültigkeit von 5 Jahren vereinbart wurde. Im Rahmen 
dieses Vertrages hat Österreich technische Informationen, zwei Forschungsreaktoren, 
Kernmaterialien (für drei Reaktoren) und Geräte erhalten . Dieser Vertrag wurde 
über Wunsch beider Parteien durch das Abkommen vom 22. 7.1959 (BGBI. 57/1960) 
ersetzt bzw. erweitert. Der Inhalt des Abkommens sieht - wie bisher - den Aus­
tausch von Informationen über Planung, Bau und Betrieb von Forschungsreaktoren, 
über Fragen der Gesundheit und Sicherheit, über die Verwendung radioaktiver 
Isotopen vor; er enthält außerdem die lieferung entsprechender Kernmaterialien für 
den Reaktor in Seibersdorf und das Atominstitut der österreichischen Universitäten, 
auch wieder unter Beachtung entsprechender Sicherheitskontroll maßnah men. 

Aufgrund des vorliegenden Abkommens wurde der ÖSGAE (Österreichische Studien­
gesellschaft für Atomenergie) für den von ihr zu errichtenden Reaktor eine finanzielle 
Beihilfe von 350.000 US$ gewährt. 

Im Artikel" des bilateralen Vertrages haben die Vertragspartner ihr gemeinsames 
Interesse an der IAEO bekräftigt und in Aussicht genommen, die IAEO zu gegebener 
Zeit mit der Handhabung der Kontrollmaßnahmen zu betrauen. 

Im Jah r 1961 hat der Gouverneu rsrat der IAEO ei n Kontrollsystem ei ngerichtet. Es 
war daher der Zeitpunkt gekommen, die Übertragung der amerikanischen Kontroll­
rechte auf die IAEO vorzun ehmen . Im Einvernehmen mit den amerikanischen Ver­
tragspartn ern und der IAEO wurd e nun ein "trilateraler Vertrag" ausgearbeitet und 
am 15. 6. 1964 in Wi en unterzeichnet (BGBI. 2/66). Damit wurd en di e im ßGBI. 57/60 
enthaltenen Kontroll besti m m u ng en ausg esetzt. Ei n neuer dreiseitiger Vertrag ist nach 
Erfüllung bestimmter , die Sicherh ei tskontroll e der IAEO betreffenden Maßnahmen 
am 24. 1. 1970 in K ra ft getreten (BG BI. 85/1970). 

Das in Geltung gestand ene bilateral e Abkomm en mit den USA wurd e am 14.6. 1974 
abgeändert (BGBI. 708/74) und läßt nun im Hinblick auf eine erweiterte Laufzeit von 
44 Jahren langfristig e Planungen zu . 

Die Bestimmungen über die lieferung von angereichertem Uran bzw. die Lohn­
anreicheru ng wurd en geändert bzw. eng er gefaßt. 

13. 

Durch die im Rahmen der OEEC vorhandenen Informationsmöglichkeiten und durch 
Kontakte mit Fachleuten der Marshallplanverwaltung erhielt man jene Informationen, 
die zur Vorbere itung der österreichischen Teilnahme an der 1. Genfer Konferenz 
benötigt wurden. 

Es war erkennbar, daß von der Kernenergie, die um 1955 wohl die modernste Tech­
nologie war, auf die allgemeinen Forschungsarbeiten, die technischen Entwicklungen 
und das Ausbildungswesen starke Impulse ausgingen, wodurch aber auch die moderne 
Industriegestaltung nachhaltig beeinflußt wurde. Ein sehr wichtiges Problem, das 
besonders für Österreich aufgrund der gegebenen Umstände bedeutsam war, bestand 
in der Heranbildung junger Fachkräfte. 
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Durch die neuen, interessanten und anspruchsvollen AufgabensteIlungen, durch die 
Schaffu ng moderner Anlagen und modern er A r beitsplätze, durch die internationalen 
I<ontaktmöglichkeiten haben sich damals junge, schöpferische Kräfte angesprochen 
gefü h It und sich den Arbeiten mit der neuen Tech nolog ie zugewandt; dad u rch kon nte 
auch die Abwanderung von Fachkräften gebremst werden. 

Unter dem Eindruck der 1. Genfer Konferenz bzw. der zunehmenden bilateralen und 
mu Iti lateralen Zusam menarbeit und der E rken ntnis, daß die Kernspaltu ng nicht nu r 
auf dem Gebiet der Energieerzeugung, sondern auch in Forschung , Technik, Medizin, 
Biologie, Landwirtschaft und anderen Gebieten wertvolle Beiträge leisten kann, und 
in der Erkenntnis des großen industriellen Vorsprungs der meisten industriellen Länder 
wurde am 29.6.1956 von Vertretern des Staates, der E~Vv'irtschaft und Industrie die 
Österreichische Studiengesellschaft für Atomenergie GesmbH (ÖSGAE) gegründet, mit 
dem Hauptziel, die Grundlagen und die friedlichen Anwendungen der Atomenergie zu 
studieren. Damit sollten diese Anwendungen für Österreich erschlossen und hin~ 
r eichend lange Zeit vor dem Bau von Kernkraftwerken ein ausreichender Erfahrungs~ 
hintergrund geschaffen werden. 

Mit Ministerratsbeschluß vom 13.3.1956 wurde die ÖSGAE beauftragt, das Reaktor~ 
zeni'rum Seibersdorf zu errichten. Das Zentrum wurde plangemäß am 29.9.1960 
eröffnet und der Forschungsreaktor AST RA in Betrieb genommen. In der Zwischenzeit 
hat dieser Reaktor mehr als 16 Jahre störungsfrei en Betrieb hinter sich ., und das For~ 
schu ngszentru m Sei bersdorf ist mit über 500 Mita r beitern und etwa 100 Studenten 
zur größten, im wesentlichen vom Bund getragenen Forschungseinheit Österreichs 
geworden. 

Zu bemerken wäre, daß sich das Prog ram m der ÖSGAE, den Erfordern issen folgend, 
über die Kernenergie im engeren Sinne hinaus diversifiziert und neben der Energie~ 
forsch u ng auch die Schwerpu n ktbereiche "Neue Tech nologien", "U mweltsch utz und 
Gesundheit" sowie "Bildung und Ausbildung" einbezogen hat. 

Die Arbe itsergebnisse der ÖSGAE 1956--1976 sind i n 14f~2 wissenschaftl ichen Pu bli ka~ 
tionen , 1321 tech nischen Arbeitsberichten sowie 202 Patenten niedergelegt. Unter der 
fach lichen Betreu u ng ih rer zeh n wissenschaftlich en Institute si nd 145 Di plomarbeiten 
und 218 Dissertationen entstanden. Aus der ÖSGAE si nd 5 ordent l iche, 5 au ßerordent~ 
liche Professoren und 17 Universitätsdozenten he rvorgegangen. 

Die ÖSGAE verfügt über sehr gute internationale Verbindungen. Sie ist mit wissen~ 
schaftlichen Beiträgen und Exponaten bei den drei Genfer Konferenzen 1958, 1964 
und 1971 aufgetreten. Ei ne größere Zah I von Mitarbeitern kon nte bei der Abwickl u ng 
internationaler Projekte (z. B. OECD~Projekt DRAGON und HALDEN) sowie durch 
die Tei I nah me an Kern kraftwerksprojektieru ngen wichtige Erfah ru ngen gewin nen. 
Die ÖSGAE unterstützt seit Jahren die Internationale Atomenergieorganisation (IAEO) 
bei m Betrieb ihrer Labors in Sei bersdorf und hat fü r deren Inspektionstätig keit das 
Safeg uards Analytical Laboratory (SAL) errichtet. 

Die Probleme der Reaktorsicherheit und der Abfall beseitig ung stellten von Anfang an 
Schwerpunkte der Tätigkeit der ÖSGAE dar. Zahlreich e Mitarbeiter haben auf diesen 
Gebieten im Ausland Erfahrungen erworben und sich während vieler Jahre durch 
umfangreiche experimentelle Arbeiten, Berechnungen oder Konstruktionen als 
Experten qualifiZiert. Auf den einschlägigen Gebieten sind die Institute der ÖSGAE 
durch Bescheid des Bundesministeriums für Bauten und Technik vom 10.7.1967 als 
autorisierte Versuchsanstalten anerkannt, die das Recht haben, über ihre Unter~ 
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such ungen , Prüfungen usw. staatlich anerkannte Zeugnisse auszuste llen. In dieser 
Fu n kt ion ist d ie ÖSG AE 1971 als Hau ptg utachter fü r die Si ch erh eitsfragen des Ke r n­
kraftw erks Z we ntendorf bestellt wo rde n und seither mit einem Team von bis zu 
60 Experten an der intensiven Prüfun g von Planung und Bau der Anlage tätig. 

Die Experten de r Ö SGAE fü h len sich in diese r Tätig ke if als ane r kan nte, verantwortlich 
den ke nde und gewissenhafte Fachleute der Objektivität und Sorgfa lt ganz besonders 
verpf lichtet. Um die Unabhängigkeit der Arbe it d ieser Experten besonders zu unter­
st reichen, wurd e in der 47. Aufsichts r atssitzung vom 24.3. 1976 eine Art Redakteur­
statut beschlossen, das das U rtei I der im Bewi lIig u ngsverfah ren tätig en Mitarbeiter 
ausschließlich an ihr wissenschaftlich-technisch es Gewissen bindet. 

Si cherh eitsaspe kte w erd en von der ÖSGAE auch bei je nen Projekten betont, die sie 
ge mei nsam mit österrei chische n I nd ustri eu nterneh men du rchfüh rt, um dere n tech ­
nische Entwicklung zu fö rdern. D ies bew eist z. B. die gemeinsam mit den Vereinigten 
Edelstah Iwerken in Sei bersdor f entw ickelte Rei n ig u ngsan lage fü r rad ioaktive Ab­
wässer von Kern k ra ftwerken , d ie ei ne inte rn ationale Spitzen leistu ng darstellt und 
bere its mehrfach expo rti ert w urde. Hierh er gehört au ch die En twicklung eines Spann­
betonbehälters, der als besonders br uchsi che res Reaktorg efäß ko nzip ie rt ist. 

N eben den sicherheitstech nischen Aspekten de r Ker nene rgie verfolgt die ÖSGAE u. a. 
auch mit Nachdruck Entwickl ungen auf dem Gebiet der sich eren Bese itigung radio­
aktiver Abfälle. Auf G r u nd ei nes Besch I usses der Bu nd esregi eru ng vo m 19. 11. 1974 
w i r d ei ne Verbren n u ngsan lag e fü r rad ioa kt ive Abfäll e er r ichtet, durch d ie di e im 
Forsch u ngszent r u m vo r ha nd nen Ei n r ichtu ngen zu ei ner leistu ngsfä hi gen öster­
reichisch en Zent ralstell e fü r die So m ml u ng, Verarbeitu ng und Zwisch enlageru ng 
für sch wach- und mittelakt ive Abfäl le erw it r t werd en. Schon se it Jahren we rd en 
vo n der ÖSGAE erhebliche M engen r ad ioakti ver Ab fäll e aus Sp itäler n, Fo rschung 
und Industri e üb rn ommen, verarbeit t und gelag er t. 

Das Ü bere i n kom men über ei n I nier nat iono l s En rg iep rog ra m m (BG BI. 317/76) hat 
wi chti ge Auswirkungen auf verschi den m it de r Kernenerg ie im Z usammenhang 
stehcnd e Problcme. 

Im Kap i'lel VII - lan gfri st ig e Zusamm narbeit i m En rg iebereich - w ird im 
Arfikel f~2 .1 (c) d ie Ford erung aufg est II t, daß in der Fo rschung und En tw ickl ung i m 
Energ iebereich vor r angi g gem einsame Progr amme zu behande ln sind , u. a. für 
nukleare Sicher h it, Sonnenen erg ie, auf dem Gebiet der Behand lung und Bese iti gung 
radioa ktiver Abfä ll e un d der rati onell en Energieve rw ndu ng. 

14. 

Österre ich ist mit anderen M itg l ied ländern der Energ ie-Age ntur auf diesen Gebieten 
täti g geword en. Am 20. 5. 1976 wu rde auch von Öste r reich ei n Übereinkommen 
über den i ech nisch en I nfo rm ati on saustausch auf dem Geb iet der Rea ktorsi ch erheits­
fo rsch u n9 un d -entw ick lung u nterze ich net . 

15. 

Am 2. 2. 1977 hat di e R pu bl i k Österreich der Österreich isch en Stud iengesellsehaft fü r 
Atom energie Gesm bH du reh ei nen Bevoll möchtig u ngsvertrag den Auft rag erteilt, all e 
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der Republik aus der Beteiligung an der Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet 
der nukl earen Sicherheit erwachsenden Rechte und Pflichten wah rzu neh men . Im 
einzelnen wurde die ÖSGAE im Si nne des § 3,1 ihrer Satzung mit der Durchführung 
der Beteil igung an folgenden Projekten beauftragt : 

• Detai liierter Erfah ru ngsaustausch durch tech nische Berichte, Fortsch rittsberichte, 
Expertentagungen usw. im Sinne des in Punkt 1 zitierten Durchführungsübereinkom­
mens. 

• Index der nuklearen Sicherheitsforschung (Nuclear Safety Research Index) 
als Informationssystem zur Übersicht über alle nuklearen Sicherheitsprojekte der 
Teilnehmerländer. 

• Leistungsstoßanlage (Power Burst Facility - PBF) 
zur Untersuchung von Ve rsagensmechanismen von Brennstoff und Brennstoffhüllen 
bei Störfällen und Unfällen. 

• Testanlage für Kühlmittelverlust (Loss of Fluid Test Facility - LOFT) 
zu r U ntersuchu ng von Kü h I mittelverlustu nfällen bei ei nem nu klear-thermohyd rau­
lischen Kreislauf, bestehend aus Reaktor, Druckgefäß, Brennstoff, Pumpen, Dampf­
erzeuger, Druckhalter, Rohren usw. 

• Plenum Auffüllexperiment (Plenum Fill Experiment - PFE) bzw. Sicherheitskühlung­
Bypass (Emergency Core Cooling Bypass-ECC Bypass) 
zur Untersuchung des Wiederauffüllvorganges des Reaktors nach Rohrb ruch und de r 
Fun ktionsweise der Kern notküh Isysteme. 

• Halden-Reaktor-Programm (Halden-Reactor-Project-Programme - Halden) 
zur Untersuchung von Reaktorsch utzsystemen , Reaktorschutzrech nern und fü r Bren n­
stoffu ntersuch u ngen. 

• Heißdampfreaktor (HDR) 
zur Untersuchung des Verhaltens von Komponenten und Armaturen des Primär­
kreises, des Reaktordruckgefäßes und der Sicherheitshülle bei Kühlmittelverlust­
unfällen usw. 

Zur Finanzierung der Mitwirkung an diesen Projekten wurde zwischen der Österrei­
chischen Studiengesellschaft fü r Atomenergie Gesm bH und der Kern kraftwerk 
Planungsgesellschaft m. b. H. am 28. 1.1977 ein Vertrag abgeschlossen, in dessen 
Rahmen die KKWP die Kosten der Beteiligung an den o. a. Projekten bis zu einer 
maximalen Höhe von 50 Millionen Schilling, exklusive Mehrwertsteuer, übernimmt. 
Um die Objektivität der Erzielung und des Transfers der Ergebnisse der o. g. Projekte 
sicherzustellen, wurde in dem Vertrag mit der KKWP vereinbart, daß keine außen­
stehende Stelle, insbesondere nicht die KKWP als Kostenträger, auf die sicherheits­
technische Beurteilung Einfluß nimmt. 

16. 

Auf dem Gebiet der Sonnenenergie hat Österreich am 20.12.1976 das "Durch­
führungsübereinkommen zur Erprobung von solaren Heiz- und Kühlsystemen" unter 
dem Vorbehalt der Ratifi kation unterzeichnet. I n diesem Du rchfüh ru ngsü berein kom­
men sind Projekte zur "Entwicklung, von Sonnenheizungs-, Kühlungs- und Heiß­
wasserversorg ungs-Systemen", "Kom ponenten-Entwickl ungen" und "Entwickl ung 
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eines Handbuches über Sonneneinstrahlungen" sowie eines "Instrumentenverbandes" 
vorgesehen. 

Außerdem wurde Österreich bei der Verwaltungsratssitzung der IEA am 20./21. 11. 
1975 zu m "Lead Country" fü r kleine solare Kraftwerke ausgewäh It. 

Aufgrund des Programmes der Energie-Agentur wurde um die zweite Hälfte 1975 
bei der OECD/ NEA die Tätigkeit auf dem Gebiet des radioaktiven Abfalls wesentlich 
verstärkt und ein internationales Programm für die Forschung und Entwicklung auf 
diesem Gebiet neu erstellt. Die OECD/ NEA übernahm die Verantwortung für dieses 
Programm als " Lead Organization". Für die Lenkung dieses Programmes wurde das 
"Radioactive Waste Management Committee" geschaffen, das im Einvernehmen mit 
anderen zuständigen Komitees (Strah lenschutz und Gesu nd heit, Sicherheit von 
nuklearen Anlagen) tätig ist. 

Das neue Programm, das Schwerpunkte auf dem Gebiet der Stud ien für "Abfall­
Lagerung in geologischen Formationen " und für "Forschungs- und Entwicklungs­
arbeiten auf dem Gebiet der Verfestigung radioaktiver Abfälle, besonders hoch­
radioaktiver Abfälle" beinhaltet, wird in Zusammenarbeit zwischen der OECD/ IEA 
und der OECD/ NEA erstellt. 

Die österreichischen Aufgaben an diesem Projekt werd en durch die ÖSGAE wahr­
genomm en, auch hi er im Einvernehmen mit den zuständigen Ressorts. 

Im gemeinsamen Programm "Rationelle Energieverwendung" nimmt Österreich an 
den Projekten " Wärmepumpen" und "Stufenweise Energ ienutzung und Dreifach­
Dampfprozeß" teil. Beide Durchführungsübereinkommen wurd en von Österreich 
unter dem Vorbehalt der Ratifikation am 16. 3. 1977 unterze ichnet. 

17. 

Für di e besonderen Aufgaben der öster rei chisch en Hochschul en wurd e in Wien / Prater 
ein eigenes Institut mit ein em kl ein en Forschungs- und Ausbildungsreaktor ein­
gerichtet, das .. Atom insti tut der Österreich ischen Hochschulen". Mit Erlaß des Bundes­
ministeriums für Unterricht vom 30. 6. 1957 wurd e die Planung und Errichtung ver­
anlaßt. 

D ie Inbetriebnahm e der Anlage erfolgte am 21.3.1962. Im selben Jahr wurde auch 
in diesem Laboratori u m ei n Tei lehen besch leun ig er installi ert. 

18. 

Ein weiterer klein er Reaktor wurd e in Graz im Rahmen des "Forschungszentrums des 
Vereins zur Förderung der fri edlichen Verwendung der Kernenergie" an der Tech­
nischen Universität err ichtet. 

19. 

Fü r die weiteren Aufgabenstellu ngen auf dem Gebiet der Kernenergie Naren neben 
den viele Bände füllenden Referaten der 1. Genfer Atomkonferenz aus dem Jahr 1955 
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ein ausführlicher Bericht des Generalsekretärs der UNO wirksam, in dem über die 
Anwend ung der Kernenergie zu r Stromerzeug ung fü r die I nd ustrie und Landwirt·· 
schaft Ausfü h ru ngen zu r Vorlage an den Wi rtschafts- und Sozial rat (1957. 11. B. 2) 
bestimmt waren. 

20. 

Der 1. Genfer UNO-Konferenz für die friedliche Entwicklung der Kernenergie 
schlossen sich je im Abstand von mehreren Jahren weitere von der UNO veranstaltete 
9 roße Tag ungen in Genf an, und zwar 1958, 1964 und 1971. Bei oll diesen Konferenzen 
wurden die in Betracht kommenden Gebiete der Forschung, Technik, Wirtschaft, des 
Energiebedarfes usw. behandelt. Es waren, wie Generaldirektor Dr. EKLUND kürz­
lich ausführte, Marksteine der Entwicklung. Als Fortsetzung dieser vier Genfer Kon­
ferenzen ist die vom 2. bis 13.5. d. J. in Salzburg abgehaltene und diesmal von der 
IAEO allei n organisierte Konferenz mit ei ner ei ngeschrän kten Aufgabenstell ung, und 
zwar" Die Kernenergie und ihr Bren nstoffkreislauf", anzusehen. 

Auf der" 1. Genfer Konferenz" im Jah re 1955, bei der, wie schon erwäh nt, erstmalig 
ein freier Mei nu ngsaustausch über wissenschaftliche und tech nolog ische Probleme 
erfolgt war, hatte sich über die weitere Nutzung der Kernenergie großer Optimismus 
verbreitet. 

Bei der vom 1. bis 13.9.1958 abgehaltenen ,,2. Genfer Konferenz" (unter dem 
Vorsitz von M. F. PERRIN, Frankreich) hat man sich weniger mit Zukunftserwartungen, 
um so mehr aber mit konkreten Problemen der Energieversorgung, der zwischen­
zeitig vorliegenden ßetriebserfah ru ngen und mit Sicherheitsfragen beschäftigt. GroBes 
I nteresse fanden erstmalig Informationen über Experi mente auf dem Gebiet der Kern­
fusion. 

Über neue Kernkraftwerksprojekte wurde von mehrere'"! Ländern berichtet, so von 
den USA, von Großbritannien, Frankreich und der UdSSR, die auch den Bau eines 
ersten atomgetriebenen Eisbrechers bekanntgab. Den Fortschritten in Physik, Metal­
lu rgie, Chemie, den Aufarbeitu ngsverfah ren , der Isotopentren n u ng und der medi­
zinischen Anwendung wurde große Aufmerksamkei1 entgegengebracht. 

Anläßlich der ,,3. Genfer Konferenz" vom 31.8. bis 9.9.1964 (Vorsitz: W. S. 
EMEL YANOV, UdSSR) waren für die ca. 3500 Teilnehmer die Themen der Kernkraft­
werksentwicklung, des Baues, Betriebes und der Planung vorherrschend. Weitere 
Vortrags- und Gesprächsthemen v/aren wirtschaftliche Fragen, die internationale 
Zusammenarbeit, die kontrollierte Kernfusion, der Kernbrennstoff, Anwendungen 
der Isotopen- und Strahlenquellen in Wissenschaft, Technik. Medizin und Biologie. 
Österreich konnte sich mit sieben wissenschaftlichen Berichten beteiligen. 

Bei dieser Konferenz wurde wieder eine Ausstellung veranstaltet, die 18 Regierungen 
beschickten und deren Zweck es war, den Konferenzteilnehmern ein besseres Ver­
ständ n is der mü nd lichen und sch riftl ichen Berichte zu vermittel n sowie ei ne Demon­
stration der Anwend ungsmög I ich keiten der Kernenergie in Ind ustrie, Landwi rtschaft, 
Medizin und Biologie zu geben. An dieser Ausstellung (7400 m 2

) beteiligte sich auch 
erstmals Österreich mit dem flächenmäßig kleinsten Ausstellungsstand von 40 m 2

• Die 
Organisation wurde von der ÖSGAE abgewickelt, die selbst Exponate zeigte. Weitere 
Ausstellungsstücke kamen von der Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Arsenal und 
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von zwei österreich ischen U nterneh m u ngen. Der Bericht über die österreich ische 
Beteiligung und den Verlauf der Konferenz wurde auch dem Parlament zur Kenntnis 
gebracht. 

Die ,,4. Genfer Konferenz" vom 6. bis 16. 9. 1971 (Vorsitz: Mr. GLEN N T. SEABORG, 
USA), auch wieder von den Verei nten Nationen veranstaltet (Resol ution A/RES/2406 
[XXIII] vom 19. 12. 1968 und A/CONF. 49/3, vom 7. 8. 1970), hatte die zur Verhand­
lung vorgesehenen ThemensteIlungen neuerlich erweitert. Dies schon im Hinblick 
auf den abgesch lossenen Atomsperrvertrag , der bereits in 68 Staaten in Kraft getreten 
war. 

21. 

Seit erkannt wurde, daß mit der Kernspaltung große Mengen Energie frei werden, 
und seit der ständig zunehmenden Kernenergie-Anwendung begleitet diese eine 
Sicherheitskontrolle, mit der eine nicht friedliche Verbreitung der Kernenergie ver­
hindert werden soll. 

I n der Entwickl u ng der Sicherheitskontrolle kön nen 4 Phasen unterschieden werden: 
Die 1. Phase in Errichtung einer Sicherheitskontrolle lag in dem als "Baruch-Plan" 
bekannten Vorschlag, der den Vereinten Nationen 1946 vorlag und u. a. die Er­
richtung einer internationalen Behörd e vorsah, die eine MonopolsteIlung beim 
Betrieb nuklearer Anlagen ausüben sollte; es kam jedoch nicht zur Verwirklichung 
di eses Plan es. 

Di e 2. Phase der Sicherheitskontroll e begann mit der bekannten Rede des amerika­
nisch en Präsid en ten Eisenhower vor der UNO-Generalversammlung im Dezem ber 
1953. Die damals in Vorsch lag gebrachte Ei n richtu ng ei ner Interna tional en Atom­
energ ie-Agentu r sollte ei ne Kontrolle über die von dieser weiterg egebenen Kern­
materialien, Ausrüstungen und Informationen ausüben, damit diese weder direkt noch 
i ndi rekt mi litä rischen Zwecken zugefü h rt werden kön nten. Auch im Rah men der 
bilateral en Verträge, die die Vereinigten Staaten mit anderen Ländern abschlossen, 
wurd e ein Kontrollsystem eingebaut und di eses später auf die IAEO im Rahmen der 
früher angeführten tri lateralen Verträge übertragen. 

Die 3. Phase der Geschichte der Sicherheitskontrolle beginnt in den sechziger Jahren, 
als die Entwicklung zum Atomwaffensperrvertrag (NPT) eingeleitet wurde. Dieser 
Vertrag wurde nach sehr schwierigen Verhandlungen fertiggestellt und von der 
Generalversammlung der UNO am 12. 6. 1968 approbiert (Resolution 2373 [XXII]). 
Er trat nach Ratifizierung durch die vorgesehene Zahl von Mitgliedern am 5.3. 
1970 in Kraft. Die IAEO wu rde mit der Du rchfü h ru ng der Sicherheitskontrolle 
beauftragt, der Gouverneursrat setzte ein eigenes Komitee zur Erarbeitung eines 
entsprechenden Sicherheitskontrollsystems, das sogenannte "Safeguards Committee" 
ei n. Dieses tagte vom 12. 6. 1970 bis 10. 3. 1971 und schloß sei ne Arbeit mit 
ei nem Modell ei nes "Sicherheitskontrollabkom mens" ab, das fü r die inder Folge 
mit den Mitgliedern des NPT abzuschließenden Verträge als Richtlinien dienen sollte. 
Nach Genehmigung durch den Gouverneursrat wurde dieses Modell veröffent­
licht; es bi Idet die G ru nd lage fü r das gegenwärtige System der IAEO-Sicherheits­
kontrolle . 
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Die vierte und gegenwärtig e Phase der Sicherheitskontrolle ist von dem Bemühen 
der Mitgl ieder des NPT geken nze ichn et, d ie Sicherheitskontrollmaßnahmen der 
IAEO zu vereinh eitl ichen und inte r national zu stä r ken. 

Entsprechend dem Fortgang dieser internationalen Sicherheitskontrolle war auch 
Österreich von dieser Entwicklung be r ührt, die vor allem in der zweiten Phase des 
oben besch riebenen Zeitablaufes ei ngeleitet wu rde : 

Es ist hier die Sicherheitskontrollkonvention der OEEC (später OECD) anzuführen 
(BGB!. 20/1960), über die bereits früher eine Aussage gemacht wu rde. Auch die mit 
den USA abgeschlossenen Verträge enthielten Bestimmungen über die Sicherheits­
kontrolle (BGB!. 57/1960) und w urden dann im Rahmen trilateraler Verträge - wie 
bereits frühe r ausgeführt - auf die IAEO übertragen (BGB!. 2/1966). 

Österreich hat den Atomsperrvertrag (BGBI. 258/1970) am 4. 6. 1969 ratifiziert, der 
am 5.3.1970 in K raft trat. Der Ve rtrag bestimmt in seinem Artikel 111, daß Nicht­
atomwaffenstaaten, die dem Vertrag beitreten, mit der IAEO ein Kontrollab­
kom men innerhai b der im Ve rtrag festgelegten Fr ist zu sch ließen haben. Österreich 
hat daher im Frühjahr 1971 mit der IAEO ein Sicher heitskontrollabkommen aus­
gehandelt und abgeschlossen, das am 23. 7. 1972 in Kraft getreten ist (BGBI. 239/1972). 
Mit diesem gegenwärtig in Geltung befindlichen Abkommen wurde auch die bisherige 
Sicherheitskontrollverei n barung des tri latera len Vertrages ü berfl üssig und daher fü r 
die Geltungsdauer dieses bestehend en Abkomm ens mit selbem Tage suspendiert 
(BG BI. 240/1972). 

Auf der Grundlage dieses Sicherheitskontrollabkommens führt die IAEO entsprechend 
ihrem neuentwickelten "umfassenden" Sicherheitskontrollsystem die Sicherheits­
kontrolle in Österreich durch. 

Da die Sicherheitskontrolle sich wesentlich auf ein innerstaatliches Kontrollsystem 
abstützt, wurden in Österreich die gesetzlichen Grundlagen zur Errichtung eines 
solchen staatlichen Kontrollsystems durch das Sicherheitskontrollgesetz (BGB!. 408/ 
1972), das am 24. 11.1972 in Kraft trat, geschaffen , wobei in diesem Gesetz neben der 
eigentlichen Sicherheitskontrolle der komplementä re Bereich der Exportkontrolle 
mitbehandelt wurde, auf welchen weiter unten kurz eingegangen wird. 

Der Umfang der IAEO-Sicherheitskontrolle aufg r und des Arfikels 111/1 des NPT 
umfaßt nicht nur, wie beim früheren System, einzelne Kernanlagen, sondern den 
gesamten Brennstoffkreislauf des jeweiligen Vertragsstaates und dam it alles auf dessen 
Territorium befindliche Kernm aterial. De r Begriff Kernmaterial umfaßt gemäß der 
Defin ition des Arti kels XX des Statuts der IAEO (BG BI. 216/1957) Thori u m, Uran und 
Plutonium als Ausgangs- oder besonderes spaltbares Material. Sobald es jenen Rein­
heitsgrad erreicht hat, daß es nach der Erzverarbeitung in den Brennstoffkreislauf 
eingeführt werden kann, unterliegt es der Sicherheitskontrolle. 

Der Zweck der Kontrolle ist gemäß Artikel 2 des Sicherheitskontrollabkommens 
(BG BI. 239/1972) darauf gerichtet, rechtzeitig eine Abzweig ung von Kern material 
von der friedlichen Verwendung zur Erzeugung von Kernwaffen oder anderen 
nuklearen Sprengvorrichtungen oder für unbekannte Zwecke aufzudecken bzw. von 
einer solchen Abzweigung durch das Risiko der Entdeckung abzuhalten. 

Ei n bedeutendes Wesensmerkmal der IAEO-Sicherheitskontrolle ist das Formal­
erfordernis des Staates, ein eigenes staatliches System der Erfassung und Kontrolle 
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von Kernmaterial zu errichten. Die Sicherheitskontrollmaßnahme von qrund­
legender Bedeutung ist bei m nationalen Kontrollsystem die Material buch haltu~g, die 
auf einem System von "Materialbilanzbereichen" basiert. In Österreich bestehen 
gegenwärtig für die vier Kernanlagen (drei Forschungsreaktoren: Seibersdorf, 
Wien / Prater, Graz; das zukünftige Kernkraftwerk Zwentendorf) je ein Material­
bi lanzbereich sowie ein fü nfter Material bilanzbereich fü r die im übrigen Bundes­
gebiet vorhandenen klei nen Mengen von Kern material. Fü r jeden dieser Material­
bilanzbereiche wi rd ei ne Material bi lanz erstellt, die in periodischen Abständen durch 
ei ne tatsäch liche Bestandsaufnah me (Inventu r) überprüft wi rd. Sollte eine Differenz 
zwischen Buchbestand und Ergebnis der Bestandsaufnahme vorkommen - man 
spricht hierbei von MUF (Material unaccounted for) - so müssen Untersuchungen 
angestellt werden, um festzustellen, wieso dieser MUF vorliegt. Es kann sich dabei um 
Rechenfehler, Meßfehler, aber auch um Diebstahl u. dgl. handeln. 

Die Sicherheitskontrollabkom men der IAEO enthalten g ru nd legende Erfordern isse 
für ein nationales Kontrollsystem und bestimmen u. a., daß für jeden Materialbilanz­
bereich Aufzeich nungen zu fü h ren si nd und über den Material bestand bzw. dessen 
Änderungen ein Bericht an die IAEO zu erstellen ist. 

22. 

Das österreichische staatliche Sicherheitskontrollsystem ist auf der Basis dieser im 
Sicherheitskontrollabkommen allgemein gehaltenen Kriterien auf einer Gliederung 
in vier System bereiche aufgebaut: Meßsystem, Aufzeich n ungssystem, Berichtsystem 
und Inspektionssystem. Demnach sind in den Materialbilanzbereichen, die Kern­
anlagen umfassen, von den Betreibern die Kernmaterialmengen bei Empfang bzw. 
periodisch wiederkehrend zu messen (wägen, abzählen), über die Ergebnisse Auf­
zeichnungen zu führen, die in festgelegten Perioden an die staatliche Kontrollbehörde 
im Bundeskanzleramt zu richten sind . Aus diesen Berichten werd en in dafür vor­
se;ehenen Zeitabständen Berichte an die 'AEO erstellt. Auf der Grundlage dieser 
Berichte werden durch Inspektionen inden Anlagen die vorhandenen Aufzeich nungen 
überprüft und Material bestände kontrolliert. Aus Rationalitätsg rü nden werden gegen­
wärtig die staatlichen Inspektionen mit denen der internationalen Sicherheitskon1rolle 
der IAEO möglichst gemeinsam durchgeführt. 

Für die kleinen Mengen von Kernmaterial außerhalb von Anlagen ist die Kontrolle 
technisch und verfahrensmäßig leichter, so daß für die Inhaber solcher Mengen die 
Verpflichtungen einfacher zu fassen sind. Es wird daher in einer noch zu erlassenden 
Verordnung besonders jener Bereich geregelt werden. 

Im Bereich der internationalen Verbringungen von Kernmaterial hat die IAEO 
aufgrund der von den einzelnen Mitgliedstaaten eingehenden Berichte eine eigene 
Kontoführung entwickelt, die es ihr ermöglicht, jeden internationalen Transfer zu 
erfassen. Auf dem Prinzip der Doppelmeldung aufbauend werden Transfermengen 
von diesen Konten erst abgebucht, wenn von dem Versand- wie auch vom Empfän­
gerstaat die gleiche Menge Kernmaterial gemeldet wird . Damit kann die IAEO jeder­
zeit nicht eingelangte Mengen aufzeigen und Nachforschungen über deren Verbleib 
anstellen. 

Um jedoch im internationalen Bereich die angestrebte Universalität der Sicherheits­
kontrolle zu erreichen, wurde im Atomsperrvertrag vorgesehen, daß Ausfuhren von 
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Kernmaterial in Nichtatomwaffenstaaten nur erfolgen sollen, wenn im Empfängerland 
die IAEO-Sicherheitskontrolle auf das gelieferte Kern material bzw. auf das mif diesem 
in irgendeinem Zusammenhang stehende Kernmaterial angewendet wird. Jedes 
Mitglied des Atomsperrvertrages hat daher eine Exportkontrolle einzurichten, der 
die auf international breiter Basis erstellte Liste von Waren unterliegen soll. Zu dieser 
Liste gehören neben Kern material (Thori u m, Uran, Plutoniu m) auch Ausrüstu ngs­
komponenten (z. B. Reaktoren, wie Teile davon) und nichtnukleare Materialien 
(z. B. Schwerwasser, Graphit), die für die Behandlung oder Verwendung von Kern­
material notwendig sind. 

Österreich hat dieser Verpflichtung aus dem Atomwaffensperrvertrag ebenfalls in dem 
bereits erwähnten Sicherheitskontrollgesetz (BGB!. 408/1972) Rechnung getragen. Alle 
Ausfuhren der einschlägigen Waren, wie sie in einer eigenen Verordnung (BGBI. 629/ 
1975) aufgelistet si nd, bedü rfen der Bewillig u ng des Bu ndeskanzlers, wobei in einem 
vorhergehenden Verfahren die Bedingungen im Empfängerland entsprechend 
geprüft werden. 

23. 

Als ein besonderes Problem im Zusammenhang mit den internationalen Tätigkeiten 
auf dem Atomgebiet wurde eine zufr iedenstellende Regelung der Haftungsfrage 
angesehen. 

Bei der OEEC (später OECD) liefen seit Anfang 1957 Verhandlungen mit dem Ziel, 
in einem internationalen Übereinkommen gemeinsame Rechtsvorschriften für die 
Haftung für Schäden, die durch die Anwendung der Kernenergie verursacht werden, 
auszuarbeiten. 

Österreich hat das im Rahmen der OECD/NEA ausgearbeitete Übereinkommen über 
die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie vom 29.7.1960 
(Pariser Übereinkommen) samt dem Zusatzprotokoll hiezu vom 28.1.1964 und das 
Brüsseler Zusatzübereinkommen zum Pariser Übereinkom men vom 31. 1. 1963 samt 
dem Zusatzprotokoll hiezu vom 28. 1. 1964 u nterzeich net. 

Das Pariser Überei nkommen ist seit April 1968 in Kraft und fi ndet derzeit Anwend u ng 
auf: Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Dänemark, Spanien, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Norwegen, Vereinigtes Königreich, Schweden, Türkei und 
Österreich. 

Sie kanalisiert jeg liche Haftung auf den I n haber ei ner Kernan lage, der eine ent­
sprechende Versicherungsdecku ng aufrechtzuerhalten hat; der Haftungsmindestbetrag 
des In habers einer Kernan lage fü r ei nen durch ein nukleares Ereig nis veru rsachten 
Schaden beträgt gemäß Artikel 7 (b) des Pariser Übereinkommens fünf Millionen 
Rechnungseinheiten, der Haftungshöchstbetrag fünfzehn Millionen Rechnungseinheiten 
(1 Rechnungseinheit beträgt nach wie vor S 25,-). 

Der gemäß Brüsseler Zusatzü berei n kom men festgelegte Haftu ngshöchstbetrag u m­
faßt 120 Millionen RE, wobei vorgesehen ist, daß die Deckung bis zum Betrag von 
5 Millionen RE vom Betreiber einer Kernanlage aus Mitteln, die aus einer Versicherung 
oder sonstigen finanziellen Sicherheit stammen, zwischen diesem Betrag und 70 Millio­
nen RE durch öffentliche Mittel, die von derjenigen Vertragspartei bereitzustellen sind, 
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in deren Hoheitsgebiet die Kernanlage des haftenden Inhabers gelegen ist, und 
zwischen 70 und 120 Millionen RE durch öffentliche Mittel, die von den Vertrags­
parteien bereitzustellen sind (Solidarhaftung), geleistet werden muß. 

Das Pariser Ü berei n kOI11 men und das Brüsseler Zusatzü berei n kom men wu rden von 
Österreich bisher nicht ratifiziert. Im Rahmen der OECD/NEA sind gegenwärtig 
Bemühungen um eine Modernisierung der beiden Abkommen im Gange. 

24. 

I n Österreich ist die Haftu n9 fü r Schäden durch Kernanlagen , Kern materialien und 
Radionuklide im Bundesgesetz vom 29. 4. 1964 (BGB!. 117) über die Haftung für 
nukleare Schäden (Atomhaftpflichtgesetz) geregelt, zuletzt geändert durch den 
Artikel XXXIII des Bundesgesetzes BGBI 91/1976. 

Das Österreich ische Atom haftpflichtgesetz entspricht weitgehend den G ru ndsätzen 
des bereits genannten Pariser Übereinkommens vom 29.7.1960. 

Die Darstellung der Haftung für Schäden aus Radionukliden (d. s. im Sinn dieses 
Bundesgesetzes radioaktive Stoffe, die nicht Kernmaterialien sind) kann in diesem 
Zusammenhan g unterbleiben, weil es sich bei den Radionukliden um Gefahrenquellen 
handelt, die nur Schäden geringeren Umfangs hervorrufen können und die grund­
sätzlich nicht von Kernanlagen ausgehen. 

Wird durch ein nukleares Ereignis, das von einer Kernanlage oder von Kern­
materialien in Österreich ausgeht, ein M ensch getötet oder ver letzt oder eine Sache 
beschädigt, so haftet der Betriebsunternehmer (§ 3). 

Als ein nukleares Ereignis im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt ein schädigen des Er­
eig nis, das durch Kern umwand I u ngsvorgäng e veru rsacht wi rd (§ 1). Die Kernan lagen 
können von verschi edener Art sein (§ 2 Abs. 1). In erster Lini e komm en Kernreaktoren 
in Betracht ; es si nd dies tech nische Anlag en zu r kontrollierten Gewi n n u ng von Kern­
energie. Kernan lag en si nd 0 bel' auch Fa bri ksa nlagen, die der Herstell u ng, der Ver­
w endung, der Aufbewahrung, der Wi ederaufarbeitung und der Unschädlich­
machu ng von Kern materialien dienen. Kern material ien si nd spaltbare Kern bren n­
stoffe und die aus solchen hervorgegangen en radioaktiven Erzeugnisse und Abfäll e, 
nicht jedoch di e Radionuklide (§ 2 Abs. 2). Betriebsunternehm er ist derjenige, dem die 
Verfügungsg ewalt zukommt und auf dessen Rechnung diese Verfügungsgewalt aus­
geübt wird. 

Die Haftung des Betriebsunternehmers (§ 3) ist eine über das Verschulden hinaus­
gehende Kausalhaftung, wobei auch Fälle höherer Gewalt eingeschlossen sind; 
hingegen wirken nukleare Ereignisse, die durch Krieg, ein kriegerisches Unter­
neh men, Bü rgerkrieg , Aufru h r oder Aufstand ausgelöst werden, haftu ngsbefreiend 
(§ 9) . Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Geschädigten mit­
gewirkt, so ist der § 1304 ABGB anzuwenden (§ 7). Das Verschulden des Geschädigten 
kann somit zu ei ner Minderung der Ersatzpflicht des Betriebsunternehmers, unter 
Umständen sogar zur Aufhebung dessen Ersatzpflicht führen. 

Die Haftu ng fü r Personenschäden ist auf besti m mte Arten von Schäden besch rän kt. 
Zu ersetzen sind die Kosten der Heilung und der versuchten Heilung, der Vermögens­
nachteil aus der Aufhebung oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit, die Kosten 
aus der Vermeh rung der Bed ü rfnisse, die Kosten angemessener Bestattu ng, im Fall 
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längeren Siechtums ein angemessenes Schmerzensgeld und im Fall dauernder Ver­
unstaltung der Verunstaltungsschaden ; schließlich sind gesetzliche Unterhaltsansprüche 
zu ersetzen (§§ 12 und 13). 

Bei Sachschaden ist der gemei ne Wert der beschädigten Sache zu ersetzen (§ 15 
Abs. 1 Z. 2). 

Weiter ist die Haftung mit bestimmten Haftungshöchstbeträgen begrenzt, und zwar 
sowohl insgesamt für das Ereignis als auch für den einzelnen Geschädigten. Der 
größere Teil der Gesamtsummen ist zur Deckung von Personenschäden vorgesehen, 
der Rest zur Deckung von Sachschäden. Bei Personenschäden ist die Entschädigung 
je getöteter oder verletzter Person mit 1,200.000 Schilling begrenzt (§ 15 Abs. 1 Z.1). 
Im Fall der Tötung oder der Verletzung mehrerer Menschen durch dasselbe nukleare 
Ereignis ist eine Haftungshöchstsumme von 375,000.000 Schilling vorgesehen (§ 15 
Abs.1 Z. 1). 

Zur Deckung der Haftpfl icht ist, sofern Haftpflichtiger nicht der Bund ist, eine geeignete 
Sicherstellung einer oder verschiedener Arten zu erbringen, wobei die Sicherste"ung 
bestimmte Beträge, die allerdings niedriger als die Haftungshöchstbeträge sind, 
erreichen muß. Das Bundesministerium für Finanzen entscheidet auf Antrag des 
Haftpflichtigen mittels Bescheides darü ber, ob die im Ei nzelfa" angebotene Sicher­
stellung geeignet ist; besteht die Sicherste"ung in einer Haftungserklärung des Bundes 
gegenüber dem Haftpflichtigen, so bedarf es nicht eines derartigen Bescheides (§ 17). 
Soweit der Bund nicht selbst haftpflichtig ist, hat er den Haftpflichtigen hinsichtlich des 
Unterschiedsbetrages zwischen der Sicherstellungssumme und der Haftungshöchst­
summe schadlos zu halten; überdies ist das Einstehen des Bundes in allen Fällen vor­
gesehen, in denen die Sicherstellung überhaupt nicht oder nur teilweise oder nicht 
meh r besteht (§ 21). 

25. 

Die EntWicklungen und Fortschritte der Kernenergie werden bei den jährlichen 
IAEO-Generalkonferenzen, die seit 1957 mit drei Ausnahmen in Wien abgehalten 
werden, diskutiert. Die Berichte über diese Generalkonferenzen werden der Bundes­
regierung und dem österreichischen Parlament vorgelegt, wobei der Bericht über 
die jährliche Generalkonferenz der IAEO seit dem Berichtsjahr 1975 in den außen­
politischen Bericht des Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten an das 
Parlament aufgenommen wird. 

26. 

Die sich verstärkende Kernenergieentwicklung in vielen Teilen der Welt hat natürlich 
auch ihre Auswirkungen auf das Programm der IAEO und auf die von dieser Orga­
nisation durchgeführten Fach- und Weiterbildungsveranstaltungen. Eine Darste"ung 
dieser fachlichen Veranstaltungen über den Zeitraum 1973 bis 1976 zeigt, daß in vier 
Jahren 55 große Konferenzen, Symposien und Seminare mit insgesamt 9353 Teil­
nehmern aus durchschnittlich 60 bis 70 Ländern stattgefunden haben. Zusätzlich gab 
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27. 

es noch 540 kleinere Tagungen, Beratergruppen, technische Komitees - sehr oft 
auch in Wien. 

Auch bei der Anfang Mai in Salzburg stattgefundenen IAEO-Togung, die, wie schon 
erwähnt, als Fortsetzung der bisherigen Genfer Atomkonferenzen gedacht war, 
wu rde auch über die Energ iesituation ei n besonders aufsch lußreiches Referat ge­
halten, und zwar vom Exekutivd i rektor der OECDjl EA (I nternationale Energ ie­
Agentur, Dr. LANTZKE). Der Redner führte hiebei aus, daß es trotz aller Bemühun­
gen, die ÖI- und Gaslieferungen an die OECD-Länder zu erhöhen und die Kohle­
förderung auszudeh nen, noch ei nes größeren Beitrags seitens der Kernenergie bed ü rfe, 
um die Versorgung in ausreichendem Maße sicherzustellen . Er warnte vor der Mög­
I ich keit ei nes nuklearen Eng passes. 

Als die IEA im November 1976 eine Studie über die Energieversorgung bis 1985 ab­
geschlossen hatte, deutete die Beurteilung der damaligen Politik darauf hin, daß die 
für 1985 geplante Nuklearkapazität der OECD 325 GWe betragen und die erzeugte 
Kernenergie 9,3 Millionen Barrels pro Tag Öl-Äquivalent entsprechen würde. Seit 
damals mußte die IEA ihre Schätzungen für 1985 nach unten auf 253 GWe und den 
Beitrag der Kernenergie auf 7,2 Millionen Barrels Öl-Äquivalent korrigieren . 
Dr. LANTZKE meinte, daß ein Energieengpaß nicht überbrückt werden könnte. Diese 
Ungewißheit über die Versorgung wird um so größer, je weiter die derzeitige Ent­
wicklu ng über 1985 hi naus projiziert wird. Falls inden frü hen neu nziger Jahren kei ne 
weitreichenden ÖI- und Gasreserven gefunden werden, könnte die Weltproduktion 
der Kohl enwasserstoffe abzusi n ken begi n nen. Fü r ei nen Übergang von der ü ber­
mäßigen Verwendung von Öl auf andere Energieformen müssen bereits lange, bevor 
dieser Punkt erreicht ist , entsprech ende Vork ehrungen getroffen werden. 

28. OECD-UmweltkomiteejGrenzüberschreitende Umweltverschmutzung 

Auf der Grundlage eines Beschlusses der OECD-Umweltminister vom November 1974 
über ei nige Gru ndsätze, betreffend die g renzü bersch reitende Umweltversch mutzu ng, 
hat sich ei ne Arbeitsg ru ppe, betreffend g renzü bersch reitende U mweltversch mutzu ng, 
im Rahmen der OECD konstituiert. Diese Gruppe befaßt sich mit jeder Art von grenz­
überschreitender U mweltversch mutzu ng ei nschl ießlich jener, die von Kernkraft­
werken herrü h rt. 

Diese Arbeitsg ru ppe, deren Vorsitz derzeit von ei nem Angehörigen des Völ kerrechts­
büros des Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten wahrgenommen wird, 
setzte sich in einer ersten Phase mit jenen Grundsätzen auseinander, die aus rechtlicher 
Sicht einen weitestgehenden Schutz des vom Umweltschaden betroffenen Individuums 
gewäh rleisten sollen. I n der von der G ru ppe ausgearbeiteten Empfehlu ng betreffend 
"equality of access and non-discrimination" wurden die Staaten u. a. aufgefordert 

• sicherzustellen , daß der Ausländer, der das Opfer einer grenzüberschreitenden 
U mweltschäd igu ng geworden ist oder ei ner diesbezüg lichen Gefäh rdu ng ausgesetzt 
ist, in jenem Land, in dem sich die schädigende oder gefährliche Anlage befindet 
oder errichtet werden soll, dieselbe Behandlung erfährt wie im Fall eines innerstaat­
lichen Schadens oder einer innerstaatlichen Gefährdung; 
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• sicherzustellen, daß der Ausländer berechtigt ist, sich an allen Verwaltungs- und 
Gerichtsverfah ren zu betei ligen , die sich mit der Verh i nderu ng oder Ei ndäm mu ng 
von Umweltschäden oder mit der Frage des Schadenersatzes befassen; 

• sicherzustellen, daß das Ursprungsland jenes Land, dQS der Gefäh rdung oder der 
Schäd ig u ng ausgesetzt ist, ebenso wie die betroffenen Pe rsonen laufend i nform iert. 

Diese Arbeitsgruppe wird sich in einer zweiten Phase mit der völkerrechtlichen 
Haftu ng und Verantwortlich keit der Staaten fü rUmweitschäden über die Grenze 
ausei nandersetzen. 

29. Grenznahe Kernkraflwerke 

Die Bundesregierung war stets bestre bt, die Frage des Standorts kerntechnischer 
Anlagen in Grenznähe mit dem Nachbarstaat, in dem die Errichtung eines solchen 
Kraftwerks geplant ist, zu m frü hestmög lichen Zeitpu nkt zu erörtern, um allfäll ige 
österreich ische Bedenken und Wünsche rechtzeitig deponieren zu können. 

Bisher sind wegen geplanter Kernkraftwerke mit der Schweiz (Standort Rüthi), mit 
der BRD (Standort Pleinting und Marienberg) und mit der Tschechoslowakei (Stand­
ort Dukovany) Kontakte aufgenommen worden. 

a) Das Problem der Wahl des Standortes für ein Kernk raftwerk im schweizerischen 
Rheintal bei Rüthi ist nunmehr seit beinahe 5 Jahren wiederholt zwischen der Schweiz 
und Österreich erörtert worden. Die Österreichische Bundesregierung ist mit der 
Vorarl berger Landesreg ieru ng der Auffassu ng, die Grenznähe des geplanten Stand­
ortes kön nte Auswi rku ngen vor allem landschaftsästhetischer und kli matolog ischer Art 
auf das österreichische Bundesgebiet haben. Es ist daher das Best rebe n der Bundes­
reg ieru ng, die schweizerische Seite davon zu überzeugen, fü r das Kraftwerk ei nen 
besseren Standort zu wählen. 

Zur Untersuchung aller möglichen Probleme, di e sich aus der Wahl des in Aussicht 
genommenen Standortes ergeben könnten, wurde schon im Oktober 1972 eine 
österreichisch-schweizerische Expertenkommission eingesetzt. Die österreichischen 
Überleg ungen zu m Projekt Rüthi si nd überdies seit Mai 1972 stets Gegenstand der 
persön I ichen Kontakte zwischen dem Bu ndesmi nister fü r Auswä rtige Angelegen heiten 
und dem Vorsteher des Eidgenössischen Politischen Departements gewesen, wobei 
immer wieder die großen Besorgnisse, die in der Vorarlberger Bevölkerung, aber 
auch in der Österreichischen Bundesregierung in diesem Zusammenhang bestehen, 
hervorgehoben werden. 

Der Bericht der Eidgenössischen Kühlturmkommission über die Auswirkungen des 
Kühlturms des geplanten Kernkraftwerkes Rüthi auf die Umwelt bildet eine der 
wesentlichen G ru nd lagen fü r die schweizerische Entscheid u ng über den Standort 
dieses Kernkraftwerkes. Dieser Bericht, der dem Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten im November 1974 zugegangen ist, besagt in seinen Schlußfolgerun­
gen, daß nach Auffassung der Kühlturmkommission die im Zusammenhang mit der 
geplanten Errichtu ng des Kü h Itu rms erhobenen Forderu ngen der Lärm bekäm pfung, 
der Wasserwirtschaft und des Gewässerschutzes ohne wesentliche technische Schwie­
rigkeiten erfüllt werden könnten, so daß keine Gründe vorlägen, die eine Ablehnung 
des Kühlturms des betreffenden Projektes erfordern würden. 
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Im Dezember 1974 hat eine Begehung des in Aussicht genommenen Standortes Rüthi 
durch österreichische und schweizerische Experten für Geologie und Geophysik 
stattgefunden, wobei die österreichischen Experten zu der Auffassung kamen, daß 
von allen bekannten projektierten, im Bau befindlichen oder in Betrieb gehenden 
Kernkraftwerken der Standort Rüthi einen der weniger günstigen Standorte in Europa 
darstellt, ganz abgesehen von meteorologischen und landwirtschaftlichen Nachteilen, 
die hiebei nicht zur Debatte standen . 

Gemäß einer diesbezüglichen Vereinbarung mit der schweizerischen Seite hatten die 
zuständigen österreichischen Stellen Gelegenheit, das Ergebnis des Berichtes der 
Eidgenössischen Kühlturmkommission auch vom Gesichtspunkt der österreichischen 
Interessen zu untersuchen. Diese Ü berprüfu ng an hand des neuesten tech nischen und 
wi rtschaftlichen Entwickl ungsstandes wi rd derzeit abgesch lossen. Ein Termi n fü r 
weitere österreichisch-schweizerische Expertengespräche ist noch nicht festgelegt. 

Inzwischen wurde auch in der Schweiz die Frage der Notwendigkeit der geplanten 
Kernkraftwe r ke zum Gegenstand öffentlicher Diskussion. Als Ergebnis dieser D is­
kussion ist festzustellen, daß der Plan, ein solches Kernkraftwerk in Rüthi zu errichten, 
für die Schweiz vorerst weniger dringlich geworden ist. Dennoch sind die zuständigen 
schweizerischen Stell en an einer Fortsetzung der Expertengespräche interessiert. 

b) Weg en der geplanten Kernkraftwerke in Bayern bei Pleinting (Passau) und bei 
Marienberg (Rosenheim) wurde mit den zuständigen deutschen Behörden in Bonn 
und München Kontakt aufgenomm en. 

Bei dem Projekt Pl einting hand elt es sich derze it lediglich um ein e Standortvorsorge­
Planung des Land es Bayern . Di e Bayern -W er ke AG haben ein Raumordnungsverfah ­
ren beantragt, um sich für di e Zuku nft den Standort Pl ein t ing zu sichern . Von der 
Reg ieru ng des Regieru ngsbezi rks Nieder bayern ist ei n Rau mord n u ngsbesch eid mit 
entsprechender Auflage ergangen. D ie Bayern-W er k haben aber bisher noch 
kei nen Antrag auf Geneh m igu ng zu r Er ri chtu ng ei nes solch n Kernkraftwerkes 
gestellt. Darüb r würd e di e bayerische Staatsregi erung im Einvern ehm en mit den in 
Betracht kom mend en bayerischen Z entralstell en entscheiden. Diese unterstehen aber 
in Kern kraftwerksang elegenheiten im Rah men der sogenon nten Bu ndesauftrags­
verwaltung dem Bundesministerium des Inneren in Bonn . 

Erhebung en in Bonn haben ergeben , daß im Bund esministerium des Inneren weder 
ein diesbezüglich er Antrag noch offizi elle Planungsunterlagen vorliegen. Vom Bundes­
ministerium des Inn eren in Bonn wurde gegenüber der österreichischen Botschaft 
versichert, daß man deutscherseits mit Österreich jedenfalls in Kontakt treten wird, 
sobald das Projekt in ein konkretes Stadium tritt. 

Anläßlich des Besuches des bayerischen Ministerpräsidenten GOPPEL in Wien hat 
dieser versich ert, daß di e Entscheid u ng über die Errichtu ng ei nes Kern kraftwerkes in 
Pleinting erst 1980 getroffen w erd en wird. Man ist überdies in München der Ansicht, 
daß ei ne Errichtu ng des Kern kraftwerkes sei bst bei nun meh riger Antragstellu ng und 
glattem Verlauf des Verfahrens wohl nicht vor 1983 in Betracht käme. 

Die bayerische Isar-Amperwerke AG hat neben anderen Räumen innerhalb ihres 
Versorgungsgebi etes auch im Raum Rosenh eim bei Marienberg Möglichkeiten für 
die spätere Errichtung eines Kernkraftwerkes geprüft. Das Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten hat sich unmittelbar nach Bekanntwerden dieses Pro-
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jektes im Jah r 1974 mit den zuständigen deutschen Behörden in Verbi nd u ng gesetzt 
und erhielt die Auskunft, daß hinsichtlich dieses Projektes sich keine Anhaltspunkte 
ergeben haben , die auf dessen baldige Realisierung schließen lassen würden. Es sind 
bei den deutschen Behörd en kei ne Anträge auf Ei nleitu ng der du rchzufü h renden 
Verfah ren gestellt worden. 

Im übrigen ist noch zu erwähnen, daß im Rahmen der österreichisch-deutschen 
Raumordnungskommission derzeit aufgrund eines Beschlusses vom Juni 1976 Empfeh­
lungen hinsichtlich der Energieregelung und Energieversorgung im Grenzraum 
ausgearbeitet werden. Diese Empfehlungen , die der österreichisch-deutschen Raum­
ord n u ngskom mission zu r Besch I ußfassu ng vorgelegt werden sollen, sehen ei ne ver­
stärkte Koordination und Kooperation bei der Err ichtu ng von Energieanlagen, im 
besonderen von Kernkraftwerken im österreichisch-deutschen Grenzrum vor. 

c) Seit eineinhalb Jahren steht das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
im Wege der österreichischen Botschaft in Prag mit den zuständigen tschechoslowaki­
schen Stellen in Verbindung, um die österreichischen Interessen hinsichtlich des ge­
planten Kernkraftwe r kes bei Dukovany - am Fluß Iglau, einem Nebenfluß der 
March - zu wahren. 

Das Gebiet um Du kovany ist nahezu u n besiedelt, so daß den tschechoslowakischen 
Sicherheitsvorschriften, die eine Besiedelung in einem Umkreis von 3 km vom Kraft­
werk verbieten, Rechnung getragen ist. Die Reaktoren werden von der Sowjetunion 
geliefert. Sie gehören zum Typ "Woronesch", ein Typ, der in der Sowjetunion seit 
1963 in Betrieb ist. D iese Reaktoren sollen mit einem besonderen Kühlsystem um­
geben werden. 

Das Kernkraftwerk Dukovany sollte ursprüngl ich bis 1980 fertiggestellt werden , doch 
ist die Durchführung des Bauvorhabens inzwischen verschoben worden. 

Den zuständigen tsch echoslowakischen Stellen wu rde u n mittel bar nach Bekan nt­
werden des Planes mitgeteilt, daß österreich ischerseits Gespräche über die Auswirkun­
gen auf österreichisches Gebiet des Baues des Kernkraftwerkes Dukovany gewünscht 
werden. Die Tschechoslowakei hat sich zu solchen Gesprächen bereit er klärt. Hierauf 
wu rde von den österreich ischen Stellen ei n Fragen katalog ausgearbeitet und der 
tschechoslowakischen Seite mit dem Ersuchen um Beantwortung dieser Fragen über­
mittelt. Im Hinblick auf die Verschiebung des Baues des Kernkraftwerkes erachteten 
jedoch die tschechoslowakischen Stellen eine Beantwortung des österreichischen 
Fragebogens zunächst als gegenstandslos, erklärten sich jedoch unabhängig davon 
zu einem Meinungsaustausch auf Expertenebene über die Problematik der Sicherheit 
von Kernkraftwerken bereit. 

Der tschechoslowakische Vorschlag über Expertengespräche wurde inzwischen 
österreichischerseits angenommen und zugleich angeregt, die tschechoslowakischen 
Stellen sollten ei nen Themen katalog fü r diese Gespräche übermitteln. Nach österrei­
chischen Vorstellungen sollten diese Gespräche sich nicht nur auf die Gewährleistung 
der atomaren Sicherheit, worunter österreichischerseits nur die Maßnahmen zur 
Hintanhaltung des Eintritts von Störfällen verstanden werden, beschränken, sondern 
auch die beim Normalbetrieb und bei denkbaren Störfällen zulässigen bzw. zu 
erwartenden Emissionen einschließen . Der tschechoslowakischen Seite wurde auch 
mitgeteilt, daß die bestehenden Kontakte nach österreichischen Vorstellungen weiter­
gefü h rt und intensiviert werden sollten. 
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30. Zusammenfassung 

Die Übersicht über die internationale Entwicklung kann mit der zusammenfassenden 
Feststell ung abgeschlossen werden, daß Österreich mit vielseitiger U nterstützu ng 
durch die Bundesregierung sich seit Mitte der fünfziger Jahre in vorwiegend inter­
nationaler Kooperation an der Entwicklung der Kernenergie beteiligt hat und daß 
das Parlament nicht nur ständig in Kenntnis gehalten wurde, sondern diese Ent­
wicklung durch zahlreiche, die Kernenergie fördernde Gesetze, die überwiegend 
einstimmig beschlossen wurden, unterstützt hat. 
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Teil 11 

Rechtliche Grundlagen für das Genehmigungsverfahren von Kernenergie­
anlagen und für den Transport von radioaktiven Materialien. 

Der bisherige Ablauf des Genehmigungsverfahrens für das 
erste österreichische Kernkraftwerk 

und die hieraus resultierenden Erfahrungen. 

Nach dem Bundes-Verfassungsgesetz darf die gesamte staatliche Verwaltung nur auf 
Grund der Gesetze ausgeübt werden . Dies gilt auch für das derzeit in Durchführung 
beg riffene Bewi II ig u ngsverfah ren fü r das erste österreich ische Kern kraftwerk, das 
nach den Vorsch riften des Allg emei nen Verwaltu ngsverfah rensgesetzes und den Be­
stimmungen der einschlägigen, für die Gewährleistung der Sicherheit vom Parlament 
bisher einstimmig beschlossenen Gesetze erfolgt und erfolgen muß. Jede andere 
Vorgangsweise würde die Rechtsstaatlichkeit verletzen. Im folgenden Abschnitt wird 
daher ei ne Darstell u ng gesetzl icher G ru nd lagen gegeben; aufg ru nd der bisherigen 
Erfah ru ngen wi rd ferner beu rtei It, ob und inwieweit ei ne Änderu ng inden recht­
lichen G ru nd lagen dem Parlament seitens der Bu ndesreg ieru ng vorzusch lagen ist. 

Abschnitt A 

Das strahlenschutzrechtliche Bewilligungsverfahren 
für das Kernkraftwerk Zwentendorf 

1. Grundsätzliche t"echtliche Bemerkungen 

1.1 

Gemäß § 5 Abs.1 des StSchG bedarf bereits die Errichtung von Anlagen für den 
Umgang mit radioaktiven Stoffen ei ner behördl ichen Bewi lIig u ng. Bewi lIig u ngs­
pflichtig sind alle Anlagen, die im Hinblick auf ihren Betrieb schon bei ihrer Errichtung 
die Vorbereitu ng und Du rchfü h ru ng von Maßnahmen fü r den ausreichenden Sch utz 
des Lebens oder der Gesundheit von Menschen einschließlich ihrer Nachkommen­
schaft vor Schäden durch ionisierende Strahlen erfordern. Kernreaktoren sind An­
lagen für den Umgang mit radioaktiven Stoffen im Sinne des § 5 Abs.1 SfSchG. 
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1.1.1 

Gemäß § 5 Abs. 4 des StSchG ist di e Errichtungsbewilligung zu erteilen, wenn für 
den Sch utz des Lebens oder der Gesu nd heit von Menschen ei nsch I ießlich ihrer Nach­
kommenschaft vor Schäden durch ionisierende Strahlen, auch im Hinblick auf den 
in Aussicht genom menen Standort, in ausreichend em Maße Vo rsorg e getroffen wi rd 
und hinsichtl ich der Verläßlichke it des Antragstellers in Anbetracht der beabsichtigten 
Tätig keit kei ne Beden ken bestehen. 

1.1.2 

In den Bescheid , mit dem die Errichtungsbewilligung für eine solche Anlage erteilt 
wird, sind nach § 5 Abs.5 StSchG erforderlichenfalls solche Bedingungen und Auf­
lagen aufzu neh men , deren Erfüllung und Einhaltung den Schutz des Lebens oder 
der Gesu ndheit von Menschen einschließlich ihrer Nachkommenschaft vor Schäden 
durch ionisie ren de St ra hlen gewäh rl eiste n sollen . Ist auch durch solche Bedi ng u ng en 
und Au f lagen die Vorso rge eines ausrei chen den Schutzes des Lebens oder der 
Gesundh eit von M enschen einschließlich ih rer Nachkommenschaft vor Schäden durch 
ion isierende St r ahlen nicht möglich , so ist ge mäß § 5 Abs. 6 StSchG die Errichtungs­
bewilligung zu versagen . 

1.2 

Gem äß § 6 StSchG dü r fen An lagen nach § 5 nur bet r ieben werden, w enn nach Über­
prüfung, fa lls erforder lich. nach Erprob un g der An lage. die Betrie bsbew illigu ng 
ertei It w u rde . 

1.2.1 

Die Betri ebsbewi lligung ist gemä ß § 6 Abs. 2 zu erteil en, w nn di e Anlage den für 
sie in Bet r ach t kom menden. auf G r u nd des SfSchG er lassenen Vorsch riften sowi e 
den bei de r Err ichtu ngsbew illi g u ng vorgesch r iebe nen Bed i ng u ngen und Auflag en 
en tspreche nd errichte t wu rde. ei n Strah lensch utzbeauftragter bestell t worden ist un d 
beim ord nungsgemä ßen Bet r ieb de r A nlage ein e Gefä hrdu ng des Lebens oder der 
Gesu nd heit von M enschen ei nsch I ießI ich ihrer N ach kom menschaft durch io n isie rend e 
St rahlen nicht zu besorgen ist. 

'~ .2.2 

In den Besch eid. mit dem di e Betri ebsbewilligun g ertei lt wi rd, sind nach § 6 Abs. 3 
StSch G unter Bedachtnah me au f di e Erri chtu ngsbewill ig u n9 erford erlich enfalls solch e 
den Bet r ieb der Anlage betreffende Bedingungen und Auflag en aufzunehmen , deren 
Erfüllung vom Standpunkt des Schutzes des Lebens oder der Gesundheit von M enschen 
ei nsch l ießI ich ih rer Nachkom mensch aft vor Schäden durch io n isie r en de Strahl en 
notwendi g ist. 

1.3 

Gemäß den Besti m m ung en des StSchG besteht ei n Rechtsanspruch auf die Ertei I u ng 
einer Errichtungs- sowi e einer Betriebsbewilligung nach den §§ 5 und 6 leg. cit., 
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wenn der Antragsteller alle gesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt hat 
(siehe Moser: Ma nzsche Gesetzessonderausgabe N r . 27, Wien 1970, Seite 36). 

1.3.1 

Eine Bedarfsprüfung durch die Behörde hat nicht stattzufinden. Desgleichen entzieht 
sich die Auswahl des vom Antragsteller in Aussicht genommenen Standortes für einen 
Kern reaktor der Ei nflu ßnah me der Behörde. Schließlich sieht das Gesetz kei ne 
eigene "Standortbewilligung" vor. 

1.3.2 

Das von der Behörde gemäß den Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungs­
verfah rensgesetzes (A VG 1950) d urchzufü hrende Ermittl u ngsverfah ren ist vom Grund­
satz der Amtswegigkeit beherrscht. Die Behörde hat also von sich aus alles wahrzu­
nehmen, was zur Gewährleistung des Schutzes des Lebens oder der Gesundheit von 
Menschen einschließlich ihrer Nachkommenschaft vor Schäden durch ionisierende 
Strahlen geboten ist. Der Erreichung dieses Zieles dienen auch die in den §§ 5 Abs. 9 
sowie 11 StSchG enthaltenen Erweiterungen der im § 68 AVG 1950 vorgesehenen 
Ausnahmen von der Rechtskraft von Bescheiden. Danach ist die spätere Vorschreibung 
zusätzl icher Auflagen zu m Sch utze des Lebens oder der Gesu nd heit von Menschen 
einschließlich ihrer Nachkommenschaft vor Schäden durch ion isierende Strahlen 
dann zulässig, wenn es auf Grund späterer Erfahrungen oder wissenschaftlicher 
Erkenntnisse notwendig ist. Die Behörde ist nach § 5 Abs. 8 StSchG verpflichtet, 
darüber Sachverständige oder staatlich autorisierte Anstalten des in Betracht kommen­
den Fachgebietes zu hören, ob für den Schutz des Lebens oder der Gesundheit von 
Menschen einschließl ich ihrer Nachkommenschaft vor Schäden durch ionisierende 
Strahlen in ausreichendem Maße Vorsorge getroffen ist. 

1.4 

Gemäß § 41 Abs.1 Z. 1 lit. a in Verbindung mit Abs. 5 lit. a StSchG ist das Bundes­
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz die zuständige Behörde für die Er­
teilung der Errichtungs- und Betriebsbewilligung bei Kernreaktoren, die der Energie­
gewinnung dienen und nicht der Gewerbeordnung unterliegen. 

1.5 

Gemäß § 41 Abs.1 Z.2 ist zur Vollziehung der Teile I bis III des StSchG und der auf 
G ru nd dersei ben erlassenen Verordn u ngen der Landeshau ptman n zuständig, und 
zwar hinsichtlich der Anlagen gemäß §§ 5 und 6 (Errichtungs- und Betriebsbewilligung), 
sofern es sich nicht um Kernreaktoren, Herstellung und Aufbereitung von bestrahlten 
Kernbrennstoffen sowie Teilchenbeschleunigern handelt (§ 41 Abs.1 Z. 1 lit. abis c). 
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2. Übersicht über die Teilerrichtungsbewilligungen (TEB) für das 
Kernl<raftwerk Zwentendorf (Stand September 1977) 

1. Bescheid vom 4. 4.1972, ZI. 551.612/67-403/72, betrifft Grundkonzept und Grund­
wasserisolieru ngswan neo 

2. Bescheid vom 12. 6. 1972, ZI. 551.612/120-403/72, betrifft nähere bauliche Du rch­
bi Id u ng und Ausfü h ru ng der G ru ndwasserisolierungswan neo 

3. Bescheid vom 31. 7. 1972, ZI. 551.612/159-403/72, betrifft Reaktor- und Auf­
bereitu ngsgebäude, Masch i nen haus. 

4. Bescheid vom 3. 11. 1972, ZI. 551.612/227-403/72, betrifft Notstromdieselgebäude. 

5. Bescheid vom 1. 12. 1972, ZI. 551.612/252-403/72, betrifft Beweissicheru ngspro­
gramm. 

6. Bescheid vom 6. 3. 1973, ZI. 551.612/21-403/73, betrifft Kü h Iwasser-, Entnah me­
und Rückgabebauwerke, Pumpen- und Reinigungsbauwerke. 

7. Bescheid vom 15. 6. 1973, ZI. 551.612/63-304/73, betrifft Verschu b der Druckschaie 
bis zur Einschuböffnung. 

8. Bescheid vom 29. 6. 1973, ZI. 551.612/67-304/73, betrifft Ei nschu b der Druckschole 
in das Reaktorgebäude . 

9. Besch eid vom 15. 10. 1973, ZI. 551 .612/114- 403/73, betrifft Reaktorgebäudekran. 

10. Besch eid vom 12. 11. 1973, ZI. 551 .612/150- 403/73, betrifft Kabelkanäle zwischen 
Schaltanlag en- und Notstromdi selg ebäud . 

11. Besch eid vom 25. 1. 1974, ZI. 551.612/17- 403/74, betr ifft äu ßer er und innerer 
Fundamentring, biologischer Schild und Lastverteil erbeton . 

12. Bescheid vom 27. 3. 1974, ZI. 551.612/158- 403/73, betrifft Kontroll bereichsei n­
und -ausgang. 

13. Bescheid vom 27. 3. 1974, ZI. 551.612/99- 403/74, betrifft Abi uftka iTIi n. 

14. Bescheid vom 30. 3. 1974, ZI. 551.612/108- 403/74, betrifft Abga beraten . 

15. Bescheid vom 4. 4. 1974, ZI. 551.612/110--403/74, betrifft untere und obere Kalotte, 
unterer und oberer Kegel, Splitterschutzzylinder, Ring- und Schottwände. 

16. Berichtungsbescheid vom 24. 4. 1974, ZI. 551.612 /11~7-403/7 4, betrifft Kontroll­
bereichsein- und -ausgang. 

17. Bescheid vom 2. 5. 1974, ZI. 551 .612/144.- 403/74, betrifft Kabelkanäle und Rohr­
leitungen im Gelände (2 . Teil) sowie zwei Dieselölvorratsbehälter und die Werkstoff­
und Bauprüfung für Kernkraftwerke. 

18. Bescheid vom 24. 5. 1974, ZI. 551.612/151 - 403/74, betrifft Notstromsysteme. 

19. Bescheid vom 16. 12. 1974, ZI. 551.612/528-1~03/7 4, betrifft die Systeme Kreislauf­
überwachung (XT) und Raumüberwachung (YQ). 
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20. Besch eid vom 21. 1. 1975, Z I. IV-551 .61 2j296-4j74, betr ifft Bren nelementlage r­
stelle fü r bestra h Ite Bren nelemente (S ystem PR) un d Bre n nelementlagerstelle fü r neu e 
Bren nelem ente (Syste m PN). 

21. Berichtig u ng des Bescheides vom 16. 12. 1974 (siehe N r. 19) mit G leichsch riff vom 
23. 1. 1975, ZI. A V IV-645 .002 j10-4j75 , bet r ifft Korre ktu r der Ku rzbezeichn ung fü r 
das System Raumüberwachung (ir rtüml ich mit YQ, ri chtig mit XQ), weil Schreib­
fehler nicht im Spruch des z.it. Bescheides erfolgte . 

22. Bescheid vom 7. 3. 1975, ZI. IV-551 .612 j187- 4/74, bet rifft Stahlschale. 

23. Besche id vom 7. 5. 1975, ZI. IV-551.612j428-4j74, bet rifft Neut ronenflußinstrumen­
tierung. 

24. Besche id vom 9. 6. 1975, ZI. IV-645.002 j40- 4j75, betrifft Stahlbühnen und erdbeben­
sichere Auslegu ng. 

25. Bescheid vom 16. 6. 1975, ZI. IV-645.002 j185- 4j75, bet rifft An lagen zu r Abfü 11 u n9, 
zum Transport un d zu r Lagerung von rad ioaktiven Feststoffen sowie die Faßwasch­
anlage und die Hebezeuge. 

26. Bescheid vom 19. 6. 1975, Z I. IV-645.002 j188-4j75 , betr ifft Syste me XP3, XP4, 
XP5, XP6, XL, UF, VJ, XC. 

27. Bescheid vom 20. 6. 1975, Z I. IV-645.002 j83- 4j75 , betrifft Blockleistungsregelung 
und Reaktorfüllstandsregelung. 

28. Bescheid vom 1. 9. 1975, ZI. IV-645 .002 j194-4j75 , betrifft Reaktord ruckgefäß­
einbauten. 

29. Bescheid vom 15. 9. 1975, ZI . IV-645.002j158-4j75, betrifft TEB " Rea kto rd ruck­
gefäß" im Rahmen der 5 d TEB. 

30. Bescheid vom 24. 9. 1975, ZI. IV-645.002 j309-4j75 , betrifft ßericht igun gsbescheid 
für die Systeme Blockleistungsreg el ung und Reakto rfü llstan dsregelung . 

31. Bescheid vom 6. 10. 1975, ZI. IV-645 .002 j220- 4/75 , betrifft Errichtung der Brenn­
elemente erster Tei I. 

32. Bescheid vom 18. 11. 1975, ZI. IV-645.002j406-4j75, betrifft Ber ichtigung des Be­
scheides vom 19. 6. 1975, ZI. IV-645.002 j188-4j75 und zusätzl iche Maßnahmen gemäß 
§ 5 Abs. 9 StrSchG im Rah men der 5 d TEB. 

33. Bescheid vom 16. 12. 1975, ZI. IV-645.002 j446-4/75, betrifft Brandsch utzkon zept. 

34. Bescheid vom 16. 12. 1975, ZI. IV-6/~5 . 002j341 -4j75, betrifft Erweiteru n9 des 
G ru ndwasserbeobachtu ngsnetzes. 

35. Bescheid vom 18. 12. 1975, ZI. IV-645 .002j126-f~j7.5 , betrifft Reaktorsch utz. 

36. Bescheid vom 18. 12. 1975, ZI. I V-645.002 j447- 4j75 , betrifft Be richtig u ng des Be­
scheides Feststoffei n lageru ng im Rah men der 5 d TEB! 

37. Bescheid vom 23. 12. 1975, ZI. IV-645.002/262- 4j75, bet r ifft Te ilerrich tungsbewill i­
gung Nr. 5c. 
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38. Bescheid vom 12. 1. 1976, ZI. IV-551.612/568-4/74, betrifft Teilerrichtungsbewilli­
gung für die Systeme RA, RL. 

39. Bescheid vom 11. 2. 1976, ZI. IV-645.002/359-4/75, betrifft G KT, Verfahren nach 
dem StrSchG; Teilerrichtu ngsbewi lIig u ng, IIMaschi nen hausei n richtu ngen". 

40. Bescheid vom 10. 3. 1976, ZI. IV-645.002/4-4/76, betrifft Dokumentation von 
Unterlagen. 

41. Bescheid vom 22.3. 1976, ZI. IV-645.002/64-4/76, betrifft Gemeinschaftskraftwerk 
Tullnerfeld (GKT), Verfahren gemäß § 5 Abs. 1 StrSchG, Errichtungsbewilligung 
der Brennelemente, zweiter Tei I. 

42. Bescheid vom 23. 3. 1976, ZI. IV-645.002/104-4/76, betrifft Berichtig u ng fü r die 
TEB-Masch i nen hausei n richtu ngen. 

43. Bescheid vom 25. 3. 1976, ZI. IV-645.002/95-4/76, betrifft G KT, Verfahren nach 
dem StrSchG, Vorschreibung zusätzlicher Maßnahmen für die Beweissicherung gemäß 
§ 5 Abs. 9 StrSchG. 

44. Bescheid vom 2. 4. 1976, ZI. IV-645.002/134-4/76, betrifft Berichtig u ng des Be­
scheides vom 12. 1. 1976, ZI. IV -551.612/568-4/7 4, Systeme RA, RL. 

45. Bescheid vom 28. 4. 1976, ZI. IV-645.002/24-4/76, betrifft GKT, Verfahren nach 
dem Strohlenschutzgesetz; Errichtungsbewilligung der Logik von Systemen. 

46. Bescheid vom 29. 4. 1976, ZI. IV-645.002/98-4/76, betrifft GKT, Verfahren gemäß 
§ 5 Abs. 1 StrSchG, Errichtu ngsbewi IIig u ng der Neut ron enq uell en, BE-Kästen und 
Steuerelement . 

47. Bescheid vom 5. 7. 1976, Z I. IV-645.002/269- 4/76, betr ifft GKT, Verfahre n nach 
dem Strah le nsch utzgesetz; Err ichtu ngs bewi IIi g u ng, St ~ u e rstabste u e ru ng und Belad e­
verri eg el u ng. 

48. Besch eid vom 9. 7. 1976, ZI. IV-645 .002/285- 4/76, betrifft GKT, Ve rfahren nach dem 
Strah lensch utzgesetz; System RA , RL. 

49. Besch id vom 21 . 9. 1976, ZI. IV-645.002/398- 4/76, betrifft G KT, Verfahren nach 
dem Stroh lensch utzgesetz ; Bewi IIig u ng der Erri chtu ng des Kaltwassersystems mit 
Kältezentral e UF02 . 

50. Besch ei d vom 5. 9.1977, ZI. IV-645.002/312- 4/77, betrifft GKT, Verfahren nach 
dem Strah lensch utzg esetz; Bewill ig u ng der Errichtu ng der Leittech n ik der Bren n­
elementw chselbühne. 

3. Übersicht über die Teilbetriebsbewilligungen (TBB) für das 
Kernkraftwerl< Zwentendorf (Stand September 1977) 

1. Bescheid vom 2. 7. 1976, ZI. IV-645.002/132- 4/76, betrifft Betri ebsbewilligung ein­
geschrä nkt auf das System Pe rsonenüberwachung. 

2. Bescheid vom 18. 3. 1977, ZI. IV-645.002/5- 4/77, betrifft Bewilligung für den Um­
gang mit fl üssig en und gasförmigen offenen sowie festen umschlossenen und offenen 
rad ioaktiven Stoffen zu r Kali bri e rung von Strah len meßgeräten. 
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4. Abschließende Bemerkungen zum strahlenschutz rechtlichen Verfahren 

Die Vorschriften des StSchG und der StSchVO haben sich in ihrer praktischen An­
wend u ng g ru ndsätzlieh bewäh rt. Sie geben de r Behörde die entsprechenden G ru nd­
lagen, um dem Gesetzesauftrag nachzukommen , Vo rkehrungen für den Schutz des 
Lebens und der Gesundheit von Menschen einschließlich ihrer Nachkommenschaft 
vor Schäden durch ionisierende Strahlen zu treffen. Im Vergleich zu ausländischen 
Vorsch riften gestatten sie der Behörde etwa durch Maßnah men der beg leitenden 
Kontrolle die einzelnen Sicherheitsfragen eingehende r zu behandel n. 

Der Umstand, daß sich die Behörde nach dem österreichischen StSchG nicht mit 
Fragen der Bedarfsprüfung und der Standortwahl auseinandersetzen muß, versetzt 
sie in die Lage, sich auf die essentiellen Aspekte des Strahlenschutzes zu konzentrieren 
und unbeeinf!ußt von sonstigen Proble men - im Sinne der vollen Erfüllung des 
Gesetzesauftrages - für den Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen 
ei nsch I ießlich ihrer Nachkom menschaft vor Schäden durch ionisierende Strahlen 
Vorsorge zu treffen . 

Abschnitt B. 

Überblick über das im Rahmen der Dampfkesselverordnung durchgeführte 
Genehmigungsverfahren für das Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld 

Der Siedewasserreaktor im Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld in Zwentendorf 
ist dem Prinzip nach ein Dampfkessel, dem, in Abweichung von konventionellen 
Dam pfkesselbauarten, nuklea r erzeugte Wärme zugefü h rt wi rd. Die fü r konventionelle 
Dam pfkessel geltenden tech n ischen Regel n si nd weitgehend auch auf den nicht­
nuklearen Teil des imKern kraftwerk errichteten Siedewasserreaktors anwend bar. 
Zusätzlich ist jedoch zu beachten, daß die für die Herstellung des Reaktordruck­
gefäßes verwendeten Werkstoffe unter dem Einfluß der Strahlung verspröden können, 
daß im Betrieb zum Zwecke der Wartung und Überwachung des Reaktordruck­
gefäßes die Zugänglichkeit maßgebender Teile nur bedingt gegeben ist, daß eine 
wesentlich kompl iziertere Regeltech n i k erforde rlich ist und daß wegen des hohen 
Gefahrenpotentials ein wesentlich höheres Sicherheitsbedürfnis vorliegt. 

In Österreich sind für Druckgefäße und Druckbehälter hinsichtlich der Herstellung, 
Verwendung und Überwachung die Bestimmungen des Art. 48 des Verwaltungs­
entlastungsgesetzes, BGB!. Nr. 277/1925 bzw. die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Verordnungen, das sind insbesondere die Dampfkesselverordnung, BGB!. Nr. 83/1948, 
i. g. F. und die Werkstoff- und Bauvorschriften für die Herstellung von Dampfkesseln, 
BGB!. Nr. 264/1949, i. g. F. maßgebend . Neben dem Reaktordruckgefäß sind für den 
Betrieb des Kernkraftwerkes zahlreiche weitere Druckgefäße und Druckbehälter 
erforderlich, so daß für alle diese Komponenten die in den obzitierten gesetzlichen 
Besti m m u ngen vorgesehenen Geneh mig u ngsverfah ren du rchzufüh ren sind. 

Das Bundesministerium für Bauten und Techn ik, ressortmäßig für das Dampfkessel­
und Kraftmaschinenwesen zuständig , hatte vor allem die Frage zu prüfen, durch 
welche Maßnahmen die seinerzeit nur für konventionelle Druckgefäße und Druck-
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behälter gedachten technischen Sicherheitsbestimmungen den neuen Erfordernissen 
angepaßt werden könnten. Dazu standen im wesentlichen zwei Möglichkeiten offen . 
Entweder wu rden in die Geneh mig ungsbescheide entsprechende Sicherheitsauflagen 
aufgenommen , oder es wurden Novellen zur Dampfkesselverordnung erlassen. 
Die diesbezü glichen Novellen der Dampfkesselverordnung wurden so abgefaßt, daß 
sie inhaltlich unverändert in das in Ausarbeitu ng befindliche neue Dam pfkessel­
gesetz, das der technischen Entwicklung des gesamten Dampfkessel- und Druck­
behälterwesens Rechnung zu tragen hat, übernommen werden können. Für die Ge­
wäh r leistu ng de r Sicherheit von Ker n kraftwerken si nd darü ber hi nausgehend le­
gistische Maßnahmen nicht erforderlich. Weitere Sicherheitsmaßnahmen konnten 
durch Weisu ngen an die zuständ igen Dam pfkessel ü berwachu ngsorgane veranlaßt 
werden. Um den im Dampfkesselwesen tätigen Fachbeamten die nötigen Kenntnisse 
und Erfah ru ngen zu vermittel n, wu rden diese in Kernkraftwerke des Auslandes ent­
sandt, wobei sie Gelegenheit zu Gesprächen mit ausländischen Genehmigungsbehör­
den und Experten hatten. Ferner steht den Fachbeamten die einschlägige Literatur 
zu r Ve rfügung . 

Bei Vergabe des Auftrages zur Errichtung des Gemeinschaftskernkraftwerkes Tullner­
feld durch die Kraftwerks-Union (KWU) hat die zukünftige Betreiberin u. a. die 
Bedingung gestellt, daß die Anlage auch den Bestimmungen der Dampfkesselver­
o rd n u ng (DKV) und den Werkstoff- und Bauvorsch riften (WBV) entsprechen müsse. 
Die Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld Gesellschaft m. b. H. (GKT) hat den 
Tech nischen Überwach u ngs-Verei n Wien (TÜV) als Dam pfkessel ü berwachu ngsorgan 
ihrer Wahl beauftragt, alle Prüfung en nach den Bestimmungen der DKV durchzu­
führen. Demge mäß hat der TÜV di e rechn eri sche Vorp r üfung all er in Betracht 
komm enden Druckg efäße und Druckbehälter vorg enommen und hat dabei fest­
gestellt , daß in einigen Punkten wegen der den Kernkraftwerken eig enen Betri ebs­
w eise Bestimmungen der DKV nicht erfüllbar sin d. Für solche beg ründ eten Fäll e 
ist in der D KV vorgesehen, daß das Bund es minister ium für Bauten und Technik 
Ausnah me bewi lIig u ngen ertei len kan n. Das Bu nd es mi n isteri u m fü r Bauten und Tech­
nik hat im wese ntl ichen diese Ausnah mebewilligung en erteilt, jedoch daran harte 
Auflag en geknüpft, die der Forderun g nach w esentlich höherer Sicherh eit der Anlag e 
entsprachen. 

Das erste derartig e Ausnahm eansuchen betraf den kug elförmigen Si cherh eitsbehälter 
mit ca . 26 m Durchmesser , herg estellt aus VÖEST-Feinkornstahl mit Wanddicken 
zwisch en 20 und 48 mm . Ähnlich e Behälter w erd en zur Speich erung von Stadtgas 
oder Propangas verwendet, sodaß das Bundesministerium für Bauten und Technik 
bei Ertei I ung der auf di e Herstell u ngstechnolog ie bezog enen Ausnahm ebewi lIig u ng 
auf praktische Erfahru ng en zu rückg reifen kon nte. I m Bescheid vom 9. März 1972, 
Zah I 550.809/111-21 /1972 wu rd en jedoch wesentlich strengere Sicherheitsauflagen als 
bei den Kugelgasbehältern gemacht. 

I m Rah men der Du rchfü h ru ng der Bauprüfu ng des Si cherh eits behälters wu rd e 
vom TÜV Wien festg estellt, daß di e im Sich erh eitsbehälter vorgesehen e Kond ensations­
kamm er nicht hinreichend dim ensioniert war. In Z usammenarbeit mit der VÖEST 
Linz wurd e ein e neue konstruktive Lösung gefund en, di e als mustergültig ang eseh en 
w erd en darf und nun meh rauch inder Bund es republi k Deutsch land ang ewendet 
wird . 

Eine weitere Abweichung des Sicherheitsbehälters ergibt sich in de r Art der ersten 
Erprobung. § 55 Abs. 1 der DKV verlangt die Durchführung einer ersten Erprobung 
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mittels Wasserd ruckes. Si n n ei ner solchen Erprobu ng ist ei ne letztmal ige Kontrolle 
des Druckbehälters auf allfällige bei der Bauprüfung überseh ene Herstellungsmängel, 
die zu m Zerrei ßen der Behälterh ü IIe zufolge des In ne nd ruckes im Betrieb fü h ren 
könnten. Der Probedruck ist in der Regel um 30- 50% höher als de r normale Be­
triebsdruck. Wegen des großen Volumens des Sicherheitsbehälters (5600 m3

) ist jedoch 
bei diesem die Durchführung einer Wasserdruckprobe nicht möglich, weil das Funda­
ment dem statischen Druck des Wassergewichtes von 5600 t nicht standhalten könnte. 
Anderseits ist in der DKV die Möglichkeit einer Ausnahmebewilligung von dieser 
Bestimmung nicht vorgesehen. Es wurde daher mit der Novelle zur DKV, BGB!. 
Nr. 369/1972, die Möglichkeit geschaffen, Sicherheitsbehälter von Kernkraftwerken 
mittels Luftdruckes zu erproben. Wegen der Gefahr eines Versagens sind bei Durch­
führung der Erprobung entsprechende Vorsichtsmaßnahmen zu treffen. 

Das zweite wesentliche Ausnahmeansuchen bezog sich auf das Reaktordruckgefäß. 
Das Sicherheitskonzept für das Kernkraftwerk sieht vor, daß alle denkbaren Unfälle 
durch die ei ngebauten Sicherheitsei n richtu ngen derart beherrsch bar si nd, daß kei ne 
gefährlichen Aktivitäten in die Umgebung gelangen können . Das Reaktordruckgefäß 
darf allerdings nicht versagen. Im Falle des Versagens des Reaktordruckgefäßes 
würden Teile oder sogar der gesamte Inhalt an radioaktiven Stoffen austreten. Es 
war daher von vornherein klar, daß an das Reaktordruckgefäß Sicherheitsanfor­
derungen in einem noch nie dagewesenen Ausmaß zu stellen sein werden. Die 
festgestellten Abweichu ngen von den Besti m m u ng en der DK V waren vor allem 
bauartbedingt. 

Das Reaktordruckgefäß ist ein stehender zylindrischer Behälter mit rund 6 m Durch­
messer und einer Höhe von 20 m. Der untere Boden ist kalottenförmig. Zwischen 
dem Boden und dem Zylinder ist ein einteiliger Ring aus Schmiedestahl vorgesehen . 
Die Schweißnaht zur Verbindung des Bodens mit dem Stützring befindet sich in einer 
Zone, in der relativ hohe Biegungsspannungen zu erwarten sind. Nach den Bestimmun­
gen der WBV sind in solchen Zonen Schweißnähte zu vermeiden. Das Bundesministe­
ri u m fü r Bauten und Tech nik hat diesem Konstru ktionsdetai I großes Augen merk 
gewidmet. Zunächst wurde an ein Schweizer Spezialunternehmen der Auftrag erteilt, 
für diese Zone eine Spannungsanalyse auf rechnerischem Wege durchzuführen, 
damit sichergestellt ist, welche Spannungsspitzen in dieser Zone zu erwarten sind. 
Ferner wu rde die Durchfüh rung ei ner Schwellfestig keitsu ntersuch u ng der Schwei ß­
nahtkonstruktion an zwei Flachprobestücken im Maßstab 1:1 verlangt. Hiezu wurde 
zu nächst festgelegt, welche Belastungen fü r das Reaktord ruckgefäß wäh rend der maxi­
mal zugestandenen Lebensdauer von 40 Jahren zu erwarten sind. Diese Belastungen 
wurden zu einem Lastblock zusammengestellt. Die beiden Proben wurden daraufhin 
mit 20 solchen Lastblöcken geprüft, d. h. daß hier eine 20fache Sicherheit eingebaut 
wurde. In ei nem späteren Tei I bescheid wu rde hiezu festgelegt, daß das Reaktord ruck­
gefäß außer Betrieb genommen werden muß, wenn die dem Lastblock zugrunde 
gelegten Belastungen noch vor den 40 Betriebsjahren erreicht werden . 

Schließlich wurde verlangt, daß während der ersten Erprobung die am Reaktor­
d ruckgeföß tatsöch lich auftretenden Span nungen gemessen werden und daß eine 
Schallemissionsanalyse du rchgefü h rt wi rd. Die Schallem issionsanalyse ist das mo­
dernste Prüfverfahren , mit dem durch Analyse der beim Verformen eines metallischen 
Bautei les durch eine äu ßere Belastung auftretenden Geräusche allfällig vorhandene 
sich ausweitende Fehler und Risse ermittelt werden können. Die herkömmlichen 
Prüfverfahren und die Durchstrahlungsprüfung mittels Röntgen- oder Isotopenstrahlen 
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haben den Nachteil , daß sie nur örtlich anwendbar sind und das Ergebnis weitgehend 
von der Sorgfalt des Prüfe rs abhängt. Mit dem Schallemissionsanalyseverfahren 
w ird der gesamte Bauteil erfaßt und das Ergebnis elektronisch aufgezeichnet. Die 
Anwend un g des Verfa h re ns erfordert ei ne umfang reich e elektronische Apparatu r 
und ist demg emäß sehr kostspiel ig. Das Bu ndesministeriu m für Bauten und Techn ik 
war jedoch der Auffassung , daß im Hinblick auf das erhebliche Gefahrenmoment 
jedwede Kostengründe unberücksichtigt bl eiben müssen, wenn auch nur die Möglich­
keit besteht, allfällig übersehene Fehlstell en am Reaktordruckgefäß aufzufinden. 
Es wurd e dah er gege n den Widerstand der GKT zum ersten Male in der Geschichte 
der Technologie von ei ner Behörde verlangt, daß ein Reaktordruckgefäß nach dem 
Schallemiss ionsanalyseverfahren geprüft w erd en muß. 

Das Verfahren wurd e vom Dezember 1975 bis Jänner 1976 durch die amerikanische 
Fi rma Exxon erfolg re ich du rchgefü h rt. Alle bereits f r ü her mittels Ultraschall oder 
Du rchstrah I u ng au fgefu ndenen geri ngfüg i ge n Feh Istellen wu rden exakt festgestellt 
und geo rtet. Neue und vo r allem unzulässige Feh Istellen wu rden nicht entdeckt. 
Es darf dah er das Reaktordruckgefäß als tech nisch einwandfrei bezeichnet werden . 
Ei ne weitere Abweich u ng des Reaktord ruckgefäßes von den Besti m m u ngen der 
DKV betr ifft die Einrichtung zur Kess elspeisung und Wasserstandskontrolle. Die 
Abweichungen si nd typenbedingt und wurd en mit Bescheid vom 10.4.1974, ZI. 557.719/ 
111 -21 /1973 bew i 11 igt. Die an diese Bewi lIig u ng geknü pften Bed i ng u ngen vermitteln 
eine Sicherh ei t des Betr iebes des Reakto rdruckg efäßes geg en Wassermangel , di e w ei t 
über jener eines konventionellen Dampfkessels liegt. So wurde gefordert, daß die 
Wasserzufüh r ung auch dann gesichert ist, w enn durch Unfälle di e normalen Speise­
wasser lei tung en ausfall en. Im H inbli ck auf di e Kompli zierth eit di eses Systems wurd e 
fern er di e GKT verpfli chtet , Sachverständi geng utachten über d ie Fu nktion di ese r 
wichtigen Ei n richtu ng en zu erb r i ngen. 

Gemäß § 45 Abs. 2 lit. c DKV mü ßte das Reaktordru ckgefä ß all e 6 Jah re ein er Wasser­
druckprobe unterworfe n werde n. Aus betr iebstech nisc hen G r ü nden ist di e Du rch ­
führung d ieser wi ederkehr nden Erp robun gen jedoch nicht oppo rtun ; sie wird durch 
ei ne umfassend e zerstör u ngsfreie Prüfu ng a ll er Wand u ngsteil e des Reaktord ruck­
gefäßes ersetzt. Der U mfan g d ieser Prüfunge n ist im Besch eid vom 1. Juli 1974, 
Z I. 553.253/ 111 -21 /1974 festg eleg t. D iese Prüfu ngen geben die Gewähr, da ß im Laufe 
des Betr iebes des Reaklordruckgefäßes entstehend e Risse r echtzeitig erkannt w erd en. 
Besond ere Beachtung find en hi ebei jene Stell en, an denen w egen der großen Wand­
dicken zusätzlich e Wä r mespannung en im Betr ieb auftreten. 

M it Besch eid vom 4. 11 . 1974, ZI. 556.964/ 111 -21 /1974 wurd e in Zusamm enarbeit mit 
dem Z entral -Arbeitsi nspekto ra t des Bu ndesmi nisteri u ms fü r sozial e Verwaltung ei n 
FI uchtweg konzept festgelegt, das dem Sch utz der im Reaktorgebäude Beschäftigten 
di ent. In der DKV sind nämlich auch Detailbestimmungen über die Aufstellung von 
Dam pfkesse l n in Kesse l häuse rn enthalten, di e im vorli egenden Fall e weg en des 
Sich erh eitsbehä lte rs jedoch nicht einhaltbar sind. 

W ei ters wu rden für eine Anzahl anderer Druckg efäße und Druckbehälter ebenfalls 
Ausnahm ebewilligung en erteilt, weil gewisse Abweichung en von den Bestimmungen 
der DKV vorlag en. Es handelt sich hi er aber durchwegs um rein konventionelle 
Bauarten, di e meist im Dampf- oder Speisewasserkreislauf angeordnet sind und 
sich bei kalori sch en Kraftwerken bereits bewäh rt haben. G ru ndsätzlich wu rde aber 
auch bei diesen Kompon enten auf erhöhte Sicherheit geachtet. 
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Ein wesentlicher Teil der Sicherheit eines Dampfkessels hängt von der Qualität 
seiner Betriebswartung ab. Die DKV enthält daher genaue Bestimmungen über 
die Wartung von Dampfkesseln durch geprüfte Dampfkesselwärter. Allerdings waren 
diese Besti m m u ngen nur fü r konventionelle Bauarten si n nvoll. Es war daher ei ne 
Ergänzu ng dieser Besti m m u ngen erforderlich, die nach ei ngehenden Vorarbeiten 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz in 
Form einer Novelle mit BGB!. Nr. 383/1974 vorgenommen wurde. Die Ausarbeitung 
der neuen Bestimmungen erfolgte mit großer Sorgfalt und unter erheblichem Auf­
wand. So hat der mit dieser Aufgabe betraute Fachbeamte in der Bundesrepublik 
Deutsch land Ausbi Id ungsstätten fü r Kern kraftwerkspersonal besucht und mit dortigen 
Fachleuten Gespräche geführt. Da auf diesem Gebiet zweifelsohne die amerikanische 
Atomenerg iebehörde über die größten Erfah ru ngen verfügt. hat dieser Beamte in 
Washington mit dem zuständigen Referenten den Entwurf der österreichischen Be­
sti m m u ngen diskutiert und dabei wertvolle Hinweise erhalten, die entsprechend 
berücksichtigt wurden. Wesentlich war vor allem, daß der amerikanische Experte 
das Ausbildungskonzept positiv bewertet hat. Die vorgesehene Bestimmung, daß die 
Betriebswärter von Kernkraftwerken regelmäß ig ein Simulatortraining absolvieren 
müssen, geht sogar über den amerikanischen Standard hinaus und wurde als sehr 
fortsch rittl ich anerkan nt. 

Ein Problem im Zusammenhang mit der Qualifizierung des Betriebspersonals war 
der Umstand, daß Österreich derzeit über keinen österreichischen Experten verfügt, 
der hi n reichende Praxis beim Betrieb ei nes artäh n lichen Siedewasserreaktors besitzt 
und als Prüfungskommissär eingesetzt werden könnte. Die theoretischen Kenntnisse 
werden durch ei nen zu m Prüfu ngskom missär bestellten Mitarbeiter der Österreich i­
schen Studiengesellschaft fü r Atomenergie in Sei bersdorf in ei ner sch riftlichen und 
ei ner m ü ndl ichen Prüfung getestet. Fü r die Du rchfü h ru ng der praktischen Ver­
wendungsprobe am Reaktor selbst wurde nun ein Schweizer Spezialist unter Vertrag 
genom men, der die erforderlichen Ken ntn isse besitzt und auch h insichtl ich sei ner 
Persönlichkeit allen Anforderungen entspricht. Um dies zu ermöglichen, war eine 
weitere Novelle zur DKV mit BGB!. Nr. 626/1975 erforderlich. 

Da die Inbetriebnahme des Kernkraftwerkes ebenfalls nach den Bestimmungen 
der DKV zu erfolgen hat, müssen auch die von der Herstellerin hiezu entsandten 
Spezialisten den österreichischen Anforderungen entsprechen. So verlangt § 58 Abs. 8 
DKV u. a., daß der verantwortliche Betriebsleiter und sein Stellvertreter eine 
akademische Ausbildung nachweisen und vom Bundesminister für Bauten und 
Technik durch Bescheid anerkannt werden müssen. Der von der KWU vorgesehene 
Inbetriebnahmeleiter verfügt nur über eine HTL-Ausbildung. Es wurde von der GKT 
um Ausnahmebewilligung angesucht, die jedoch auf Grund der Gesetzeslage und 
aus Sicherheitsgründen nicht ausgesprochen wurde. Ebenfalls noch ausständig ist 
der zu erbringende Qualifikationsnachweis für das im regulären Kraftwerksbetrieb 
zu m Ei nsatz kommende Fü h rungspersona!. 

Im Jahre 1976 ist in einem amerikanischen Kernkraftwerk (Browns Ferry) durch die 
Unvorsichtigkeit eines Arbeiters ein Kabelbrand ausgebrochen, der beinahe zum 
Versagen der gesamten elektron ischen Regelu ng und aller Sicherheitssysteme gefü hrt 
hätte. Aufgrund dieses Vorfalles wurde der TÜV Wien angewiesen, auch im Gemein­
schaftskernkraftwerk Tullnerfeld alle Kabelführungen, die für den sicheren Betrieb 
des Reaktordruckgefäßes relevant sind, auf ihre Redundanz (mehrfache voneinander 
unabhängige Sicherung) zu untersuchen. Die Untersuchung ist noch nicht abgeschlos-
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sen. Jedenfa"s wird das Kernkraftwerk nicht in Betrieb gehen, solange auch nur 
die geringste Unsicherheit bei der Kabelführung besteht. 

Das Genehmigungsverfahren nach der DKV wurde in enger Zusammenarbeit mit 
dem Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz durchgeführt, um Zwei­
gleisigkeiten zu vermeiden , weil die Genehmigung für die Errichtung und den Be­
trieb eines Kernkraftwerkes vor allem nach den Bestimmungen des Strahlenschutz­
gesetzes zu erfolgen hat. Um die Koordini erung der beiden Verwaltungsverfahren 
zu erl eichte r n, hat fe rner das Bu ndesministeri u m fü r Gesu nd heit und U mweltsch utz 
den TÜV Wien als Gutachter für den maschinenbau lichen Teil des Kernkraftwerkes ein­
gesetzt. Im Hinblick auf die eng e Vermaschung der verschiedenen Systeme und 
ihrer gegenseitigen Beei nflussung wu rden immer wieder Kontaktgespräche mit der 
Österreich ischen Stud iengesellschaft fü r Atomenergie (ÖSGAE) gefü h rt, die als 
Hau ptg utachter des Bu ndesmi nisteri ums fü r Gesu ndheit und Umweltschutz fu ngiert. 
Im übrigen wurden auch seitens des Bundesministeriums für Bauten und Technik 
Kontakte zur Internationalen Atomenergiebehörde aufgenommen, um die Tätigkeit 
der Behörde auf dem Gebiete der Kern kraftwerke stets auf dem letzten Stand zu 
halten. 

Abschnitt C 

Schutz von Kernenergieanlagen gegen Eingriffe und Zugriffe 
unbefugter Dritter 

1. R~chtl iche G rundlagen 

U m Ker nan lag en gegen unbefu gte Ei ng riffe und Zug r iffe Dr itter (Sa botage , D ieb­
stahl) schütze n zu können, bedarf es präven tiver M aß nohmen der Betreiber . Pr üfung en 
haben ergeb n, daß solche Ma ßnahm en aufgrund des derzei t ge ltend en öster re ichi ­
sch en Rechtes dem Betre iber nicht auferl eg t w erden könn en. Um di e dem Kompetenz­
tatbestand " Au frechterha ltun g der öffentlichen Ruh e, Ordnung und Sicherh eit " (Art. 
10 (1) 7 BVG) zuzuord ne nd en Maßnahm en zwing end auferl egen zu könn en, bedarf 
es ein er Novell ie rung des Sich erh eitskontrollg esetzes (BGBI. 408/1972). 

Di ese Novelle wi rd derzeit vorbereitet. 

2. Bereits verfügte Maßnahmen 

Zwischen dem Bu ndesmi nisteri u m fü r Inneres und den kü nftigen Betreibern des 
Kernkraftwerkes Zwentendorf wurd en im W ege von Absprachen jene Sich erungs­
maßnahm en gesetzt, di e der Betreiber in Übereinstimmung mit den internationalen 
Empfehlu ngen der IAEO (Blau es Buch , Inf. C ir. 225) bzw. den Empfehlungen der 
amerikanisch en Atom energi ebehörde (Part 73) in se in em eigenen Interesse zu ver­
anlasse n hat. 

Durch einen ven:tärkten Einsatz von Exekutivorganen w erd en diese internen Maß­
nahmen der Betre iber ergänzt. Der Genda r meri eposten Zwentendorf wurd e per­
son ell verstärkt. 
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Fü r besondere Aldaßfälle (z. B. Demonstrationen, Bom bend roh u ngen etc.) wi rd zu r 
Sicheru ng des Kern kraftwerkes Z wentendorf die Bu nde~gendarmerie im erforder­
lichen Ausmaß eingesetzt. 

Für das Kernkraftwerk Zwentendorf besteht ein Alarmplan auf der Ebene der zu­
ständ igen Bezi rkshau ptman nscho.ft Tu 11 n als Sicherheitsbehörde 1. I nstanz. Ei n weiterer 
Alarmplan besteht auf der Ebene der Sicherheitsdirektion für das Bundesland Nieder­
österreich als Sicherheitsbehörde 2. Instanz. 

Diese Alarmpläne bestehen einerseits aus Alarmierungsplänen zur Aufbringung der 
erforderlichen Zahl an Gendarmeriebeamten aus dem Bezirk Tulln bzw. aus dem 
Bereich des Bundeslandes Niederösterreich und andererseits aus den dazugehörigen 
Einsatzplänen, in denen das Vorgehen der zur Sicherung eingeseizten Gendarmerie­
beamten festgelegt ist. 

In der jüngsten Zeit hat bereits ein Einsatz zur Sicherung des Kernkraftwerkes Zwen­
tendorf an läßlich der Demonstration von Kernkraftwerksgegnern am 12.6.1977 
stattgefunden. 

Abschnitt D 

Das Verfahren zur Einrichtung eines Sicherhei'tskonti"ollsystems 
im Kernkraftwerk Zwentendorf 

1. Rechtliche Grundlagen. 

1.1 Artikel 111 Ziff.1 des Vertrages über die Nichtweiterverbreitung von Atom­
waffen, BGBI. 258/1970. 

1.2 Abkommen zwischen der Republik Österreich und der IAEO über die An­
wendung von Sicherheitskontrollen, BGBI. 239/1972. 

1.3 Zusatzberei nbaru ngen vom 23. 1. 1975, BGBI. 132/1975, zwischen der öster­
reichischen Bundesregierung und der IAEO gemäß Artikel 39 des Sicherheits­
kontrollabkom mens (Pu n kt 1.2 oben). 

1.4 Bundesgesetz vom 25. 10. 1972, BG BI. 408/1972, über die Ei n richtung ei nes 
Sicherheitskontrollsystems zu r Gewäh rleistung der fried I ichen Verwend u ng 
der Atomenergie (Sicherheitskontrollgesetz). 

1.5 Verordnung gemäß Artikel 11 § 4 Abs.1 des Sicherheitskontrollgesetzes zur 
Festlegung des österreichischen Sicherheitskontrollsystems (in Ausarbeitung). 

1.6 Bescheid des BKA vom 20.1.1976, ZI. 506.043/8-V/3/75, zur Einrichtung der 
Sicherheitskontrolle imKern kraftwerk Zwentendorf. 

2. Allgemeine Bemerkungen: 

Diese sind bereits in den Punkten 21 und 22 des Teiles I ausgeführt. 

138 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original) 139 von 177

www.parlament.gv.at



3. Besondere Bemerkungen: 

Bei Ei n richtu ng ei ner neuen Kernan lage hat Österreich aufg ru nd der Zusatz­
vereinbarungen (Punkt 1.3 oben) der IAEO spätestens 180 Tage vor dem Ein­
langen von Kernmaterial in dieser Anlage bestimmte Angaben über die Aus­
legung der Anlage zu überm itteln. Demgemäß wurde bereits am 29.4. 1975 
ei ne von der Gemei nschaftskern kraftwerk Tu 11 nerfeld Ges. m. b. H. (G KT) erstellte 
Auslegungsinformation an die IAEO übermittelt, auf deren Grundlage mit der 
IAEO das Sicherh eitskontrollsystem für die Kernanlage in Zwentendorf vereinbart 
und durch Bescheid des BKA vom 20.1.1976 (siehe Punkt 1.6 oben) für die GKT 
mit 1.2.1976 verbindlich in Kraft gesetzt wurde. 
Der Bescheid legt fest , daß das Kernkraftwerk einen Materialbilanzbereich dar­
stellt, und beschreibt die Struktur der Sicherheitskontrolle in diesem Bereich, wie 
insbesondere die fü r die buch mäßige Erfassu ng und Kontrolle der Material­
bestände notwend igen "strateg ischen Pu n kte" und "Sch I üssel meßstellen" . Da rauf 
aufbauend sind die Verpflichtungen enthalten, welche vom Betreiber der Ke r n­
anlage geg enüber der österreich ischen Kontrollbehörde (BKA) bzw. der IAEO 
zu erfüllen sind; wie z. B. das Führen bestimmter Aufzeichnungen , Erstellen von 
Ber ichten und die Duldung von Inspektionen . 

Abschnitt E 

Die t ransportrechtliche Behandlung von Kernbrennstoffen 
und radioaktiven Gütern 

Das Stra h lensch utzgesetz, BG BI. N r . 227/1969, enthält g ru ndsätzl iche Besti m m u ngen 
über den " U mgang mi t rad ioakti ven Stoffen", wobei da run ter nach der Beg riffs­
bestimmung des § 2 lit. e) leg. ciL " die Gewinnung , di e Erzeugung , di e Lag erung, 
die Beförd erung, die Abgabe ... und die Bese it igung radioaktive r Stoffe, fern er 
jede sonstig e sich auf radioakt ive Sfoffe beziehend e Tätigkeit, di e ein e Strahlen­
belasfu ng zu r Folge haben kan n", zu verstehen ist. Auch die St rahl enschutzverord­
nung , BGBI. N r. 47/1972, enthäl t in den §§ 83ff. Bestimmung en über die Beförd erung 
radioaktiver Stoffe, Reinigung von Räum en, Kontamination und Dekontamini erung 
sowie über radioakt ive Abfäll e (§§ 89ff.) . 

Hinsichtlich des Besitzes von und des Umganges mit radioaktiven Stoffen normiert 
das Strahlenschutzgesetz all erdings fü r den Straßen-, Eisenbahn-, Post-, Schiffs- oder 
Luftfrachtverkehr Ausnahmen von der Bewilligungspflicht (§ 13 Abs. 2) und von der 
Meldepflicht (§ 25 Abs. 2 lit . c), sofern di eser "Umgang" nach den hiefür maßgebenden 
Vorschriften der erwähnten Verkehrsarten vor sich geht; diesfalls finden gemäß 
§ 41 Abs. 9 leg . cit. die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes expressis verbis keine 
Anwendung. 

Fü r den Eisenbah ntransport von solchen Stoffen gelten die Besti m m u ngen der 
Anlag e I (Internat ional e Ordnung für die Beförd erung gefährlicher Güter mit der 
Eisenbahn - RIO) zum International en Übereinkommen über den Eisenbahnfracht­
verkehr (CIM) im national en Verkehr aufgrund der Integrierung dieser Anlage I 
(RIO), veröffentlicht im BGBI. N r . 137/1967 und im folgenden ku rz als "Internationale 
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Ord n u ng RI D" bezeich net, in die Beförderu ngsbed i ng u ngen des au f der Eisen bah n­
Verkeh rsord n ung, BG BI. N r . 170/1967, basierend en Tarifwerkes der Österr. Eisen­
bah ne n. Gefäh rl iche G üter (ei nschl ieß lich AbfCi ile) gelten als nu r bedi ng u ngsweise 
zu r Beförderu ng zug elassene Stoffe und Gegenstände. 

Für den Bereich des Straßenverkehrs besteh t folg ende rechtliche Situat ion : 

Die Beförderung gefährlicher Güter mit einem Kraftfahrzeug oder Anhänger auf 
der Straße nach oder aus Österreich unterliegt den Regelungen des "Eu ropäischen 
Übereinkommens über die internationale Befö rderung gefährlicher Güter auf der 
Straße - ADR" (kundgemacht im BGBI. Nr. 522/1973 in der Fassung der Kund­
mach u ngen BGB/. Nr. 523/1973, 377/1974, 249/1975, 250/1975, 251 /1975, 261 /1975 
und 522/1975). Dieses Ü bere i n kom men erstreckt sich unter anderem auch auf die 
internationale Beförderung radioaktiver Stoffe einschließlich ihrer Abfälle . 

Das ADR enthält kei ne Regel n über die kon krete innerstaatliche Behördenzuständig­
keit. Unter Bedachtnah me auf die Ausfü h ru ngen des Verfassu ngsgerichtshofes im 
Er ken ntnis vom 26. März 1977, ZI. K 11-2/76-27, sind die im ADR enthaltenen Vor­
sch riften ei nheitl ich dem Kompetenztatbestand " Kraftfah rwesen" (Art. 10 Abs. 1 
Z.9 B-VG) zuzuordnen . Zufolge dies es Erkenntnisses wurde eine bis dahin bestandene 
Unklarheit hi nsich tlich der Vollzieh u ngskom peten z berei n igt. Nu n meh r ist klar­
gestellt, daß sowohl die Vorschri ften der Anlage Ades ADR (Vorschriften über ge­
fäh rl iche Stoffe und Gegenständ e), insbesondere fü r die Geneh mig u ng von Bauart­
mustern von Verpackungen und von Versandstü ckmuster n, als auch die Anlage B 
des ADR hinsichtlich der besonderen Vorsch riften über den Verkeh r der Fah rzeuge 
in Bundeskompetenz zu vollziehen sind . 

Was hingegen die nationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße anlangt, 
also die Beförderung solcher Güter auf der Straße von einem Ort in Öster reich zu 
ei nem anderen Ort in Öste rreich oh ne G re nzü bersch rei'tu ng au f de r Straße (so z. B. 
auch, wenn ein gefäh r liches Gut mit ei nem K raftfahrzeug, auf der Eisenbahn oder mit 
Flugzeug nach Österreich eingebrach t und erst in Öster reich nach Entladung aus der 
Eisenbahn oder aus dem Flugzeug au f der Straße an einen bestimmten Ort in Öster­
reich weiterbefördert wird) , so besteh en hi efü r derzei t kein e speziellen Vorschriften . 
Das Bundesministerium fü r Verkehr hat ei nen Entwurf für ein " Bundesgesetz über 
die Beförderu ng gefäh r l ich er Güter auf der Straße (Gefahreng ütergesetz)" erarbe itet, 
der im Lichte des Erkenntnisses des Ve rfassungsger ichtshofes der Festlegung der 
Behördenzuständ ig keiten dienen und ei ne .ei n heitl iche und ü bersichtl iche Rechtslage 
schaffen soll . Dieser Entwu rf wu rde bereits dem Beg utachtu ngsverfahren unterzogen. 
Bis zu m In krafttreten solcher Vorschr iften si nd auf die nat ionale Beförderu ng radio­
aktiver Stoffe auf der Straße die Bestimmungen des Strahlenschutzgesetzes (BGBI. 
Nr. 277/1969) anzuwenden. In der aufgrund des Strahlenschutzgesetzes erlassenen 
Strahlenschutzverordnung , BGBI. Nr.47/1972 (StrSchVO), ist im 3. Abschnitt in 
den §§ 83 und 84 die Beförderung radioakt iver Stoffe geregelt. Gemäß § 84 Abs. 1 
gelten fü r die Beförderu ng radioaktiver Stoffe au ßerhal b von Betrieben im Rahmen 
des Straßenverkehrs die diesbezüglichen Bestimmungen der Internationalen Ordnung 
für die Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn, BGB!. Nr. 137/1967 (RID), 
sinngemäß. 

Daraus ergibt sich , daß die für die nationale Beförderung radioaktiver Stoffe auf der 
Straße erforderlichen Genehmigungen aufgrund des Strahlenschutzgesetzes unter 
Bedachtnahme auf die materiell-rechtlichen Bestimmungen des RID zu erteilen sind. 
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Das gemäß § 84 der Strahlenschutzverordnung zur Anwendung gelangende RIO 
kennt zwar die Genehmigung von Bauartrnustern von Verpackungen und von Ver­
sandstückmustern. Da das RIO jedoch im Sinne des § 13 Abs. 2 StrSchG nur aus Anlaß 
ei nes kon kreten Beförderu ngsfalles aktiviert werden kan n, kan n die Erteil ung von 
Genehmigungen von Bauartmustern von Verpackungen und von Versandstück­
mustern und die Anerken n u ng solcher ausländischen Geneh mig u ngen, die mit ei ner 
kon kreten Beförderu ng g ru ndsätzlieh in kei nem Zusam men hang stehen, auf dem 
Gebiet der nationalen Beförderung radioaktiver Stoffe auf der Straße derzeit nicht 
Platz greifen. Für die gesonderte Erteilung von Genehmigungen von Bauartmustern 
von Verpackungen und Versandstückmustern bzw. die Anerkennung derartiger aus­
ländischer Genehmigungen fehlt, da das Strahlenschutzgesetz entsprechende spezielle 
Vorschriften in dieser Richtung nicht enthält, für den Bereich der nationalen Beförde­
rungen derzeit die rechtliche Grundlage. Verpackungen und Versandstücke oder 
deren Muster können daher nur im Rahmen der Genehmigung der Beförderung, 
sohin also mit dem Bescheid, mit dem die Beförderung genehmigt wird, und nur für 
diese Beförderung, mitgenehmigt werden. 

Da auf nationale Beförderungen radioaktiver Stoffe auf der Straße die Bestimmungen 
des Strahlenschutzgesetzes Anwendung finden, richtet sich für diese Beförderung auch 
die Behördenzuständigkeit nach dem Strahlenschutzgesetz. Zur Vollziehung hinsicht­
lich des Umganges mit radioaktiven Stoffen, sohin also auch der Beförderung der­
selben, sind gemäß § 41 Abs. 1 Z. 3 leg. cit. die Bezirksverwaltungsbehörden zuständig. 
Soweit mehrere Bezirksverwaltungsbehörden in Betracht kommen, ist § 4 AVG 1950 
zu beachten . Die Vollzi ehung des Strahl enschutzgesetzes ist Bundessache und fällt 
gemäß Art. 102 Abs. 1 B-VG in den Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung . Der 
ad mi nistrative I nstan ze nzug geht m ithi n über den Land eshau ptma n n und endet 
gemäß dem § 41 Abs.4 des St rahl enschutzgesetzes beim zuständigen Bund esminister . 

Zusamme nfassung 

Rechtlich e G rund lage n fü r den Tra nsport von Kern bren nstoffen und radioaktiven 
Gütern sind also vorhand en. Bedingt durch di e dezentralisi erte Verwaltung ist jedoch 
ihre Anwendung komplizi ert und dah er zeitraubend . Am günstigsten sind die Ver­
hältnisse beim Eisenbahntransport, so daß es angezeigt wäre, soweit wie möglich für 
den Transport solcher Materiali en die Bahn zu benützen . 

Kurzfristig könn en neue gesetzgeberisch e Akte für den Transport von Kernbrenn­
stoffen und radioaktiven Gütern nicht in Aussicht genommen werden . Erst nach 
Klärung noch offener verfassungsrechtlicher und Zuständigkeitsfragen ist beabsichtigt, 
ei ne Reg el u ng dahi ngehend zu erreichen, daß fü r den gesamten Bu ndesbereich nu r 
eine Behörde entsprechende Bewilligung en für den Straßentransport erteilt , wi e das 
z. B. in der Bund es republik Deutschland bereits der Fall ist. 
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Teil 111 

Die energiepolitische Situation, die Nutzung der Kernenergie 
und die hiezu bestehenden Alternativen 

1. Die energiewif'tschaftliche Lage und die voraussichtliche Entwicklung des 
Energiebedarfs in Österreich 

Das Österreichische Institut fü r Wi rtschaftsforsch u ng (WI FO) ist in sei ner letzten, 
Ende 1976 veröffentlichten Energiep rog nose von ei nem Wi rtschaftswachstu m von 
jährlich durchschn itt li ch 4% bis 1985 und 3,5% von 1985 bis 1990 ausgegangen. Diese 
Größenordnung des Wirtschaftswachstums ist d ie Voraussetzung für d ie Aufrecht­
erhaltung der Vollbeschäftigung. Auf dieser wesentlichen Annahme aufbauend, 
gelangt das Österreichische Institut f ü r Wi rtschaftsforsch u ng zu der inden beiden 
folgenden Tabellen angegebenen Entwickl ung des Brutto-I n landver brauches an Ener­
gie und dessen Gliederung, wobei in d iesen Tabellen auch das Brennholz, das vom 
WIFO nicht berücksichtigt wurde, aufscheint. 

Die Angaben in den Tabell en we rden in Übereinsti mmung mit den Bestimmungen des 
Maß- und Eichg esetzes , BGB!. N r . 174/1973, in J ang egeben. 

Das Österreich isch e Institu t fü r Wi rtschaftsforschu ng hat in der im Dezem berheft 
1976 der Monatshefte veröffentl ichten Prog nose auch ei ne Aufteil u ng des Gesamt­
verbrauches nach Energieträgern nach Überlegungen vorgenommen , die es selbst 
angestellt hat. Darin findet auch die Ke r nenerg ie Berücksicht igu ng. Diese Aufteilung 

Insgesamt . 

davon Stei n ko hl e 
Braunkohl e 
Erdöl. 
Naturgas 
Wasserkraft 1) 
Brennholz 
ande re Brennstoffe. 

Brutto-Inlandverbrauch 

(in10 12 J) 

Ergebnisse Prognose 

1974 1975 1980 

907.535 887.108 1,073.914 

119.428 104.247 
61 .517 55 .303 

447.117 449.315 
151 .813 151.227 

91 .821 91 .029 
33.494 33.494 

2.345 2.491 

1) Einschließlich dem Saldo aus Stromimporre n und Stromexpor ten. 
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Dabei gliedert sich der Energieverbrauch auf die einzelnen Sektoren wie folgt auf 
(in 1012 J) . 

Ergebnisse Prognose 

1974 1975 1980 1985 1990 

Brutto-I n la ndverbra uch 907.535 887.108 1,073.914 1,300.257 1,554.500 

Umwandlung 709.156 635 .329 819.909 968.645 1,148.448 

Netto-Inlandverbrauch 743.823 724 .597 877.671 1,049.061 1,224.614 

Verbrauch der Energie-
erzeuger und Verluste 53.340 52.138 63.011 72.976 80.303 

Endverbrauch 690.433 672.459 814.659 976.085 1,144.311 

davon Industr ie 258.991 233.494 272 .267 307.583 342.752 
Verkehr 157.646 160.078 191.203 227.632 256.647 
Kleinverbrauch er 1) 273.846 278.887 351.189 440.870 544.912 

1) Haushal t, Gewerbe, Landwirtschaft. 

nach Energieträgern ist hier deshalb nicht übernommen worden, weil diese Aufteilung 
in gewissen Grenzen steuerbar ist und, wie später ausgeführt ist, Alternativen für den 
Ei nsatz der Kernen erg ie bestehen. Ei ne Entscheid u ng, ob Kern kraftw rke ei ngesetzt 
werden sollen oder nicht. erfo lgt daher erst in Abwäg u ng von den dazu bestehend en 
Alternativen. 

Es ist zu bemerken. daß der Bedarf der Industri e wesentlich geringer, nämlich nur um 
32,3% bis 1990 gegenüber 1974, ansteigen wird als der des Verkehrs mit 62.8% und 
der Bedarf der Kl einverbrauch er mit 99.0%. In dem rh eblich geringeren Ansteig n 
des Ind ustri everbrauchs kom mt di e Tendenz ei ner relativen Verri ngeru ng des Anteils 
der energ iei ntensiven Prod uktionszwe ig e an der gesamten I nd ustrieprod u ktion zu m 
Ausdruck. Wi e di e Internationale Energie-Agentur anläßlich der Länd erprüfung zum 
Energiesparen im Jahr 1976 festg estellt hat, haben viele österreichische Industrie­
zweige eine im Vergleich zu den anderen Mitgliedstaaten bessere bzw. sehr gute 
Energ ieausn utzung. 

Der Importantei l am Brutto-Inlandverbrauch wird von rund 61 % im Jahr 1954 auf vor­
aussichtlich nah ezu 80% bis Ende der achtziger Jahre anwachsen. Während noch im 
Jahr 1973 für Energieimporte rund 10,5 Mrd. Schilling aufgewendet werden mußten, 
hat sich dieser Betrag 1975 mit ru nd 20,5 Mrd . Schi 11 i ng an nähernd verdoppelt und 
ist 1976 auf nahezu 25 Mrd . Sch i lIi ng angewachsen. 

Allei n diese Zah len weisen auf die Notwend ig keit hin , En erg ie kü nftig rationeller 
ei nzusetzen . Ei ne Energ ieei nsparung inder Größenord n u ng von 15% innerhol b von 
12 Jahren (für den gesamten Bereich der OECD maximal 20 bis 24% laut World 
Energy Outlook OECD Paris 1976) dürfte für Österreich allerdings die Obergrenze 
darstellen, die nur unter Erg reifung aller praktisch du rchfü h rbaren Maßnah men 
erreicht werden kann. Sie würde eine jährlich etwa um 1 % niedrigere Energie­
verbrauchszunahm e bedeuten, d. h. die grundlegenden Fragen der Energiepolitik 
kön nen durch Energ ieei nsparu ngen allei n nicht bewältigt werden. 
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2. Elektrizitätswirtschoftliche Überlegungen 
Entwicldung und Prognose 

An läßlich der Erstell u ng des ersten Energieplanes hat das Bu ndesm i nisteri u m fü r 
Handel, Gewerbe und I nd ustrie von der Elektrizitätswi rtschaft ei ne Beg rü nd u ng fü r 
das von der Elektrizitätswirtschaft vorgelegte und beschlossene koordinierte Ausbau­
programm erbeten. Die Elektrizitätswirtschaft hat, nach mehreren Verhandlungen, 
verschiedene Varianten für die Bedeckung des prognostizierten Elektrizitätsbedarfes 
ausgearbeitet, über die im Energieplan 1975 folgendes ausgesagt wird (Seite 152). 

"Beide Varianten sehen bis 1985 den Ausbau von sieben Laufkraftwerken mit 
einer Leistung von insgesamt 637 MW und einem Arbeitsvermögen von 3,6 TWh 
vor. Variante B sieht fü r die restliche Bedarfsdecku ng im G ru nd lastbereich den 
Bau weiterer drei Kernkraftwerke mit insgesamt 3000 MW vor, während Va­
riante A nur zwei weitere Kernkraftwerke, zwei Dampfkraftwerke konventionel­
ler Art und eine Gasturbine vorsieht. 

Zu r Decku ng der Bedarfsspitzen weist Variante A ei n Speicherkraftwerk von 
500 MW, Variante B dagegen fünf Gasturbinen mit einer Leistung von je 100 MW 
auf, von denen zwei als Ausfallreserve gedacht sind. 

Mit den in der Ausbauplanung angenommenen Voraussetzungen ergibt ein 
Kostenvergleich, daß die Variante B hinsichtlich der Betriebskosten um etwa 
14,5% günstiger liegt als Variante A. Eine weitere Untersuchung, die die Ver­
bundgesellschaft über Wunsch des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und 
Industrie angestellt hat und die die Deckung des gesamten Bedarfes ausschließlich 
durch den Ausbau von Wasserkraftwerken zum Gegenstand hatte, ergab, daß 
ei n derart forcierter Ausbau - falls überhau pt tech n isch und organisatorisch 
durchführbar - die Gefahr von Kostensteigerung beim Kraftwerksbau und 
damit verstärkte inflationistische Tendenzen mit sich bringen würde. 

Andererseits ist die kosten mäßig günstige Variante Binfolge des hohen Antei les 
an Kernenerg ie (45% der Gesamterzeug u ng im Jah re 1985) bei den heute nicht 
gen ügend sicheren Aussagen bezüg lich der Verfüg barkeit von Kern kraftwerken 
mit einer gesicherten Stromversorg u ng nicht verei n bar. 

Unter Bedachtnahme auf die Gründe, die sowohl gegen einen reinen Wasser­
kraftausbau als auch gegen die Forcierung von dem in Variante B vorgesehenen 
Ausbau von insgesamt vier Kern kraftwerken sprechen, ist die von den U nter­
nehmen ihrer Planung zugrundegelegte Mischung der verschiedenen Kraft­
werksgruppen als zweckmäßig anzusehen, obwohl sie nicht dem theoretisch 
erreich baren Kostenm i n i mu m entspricht." 

Bei der Kernenergie ist ü berd ies die Lagerhaltu ng der Bren nelemente oh ne hohe 
Kosten in großen Mengen möglich. 

Demgegenüber kann Österreich seiner Verpflichtung aus dem "Übereinkommen über 
ei n internationales Energ ieprog rom m", BG BI. N r. 317/1976, zu m Aufbau ei ner 
Pflichtnotstandsreserve von bloß 75 Tagen Vollversorg u ng aus importiertem Rohöl 
und Rohölprodukten erst im Verlaufe von 4 Jahren nachkommen, wie dies aus dem 
Erdöl bevorratu ngs- und Meldegesetz, BG BI. N r. 318/1976, hervorgeht. Allei n der 
Wert der angelegten Pflichtnotstandsvorräte wird bei Erreichung der vollen Ver­
pflichtung von 75 Tagen auf derzeitiger Preisbasis rund 3,8 Mrd. Schilling betragen. 
Dazu kommen die Kosten für den Ausbau der Lager in der Höhe von rund 2 Mrd. 
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Schilling, wobei die Umwidmung von bestehenden Lagerkapazitäten nicht berück­
sichtigt ist. 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der Versorgungssicherheit hat die Elektrizi­
tätswirtschaft seither an der Nutzung der Kernenergie festgehalten, wie das aus ihrem 
im Energ ieplan 1976 wiedergegebenen koordi nierten Ausbau prog rom m von 1975 
hervorgeht. Im Energieplan 1976 wi rd hiezu bemerkt (Seite 242): ' 

"Gemäß der Regierungserklärung vom 5. November 1975 wird die weitere 
Nutzung der Kernenergie in Österreich von einem Beschluß des Parlaments 
abhängen. Als erster Schritt der Vorbereitung hiezu hat die Bundesregierung 
die Durchführung einer objektiven Informationskampagne über die Vor- und 
Nachteile der Verwendung der Kernenergie zum Zwecke der Energieversorgung 
beschlossen, deren erste Phase von Oktober 1976 bis April 1977 anberaumt ist." 

3. Zum ökonomischen Aspekt der Erzeugung elektrischer Energie aus 
Kernenergie 

Nach Angabe der Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld GesmbH (GKT) vom 
24.2.1977 werden die Stromgestehungskosten aus dem Kernkraftwerk Zwentendorf 
unter Berücksichtig u ng der Verteueru ng durch die Bauverzögerung (vorgesehene 
Inbetriebnahme März 1976 anstatt tatsächlich August 1978) 31,5 bis 37,2 g/ kWh be­
tragen. Diese Bandbreite in der Kostenangabe ergibt sich aus den Grenzwerten, die 
in der Kalkulation für die Kosten der Entsorgung und di e Vorsorg emaßnahmen für 
die Demontage nach Ablauf der proj ekti erten Lebensdau er getroffen werd en. 

Im einze lnen erg eben sich die kalk uli erten Kosten, auf der Basis der laufend en Preise, 
w ie folgt : 

0) lieferantenantei I : 

Der Generalunternehm er Siemens Österreich li efert zusammen mit einer Reihe von 
Unterli eferanten di e Kernkraftwerksanlag e zu dem im Vertrag ausg ewiesenen Preis. 
Dieser Vertragspreis wurde mit den angegebenen Gleitpreisformen valorisiert; die 
dazu notwendige I ndexentwickl u ng wu rde 1971 geschätzt. Aufg ru nd der damals zu r 
Verfügung stehenden Unterlagen ergab sich ein akkumulierter Gleitpreiszuschlag in 
der Höhe von 12,3%; die tatsächliche Indexentwicklung ergibt nunmehr einen 
akkumulierten Gleitpreiszuschlag von 30%. 

Die Steigeru ng der Kosten bei den maschi nell-elektrischen Anlagen zwischen 1971 
und 1977 resultiert hauptsächlich aus Gleitpreiserhöhung und aus zusätzlichen Kosten 
aufgrund des höheren österreichischen Sicherh eitsniveaus. 

b) Bauherrnseitige Beistellungen : 

Die Kosten für di e bauherrnseitigen Beistellungen wurden seinerzeit auf der Preis­
basis 1970 ermittelt, die Gesamtsumme wurde über die Bauzeit 1971 bis 1976 mit 
4% p. a. valorisiert, die tatsächliche Erhöhung war ebenfalls wesentlich höher. Die 
Details dazu sind nachstehend ausgeführt (in Mio Schilling): 
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Personal- und Sachaufwand 
Verwaltungs- und Betriebsgebäude 
Geneh mig u ngsverfah ren 
Lager und Werkstätten ... . 
Wohnraumbeschaffung . .. . 
Bau- und Inbetriebsetzungssystem 
Zufah rtstraße 
Frei luftschaltanlagen 
Außenanlagen, Zaun 
Objektsch utz . . . 
Kompaktlagerung 
Sonstiges. . . . . 

1971 1977 
105,0 

21,0 
15,0 
28,0 
13,0 
32,0 

9,0 
67,0 
10,0 

21,0 

322,4 
30,3 

163,4 
23,5 
43,8 
73,5 
10,2 
76,4 
10,6 
20,0 
50,0 

361,0 

321,0 1.185,1 

Die Steigeru ng des Personal- und Sachaufwandes ist darauf zu rückzufü h ren, daß 
mehr Personal als vorgesehen eingestellt werden mußte und daß die Personal­
und Sachaufwend u ngen stärker als vorausseh bar stiegen (Steigerung Tarifloh ni ndex 
I nd ustrie 1971 bis 1975 +87,5%, I ndex der Verbraucherpreise +48%). Aus obiger 
Aufstell u ng ist ersichtl ich, daß die größten Kostensteigeru ngen bei m Personal- und 
Sachaufwand, bei m Geneh mig u ngsverfah ren und aus zusätzlichen neuen Projekten 
resultieren. 

Der Hauptanteil der Erhöhung ist auf die Tatsache zurückzuführen, daß das Ge­
nehmig u ngsverfah ren viel detaillierter und umfang reicher, als im Jah re 1971 an­
genommen, abgewickelt wird. 

Weiters si nd inden 1977 ausgewiesenen Zah len, vor allem unter der Post "Sonstiges", 
viele zusätzliche Projekte enthalten, die 1971 nicht für notwendig erachtet wurden. 

c) Bauzinsen : 

Die Erhöhung der Bauzinsen resultiert aus der Steigerung der Investitionskosten 
und aus der Verzögerung der Fertigstellung. 

Die Gesamtanlagekosten (in Mio. Schilling) ergeben sich somit: 

1971 
Grundstücke . . . . . . . . 
Bauliche Anlagen . . . . . . 
Maschinell-elektrische Anlagen 
Bauherrnseitige Beistellungen (inklusive Steuern) 
Bauzinsen (7% über alle Zahlungen) 
Unvorhergesehenes . . . . . . . . . . . 
Investitionssteuer . . . . . . . . . . . . 
Bau kosten mi ndernde Refu nd ieru ngsbeträge 
(Zuschüsse bzw. Pönale) . . . . . . . . 

Spezifische Ausbaukosten (bezogen auf die 
Nettoleistung von 700 MW) ..... . 

146 

3 
564 

3287 
321 
610 
129 

keine 

4914 

7020 S/kW 

1977 
7,1 

557,7 
3781,9 
1185,1 
1100,0 
123,6 
113,4 

-200,0 

6668,8 

9530 S/kW 
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Mit den kalkulierten Baukosten ergeben sich für die Stromerzeugungskosten kal­
ku lierte Fixkos1en auf der Basis laufender Preise fü r das 10. Betriebsjah r (an Stelle 
der Barwertmethode) für eine Inbetriebnahme im August 1976, die im Jahre 1971 
vorgesehen war, bzw. Juli 1978, wie si e den Überlegungen im Jahre 1977 zugrunde 
liegt. wie folgt: 

Berech nungszeitpu nkt 

Zinsen (7% für das gesamte eingesetzte Kapital) 

Abschreibungen (20 Jahre Nutzungsdauer) . . 

Personalkosten 

Instand ha ltungskosten (1,5% im ersten, auf 2% 
im 20. Betriebsjahr steigend) .... . . 

Steuern 
(Gewerbeertragssteuer 7,5% d. Zinsen, 
Gewerbekapitalsteuer 1,5% v. Buchrestwert) 

Versicherung . . . . . . . . . . . . . . 

1971 

180,6 

245,7 

44,1 

66,9 

17,6 

30,0 

584,9 

1977 

255,0 

345,0 

65,0 

120,0 

30,0 

35,0 

850,0 

Bei den ang enom menen Betriebsstu nden von 6000/Jah r mit ei ner Netto leistu ng von 
700 MW ergeben sich dah er di e auf di e Ki lowattstunde entfa ll enden Fixkosten zu 
13,9 g/kWh beim Berechnungszeitpunkt 1971 und zu 20,2 g/kWh beim Berechnungs­
ze itpun kt 1977. 

Die Vorkalkulation der mittl ere n Bre nnstoffkosten (ohn e Erlös aus Rü ckg ewin n u ng 
vo n Uran und Plutonium) ergibt folg end es: 

1971 1977 

g/kWh % g/kWh % 

Natu ruran 1) 1,3 21 1,4 14 

An reicherung 2) 2,0 31 2,1 23 

Bren nel ementefertig u ng 3
) 2,0 31 2,1 23 

Wiederaufarbeitung (inklusive Transport)4) 1,0 17 3,7 40 

6,3 (= 100) 9,3 (= 100) 

1) 1971 : 5,1 US$jlb U300. 1977 : 6,7 US$jlb U30 0. 

2) 1971 : 32 US$jkg Trenna rbei tse inheit . 1977 : 46 US$jkg Tre nna rbei lsein hei t. 

3) 1971 : 2700 Sjkg U im Brenn element . 1977: 2900 Sjkg U im Brenn element. 

4) 1971: 60 US$jkg U im Brennel ement (520 Sjkg U) inkl. Lag erung. 1977 : 1500 FFjkg U im Brenn­
el ement (6800 Sjkg U) ohne Lagerung. 
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Damit ergeben sich die Stromgestehungskosten wie folgt: 

Fixkosten . . . . 
B ren nstoffkoste n 

Entsorg u ng. . . . . . . . . . . . . . . 
Vorsorge f. Stillegung des Kernkraftwerkes . 

Erläuterungen: 

1971 

g/ kWh % 

13,9 (68,6) 
6,3 (31,2) 

20,2 (=100) 

° ° 
20,2 

1977 

g/kWh % 

20,0 
9,3 

(68,3) 
(31,7) 

29,3 (=100) 

1,2 - 5,9 
1,0 - 2,0 

31,5 - 37,2 

Fixkosten : Absch rei bung inklusive Kapitaldienst, Betriebskosten (Versicherung, 
Steuer, Personal) Instandhaltung und Sachaufwand. 

Entsorgung: Kosten für Zwischen- und Endlagerung der schwach-, mittel- und hoch­
aktiven Abfälle, Kosten für Zwischenlagerung abgebrannter Brennelemente bis zum 
Abtransport zur Wiederaufarbeitung . 

Vorsorge für Stillegung: Annahme: Stillegungskosten etwa 15% bis 20% der Anlage­
kosten. 

Demgegenüber betragen die kalkulierten Gestehungskosten der elektrischen Energie 
für das projektierte Braunkohlendampfkraftwerk Voitsberg 111 nach dem vom Pro­
jektsprüfu ngsausschu ß der Ve r bu nd gesellsch aft be re its überprüften Projekt der 
Österreichischen Draukraftwerke AG . (Preisbasis Ende 1976) zwischen 55,37 und 
58,68 gj kWh. 

4. Steuerliche Maßnahmen 

Als das mit Jah resende 1968 te r minisie rte El ektrizi tätsförderungsgesetz 1953 zu r 
Verlängerung anstand, war man in der damaligen Bundesregierung zunächst der 
Meinung, daß man es nicht verläng ern müsse, weil eine Sättigung des Strombedarfs 
in Sicht sei. Es lief do re r das Elektr izitätsförderungsgesetz zunächst ersatzlos aus. 
Die Elektrizitätswirtschaft hat darauf hingewiesen, daß ein weiteres Wachstum zu 
erwarten sei, was auch die Folgezeit bestätigte, weshalb eine weitere steuerliche 
Förderung des Ausbaues der Elektrizitätswirtschaft unerläßlich sei. In der Folge 
fanden daher Besprechungen zwischen dem damalig en für die Elektrizitätswirtschaft 
zuständig gewesenen Bundesministerium für Verkehr und dem für das neu zu for­
m u lierende Elektrizitätsförderu ngsgesetz als Fi nanzgesetz zuständ igen Bundesmi niste­
rium für Finanzen sowie mit dem Verband der Elektrizitätswerke Österreichs 
statt. 

Das Ergebnis der Beratungen war das Elektrizitätsförderungsgesetz 1969, das im 
Art. 11 für die im Sinne des Gesetzes für zweckmäßig erklärten Kernkraftwerke die 
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Bestim mung vorsieht, daß Elektrizitätsversorg u ngsu nterneh m u ngen, die sich an der 
Finanzierung eines solchen Kernkraftwerkes beteiligen, diese Beteiligung innerhalb 
von 4 Jah ren auf 60 v. H. der Anschaffu ngskosten steuerbegü nstigt abschrei ben kön nen, 
wenn sie die auf ihre Beteiligung entfallende Strommenge gegen Ersatz der Selbst­
kosten beziehen. Betei ligt sich jedoch ein Elektrizitätsversorg u ngsunterneh men inder 
Form sogenannter nichtrückzahlbarer Baukostenzuschüsse, dann können diese inner­
hai b von 10 Jah ren voll abgesch rieben werden. 

In den auf ministerieller Basis vorbereiteten Erläuterungen zum Gesetz wird bemerkt, 
daß etwa alle 10 bis 15 Jahre mit einer Verdoppelung des Strombedarfes gerechnet 
werden müsse, und dazu u. a. ausgefü h rt: "Aus wi rtschaftl icher und tech nischer Sicht 
ergibt sich in zunehmendem Maße die Notwendigkeit, für die Erzeugung elektrischer 
Energie auch die Atomkraft nutzbar zu machen. Da nun die erstmalige Errichtung 
eines Kernkraftwerkes nicht nur bedeutende finanzielle Mittel erfordert, sondern 
auch ein erhebliches Risiko in sich birgt, sind in Art. 11 dieses Gesetzes besonders 
steuerliche Beg ü nstig u ngen bei gesellschaftsrechtlichen Betei lig u ngen an ei nem solchen 
Projekt und fü r Baukostenzusch üsse vorgesehen." 

Zu Art. 11 heißt es insbesondere: "Da die Errichtung eines Kernkraftwerkes bedeu­
tende finanzielle Mittel erfordert, ist die Finanzierung eines solchen Bauvorhabens 
im Wege gesellschaftsrechtl icher Betei I i g u ng anderer Elektrizitätsversorg u ngsu nter­
nehmungen vorgesehen. Im Hinblick auf die besondere Bedeutung, die einem der­
artigen Projekt für die gesamte österreichische Elektrizitätswirtschaft zukommt, soll 
das erhebliche Risiko, welches mit der erstmaligen Errichtung eines Kernkraftwerkes 
verbunden ist, auch auf steuerlichem Gebiet Berücksichtigung finden." 

Da das Gesetz schließlich jedoch als Initiativantrag aller drei im Parlament vertre­
tenen Partei en ei ngebracht und besch lossen wu rd e, entfi elen di e er läuternd en Be­
merkungen hiezu . Im Bericht des für di e Behandlung zuständig en Finanz- und Budget­
ausschusses (1477 der Beilagen zu den Stenographischen Protokoll en des National­
rates XI. GP.) wird jedoch ausdrücklich betont : 

"Weiter ergibt sich aus wirtschaftlicher und technischer Sicht in zunehmendem 
Maße die Notwendigkeit, für die Erzeugung elektrischer Energie auch die 
Atomkraft nutzbar zu machen. Da nun die erstmalige Errichtung eines Kern­
kraftwerkes nicht nur bedeutende finanzielle Mittel erfordert , sondern auch ein 
erhebliches Risiko in sich birgt, sind in Art. 11 dieses Gesetzes besondere steuerliche 
Begünstigungen bei gesellschaftsrechtlichen Beteiligungen an einem solchen Pro­
jekt und für Baukostenzuschüsse vorgesehen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den obgenannten Initiativantrag in seiner 
Sitzung am 28.11.1969 der Vorberatung unterzogen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Ing. HELBICH, Dr. STARIBACHER, GRUNDEMANN-FALKENBERG , ZINGLER, 
PETER und Dr. ANDROSCH sowie der Bundesminister für Finanzen, Prof. 
Dr. KOREN. 

Bei der Abstimmung wurde der im obgenannten Initiativantrag enthaltene 
Gesetzesentwurf inder dem Bericht angeschlossenen Fassung ei nsti m mig an­
genommen. 
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz- und Budgetausschuß somit den 
Antrag. der Nationalrat wolle dem angeschlossenen Gesetzesentwurf die ver­
fassu ngsmäßige Zusti m m u ng ertei len ." 

Tatsächlich wurde der Gesetzesentwurf im Nationalrat am 12.12.1969 einstimmig 
beschlossen. 

5. Bundeshaftung für Anleihen zum Bau des Kernkraftwerkes Zwentendorf 

In den Energieanleihegesetzen 1970.1972 und 1973, BGB!. Nr. 326/1970. BGB!. Nr.225/ 
1972 und BGB!. Nr. 578/1973. ist jeweils ausdrücklich angeführt. daß die betreffenden 
Darlehen und Kredite auch .. zur Finanzierung des Anteils der Verbundgesellschaft 
am ersten österreichischen Kernkraftwerk" dienen können . 

Die sieben an der Gemeinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld GesmbH. beteiligten 
Landesgesellschaften haben bisher insgesamt vier Kernkraftwerksanleihen mit je 
250 Mio. S emittiert. für die jedoch keine Bundeshaftungen erteilt wurden. 

6. Vorräte an konventionellen Energieträgern und Bemühungen um die 
Nutzung alternativer Energiequellen 

A) Vorräte an konventionellen Energieträgern und an Uran in Österreich 
Erneuerbare Energieträger 

a) Wasserkraft: 44.100.10 6 kWh/Jahr ( "199.3.10 15 J/Jahr. davon sind mehr als 
60% bereits ausgebaut oder im Ausbau). 

b) Brennholz: Jährlicher Einschlag (ohne Überschlägerung) 2-: 2,5 Mio fm (/'--
25,1 -: 33,5.10 15 J). 

Nicht erneuerbare Energieträger - fossile Brennstoffe und Uran 

(Angaben über fossi le Bren nstoffe nach dem von der Bu ndesreg ieru ng am 7. 6. 1977 
zu r Ken ntn is genom menen 1. Bericht des I nterm i n isteriellen Beamtenkomitees. Pkt. 39 
des Beschlußprotokolls Nr. 77.) 

a) Braunkohle 

a 1) Sichere (A) und wahrscheinliche 
Reserven (B) 
davon abbauwürdig 

a 2) mögliche Reserven 
(angedeutet C1 und vermutet C2) 

150 

123 Mio t /'-- 1802,4.10 15 J 
62 Mio t /'-- 908,5.10 15 J 

220 Mio t /'-- 2763,3.10 15 J 
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Förderu ng: 1960 
1970 
1975 
1976 

b) Kohlenwasserstoffe 

Erdöl 

b 1) sicher gewinnbar (A) 

b 2) wahrscheinlich gewinnbar (B) 

b 3) möglicherweise gewinnbar 
(vermutete (C) und hypothetische (0) Vorräte) 

Förderu ng: 1960 
1970 
1975 
1976 

5,97 Mio t A 

3,67 Mio t A 

3,40 Mio t A 

3,21 Mio t A 

87,5.10 15 J 
53,8.10 15 J 
49,8.10 15 J 
47,0.10 15 J 

22Miot A 921,1.10 15 J 

4Miot A 167,5.10 15 J 

33 bis 40 Mio t A 1381,6.10 15 J 
-: 1674,7.10 15 J 

2,45 Mio t A 

2,80 Mio t A 

2,04 Mio t A 

1,93Miot A 

102,6.10 15 J 
117,2.10 15 J 
85,4.10 15 J 
80,8.10 15 J 

Diese Schätzungen schließen nicht die Möglichkeit einer höheren Ausbeute aufgrund 
der Anwendung von tertiären Fördermethoden ein. Sie beruhen auf der Annahme 
eines Ausbeutefal<tors von 33%. 

Erdgas 

b 1) sicher gewinnbar (A) Erdgas und Erdölgas (als 
Beg lei tgas bei der Erdölgewi n n u ng anfall end) (A) 15 Mrd . m3 A 546,4.10 15 J 

b 2) wahrscheinlich gewinnbar (B) 7 Mrd. m3 A 255,0.10 15 J 

b 3) möglicherweise gewinnbar (C) vermutete und 
h)'pothetische (0) Vorräte an Erdgas 67 bis 80 Mrd. m3 

A 2f~40,5-: 

Förderung: 1960 
1970 
1975 
1976 

1,47 Mrd m~ A 

1,90 Mrd m~ A 

2,36 Mrd m~ A 

1,93Mrd m~ A 

2914,0.10 15 J 

53,5.10 15 J 
69,2.10 15 J 
85,9.10 15 J 
77,9.10 15 J 

Die Schätzungen für reines Erdgas beruhen auf der Annahme eines Ausbeutefaktors 
von etwas über 50%. 

c) Uran 

In Österreich sind in den letzten Jahren Vorkommen von Uranerz festgestellt worden, 
die bei den heutigen Preisen u. U. einen wirtschaftlichen Abbau ermöglichen lassen. 
Die bisher bedeutendste festgestellte Lagerstätte liegt bei Forstau im Land Salzbu rg. 
Sie wird gegenwärtig eingehend bergmännisch untersucht und aufgeschlossen. Die 
bisher ersch lossenen Lagerstättenvorräte (A + B) werden mit 1800 tU-Metall bewertet. 

151 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original)152 von 177

www.parlament.gv.at



B) Sonstige Energiequellen und derzeitiger Stand ihrer Nutzungsmöglich­
keiten 

a) Geothermische Energie 

Auf Grund eingehender geologischer Gutachten wurden vom Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung die folgenden Projekte zur Nutzung der geothermischen 
Energie in Österreich begonnen: 

Projekt 

1. Forschungskonzept für Erschließung und 
Nutzung geothermischer Energie 
in Österreich (Dr. JANOSCHEK). . . 

2. Vorstudie: Erstellung, Nutzung und 
Bewertung eines mit Geothermalwasser 
beheizten Experimentierg lashauses 
(Prof. STICKLER). . . . . . . . 

3. Untersuchung der geothermischen 
Tiefenstufe mittels Temperaturmessungen 
bei artesischen Brunnen in der Ost­
steiermark und im Südburgenland . 

4. Integrierte Nutzung geothermischer 
Energie; Teilprojekt Reininghaus . . 

5. Integrierte Nutzung geothermischer 
Energ ie; Teil projekt Fürstenfeld . . 

6. Integ rierte N utzu ng geothermischer 
Energie; Teilprojekt Troipersdorf . 

7. Waltersdorf 

b) Sonnenenergie 

Gesamtkosten 
in Schilling 

36.700,-

92.000,-

190.000,-

172.500,-

131.250,-

148.500,-

Tabelle I 

Förderu ngsbeitrag 
in Schilling 

36.700,-

92.000,-

190.000,-

172.500,-

131.250,-

148.500,-

3,500.000,- bisher 180.000,-

(Gesamtförderung 
1 Mio Schilling) 

Vom Bundesm inisterium für Wissenschaft und Forschung wurden folgende Studien 
über cl ie N utzu ng der Son nenenergie in Auftrag gegeben: 
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1. Möglichkeiten der Wasserstoffgewinnung 
mit Hilfe von Sonnenenergie und 
hochenergetischer Strahlung (Prof. GETOFF) . 

2. Bestandsaufnahme und Literaturbericht 
nationaler und internationaler Forsch u ng 
zu r Erzeug u ng von Wasserstoff (Prof. G ETOFF) 

3. Photochemische Nutzbarmachung der 
Sonnenenergie - Bestandsaufnahme 
internationaler Aktivitäten. 

4. Studie über Erstellung eines Regel- und Meß-
prog ram mes zu r Erfassu ng wesentlicher 
Kenngrößen bei der praktischen Nutzung 
der Sonnenenergie (Prof. STICKLER) 

5. Forschungsprogramm zur Untersuchung 
der Leistungsfähigkeit einer Sonnen-
energieanlage (Prof. BRANDSTAETTER) . 

6. Vorprojekt "Österr. Sonnenhaus" 
Studie "Österr. Sonnenhaus" 

Gesamtkosten 
in Schilling 

48.150,-

23.500,-

20.000,-

288.000,-

400.000,-

772.160,-
265.000,-

Tabelle 11 

Förderungsbetrag 
in Schilling 

48.150,-

23.500,-

20.000,-

288.000,-

400.000,-

772.160,-
265.000,-

Zur Erkundung der praktischen Bewährung von Solaranlagen und Sammlung der 
ei nsch lägigen Unterlagen wi rd durch das Bu ndesmi n isteri um fü r Wissenschaft und 
Forsch u ng das folg end e Meßstell en netz unterhalten : 

Fa. Swarovski und Co., Wattens, Tirol, 

Gesamtkosten 
in Schilling 

Sonnenenergiemeßstelle Absam . . . . . . . . 650.000 

Fa. Zima Wohnbau Ges.m.b.H., 
Errichtung einer Sonnenenergiemeßstelle in Göfis 297.000 

Meßprogramm für eine Sonnenenergieanlage 
des Freibades EggE!rsdorf; 
Institut für Umweltforschung, Graz . . . 295.000 

Prof. Dr. R. STICKLER; Meßnetz fü r 
Son nenenergie-Meßstelie Velden (Phase 1) 179.360 

Meßstelle Velden (Kom.-Rat GERSTEL) 

Sonnenheizung für das Institut für 
Molekularbiologie, Salzburg . . . . . 3,840.000 

Tabelle 111 

Förderu ngsbetrag 
in Schilling 

300.000 

297.000 

295.000 

179.360 

95.000 

3,840.000 
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Das Bu ndesmi nisteri u m fü r Wissenschaft und Forsch u ng hat 1975 und 1976 folgende 
industri elle Projekte für die Nutzung der Sonnenenergie gefördert: 

1975: 

Vereinigte Metallwerke Ranshofen­
Berndorf AG: 

"Entwicklung von Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie (Solarsystem)" . . . 

Karl GOHM Installationen: 

"Sonnenzellen zur wirtschaftlichen Nutzung 
der Sonnenenergie mit Wärmetauscher 
für Ein- und Mehrfamilienhäuser, 
Pensionen und Hotels, 
für Warmwasser und Heizzwecke" .. .. . 

Institut für Umweltforschung : 

"Praktische Mög I ich keiten zu r N utzu ng 
von Sonnenenergie für den Betrieb von 
Gewächshäusern mit realer Bindung an 
die kl i matischen und energ ie­
wirtschaftlichen Gegebenheiten" 

Gesamt . .. .. .. ... . 

1976: 

Vereinigte Metallwerke Ranshofen­
Berndorf AG: 

"Entwicklung von Anlagen zur 
Nutzung der Son nenenergie" 

Vogel & Noot AG: 

"Nutzung der Sonnenenergie zur Wärme­
erzeugung mittels Solarkollektoren" 

VMW Ranshofen-Berndorf AG: 

"Entwicklung von technisch und 
wi rtschaftlich geeig neten Son nen kollektoren­
Modellen" . 

Gesamt 

154 

Gesamtkosten 
in Schilling 

2,018.000 

177.000 

2,000.000 

4,195.000 

Gesamtkosten 
in Schilling 

819.000 

820.000 

52<>.000 

2,165.000 

Tabelle IV 

Förderu ngsbetrag 
in Schilling 

1,000.000 

110.000 

700.000 

1,810.000 

Förderungsbetrag 
in Schilling 

400.000 

400.000 

260.000 

1 ,060.000 
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Die Erstell ung von Prog ram men fü r die überregionale N utzu ng der Son nenenergie 
wu rde durch das Bu ndesmi nisteriu m fü r Wissenschaft und Forsch u ng wie folgt ge­
fördert: 

Du rchfüh rbarkeitsstudie "Son nen kraftwerk fü r 
Entwicklu ngsländer" (Österr. Gesellschaft fü r 
Sonnenenergie und Weltraumfragen) . 

Studie Österr. Sonnenkraftwerk für 
Entwicklu ngsländer (Prof. KLEI N RATH) 

Studie über die Gewinnungsmöglichkeiten 
von "Solarstrom in Österreich" 
(Dipl.-Ing. WEYSS) . . ... .... . 

Gesamtkosten 
in Schilling 

296.000 

25.000 

98.000 

419.000 

Tabelle V 

Förderungsbetrag 
in Schilling 

296.000 

25.000 

98.000 

419.000 

Insgesamt hat das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung für die Zwecke 
der Sonnenenenergiegewinnung von 1974 bis 1. 6.1977 einen Betrag von 17,75 Mio 
Schilling aufgewendet. 

Vom Bundesministerium für Bauten und Technik - Wohnbauforschung 
wurden bisher folgende einschlägige Projekte gefördert: 

Wärmeversorgung von Wohnbauten mit 
Sonnenenergie (Prof. GILLI und Partner) 

Österr. Sonnenhaus (ÖSH) - Detailprojekt 
(Österr. Institut für Bauforschung) . . . . . 

C) Folgerungen 

Tabelle VI 

in Schilling 

823.000,-

2,087.000,-

2,910.000,-

Vergleicht man die Vorräte an erneuerbaren und nicht erneuerbaren Energieträgern 
in Österreich mit dem derzeitigen und vermutlich weiteren Verbrauch unter Einschluß 
der Möglichkeit der Einbeziehung bisher kaum genützter Energiequellen, so besteht 
kei ne Aussicht darauf, die Importabhäng ig keit Österreichs vom Energ iebezug aus 
dem Ausland mindern zu können. Es wird bereits großer Anstrengungen bedürfen, 
die bisherige Quote der Energieimporte wenigstens vorerst nicht allzu rasch steigen zu 
lassen, so etwa durch weitere Erschließung von inländischen Vorräten. Grundsätz­
liche Änderungen in der Tendenz der Auslandsabhängigkeit sind auch nicht durch 
die Ergreifung von umfassenden und weitreichenden Maßnahmen zur Einsparung 
von Energie zu erwarten, wie sich aus dem folgenden Abschnitt 7 ergibt. In diesem 
Rahmen muß daher die Nutzung der Kernspaltenenergie beurteilt werden. 
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7. Die Förderung der zweckmäßigen Nutzung der Energie 

a) Allgemeines 

Um die zweckmäßige Nutzung der Energie zu fördern, wurden von der Bundes­
regierung seit 1974 verschiedene Maßnahmen gesetzt bzw. Empfehlungen gegeben. 
Es darf darauf hingewiesen werden, daß eine Erweiterung der Bundeskompetenzen 
auf diesem Gebiet bereits anläßlich des Beg utachtu ngsverfah rens fü r ei n Energie­
sicheru ngsgesetz auf massive Ei nsprüche gestoßen ist, und auch inder wesentlich 
abgeschwächten Form, in der eine Kompetenzerweiterung dann in der Regierungs­
vorlage (12 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrats, 
XIV. Gesetzgebungsperiode, siehe §§ 20 bis 25) vorgeschlagen war, war für diesen 
Vorschlag im Unterausschuß des Handelsausschusses des Nationalrats nicht die aus­
reichende Mehrheit zu erlangen, und er wu rde daher im Energ ielen kungsgesetz, 
BGB!. 319/1976, nicht berücksichtigt. 

Ungeachtet dieser rechtlichen Gegebenheiten hat die Bundesregierung eine im 
folgenden ku rz dargestellte umfassende Tätig keit fü r die Förderu ng einer zweck­
mäßigen Nutzung der Energie ausgeübt und hat dabei jenen Bereichen besondere 
Beachtung geschenkt, in denen merkbare Einsparungen erzielt werden können; 
nämlich der Raumheizung und der Wärmedämmung von Gebäuden, dem Individual­
verkeh r auf der Straße, der wärmei ntensiven I nd ustrie und den Mögl ich keiten der 
Wärme-Kraft-Kupplung im Bereich der öffentlichen Versorgung. 

b) Wärmeschutz von Gebäuden und Verbesserung des Wirkungsgrades von 
Raumheizungsanlagen 

Auf dem Gebiet des Wärmeschutzes von Gebäuden sind bisher folgende Maßnahmen 
gesetzt worden : 

-Am 10. Dezember 1974 hat das Bundesministerium für Bauten und Technik unter 
Zah I 562 .426-IV / 25/74 ei n Ru ndschrei ben an alle Bu ndesländer gerichtet, in dem 
hervorgehoben wurde, daß auf dem Gebiete des Wohnbaues die Verbesserung 
des Mindestwärmeschutzes als eine der vordringlichsten Maßnahmen anzusehen 
sei. Für den Bereich der Wohnbauförde r ung wurde dabei unter Bedachtnahme 
auf § 2 Abs. 2 Woh n bauförderu ngsgesetz 1968 inder geltenden Fassu ng auf die 
Bestimmung des § 2 Abs. 1 Z.8 des zitierten Gesetzes hingewiesen . Als Grenzwert 
für den Wärmebedarf je m 2 Nutzfläche wurde deshalb, abweichend von den 
bisherigen höchstzulässigen Wärmebedarfswerten nach Tafel 6 der ÖNORM 
B 8110, fü r alle Wohngebäude 54 kcal j m2 Nutzfläche und Stu nde 1) (das ent­
spricht 20 kcal /m3h) 2) empfohlen . Der Förderungswerber sollte bei Einreichen 
eines Wohnbauförderungsbegehrens nunmehr auch den Nachweis für den vor­
geschriebenen Wärmebedarf und eine Berechnung für den Wärmeverbrauch 
für jede einzelne Wohnung erbringen. Diese Empfehlungen fanden auch in der 
Novelle zum Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGB!. 366/1975, ihren Nieder­
schlag. 

1) 226,09 kJ/m 2 Nutzfläche und Stunde 
2) 83,74 kJ /m3h 
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- Nach der Novelle zum Wohnungsverbesserungsgesetz 1969 (BGBI. 367/1975) 
können nunmehr auch Maßnahmen gefördert werden, die der Erhöhung des 
Wärme- und Schallschutzes dienen. 

- Über Anregung des Bundesministeriums für Bauten und Technik wurden in einem 
Beiblatt zur ÖNORM B 8110 für verschiedene Gebäudetypen Mindestwärme­
schutzgruppen als Empfehlung für einen erhöhten Wärmeschutz erlassen. Seit 
1. Juli 1976 ist für alle neu zu errichtenden Wohngebäude in Oberösterreich die 
darin festgelegte Wärmeschutzg ru ppe 111 fü r verbi nd lich erklärt worden (Wärme­
durchlaßwiderstand D = 1,26 kcal/m 2h Oe) 3). 
Im Burgenland wurde das Beiblatt mit 9. Dezember 1976 zur Gänze für verbind­
lich erklärt (Landesgesetzblatt 35, Stück Nr. 63). 

- Seitens des Bundesministeriums für Bauten und Technik wurden mit Zahl 
513.980/1/74 Richtli nien fü r ei nen erhöhten Wärmesch utz in Bundesgebäuden 
erlassen. Danach si nd allen Plan u ngen und Bau maß nah men die Richtli nien der 
ÖNORM B 8110 und des Beiblatts zugrundezulegen, und zwar bei Außenwänden 
der erhöhte Wärmeschutz entsprechend der Wärmeschutzgruppe 111 und bei 
Außendecken nach der Wärmeschutzgruppe IV. Der Nachweis des erhöhten 
Wärmeschutzes nach ÖNORM B 8110 ist sinngemäß nach ÖNORM M 7500 oder 
DIN 4701 durchzuführen und spätestens mit dem Antrag auf Entwurfgenehmigung 
auf dem Formblatt "Wärmeschutz" vorzulegen. 

In der Sitzung des Interministeriellen Beamtenkomitees für Fragen der Energie­
ei nsparung wu rde bereits am 4. März 1976 an den Vertreter der Verbi nd u ngsstelle 
der Bundesländer das Ersuchen gerichtet, daß die Bundesländer mit dem Bund ein 
Abkommen nach Artikel 150 B-VG über ei nheitliche Bestimmungen auf dem Gebiete 
der Luftrei n haltu ng zwecks Ü berprüfu ng der Ei nzelofenanlagen und Gewäh rleistu ng 
eines ausreich end en Wirkungsgrad s sowie über einheitliche Bestimmungen über den 
Wärmeschutz von Gebäud en schließen. Bisher li egt eine Gegenäußerung der Ver­
bindungsstell e der Bundesländ er zu di es m Vorschlag noch nicht vor, jedoch beab­
sichtigt das Bu ndesmi nisteri u m fü r Handel, Gewerbe und I nd ustrie, an läßlich der 
auf Grund des Beschlusses der Landeshauptleutekonferenz vom 28.10.1976 über 
die Verlängerung des Energielenkungsgesetzes bereits eingeleiteten Verhandlungen 
auch diese Frage ei ner positiven Regel u ng zuzufü h ren . Als ei ne G ru ndlage hiefü r 
könnte die Arbeit dienen, der sich eine Arbeitsgruppe im Rahmen des Österreichischen 
Normungsinstitutes gewidmet hat, die am 29.4.1977 konstituiert wurde, mit dem 
Ziel, sämtliche für eine Optimierung des Gesamtenergiebedarfes im Hochbau be­
stehende Normen zusammenzutragen und diese, wenn nötig, im Sinne der Energie­
einsparung zu verschärfen. 

Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie hat auf Grund von 
Empfehlungen seines Energiesparbeirats eine umfassende Untersuchung durch die 
Versuchsanstalt fü r Bren nstoffe, Feueru ngsanlagen und Gastech ni k an der Tech nischen 
Universität Wien über die Ermittl u ng des Betriebswi rku ngsgrades an Heizsystemen 
des Hausbrandes du rchfü h ren lassen, fü r die inden Jahren 1975/76 und 1976/77 
Kosten in der Höhe von insgesamt S 450.000,- aufgewendet wurden. Auf Grund 
von Messungen an über 100 Einzelheizungen in beiden Heizperioden konnten folgende 
Durchschnittswirkungsgrade über die Betriebsperiode festgestellt werden: 

J) 5,28 kJ/m 2 h oe 
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Bren nstoffei nsatz 

Feste B re n nstoffe 

Flüssige Brennstoffe 

Gasförmige Brennstoffe 

Durchschnittswirkungsgrade in % 

Art der Heizung 
Ei nzel heizu ng Etagen heizu ng Zentral heizu ng 

68 85 82 

54 67 74 

77 81 83 

Es zeigt sich, daß die Durchschnittswirkungsgrade z. T nicht den praktisch erreichbaren 
entsprechen, so daß hier Möglichkeiten zu einer Energieeinsparung aktiviert werden 
kön nten. Diese Einsparu ngen si nd vor allem durch bessere Wartu ng und 1 nstand­
haltung der Anlagen und bei Ersatzinstallationen durch deren richtigere Dimen­
sionierung zu erreichen. 

Die endg ü Itige Fassu ng der Untersuch u ngsergebnisse wi rd im Herbst 1977 vorliegen . 

c) Energiesparen im Straßenverkehr 

Auf dem Gebiet des Straßenverkehrs hat die Bundesregierung an den bereits im 
Jahre 1973 gesetzten Geschwindigkeitsbegrenzungen festgehalten. Darüber hinaus 
hat das Bu ndesmi niste r i u m fü r Handel, Gewerbe und I nd ustrie ei ne Kosten-N utzen­
Analyse von Energiesparmaßnahmen im Straßenverkehr mit einem Kostenaufwand 
von S 1,512.000,- an das Institut fü r Verbren n u ngskraftmaschinen und Kraftfah r­
wesen an der Tech nischen Universität Wien vergeben. Diese Untersuch u ng baut 
auf einer vorhergegangenen internationalen literaturrecherche auf, wobei 160 Stellen 
in 13 Ländern kontaktiert wurden, und die ergeben hat, daß keine vollständigen 
N utzen-Kosten-Analysen über Energiesparmaßnah men auf dem Sektor Straßen­
verkehr vorliegen, so daß die österreichische Studie die erste dieser Art sein dürfte. 
Die Kosten der Literaturrecherche haben S 604.800,- betragen. Die Ergebnisse 
dieser umfassenden Kosten-Nutzen-Analyse werden Ende 1978 vorliegen. 

Zwischenergebnisse wurden am 13.6. d. J. im Rahmen einer Sitzung des Energie­
sparbeirats des BMfHGI vorgelegt, wobei auch Vorschläge gemacht wurden, welche 
allerdings noch weitgehender Erörterungen und einer Abstimmung mit den zu­
ständigen Ressorts bedürfen. Diese Vorschläge betreffen eine Änderung der Be­
messungsgrundlage für die Kfz-Steuer von PKW und Kombis, wobei an Stelle des 
Hubrau mes der Kraftstoffverbrauch im Stadtverkeh r, gemessen nach den Regel n 
des Eu ropa-Zykl us, maßgebend sei n soll. 'Du rch diese Umstell u ng soll das gesamte 
Kfz-Steueraufkommen nicht vermindert werden. Ebenso sollte, ohne Verminderung 
des gesamten Kfz-Steueraufkommens, die Kfz-Steuer für Diesel-PKW und Diesel­
Kombis gemindert bzw. abgeschafft werden. Außerdem sollten alle Hersteller von 
Kraftfahrzeugen verpflichtet werden, den Kraftstoffverbrauch im Stadtverkehr, 
gemessen nach den Regeln des Europa-Zyklus, der ohnehin bei jeder Typenzulassung 
besti m mt wi rd, fü r ihre Modelle an Stelle des weniger aussagenden DI N-Verbrauchs 
anzugeben. 
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Die Kosten-Nutzen-Studie hat die systematische Behandlung folgender Gebiete zum 
Gegenstand: 

1. Aufklärung von Fahrzeuglenkern durch Planung der Fahrtausnützung, Ausnützung 
der Kapazität, Fah rverhalten auf der Strecke usw.; 

2. Aufkläru ng der Fah rzeug halter bei Ankauf ei nes Fah rzeugs, bei dessen Wartung 
und Betrieb; 

3. Verkehrsplanung und Verkehrslenkung ; 

4. Verkehrsplanung und Straßenführung ; 

5. Legistische Maßnah men, die den Fah rzeug len ker bzw. Fah rzeug halter betreffen: 

6. Legistische Maßnah men, die die Herstell u ng betreffen; 

7. Aufzeigen von Förderungsmaßnahmen, wobei auch die Frage des "öffentlichen 
Verkehrs" Berücksichtigung findet. 

Bis jetzt wurden drei voneinander völlig verschiedene Einzeimaßnahmen einer ge­
naueren Untersuchung unterzogen, nämlich : 

a) Anschaffung eines Diesel-PKW an Stelle eines PKW mit Otto-Motor; 

b) Ausstattung ei nes PKW (mit wassergekü h Item Motor) mit ei nem abschaltbaren 
Kü h lerventi lator; 

c) Errichtu ng ei ner Fu ßgäng erü berfü h ru ng . 

Dabei hat sich gezeig t, daß kosten-nutzen-mäßig, unter all ei niger Betra chtung der 
energiespa ren den Effe kte, di e Ausstattung ein es PKW mit abschaltbar m Kühl er­
ventilator w esentlich günstiger als di e Anschaffung ines Di ese l-PKW ist und diese 
wi ederum w esen tlich günstiger ist als die Errichtung ei ner Fußgängerüberführung. 

d) Aufklärung der Bevölkerung über die Bedeutung d es Energiesporens 

Zur Aufklärung der Bevölkerung über die Notwendigkeit des Energiesparens hat 
die Bund es regi erung bisher zwei Aktion en unternommen, nämlich die Herausgabe 
eines an alle Haushalte versandten Flugblattes, wonach über den Verein "Kon­
sumenteninformation" ein Energ iesparbuch bezogen werden konnte, und eine an 
den Schulen mit ei nem I nstru ktionsblatt und mit Fi I men bzw. Diapositiven du rchge­
führte Kampagne. Für diese Aktionen wurde ein Betrag von insgesamt ca. 5,9 Mio. 
Schi IIi ng aufgewendet. 

Zu r Ken nzeich nu ng des Energieverbrauch es von elektrischen Haushaltsgeräten si nd 
seit 1974 Bemühungen um dessen Deklaration im Gange. In Österreich wurde bereits 
1973 fü r Kü h Igeräte bei der Produ ktdeklaration auch die Ken nzeich n u ng des Energie­
verbrauches eingeführt. Bei den anderen Haushaltsgeräten ist aber derzeit die 
Ei nfü hru ng der Kennzeich n u ng des Energieverbrauches noch du rch das Feh len 
entsprechender internationaler Normen erschwert. 
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e) Energiesparen im industriellen Bereich 

Um das En ergiesparen in der Industr ie zu förder n, hat das Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und I nd ustrie den Band I se i ner energ iepolitischen Sch riften rei he 
(Spri nger-Verlag Wien/ New York, 1976) "Ausgewäh Iten Problemen der i nd ustriellen 
Energ iewi rtschaft" gewid met. Darü ber hi naus wu rde der Österreich ische Energ ie­
konsu menten-Verband Ende 1976 mit der Du rchfü hru ng ei ner Untersuch u ng über 
Energiesparmöglichkeiten in der wärmeintensiven Industrie betraut. An dieser Unter­
suchung, deren Kosten insgesamt S 1,371 .600,- betragen, beteiligen sich im Ausmaß 
von je S 250.000,- auch die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die 
Vereinigung Österreichischer Industrieller. D ie Ergebnisse dieser Studie werden 
Ende 1978 vorliegen. Der Österreichische Energiekonsumenten-Verband beziffert 
d ie Möglichkeit der Energieeinsparung in der wärmeintensiven Industrie - unter 
sonst gleichen Produktionsverhältnissen - mit 8 bis 9%. Dieser Prozentsatz wurde 
unter Berücksichtig ung des Umstandes ei ngeschätzt, daß ei ne Rei he wärmei ntensiver 
I nd ustriezweige Österreichs im internat ionalen Verg leich bereits eine seh r gute Aus­
nützung der eingesetzten Energieträger aufweist. Dies trifft insbesondere für die 
Papier- und Zementindustrie nach Angaben der Internationalen Energie-Agentur, 
Publikation: "Energy Conservation in the International Energy Agency, 1976 
Review", zu. 

Die Untersuchungen durch den Österreich ischen En erg iekonsu menten-Verband er­
strecken sich auf die folgenden Betriebsgruppen : 

Gießereii nd ustrie, 
Nah ru ngsmitteli nd ustrie (i nsbesondere Brauereien), 
Chemische Industrie (i nsbesondere kunststoffvera rbeitende I nd ustrie), 
Papier- und zellstofferzeugende Industrie, 
Stei n- und keramische I nd ustrie (i nsbesondere Zementi nd ustrie) , 
Eisenerzeugende I nd ustr ie 

sowie auf Betriebe, die in ihrer Prod u ktion große Trockn u ngsan lagen besitzen. Auf 
Grund bereits jetzt vorliegender Ergebnisse, die aus den Untersuchungen in einigen 
Betrieben vorliegen, zeigt sich, daß allgemein der Abwärmeverwertung (sowohl 
bei Abwässern als auch bei Abluft) zu wenig Augenmerk geschenkt wird. Dies beruht 
unter anderem auch darauf, daß die Ausstattung vieler Betriebe mit einschlägigen 
Meßgeräten mangelhaft ist. Weiters könnte die Rückführung von Altmaterial in den 
Produktionsprozeß und/oder die Verwertung von Produktionsabfällen für die 
Energieerzeugung noch in einem höheren Ausmaß, als dies bisher geschieht, erfolgen. 
Ebenso könnte eine vermehrte Installierung von Gegendruckanlagen erfolgen; 
dies unter der Voraussetzung einer verbesserten Zusammenarbeit zwischen den 
Elektrizitätsversorg ungsu nterneh men und den betreffenden I nd ustrieu nterneh men. 

Zur Förderung der Rationalisierung der industriellen Energiewirtschaft können nach 
den Richtlinien des ERP-Fonds seit 1976 auch Darlehen für energiesparende In­
vestitionen in Anspruch genommen werden. Ferner sind die nachfolgenden gesetz­
lichen Regelungen , die die rationelle industrielle Energiewirtschaft begünstigen, 
bereits erfolgt: Die 1976 beschlossene Novelle zu m § 4 Abs. 8 des Ei n kom mensteuer­
gesetzes 1972, BGBI.664/76, wonach nunmehr Anlagen, die elektrische Energie aus 
der Verbrennung von Müll oder betrieblichen Abfallstoffen erzeugen, und Anlagen, 
die der Kraft-Wärme-Kupplung dienen , vorzeitig abgeschrieben werden können. 
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Durch die Novelle zum Elektrizitätsförderungsgesetz, BGBI. 297/1975, werden die 
steuerlichen Beg ü nstig u ngen auf die Errichtu ng von klei nen Wasserkraftan lagen 
ausgedeh nt. Du reh § 8 des Elektrizitätswi rtschaftsgesetzes, BGBI. 260/1975, wurde 
die Rechtsstellung der industriellen Eigenanlagen in ihrer Beziehung zu den Elektri ­
zitätsversorg u ngsu nternehmen wesentlich verbessert. Das Wi rksamwerden dieser 
Besti m m u ng hängt allerdi ngs von dem In krafttreten der entsprechenden Landes­
gesetze ab. 

f) Wärme-Kraft-Kupplung im Bereich der öffentlichen Versorgung 

Ein Projektteam unter der Federführung von Prof. DDDr. Ludwig MUSIL wurde 
vom BMfHGI im Jahre 1976 mit einem Kostena ufwand von insg esamt 2,8 Mio. Schilling 
beauftragt, festzustellen, in welchem Umfang ei ne wi rtschaftliche Form der Wärme­
Kraft-Ku ppl u ng inder öffentl ichen Versorg u ng in Österreich möglich ist, welch e 
Brennstoffersparnisse dadurch generell zu erwarten sind und in welcher Größen­
ord n ung die dafü r notwendigen I nvestitionen li egen werden. Ei n bereits feststeh endes 
Ergebnis der Untersuchung besteht in der Aussage, daß in einer ersten Ausbaustufe 
ei ne wi rtschaft liche Ei nsatzmöglich keit der Kraft-Wärme-Ku ppl u ng in Österreich 
mit einer gesamten Nutzwärmeabgabe von 30.980 . 1012 J realist isch erscheint, was 
ei ne jährliche Wärmeeinsparung von ca . 37.220 . 10 12 J an Brennstoffen ermöglich en 
würde. D ie Untersuchu ng wurde im Herbst d. J. abg eschlossen und soll den 
Raumplanungsstell en der Bundesländer , dem Fachverband der Gas- und Wärme­
versorg u ngsu nterneh men sowie dem Verband der El ektr izitätswerke Österreichs 
zur Verfügung gestell t werden, um als Gru ndl ag e für di e Ausarbeitung von konkreten 
Projekten zu di enen. 

8. Entwicklung der Planung und des Baues des ersten österreichischen Kern­
I<raftwerkes 

Di e österrei ch ische El ektr izitätsw i r tschaft hat sich bereits unter dem Ei nd ru ck der 
Ersten Atomkonferenz der Vereinten Nationen mit der Fra g der Kern energi e 
intensiv befaßt. Das Erg ebnis di ese r Befassung ist u. a. dem Heft 15/16 vom 1. August 
1955 der Z eitsch r ift " El ektrotech ni kund Maschi nen bau " zu entneh men. I n der Folg e 
wu rden intensive Studien durch die neugeg rü ndete Österreich ische Stud iengesell ­
schaft für Atom energi e Ges. m. b. H. durchg eführt . Di e Id ee , in Österreich ein Prototyp­
Kernkraftwerk zu errichten, wurd e bereits Anfang der sechzig er Jahre aufgegeben ; 
die Bemühungen wurden auf den Bau ein es wirtschaftli ch w ettbew erbsfähigen Kraft­
werkes konzentri ert. Di ese Bemühungen haben ihren N iederschlag im Ausbau­
prog ram m 1968 der öster re ich isch en El ektr iz itätswirtschaft gefund en, das bereits 
fü r 1975/76 di e In betri ebnah me des ersten Kern k r aftwer kes vorg ese hen hat. Dieses 
Ausbauprogramm wurd e in das Energiekonzept der damaligen Bundesregierung 
vom Mai 1969, das dem Nationalrat vorgel egt wurd e, voll übernomm en. Über das 
erste Kernkraftwerk führt dieses Energiekonzept folg endes aus (S. 28) : 

"Für das Kernkraftwerk sind derzeit seitens der Verbundgesellschaft 300 MW 
und seitens der Landesgesellschaften 339 MW angemeldet, wobei der eventuelle 
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Ersatz des Blockes 111 der WStW-EW mit einer Leistung von 140 MW durch einen 
Kern kraftwerksantei I im J ah re 1979 nicht berücksichtigt erschei nt. Die In betrieb­
nahme des Kernkraftwerkes ist für das Jahr 1975/76 vorgesehen. Die Verbund­
gesellschaft nimmt zu diesem Zeitpunkt ihren gesamten Anteil in Anspruch, 
die Landesgesellschaften benötigen zur gleichen Zeit 249 MW, der Rest von 
90 MW ist fü r 1978 geplant. 

Aufgrund der vorliegenden Anmeldungen für Anteile an einem Gemeinschafts­
kraftwerk wird die Erstell u ng I=i nes Kern kraftwerkes in der Größenord nu ng 
von mindestens 2 X 300 MW erwogen. Die Anmeldungen der einzelnen Ge­
sellschaften müssen jedoch noch an die optimale Größe des Kernkraftwerkes 
angepaßt werden, die nicht zuletzt von preislich günstigen und baureifen Pro­
jekten der Lieferfi rmen abhängen wi rd. Hied u rch kön nen Änderu ngen inden 
ei nzelnen Bezugsmengen der Gesellschaften und auch zeitliche Versch iebu ngen 
ih rer I nanspruch nah me ei ntreten. 

G ru ndsätzlich ist zu erwäh nen, daß die In betriebnah me von g roßen Ei n heiten 
sowohl bei Laufkraftwerken als auch bis zu einem gewissen Grad bei einem 
Kern kraftwerk ei nen so großen Erzeug u ngszuwachs erbri ngt, daß ei ne konti­
nuierliche Anpassung an den stetig steigenden Bedarf ohne Einflußnahme auf 
die bestehenden thermischen Anlagen nicht sofort möglich ist. 

Während der Anlaufzeit des Kernkraftwerkes ist ein gewisser Überhang an 
thermischer Erzeug u ngskapazität aus Sicherheitsg rü nden sogar erwü nscht." 

Nachdem bereits seit dem Jahre 1966 die Kernkraftwerks-Planungs Ges. m. b. H. mit 
den Vorbereitungsarbeiten für die Nutzung der Kernenergie durch die österreichi­
sche Elektrizitätswi rtschaft befaßt war, wu rde im Jah re 1969 von letzterer die Ge­
meinschaftskernkraftwerk Tullnerfeld Ges.m.b.H. (GKT) zum Zwecke der Planung 
und der Errichtu ng des ersten österreich ischen Kern kraftwerkes geg rü ndet. Nach 
langen Verhandlungen im Rahmen der GKT wurde am 22.3.1971 der Baubeschluß 
fü r die Errichtung des Gemei nschaftskern kraftwerkes Tu 11 nerfeld mit ei nem Siede­
wasserreaktor mit einer Bruttoleistung von 730 MW von den Gesellschaftern gefaßt. 

Der u rsprü ng I iche kom merzielle Betriebsbeg i n n dieser An lage war fü r Aug ust 1976 
vorgesehen. Bekan ntlich kon nte dieser Termi n aus folgenden Gründen nicht ei ngehal­
ten werden: 

1. Die weltweite Verschärfung der sicherheitstechnischen Aspekte, die dazu führte, 
daß zwischen der ursprünglich der Planung zugrundegelegten sicherheitstechnischen 
Ausleg u ng und der von den österreich ischen Behörden in ih ren Vorsch rei bungen 
geforderten Sicherheiten zum Teil erhebliche Unterschiede bestehen. Daraus haben 
sich bei der teilweise bereits laufenden Fertigung der Kraftwerksunion und den 
U nterl ieferanten seh r erhebliche Lieferverzögeru ngen ergeben. 

2. Die verzögerte Beibringung von prüffähigen technischen Unterlagen für verschie­
dene Kraftwerkskomponenten seitens der Kraftwerks-Union. Dadurch war der als 
Sachverständiger im Genehmigungsverfahren nach dem Strahlenschutzgesetz und 
als Überwachungsorgan nach der Dampfkesselverordnung herangezogene Tech­
nische Überwach u ngs-Verei n (TÜV) nicht inder Lage, die entsprechenden Freigaben 
fü r die termi nbesti m menden Druckproben rechtzeitig zu erteilen. 
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Zu diesen beiden Hauptursachen für die Verzögerungen beim Bau des Kernkraft­
werkes Tullnerfeld kam noch eine Reihe anderer Umstände, die ebenfalls zu Termin­
verzögeru ngen beitrugen . Aus der nicht rechtzeitigen In betriebnah me des Kernkraft­
werkes Tullnerfeld ergeben sich folgende Konsequenzen: 

1. Versorgungstechnischer Art: Für die Bereitstellung der fehlenden Erzeugung aus 
dem Kern kraftwerk Tull nerfeld mußten jene Reserven, die eigentl ich fü r allfällige 
Betriebsausfälle dieses Kraftwerkes vorgesehen waren, eingesetzt sowie Stromimporte 
getätigt werden. Ein Problem ergibt sich insoferne, als hinter bereits eingesetzten 
Reserven keine weiteren stehen, so daß es bei Ausfällen und beim Zusammentreffen 
meh rerer u ng ü nstiger Umstände, insbesondere im Hochwi nter, zu Versorg u ngseng­
pässen kommen könnte, womit auch gewisse Einschränkungen in der Stromversorgung 
nicht auszuschließen wären. 

2. Finanzieller Art: Unter der Annahme, daß das Kernkraftwerk Tullnerfeld im März 
1978 in Betrieb gehen kann, hat die Verbundgesellschaft, die zu 50% an der Anlage 
beteil igt ist, ihre durch die verzögerte FertigsteIl u ng gegebenen Meh rkosten wie 
folgt ermittelt: 

Differenz zwischen den Brennstoffkosten des Kernkraftwerkes und den Kosten der 
Substitutionsenergie 477,9 Mio. S 

Vorhaltekosten 1) 15,0 Mio. S 

Gleitung n 50,0 Mio. S 

Mind erung der Zinsen und Abschreibung en 
auf Kohl evorräte . - 13 ,5 Mio. S 

Pönale . . . . . . . . . . . . . . . . - 100,4 Mio. S 

zusammen 429,0 Mio. S 

Falls aber das Kern kraftwerk Tu II nerfeld auf u n besti m mte Zeit nicht in Betrieb 
genom men werd en sollte, müßte nicht nur die ganze Stromlieferu ng weiterh i n wie 
bisher durch Reserven und Stromimporte zu den angegeben en hohen Kosten gedeckt, 
sondern auch die gesamte Investition von rund 7 Milliarden Schilling (Verbundgesell­
schaft die Hälfte) als verloren angesehen werden. Eine entsprechende Belastung der 
Kostenrechnung der EVU wäre unvermeidlich. 

Über di e finanzi elle Belastung, die sich aus der Verwendung von mit fossilen Brenn­
stoffen beheizten Dampfkraftwerken gegen über Kern kraftwerken erg i bt, gibt die 
nachfolgende Tabelle fü r den Zeitrau m 1978 bis 1983 Aufsch lu ß : 

1) Unter Vorhaltekosten versteht man alle notwendigen Aufwendung n, die einen Baustellenbetrieb 
sich er gewährleisten (Bauslromversorgung, Bewachung , Beratung, Überwachung und Bauausführung) . 
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Tabelle VII 

Brennstoffverbrauch und Brennstoffkosten des Kernkraftwerkes Zwentendorf 
und von dazu alte rnativen konventionellen Wärmekraftwerken 

im Zeitraum 1978/79 bis 1982/83 

(Preisbas is 1976) 

Zu erzeugende Mit Kern kraftwe rk Ohne Kernkraftwerk Zwentendorf 
elektrische Zwentendorf 106 t Braun- 106 t 

Jahr Energie GWh t (Uran) Mio S kohle 1) Mio S Ö12) Mio S 

1978/79 1750 56 580 1,6 530 0,4 540 
1979/80 4200 20 240 4,0 1330 1,0 1350 
1980/81 4200 20 240 4,0 1330 1,0 1350 
1981 /82 4200 20 240 4,0 1330 1,0 1350 
1982/83 4200 20 240 4,0 1330 1,0 1350 

136 1540 17,6 5850 4,4 5940 

1) Braun kohl e 10.718. 103 J/ kg unterer Heizwert. - 2) Öl 41 .860. 103 Jjkg unterer Heizwert. 
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Teil IV 

Einführende Stellungnahmen der Experten bei der 
Regierungsklausur am 6. Juni 1977 in Schloß Hernstein 

Generaldirektor Dr. Sigvard EKLUND, IAEA: 

"Die Erzeugung von Elektrizität durch Kernenergie aus Kernkraftwerken wurde fast 
zu r sei ben Zeit zu r g roßi nd ustriellen Ausnützu ng möglich, wie die Debatte über 
Umweltfragen intensiviert wurde; zum Beispiel durch die Stockholmer Konferenz von 
1972 über Umweltfragen. Die Aufmerksamkeit der verschiedenen Medien hat sich 
schnell auf die Atomenergie eingestellt und es sind vorwi egend drei Probleme, die 
man zur Diskussion gestellt hat, nämlich erstens di e Frage der Sicherheit von Kern­
kraftwerken, zweitens die Frage der Lagerung des Atommülls und drittens die Frage 
über den Zusammenhang von Kernkraftwerken und der Produktion von Atomwaffen. 
Ehe ich näher auf di ese drei verschiedenen Problemkreise eingehe, möchte ich die 
fu ndamentalste Frage erwäh nen, und zwar: Wi e g roß ist das Energiebed ü rfnis der 
Welt und wi e kann man dieses Energiebedürfnis decken? In verschi edenen Kon­
ferenzen und aus zahlreichen Studien in den letzten Jahren ist klar geworden, daß 
die traditionelle Energiereserve in Form von Öl und Gas bei dem jetzigen Verbrauch 
nur noch einige Jahrzehnte ausreichen wird, und es ist ebenso klar, daß die einzige 
neue Energiequelle, die technisch so entwickelt ist, daß sie unmittelbar einen beträcht­
lichen Teil des Konsums decken kann, die Kernen ergie ist. Dies ist auch aus der schnel­
len Entwicklung von 10.000 MW elektrischer Kernenergie im Jahre 1967 bis auf 
90.000 MW zu m jetzigen Zeitpu n kt ersichtlich und ei ne Vorausschau bis 1980 zeigt 
einen Zuwachs auf fast 200.000 MW. 

Wenn man sich nun vorstellt, daß ein Kernkraftwerk von der Größe von Zwentendorf 
ei nem Ölverbrauch von u ngefäh r ei ner Million Ton nen pro Jah r entspricht, versteht 
man die Bedeutung der Kernenergie in einer Zeit, in der die Ölvorräte sich schnell 
verringern . 

Die Frage der Sicherheit von Kernkraftwerken ist in den letzten Jahren sehr sorgfältig 
studiert worden . Die Erfahrungen aus dem Betrieb von Reaktoren für friedliche 
Zwecke, eine Erfahrung, die jetzt etwa 1400 Reaktorbetriebsjahren entspricht, hat 
bei diesen Studien natürlich eine große Rolle gespielt. Ich möchte hier speziell eine 
Studie, die in den Vereinigten Staaten gemacht wurde - die Rasmussen-Studie, so 
nach ihrem Verfasser benannt - erwähnen. Ich glaube, es ist richtig zu sagen, daß 
die Schlußfolgerungen der Rasmussen-Studie und die Ergänzungen, die sie durch 
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andere Studien erhielt, jetzt allgemein als richtig angenommen werden. Die Resultate 
weisen darauf hin, daß es sehr unwahrscheinlich ist, daß ein Unfall in einem Reaktor 
mit ernster Natu r stattfi nden wü rde. Die Wah rschei n I ich keit ei nes solchen Unfalls 
kan n größenord n u ngsmäßig nur mit de r von Natu rkatastrophen vergl ichen werden. 
Es darf auch nicht vergessen werden, daß bei dem Betrieb von zivilen Kernkraft­
werken bis jetzt kein einziger Unfall passiert ist, durch den Menschen durch Radio­
aktivität getötet wu rden. 

Man hat übrigens jetzt den Eindruck, daß die Frage der Sicherheit von Kernkraft­
werken nicht mehr eine so große Aufmerksamkeit von seiten der Umweltspezialisten 
genießt wie früher. Man ist offenbar durch die Resultate der Studien beruhigt worden . 
Dazu kommt noch, daß in den neuen Reaktoren natürlich die Erfahrungen aus den 
frü heren Konstru ktionen berücksichtigt wu rden. 

Die zweite Frage - die des Atommülls - ist nach wie vor Gegenstand intensiver Dis­
kussionen. Bis jetzt hatte man auf Grund des relativ begrenzten Ausbaues der Kern­
kraftwerke keine Schwierigkeiten, den Atommüll aufzubewahren und 'dadurch eine 
effektive Abgrenzung zur Biosphäre zu erreichen. Im Zusammenhang mit dem Ausbau 
der Kernenergie erhob sich die Frage, wie man größere Mengen von hochaktivem 
Atommüll beseitigen kann. Man sieht hier zwei Entwicklungslinien : erstens keine 
Wiederaufarbeitu ng der verwendeten Bren nstoffelemente. Die Bren nstoffelemente 
werden anfänglich unter Wasserkü hl u ng aufbewah rt, später nur mit Luftküh I u ng, 
zum Beispiel in Stollen. Eine solche Aufbewahrung von verwendeten Brennstoff­
elementen geschieht seit Dezennien in Kanada und es ist wahrscheinlich, daß man diese 
Methode auf längere Zeit verwenden kann, bis man sich zu einer chemischen Wieder­
aufarbeitung entschließt. Die andere Entwicklungslinie liegt darin, daß die ver­
wendeten Bren nstoffelemente nach ei ner Abkü hl u ngsperiode chemisch aufgearbeitet 
werden, um das entstandene Plutonium und das noch vorhandene Uran zu gewinnen. 
Vom Stand pu n kt der Energ iewi rtschaftl ichkeit kön nte diese Strategie günstig sei n, 
da u ngefäh r ei n Drittel der u rsprü ngl ich erzeugten Energie von den verwendeten 
Brennstoffelementen von Leichtwasserreaktoren zurückgewonnen werden kann. Der 
dabei entstandene Atommüll muß dann beseitigt werden. Es muß hier betont werden, 
daß schon verschiedene Methoden ausgearbeitet worden sind, um diesen Atommüll zu 
isolieren, zu m Beispiel in g lasäh nlichen Su bstanzen, die dan n in u nteri rdischen 
Räumen, wie Salzbergwerken, aufbewahrt werden können. Wie schon gesagt, 
Lösungen zu dieser Frage gibt es bereits, nur war bisher kein Bedürfnis vorhanden, 
diese Methoden im g roßi nd ustriellen Maßstab zu verwenden. Aber dies wi rd jetzt 
geschehen, auch um die Öffentlichkeit davon zu überzeugen, daß es gemacht werden 
kan n, auch wen n es vorläufig noch nicht u n bedi ngt nötig ist. 

Die dritte Frage, die der Verbindung von Kernkraftwerken für die Produktion von 
elektrischer Energie mit der Herstellung von Atomwaffen, hat in den letzten Jahren 
an Interesse gewonnen. Die Atomkraftgegner haben immer wieder das Argument 
vorgebracht, daß durch den Zuwachs an Atomkraftwerken die Möglichkeiten der 
Verbreitung von Atomwaffen immer größer werden. 

Es muß erstens daran erinnert werden, daß es viel leichtere Wege gibt, in den Besitz 
von spaltbarem Material für Waffenzwecke zu gelangen als durch Kernkraftwerke. 
Auch die Entwicklung der letzten 30 Jahre hat gezeigt, daß spaltbares Material für 
die Herstellung von Atomwaffen am leichtesten von gewissen Typen von Forschungs­
reaktoren hergestellt werden kann. Es ist auch viel billiger, einen Forschungsreaktor 
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diese r Art zu bauen als ein Kernkraftwerk und auch viel einfacher aus technischer 
Si cht. Ferner ist spaltbar es Materia l aus Ke r nkraftwerken ohne besondere Maß­
nah men nicht zu r Waffen herstellung geei gn et. 

Sei t 1970 ist de r Nichtweiterverbreitungsvert rag in K raft, den vorl äufig 99 Nicht­
nu kl eare-Waffen-Staaten u nterzel ch net haben . Die Pa rtner in diesem Vertrag ver­
sprechen, d ie Kernene rg ie nicht zu r Herstell u ng von Atomwaffen oder nuklearem 
Ex plos ionsmaterial zu ve rwend en. Di ese Verei n barun g wi rd d IJ rch ei ne Sicherheits­
kontroll e der I nternational en Atom energi e-Organ isation hier in Österreich ü ber­
wacht. Di e Sicherh eitskontroll e der IAEO kann zwar nicht verhindern, daß die Ent­
wick lu ng vo n nuk lea ren W affe n geschi eht, aber ei ne solch e Entwicklung ist mit dem 
Ris i ko verbu nden, daß si e entdeckt wi rd und vor den Sicherh eitsrat der Verei nten 
Nationen gebracht wi rd und auch an die Öffentlichkeit dringt. 

Ich se i bst bi n der M ei n u ng , daß Kern kraftwerke das Risi ko ei ner Weiterverbreitu ng 
von Atom w affen ni cht erhöhe n werden . Die Kernkraftgegner vergessen leid er, daß 
nach zuver lässigen A ngaben hier in Eu ropa meh r als 10.000 Atomwaffen gelagert 
sind. Sie sprechen von de m Risiko eine r Katast rophe bei dem ord entlichen Betri eb 
eines Kernkraftwe r kes, wo alle Vo rsichtsma ßnahmen getroffen sind . Sie vergessen 
aber di .se Atomwaffe n, wo alles daran gesetzt wu rde, sie so destruktiv wi e möglich 
zu mache n. 

In vi elen Länd ern ri ngs um Öste r reich sind jetzt Kernkraftwerke in Betrieb od er im 
Bau. Ich möchte d ie Schweiz, di e Bun desrepublik Deutschland, die Tsch echoslowakei, 
U ngarn , Jugos lawien un d Ita li en erwähne n. Es ist schwer, mir vo rzustell en, daß 
Ö st rreich kein Kernkraftw erk in Bet r ieb ha ben sollte, aber dafür El ektri zität aus den 
Nachbar länd er n kaufen müßte, di e elekt risc he Energie aus Kernk raftw erken her­
stell en. 

Di e Frag e der W irkun ge n der Kernenergi e auf die U mwelt kann sehr kurz beantwor­
tet werd en. Alle Methode n der Energiee rze ugung haben ein e gan ze Reihe von U m­
w eltwir ku ngen , di . im Fa ll der herkö mml ichen Energi eträ ge r bis j tzt nur zi emlich 
oberflächl ich anal ysiert w urden . 

Jeder Vergleich ze ig t, daß di e Kern energi e als d ie umweltf reundli chste Fo r m der 
En crg ieerzeug u ng erschei nt." 

Prof. D r. Wolf HÄFELE : 

" Z we ntendorf hat ein e Kapazität von etwa 700 MWe. Grob entspricht dem eine Be­
re itstellung von Öl in der Meng e von etwa 1 Million Tonnen pro Jahr. Man hat sich 
vo r Au gen zu halten, daß d ie öster re ichischen Ö lvo r räte bei 20 bis 30 Millionen Tonnen 
Öl li egen . Das heißt aber , daß di ese heimischen Vor r äte etwa der Energi e entsprechen , 
di e Zwente ndorf während sein er Lebensdauer erze ug en wird. Zwentendorf in 
Betr ieb zu nehmen od er nicht in Betri eb zu nehmen ist deshalb sicher keine adiaphori­
sc he Frag e. 

In den nächsten fünf bis zehn Jah ren ist mit einer erheblich en Verschärfung der 
global en Ölversorg u ngssituation zu rech nen . Die I nternationale Energie Agentu r 
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(IEA), der auch Österreich als Mitgliedsland angehört, hat auf diesen Sachverhalt 
kü rzl ich in ihrem Beri cht " T he World Energy Outlook" hingewiesen. Danach müssen 
die OECD-Staaten du rch Su bst itu tion von Im portöl durch hei mische Energieq uellen 
und Energiesparmaßnahmen den für 1985 normalerweise zu erwartenden Ölimport 
von 35 Millionen Faß pro Tag auf 25 Millionen Faß pro Tag zu drücken versuchen. 
25 Millionen Faß pro Tag war der Ölimport der OECD-Staaten in den Jahren 1974/75. 
Sparmaßnahmen können vielleicht 5 Millionen Faß pro Tag ausmachen, die übrigen 
5 Millionen Faß pro Tag müssen , wie gesagt, durch Substitution zustande kommen. 
Im österreichischen Rahmen ist Zwentendo rf ein erster Schritt für eine solche Sub­
stitution. Aber auch der vor kurzem fertig gewordene Bericht des Workshop on Alter­
native Energy Strategies (WAES) kommt zu dem selben Schluß und weist darauf hin, 
daß die physische Liefermöglichke it der OPEC-Staaten in den achtziger Jahren er­
reicht sein dürfte, von da an laufen dann Bedarf und Liefermöglichkeit auseinander. 

Auf etwas längere Sicht wird man den Rahmen, in dem man das Energieproblem zu 
beurteilen hat, noch weiter zu fassen haben. Der Mittelwert des Pro-Kopf-Verbrauches 
an Energie liegt heute bei 2 kW. Jedoch hat man sich vor Augen zu halten, daß mehr 
als achtzig Länder, die fast alle Sitz und Stimme in der UNO haben, nur 0,2 kW pro 
Kopf verbrauchen . Das sind nur 2 Prozent des Wertes der USA. Österreich hat einen 
Pro-Kopf-Verbrauch, der bei 4 kW liegt, so wie das für andere mitteleuropäische 
Staaten auch der Fall ist. Das alles heißt aber, daß sich das Energieproblem länger­
fristig eher noch verschärfen wird , denn d ie Entwicklungsländer w erden sich ent­
wickeln und Energie verbrauchen wollen . 

Dessen ungeachtet wird man die Frage der Inbetriebnahme von Zwentendorf aber 
auch noch von der Seite der Sicherheit und der mit dem Betrieb einhergehenden 
gesundheitlichen Belastung zu sehen haben . D iese Frage stellt sich nicht als absolute 
Frage, sondern als relative Frage im Verg leich zu den Alternativen. Diese Aussage 
kli ngt ei nfach, hat aber erhebl iche Konseq uenzen . I m Normal betrieb scheidet die 
Kernenergie nachweislich besser als jede mögliche Alternative ab, die gesundheit­
liche Belastung ist de facto Null , das heißt, schon der Wohnungswechsel von einem 
Haus in ein anderes oder von einem Wohnort zu einem anderen kann erheblich 
größere Strahlen belastungen mit sich bringen als die Inbetriebnahme von Zwenten­
dorf. 

Neben dem Normalbetrieb hat man auch Unfälle zu betrachten. Auch das gilt für jede 
Art der Energieerzeugung , wie zum Beispiel Staudämme. Ein großer Unfall wird zu 
großen Folgen führen, der ein paar tausend Menschen ernsthaft betreffen würde. Bei 
der Kernenergie gi bt es dazu kei ne praktischen Erfah ru ngen, weil Kerntechni k seit 
ihren Anfängen konsequent auf die Vermeidung von Unfällen angelegt worden ist, 
und das macht einen großen Teil des Problems aus, die kerntechnische Unfallsituation 
angemessen zu beurteilen . Das Restrisiko großer Unfälle ist so klein, daß es für prak­
tische Zwecke übergangen werden kann. Man hat sich dazu klar zu machen, daß in 
der ganzen Welt knapp 200 Kernkraftwerke in Betrieb sind und daß in jedem Falle 
eine ganze Reihe von Kernkraftwerken knapp außerhalb der Grenzen Österreichs 
gebaut bzw. betrieben wird . 

Neben dem Kraftwerksbetrieb stellt sich die Frage des Verbleibs der bestrahlten 
Brennelemente. Hier hat man unbedingt zwischen der Endlagerung aufgearbeiteter 
radioaktiver Abfälle und dem vorläufigen Lager (Zwischenlager) ganzer, bestrahlter 
Brennelemente zu unterscheiden. Es gibt wissenschaftlich / technische Methoden zur 
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Endlagerung radioaktiven Abfalls. Dabei kann man sehr wohl darauf rechnen, daß 
in den nächsten zehn bis zwanzig Jahren eine multi- oder internationale Lösung des 
Endlagerproblems zustande kommt. Da aber die technischen Bedingungen einer 
Zwischen lageru ng fü r zwanzig bis drei ßig J ah re relativ leicht herzustellen si nd, 
bietet sich für Österreich dieser Weg der ZWischenlagerung unbedingt an und stellt 
nach meinem Dafürhalten einen verantwortungsvollen, besten Weg zur Lösung des 
Entsorg u ngsproblems dar. 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen empfehle ich die Inbetriebnahme von 
Z wentendorf." 

Prof. Dr. Victor F. WEISSKOPF : 

"Der Kernreaktor als Energiequelle ist heute das Objekt politischer und technischer 
Diskussionen, die oft die Grenze rationaler Überlegungen überschreiten und unter 
den Anhängern sowie den Gegnern emot ionelle und unsachliche Reaktionen hervor­
rufen. Die Gefahren des Kernreaktors kommen von mehreren Ursachen: 

1. Die Möglichkeit eines Betriebsunfalls, der mit dem Entweichen radioaktiver Stoffe 
verbunden ist. 

2. Die Gefah ren der Verarbeitu ng verl:..rauchter Fu el-El emente, insbesondere des 
Entweichens von PI uton i u m, das im menschlich en Körper sei bst in äu ßerst klei nen 
Meng en gefäh rl ich ist. 

3. Di e Gefahr, daß Material für di e Konstruktion von Bomben von Sabotagegruppen 
oder von politischen Mächten gestohlen wird. 

4. Die Frage der Sicherh ei t des Transportes von verbrauchten und neuen Fuel-El emen­
ten und des gewonnen en Plutoniums. 

5. Das Problem der Endlagerung des radioaktiven Abfalls . 

6. Das Problem der Verbreituna der Kernwaffen . ..., 

Ich halte Gefahr Nr. 1 als äußerst gering im Vergleich zu anderen Gefahren der 
modernen industriellen Gesellschaft. Ich bin skeptisch in bezug auf diesbezügliche 
quantitative Aussagen . Ich halte die Zahlen des Rasmussen-Reports für zu klein; aber 
sei bst 10- bis 100fach größere Gefah renwerte wären noch immer wesentlich klei ner 
als andere Gefahren, die wir auf uns nehmen . Die Sensitivität eines Teiles der öffent­
lichen Mei n u ng gegenü ber dieser Gefah r beruht auf ei ner irrationalen aber ver­
ständlichen Angst vor den unbekannten, spät eintretenden Wirkungen der Radio­
aktivität. 

Die unter Nr. 2 erwähnten Gefahren sind meiner Meinung nach ernster. Die Auf­
arbeitung im großen Ausmaß ist noch nicht genügend industriell erprobt. In den USA 
gibt es noch keine Fabrik, die befriedigend arbeitet. Einige Fabriken mußten ge­
schlossen werden, wegen mangelhaften Betriebs und unvorhergesehener Schwierig­
keiten. Mehr technische Entwicklungsarbeit ist vonnöten. Es ist aber zu erwarten, 
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daß diese Probleme in der Zukunft gelöst werden. Das einzige schwere Probl em \ 
dessen Lösung ich nich t ganz seh e, ist das der Arbei tsdisz iplin, auf das ich später 
zu rück kom me. 

Die Gefahr der Sabotage und des Steh le ns von Bombenmaterial halte ich im oll · 
gemei nen fü r übertrieben. Gewiß si nd die Maßnah men gegen Sabotage heu te nicht 
sehr ausgebildet. Ich nehme aber an, daß man die Sicherheit gegen Sabotage ver­
bessern kann und wird. Ich glaube auch, daß man die Leichtigkeit der Bomben­
erzeug u ng durch Sabotageg ru ppen überschätzt. 

Ich halte die Probleme der Sicherheit des Transports f" r übertrieben. Ich bin über­
zeugt, daß man Fuel-Elemente und radioakti ve Produkte so transportieren kann, daß 
sei bst Verkeh rsu nfälle kei ne Katastrophen veru rsachen. 

Das Problem der Endlagerung ist heute noch nicht vollständig gelöst. Es ist ein Problem, 
das im Prinzip lösbar ist. l\.lachdem heute weder diesEs noch das der Verarbeitung 
wirklich gelöst ist, halte ich den Cartersch en Vorschlag für sinnvoll, die gebrauchten 
Fuel-Elemente vorläufig nicht zu verarbeiten, sondern provisorisch zu lagern. Das ist 
technisch möglich und wahrscheinlich nicht schwerer als die endgültige Lagerung der 
Produkte der Verarbeitung . Österreich hat einen interessanten Vorschlag in dieser 
Richtu ng gemacht: Die Lageru ng der Fu el-E lemente in Blei. Natü rl ich wü rde ei n 
solches Vorgehen auch das Brüten von Plutonium vorläufig ausschließen. Es ist aber 
heute durchaus fraglich, ob die Verarbeitung der gebrauchten Fu el- Elemente und das 
Brüten ökonomisch rentabel sind. 

Die Sachlage sieht natürlich etwas anders aus vom Standpunkt jener Länder (wie 
Deutschland od er Frankreich), die wenig oder gar kein Uran besitzen. Das Problem 
der politischen Abhängigkeit von Uran-produzierenden Ländern rückt dann in den 
Vorderg ru nd. Fü r Österreich ist es aber nicht von großer Wichtig keit, nachdem 
Österreich ohnedies die Fuel-Elemente nicht selbst aufarbeiten würde. 

Das schwierigste Problem ist wohl das unter Nr. 6 erwähnte. Es ist nicht eines, das 
Österreich speziell und direkt angeht. Die weite Verbreitung von Kernreaktoren in 
der Welt erhöht beträchtlich die Möglichkeit, daß Staaten geheim oder offen Atom­
bomben herstellen. Die Extraktion vo n Bombenmaterial aus verbrauchten Fuel­
Elementen ist ei n kom plizierter, aber bekan nter Prozeß, den jedes, se i bst ei n klei nes 
Land durchführen kann, wenn es die nötigen Kosten aufbringt. Die üblichen Kontroll­
maßnahmen sind natürlich nicht sehr wirksam, wenn die Behörden eines Landes 
gewillt sind, sie zu durchbrechen. Hier würde nur eine ganz radikale Entschei dung zur 
internationalen Aufarbeitung der Fuel-Elemente helfen, verbunden mit ganz schweren 
Sanktionen gegen Brüche des Vertrags und mit genauestel' Überwachung, was die 
Souveränität der Staaten beeinträchtigen würde. 

Nun komme ich zu der Frage der Arbeitsdisziplin. Kernreaktoren und die damit 
verbu ndene I nd ustrie enthalten viel kom pliziertere und potentiell gefäh 1'1 ichere 
Maschi nen und Prozesse als die meisten i nd ustriellen Unterneh men, die heute im 
großen Ausmaß betrieben werden. Daher bedürfen sie einer Mannschaft von be­
deutend höherer tech nischer Ausbild u ng, höherem Verantwortu ngsgefüh I und 
höherer Arbeitsethik, als man in der Industrie gewöhnlich begegnet. Etwelche Mängel 
dieser Eigenschaften würden viel ernstere Folgen haben als in anderen Industrien, 
obwohl tragische Folgen solcher Mängel in der chemischen Industrie vorgekommen 
sind (Seveso). Es ist heute noch nicht klar, wie man dieses höhere Niveau der Verant-
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wortung zustande bringt, in einer Periode, in der die allgemeinen Tendenzen nach der 
entgegengesetzten Richtu ng gehen . Fo lg en dieser Entwickl u ng hat man ja auch bei 
Unfällen in der amerikanischen 1/ ernindustrie beobachtet. Hohe soziale Stellung, 
hohe Löh ne und spezielle in ternationale Bezieh u ngen (Besuche, Austausch, Kon­
ferenzen) könnten eine Art Spezialisten-Elite hervorbringen, etwa wie die Welt­
community der Wissenschafter. Wenig ist in dieser Richtung unternommen worden. 
Österreich könnte hier etwas beitragen du reh Beispiel und Initiative. 

Was folgt nun aus den hier dargelegten Ansichten? 

Wir müssen damit rechnen, daß der Energieverbrauch der Menschheit trotz aller 
Sparmaßnahmen in den nächsten 25 Jahren sicher ansteigen wird. Wir müssen damit 
rechnen, daß die Ölvorräte in der W elt abnehm en werden. Wir dürfen nicht mit 
neuen ergiebigen Energiequellen, wie Sonnenene rgie, Fusionsenergie usw. rechnen; 
diese brauchen mindestens 25 Jahre, um industriell auswertbar zu sein. Kernenergie 
ist die ei nzige neue Energieq uelle, die momentan verfüg bar ist. 

Auf der anderen Seite ist zu bedenken, daß die Auswertung der Kernenergie auf 
eine Reihe von Schwierigkeiten stößt, die wir oben erwähnt haben. Sie haben damit 
zu tun, daß die Kerntechnik eine junge, relativ unterentwickelte Industrie ist, die 
ganz neuartige und komplizierte Prozesse benutzt. Man darf nicht vergessen, daß die 
jetzt meistens benützten Reaktoren (Leichtwasserreaktoren) gewissermaßen das erste 
i nd ustrielle Modell darstellen und dem Model-T des Autos entsprechen . Es gibt viele 
Leute (ich selbst neige dazu), die den kanadischen Schwerwasserreaktor "Candu" als 
das bessere und wah rschei n I ich wcniger gefäh rl ich M odell betrachten . Das hei ßt, die 
Zukunft wird di e jetzt verwend eten Mod elle durch besse re ersetzen . 

Ich würd e dah er für di e ganze W It, aber speziell für Österreich , ein e langsam e Ent­
wicklun g befürwo rten. Di e Gründ e sind wi folgt: 

a) Wi r brau ch n Z eit, um di Konstruktionstechnik der Reakto r n und der Fuel­
Elementv ra rbe itung zu cntw ick In. 

b) Wir brauchen Z eit, um di beste Endlagerung zu bestimm n. 

c) Wi r brauch en Z eit, um ei ne internationale Lösu ng der Fuel-Elementzu bereitu ng 
und -verarb itung zu find en. Auch die Brüter sollen international betrieben werden. 

Langsam e Entwicklung b deut t aber nicht Stillstand. Ein völliger Stillstand würde 
die Verbesserung der Technik verhindern. Si e ist aber notwendig, denn es ist sicher, 
daß wir mehr Kernenergi e brauch en w erden, se lbst mit wirksamsten Energie­
sparmaßnah men. 

Was Österreich betrifft, ist das Problem etwas ei nfacher. Österreich muß Öl und 
Uran-Fuel-Elemente importieren. Es ist also auf jeden Fall vom Ausland abhängig . 
Österreich ist (9 I ücklicherweise) zu klei n, um Fuel-Elementverarbeitung zu trei ben. 
Abgesehen vom Reaktorbetrieb, alles was es zu tun hat, ist, eine gute provisorische 
Fuel-Element-Speicherung zu finden und auszubauen . 

Zusammenfassend komme ich also zum Schluß. daß Zwentendorf in Betrieb genom­
men w erden soll. Dadurch wird Österreich viel Erfahrung sammc ln für künftige Ent­
scheidungen . Der zweite Reaktor aber soll noch nicht entschieden werden. Hier rate 
ich zu einem langsamen Vorgehen. Wasserkräfte könn en noch mehr ausgebaut 
werden, selbst mit Rücksicht auf Umweltschutz, viel e Energiesparmaßnahmen können 
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noch ei ngefü h rt werden, wie höhere Benzi n preise, gestaffelte Elektrizitätspreise, die 
bei hohem Verbrauch sich erhöhen, und vieles andere. 

Zum Schluß möchte ich noch betonen, daß Österreich mehr als andere Länder an der 
International isieru ng der Fuel-Elementerzeug u ng und -verarbeitu ng interessiert sei n 
sollte. Dies ist nicht nur in der Verhinderung der Ausbreitung der Kernwaffen be­
gründet, sondern auch in der Verminderung der Abhängigkeit von den erzeugenden 
Großmächten. Österreich, wie jedes andere Land, hätte dann ein Mitspracherecht in 
bezug auf Erzeugung und Verteilung. Ich hoffe, daß die österreichische Regierung ihren 
nicht u n beträchtl ichen internationalen Ei nfl u ß in dieser Richtung ausü ben wi rd." 

Dir. Prof. Dr. Carl Friedrich Freiherr von WEIZSÄCKER: 

Die einleitenden Bemerkungen hat Herr Prof. von Weizsäcker ohne Manuskript und in 
direktem Anschluß an die vorhergegangenen einleitenden Bemerkungen der drei anderen 
Experten gemacht. Der nachfolgende Text stellt nicht eine genaue Wiedergabe dieser 
Bemerkungen dar, über die Herr von Weizsäcker auch nachträglich keine Aufzeichnungen 
verfaßt hat, sondern eine kurz gefaßte Darstellung seiner grundsätzlichen Auffassung des 
Problems. 

"Die fossilen Energieträger können den heutigen Energiekonsum - und erst recht 
einen noch wachsenden - nur für eine Zeitspanne decken, die kurz genug ist, uns 
zu vera n lassen, heute Anstreng u ngen zu r Bereitstell u ng von Alternativen zu machen. 
Die Umstellung auf eine veränderte hauptsächliche Energiequelle dauert technisch 
nach bisheriger Kenntnis stets mehrere Jahrzehnte. 

Die real gegenwärtige Umweltbelastung durch fossile Brennstoffe ist heute weniger 
inder öffentlichen Diskussion als die befü rchtete zu kü nftige durch Kernenergie. Mit 
dersei ben Rech n u ngsweise, mit der m utmaßI iche Todesfälle durch freigesetzte Radio­
aktivität aus Kernspaltung abgeschätzt werden, wurde jedoch berechnet, daß ein 
1000 MW-Kohlekraftwerk etwa 70 Menschen im Jahr durch Emission von S02 und 
anderen giftigen Stoffen töten könne. Entsprechende Schätzungen gibt es seit Jahren 
für die Schädigung durch die Abgase des Autoverkehrs. 

In den kommenden Jahrzehnten werden zusätzlich die klimatischen Auswirkungen 
eine wachsende Rolle spielen. Allen Energiequellen gemeinsam ist die Klimabeein­
flussung durch die Abwärme von Kraftwerken. Eine Studie über das Ballungsgebiet 
Baden-Württemberg läßt den Schluß zu , daß dort die Grenze des Akzeptablen, zumal 
im Rheintal, bei gegenwärtigen Wachstumsraten in einem Jahrzehnt erreicht würde. 

Den fossilen Energiequellen speZifisch ist die zunehmende weltweite Belastung der 
Atmosphäre mit Staub und C02. Selbst bei Fortdauer der heutigen Menge der Ver­
brennung fossiler Energieträger, erst recht aber bei deren weiterem Wachstum ist 
sehr ernstlich mit der Möglichkeit zu rechnen, daß im kommenden Jahrhundert eine 
tiefgreifende Klimaänderung auf der Erde geschieht, die die Bewohnbarkeit der bis­
herigen Kulturzonen in Frage stellt. 
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Die Abschätzung der Zeitdauer, für welche die Vorkommen an spaltbarem Material 
(Uran oder Thorium) den Energiebedarf decken können, hängt ab vom Preis, den 
man für die Gewinnung aus ärmeren Erzen zu zahlen bereit sein wird, und von der 
Entscheidung über den Einsatz von Brütern . Für die heutigen Preise, ohne Brüter, 
reicht das Uran nicht länger als Erdöl und Erdgas. Ein steigender Energiepreis würde 
aber die Ausbeutung der ärmeren Vorkommen rentabel machen. Ohne Brüter kann 
man eine Reichweite der Kernenergie von etwa 100 Jahren bei einer Wachstumsrate 
von 2 Prozent für gesichert halten. 

Es besteht so gut wie allgemeine Übereinstimmung, daß die heutigen Reaktoren 
wesentl ich u mweltfreu ndlicher si nd als durch Verbren nu ng fossiler Stoffe betriebene 
Kraftwerke. Die verbleibenden radioaktiven Emissionen sind im Normalbetrieb 
weit unter den normalen Schwankungen der natürlichen Radioaktivität, von denen 
bisher ein Einfluß auf die Gesundheit nicht nachgewiesen werden konnte. Reaktoren 
erzeugen jedoch wegen des sch lechteren Wi rku ngsg rades (etwa 33 Prozent ver­
glichen mit etwa 40 Prozent) pro nutzbare Kilowattstunde etwa 20 Prozent mehr 
Abwärme als fossile Kraftwerke. 

Hinsichtlich der Wiederaufarbeitung des Brennstoffs sind gewiß nicht alle diesbezüg­
lichen Sicherheitsprobleme gelöst. Man sieht hier aber keine grundsätzlich unlösbaren 
Aufgaben. Die Rückwirkungen der Sicherheitsvorkehrungen auf die Kosten werden 
fühlbar, aber nicht prohibitiv sein. 

Was die Möglichkeit technischer Unfälle an heutigen Reaktoren betrifft, liegt hierüber 
eine sehr ausführliche Studie, der sogenannte Rasmussen-Bericht vor. Man stößt 
dabei auf das g ru ndsätzliehe Problem der richtigen Ei nschätzu ng ei nes mit seh r 
geri nger Wah rsch ei n lieh kei t ei ntretenden seh r g roßen Schadens. Es ist klar, daß die 
Abschätzung so komplizierter Vorgäng e, di e noch ni e jemand in der Wirklichkeit 
beobachtet hat, auch bei größter Sorgfalt in vielen Ei nzel heiten kontrovers blei ben 
kann . So kompli zierte Untersuchung en wie der Rasmussen-Ber icht müssen deshalb 
überprüft werden. 

Das Beunruhigende am Problem der Endversorgung ist nicht die technische Lösung 
selbst, die man für möglich hält, sondern die Abwälzung des verbleibenden Risikos 
auf künftige Generationen . Für erkannte technisch verursachte Gefahren gibt es 
im allgemeinen auch einen technisch möglichen Weg der relativen Sicherung. Eine 
Schwierigkeit ist, die Gefahren rechtzeitig zu erkennen. 

Kohle und Kernspaltung sind die einzigen Alternativen für Erdöl und Erdgas, die, 
soweit tech n ische Arg u mente tragen, in ei nigen Jah rzehnten mit Sicherheit zu r Ver­
füg ung stehen kön nen, frei I ich nur, wen n die Vorbereitu ngen dafü r jetzt getroffen 
werden. Man kann aber heute mit guten Gründen, freilich nicht mit Gewißheit, 
vermuten, daß Kernfusion und Sonnenenergie in einigen Jahrzehnten diejenige 
technische Reife erreicht haben werden, die sie ebenfalls als Alternativen in der groß­
technischen Energiegewinnung anbieten würde. Als weitere Möglichkeit wird die 
geothermische Energie erwogen, doch ist die vorwiegende Meinung, sie würde 
quantitativ nicht ausreichen . Alle sonst bisher bekannten Energieformen wie Wasser, 
Wind, Gezeiten, lebende organische Materie (Holz, Algen, Dung) sind für Einzei­
zwecke brauchbar, bleiben aber weit hinter den quantitativen Anforderungen zurück, 
welche die Energiewirtschaft stellen muß, wenn sie ihr heutiges Volumen auch nur 
aufrechterhalten will. Daß die Kernfusion eines Tages zur friedlichen, das heißt 

173 

III-99 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 06 Bericht Kernenergie (gescanntes Original)174 von 177

www.parlament.gv.at



kontroll ierten Energ iegewi n n u ng wi rd gen utzt werden kön nen , ist die herrschende 
Meinung der Fachleute. 

Genau umgekehrt als bei der Kernfusion ist bei der Sonnen energie die technische 
Verwendbarkeit schon heute außer Frage. Als zusätzliche Energiequelle, zum Beispiel 
fü r Rau m heizu ng, verd ient sie frag los intensive Förderu ng. Die g roßtech nische 
Nutzung stößt jedoch auf Probleme, deren Überwindung nicht gewiß und zum min­
desten nach heutiger Ken ntn is erst nach Jah rzeh nten der Entwickl u ngsarbeit zu 
erwarten ist. 

Alle Argumente sprechen dafür, jedenfalls so viel Energie zu sparen wie möglich. 
Die Frage ist nur, wie weit man damit kommen kann. In diesem Zusammenhang erhebl 
sich die grundsätzliche Frage: wie weit darf oder muß das Wachstum des Energie­
konsums denn noch gehen? Die einzige aus der Geschichte zu rechtfertigende Extra­
polation wäre, daß das Wachstum unbegrenzt weitergehen wird. Jede davon ab­
weichende Prognose oder Forderung verlangt einen radikalen Bruch mit zweihundert 
Jah ren Wi rtschafts- und Tech nikgesch ichte. Viele Arg u mente sprechen dafü r, daß 
dieser Bruch in den kommenden Jahrzehnten notwendig sein wird. 

Ei ne Hypothese besagt, da ß wi r seit der Ei nfü h ru ng der Koh le und verstärkt seit der 
Verbi 11 ig u ng des Erdöls, also seit vielen Jah rzeh nten, stets ei ne Tech n i k der reich­
lichen Energ ie entwickelt haben. Tech n i k der Energ ieersparn is braucht dem nach 
keineswegs eine Technik des Verzichts auf Güter zu sein . Sie könnte vielmehr Energie 
durch Information su bstituieren. Gutgeregelte und daru m energ iesparende Mosch i nen 
sind ein Beispiel für den Techniker, Ersatz von Reisen durch Geräte der Telekommuni­
kation ei n Beispiel fü r den Manager. Au ßerdem kön nte der Verzicht auf gewisse 
Güter eine kulturell segensreiche Wirkung ausüben. 

Die Gefahren der Kernenergie können nicht geleugnet werden , sind aber vor allem 
im Rahm en der Gefahren zu sehen , die einerseits mit jedem erheblichen weiteren 
Wachstum der Energieproduktion verbunden sind, anderseits aus der gegen Krieg 
und in begrenztem Maße gegen Terrorgruppen ungesicherten Situation unserer Welt 
hervorgehen. Es ist zu vermuten, daß in der Konzentration der öffentlichen Ängste auf 
Kernreaktoren auch ein gleichsam symbolisches psychisches Moment liegt, da die 
Atom bom be, die sich dersei ben Energie bed ient, zu m Merkzeichen des bisher u nge­
lösten Problems eines künftigen Weltkrieges geworden ist. 

Ich habe, ausgehend von mei ner Ausbi Id u ng als Kern physi ker, inden vergangenen 
drei Jah rzeh nten die fried liche Nutzu ng der Kernenergie fü r ei ne der wichtigsten 
und zu ku nftsreichsten Entwickl u ngen gehalten. Die Sorgen über ihre U mweltverträg­
lichkeit sind mir, vermittelt durch die Sorgen meiner am Reaktorproblell1 arbeitenden 
Kollegen, in den letzten Jahren in den Vordergrund getreten. Ich wäre nicht un­
glücklich, wenn das gesamte weitere Wachstum der Energieproduktion in den hoch­
industrialisierten Ländern unterbliebe. Ich vermute, daß unser Wirtschaftssystem die 
Kraft hätte, die damit notwend ig verbu ndene Verteueru ng der Energ ie durch tech­
nische Entwicklungen zu meistern. Ein Wachstum der Wirtschaft ohne Wachstum 
der Energieproduktion wäre, nach einer Übergangszeit, durch die Entwicklung 
energ iesu bstituierender Tech n i ken vielleicht fü r längere Zeit mög lieh. Ich verstehe 
sehr wohl die Sorge vor tiefen sozialen Krisen, die durch diesen Prozeß ausgelöst 
werden können, und vermute, daß diese Sorge die Regierungen der Industriestaaten 
hindern wird, eine derartige Entwicklung zu fördern. Der Kern des Problems ist im 
Augenblick die kurz- und mittelfristige Sicherung der Arbeitsplätze. 
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Ich kann die lech nische Möglichkeit nicht ausschließen, daß eine Poli t ik sehr geringen 
Wachstu m5 der Energieprod u ktion oh ne Verzich t auf wesentl iche Güter und oh ne 
langfristige Gefäh rd u ng der sozialen Sla bi I ität von der heutigen Erdöl phase zu ei ner 
vielle icht 0 uf Fusion oder Sonnenenergie gestützten ohne eine Phase der Dominanz 
der Kernspal lung überleiten könnte. 

Von diesen Überleg u ngen ausgehend sehe ich kei nen zwi ngenden G ru nd, der öster­
reich ischen Bundesregieru ng von der In betriebnah me des fertiggestellten Kern kraft­
werkes Zwentendorf abzu raten. Ei ne Gefäh rd u ng der Landschaft und damit letztl ich 
des sinnvollen und humanen Zusammenlebens der Menschen würde durch alternativ 
konventionelle Kraftwerke , w ie z. B. Koh!e- oder auch Wasserkraftwerke, ebenfalls, 
ja soweit die Voraussagemög I ich keit reicht. in höherem Grade ei ntreten . Es ist ei n 
legitimer Wunsch der Bevölkerung, den ich aus eigener N ähe zu ihr genau kenne, 
alle diese Schäden so gering wie möglich zu halten. leh rate daher zu einer zurück­
haltenden Politik in bezug auf Kraftwerke im ganzen, aber nicht speziell zu einer 
Ablehnung des nuklearen Anteils." 
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